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Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Gerichtskosten- 
gesetzes 

Das Geriditskostengesetz wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

„S 1 

Für das Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten nach der iZivilprozeßordnung, 
der Konikursordnung, der Vergleichsord- 
nung, dem Gesetz über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung, der 
Strrfprozeßordnung und dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten werden Kosten 
(Gebühren und Auslagen) nur nach diesem 

- Gesetz erhoben 

2. § 2 tritt außer Kraft. 

3. Als neuer § 2 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

«§2 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind 
befreit der Bund u‘nd die Länder sowie die 
nach den Haushadtsplänen des Bundes und 
der Länder für Rechnung des Bundes oder 
eines Landes verwalteten öffentlichen An- 
stalten und Kassen. 

(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschrif- 
ten, durch (he eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewährt ist, 
bleiben in Kraft. Landesrechtliche Vor- 
schriften, die in weiteren Fällen eine sach- 
liche oder persönliche Befreitmg v5n Ko- 
sten gewähren, bleiben unberührt. 

(3) Soweit jemandem, der von Kosten 
befreit ist, Kosten des Verfahrens auferfegt 
werden, sind Kosten nicht zu erheben; be- 
reits erhoibene Kosten sind zurückzuzah- 
len. Das gleiche gilt, soweit ein von Ko- 
sten Befreiter Kosten des Verfahrens über- 
nimmt.“ 

4. § 4 wird wie fc^lgt gefaßt: 

(1) Über Erinnerungen des Kosten- 
schuldners und der Staatskasse gegen den 


Kostenansatz entscheidet das Gericht der 
Instanz, Die Entscheidung ergeht gebüh- 
renfrei. Das Gericht der Instanz kann 
seine Entscheidung von Amts wegen än- 
dern. Schwebt das Verfahren wegen der 
Hauptsache oder wegen der Entscheidung 
über den Streitwert, ‘den Kostenansatz 
ocler clie Kostenfestsetzung in der Rechts- 
mittelinstanz, so ist hierzu auch das Rechts- 
mittelgericht befugt. 

(2) Gegen Entscheidungen nach Ab- 
satz 1 ist die Beschwerde nach § 567 

2, 3, § 568 Abs. 1, 569 bis 575 der 

Zivilprozeßordnung zulässig. Gegen die 
Entscheidung, die ein Landgericht als Be- 
schwerdegericht trifft. Ist die weitere Be- 
sAwerde statthaft, wenn sie das Landge- 
richt wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
cler zur Entscheidung stehenden Frage zu- 
läßt. Die weitere Beschwerde kann nur 
darauf gestützt werden, daß die Entschei- 
dung auf einer Verletzung des Gesetzes be- 
ruht; die '§§ 550 und 551 der Zivilproz/eß- 
ordnung gelten entsprechend. Für die wei- 
tere Beschwerde gilt S 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

(3) In Strafsachen und in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten findet gegen Entschei- 
dungen nach Absatz 1 Beschwerde nach 
den '§§ 304 bis 310 der Straf Prozeßord- 
nung statt. 

(4) Erinnerungen oder Beschwerden 
können in allen Fällen durch Erklärung zu 
Protokoill der Geschäftsstelle oder schrift- 
lich ohne Mitwirkung eines Rechtsanwalts 
eingelegt werden. 

(5) Der Kostenansatz kann auch im Ver- 
waltungsweg berichtigt werden, solange 
nicht eine gerichtliche Entscheidung getrof- 
fen ist.“ 

5. Als § 4 a wird fc^lgende Vorschrift einge- 
fügt: 

„§ 4 a 

Gegen den Beschluß, durch den auf 
Grund dieses Gesetzes die Tätigkeit des 
Gerichts von der Zahlxmg eines Kosten- 
vorsAusses abhängig gemacht wird, und 
wegen der Höhe des Vorschusses findet die 
Beschwerde nach § 567 Abs. 1 und 3, 
§ 568 Abs. 1, §<§ 569 bis 571, § 572 Abs. 1, 
§'§ 573 bis 576 der Zivilprozeßordnung, in 
Strafsachen nach § 304 Abs. 1 und 4, § 306, 
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§ 307 Abis. 1, §§ 308 bis 310 der Strafpro- 
zeßordnung statt, auch wenn der Be- 
s chwe r de gegenst and fünfzig D e utsche 
Mark nicht übersteigt/" 

6. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

4 5 

Wegen irrigen Ansatzes dürfen Kosten 
nur nachgefordert w^erden, wenn der be- 
richtigte Ansatz dem Zahlungspflichtigen 
vor Ablauf des nächsten Kalender ja'hres, 
nachdem die Entscheidung Rechtskraft er- 
langt oder das Verfahren sich anderweitig 
erledigt hat, mitgeteilt worden ist. Ist die 
Wertfestsetzung geändert worden, so ge- 
nügt es, wenn der berichtigte Ansatz dem 
Zahlungspflichtigen drei Monate nach der 
Änderung der Wertfestsetzung mitgeteilt 
worden ist.“ 

7. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

4 6 

(1) Kosten, die bei richtiger Behandlung 
der Sache nicht entstanden wären, werden 
nicht erhoben. Das gleiche gilt für Ausla- 
gen, die durch eine von Amts wegen ver- 
anlaßte Verlegung eines Termins oder 
Vertagung einer Verhandlung entstanden 
sind. Für abweisende Bescheide sowie bei 
Zurücknahme eines Antrags kann von der 
Erhebung von Kosten abgesehen werden, 
wenn der Antrag auf unverschuildeter Un- 
kenntnis der tatsächlichen oder rechtlichen 
Verhältnisse beruht. 

(2) Die Entscheidung trifft das Gericht. 
Solange nicht das Gericht entschieden hat, 
können Anordnungen nach Absatz 1 im 
Verwaltungsweg erlassen werden. Eine im 
Verwaltungsweg getroffene Anordnung 
kann nur im Verwaltungsweg geändert 
werden.“ 

8. § 6 a Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Auf die Verjährung sind die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
anzuwenden; die Verjährung wird nicht 
von Amts wegen berücksichtigt. Die Ver- 
jährung der Ansprüche auf Zahlung von 
Kosten wird auch durch die Aufforderung 
zur Zahlung oder durch eine dem Schuld- 
ner mitgeteilte Stundung unterbrodien. 
Ist der Aufenthalt des Kostenschuldners 
unbekannt, so genügt die Zustellamg durch 
Aufgabe zur Post unter seiner letzten be- 


kannten Anschrift. Bei Kostenbeträgen 
unter zwanzig Deutsche Mark wird die 
Verjährung nicht unterbrochen.“ 

9. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

4 7 

(1) Der Mindestbetrag eirier Gebühr ist 
drei Deutsche Mark. 

(2) Pfennigbeträge werden auf volle 
zehn Deutsche Pfennig aufgerundet.“ 

10. In § 8 tritt an die Stelle der Absätze 2 und 
3 folgender Absatz 2: 

„(2) Die volle Gdbühr bestimmt sich 
nach der Tabelle, die diesem Gesetz als 
Anlage beigefügt ist.“ 

11. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) In Beruf ungs- und Revisions- 
verfahren bestimmt sich der Streitwert 
nach den Anträgen des Rechtsmittel- 
krägers. Endet das Verfahren, ohne daß 
solche Anträge eingereicht werden, 
oder werden innerhalb der Frist für die 
Berufungs- oder Revisionslbegründung 
(§ 519 Abs. 2, § 554 Abs. 2 der Zivil- 
prozießordnung) Berufungs- oder Revi- 
sionsanträge nicht eingereicht, so ist 
die Beschwer maßgebend.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

12. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

410 

(1) Ist das Bestehen oder die Dauer eines 
Miet-, Pacht- oder ähnlichen Nutzungsver- 
hältnisses streitig, so ist der Betrag des auf 
die streitige Zeit entfallenden Zinses und, 
wenn der einjährige Zins igeringer ist, die- 
ser Betrag für die Wertberechnung maß- 
gdbend. 

(2) Wird wegen Beendigung eines Miet-, 
Pacht- oder ähnlichen Nutzungsverhältnis- 
ses die Räumung eines Grundstücks, Ge- 
bäudes oder Gebäudeteils verlangt, so ist 
ohne Rücksicht darauf, ob über das Be- 
stehen des Nutzungsverhältnisses Streit 
besteht, der für die Dauer eines halben 
Jahres zu entrichtende Zins maßgebend, 
wenn sich nicht nach Absatz 1 ein geringe- 
rer Streitwert ergibt. Verfangt ein Kläger 
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die Räumung oder Herausgatbe auch aus 
(einem anderen Rechtsgrund, so ist der 
Wert der Nutzung eines haiben Jahres 
maßgebend." 

13. Nach § 10 wird als § 10 a folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

10 a 

(1) Bei Ansprüchen auf Erfüllung einer 
gesetzlichen Unterhaltspflicht ist der J ahres- 
betrag der wiederkehrenden Leistungen 
maßgebend, wenn nicht der Gesamtbetrag 
der geforderten Leistungen geringer ist. 

(2) Ist in einem Verfahren nach § 627 
der Zivilprozeßordnung die Unterhalts- 
pflicht der Ehegatten zu regeln, so wird 
der Wert des Rechts auf Unterhalt nach 
dem dreimonatigen Bezug berechnet. Im 
Verfahren nach § 627 b der Zivilprozeß- 
ordnung ist der Betrag des sechsmonatigen 
Bezuges maßgebend. 

(3) Wird wegen der Tötung eines Men- 
schen oder wegen der Verletzung des Kör- 
pers oder der Gesundheit eines Menschen 
Schadensersatz durch Entrichtung einer 
Geldrente verlangt, so ist der fünffache 
Betrag des einjährigen Bezuges maßgebend, 
wenn nicht der Gesamtbetrag der gefor- 
derten Leistungen geringer ist. Dies gilt 
nicht bei Ansprüchen aus einem Vertrag, 
der auf Leistung einer solchen Rente ge- 
richtet ist. 

(4) Bei Ansprüchen von Richtern, Beam- 
ten und Arbeitnehmern auf wiederkeh- 
rende Leistungen ist der Wert nach Ab- 
satz 3 Satz 1 zu berechnen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1, 3 und 4 
werden Rüdkstände aus den letzten 6 Mo- 
naten vor der Rechtshängigkeit dem 
Streitwert hinzugerechnet.“ 

14. Als § 13 a wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

13 a 

Im Offenbarungseidverfahren nach §807 
der Zivilprozeßordnung bestimmt sich der 
Wert nadi dem Betrag, der aus dem Voll- 
streckungstitel noch geschuldet wird. Der 
Wert beträgt jedoch höchstens zweitausend 
Deutsche Mark,“ 

15. Als § 13 b wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„§ 13 b 

Im Verfahren über einen Antrag auf 
Anordnung, Abänderung oder Aufhebung 


eines Arrestes oder einer einstweiligen 
Verfügung bestimmt sich der Wert nach 
§ 3 der Zivilprozeßordnung.“ 

16. § 17 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 17 

Ist der Streitwert für die Entscheidung 
über die Zuständigkeit des Prozeßgerichts 
oder die Zulässigkeit des Rechtsmittels 
festgesetzt, so ist die Festsetzung auch für 
die Berechnung der Gebühren maßgebend. 
§ 9 Abs. 2, 3 und die §§ 10, 10 a, 12, 13 
bleiben unberührt.“ 

17. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18 

(1) Soweit eine Entscheidung gemäß § 17 
nicht ergeht, setzt das Prozeßgericht den 
Wert durch Beschluß fest, wenn dies eine 
Partei oder die Staatskasse beantragt oder 
das Geridit es für angemessen erachtet. Für 
den Antrag gilt § 4 Abs. 4 entsprechend. 
Die Festsetzung kann von dem Gericht, 
das sie getroffen hat, und, wenn das Ver- 
fahren wegen der Hauptsache oder wegen 
der Entscheidung über den Streitwert, den 
Kostenansatz oder die Kostenfestsetzung 
in der Rechtsmittelinstanz schwebt, von 
dem Rechtsmittelgericht von Amts wegen 
geändert werden. Die Änderung ist nur bis 
zum Ablauf des nächsten Kalenderjahres, 
nachdem die Entscheidung in der Haupt- 
sache Rechtskraft erlangt oder das Verfah- 
ren sich anderweitig erledigt hat, zulässig. 

(2) Gegen den Beschluß findet die Be- 
schwerde nach Maßgabe des § 567 Abs. 2, 
3 und der §§ 568 bis 576 der Zivilprozeß- 
ordnung sowie des § 4 Abs. 4 dieses Ge- 
setzes statt; dies gilt nicht, wenn das 
Rechtsmittelgericht den Beschluß erlassen 
hat. Die Besdiwerde ist nur zulässig, wenn 
sie innerhalb der im Absatz 1 Satz 4 be- 
stimmten Frist eingelegt wird; ist der 
Streitwert innerhalb eines Monats vor Ab- 
lauf dieser Frist festgesetzt worden, so 
kann die Beschwerde noch innerhalb eines 
Monats nach Zustellung oder formloser 
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses ein- 
gelegt werden.“ 

18. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. für die Anordnung einer Beweis- 
aufnahme oder der Parteiverneh- 
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mung nach § 619 der Zivilprozeß- 
ordnung (Beweisgebühr),“. 

b) Absatz 3 Satz 2 tritt außer Kraft. 

19. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

„§21 

Die Urteilsgebühr wird auch erhoben 

1. für Versäumnisurteile, die auf Antrag 
des Berufungs- oder Revisionsklägers 
ergehen; 

2. für Urteile nadi Lage der Akten 
(§§ 251 a, 331 a der Zivilprozeßord- 
nung); 

3. für Urteile auf Grund nichtstreitiger 
Verhandlung in Ehesachen, in Rechts- 
streitigkeiten über die Feststellung des 
Rechtsverhältnisses zwischen Eltern und 
Kindern und in den vor die Landge- 
richte gehörenden Entmündigungssachen, 
wenn der Kläger verhandelt hat.“ 

20. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

«§22 

Zwischenurteile, die nach § 135 der 
Zivilprozeßordnung ergehen, oder Zwi- 
schenurteile, auf die § 387 der Zivilprozeß- 
ordnung anzuwenden ist, gelten nicht als 
Urteile im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 3.“ 

21. Im § 29 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Haben die Parteien den Rechtsstreit 
in der Hauptsache für erledigt erklärt, so 
steht dies der Zurücknahme der Klage 
nicht gleich.“ 

22. Im § 30 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) § 29 Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

23. § 31 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird der Antrag auf Terminsbestim- 
mung, der Widerspruch oder der Einspruch 
zurückgenommen, so gilt für die im Satz 1 
bestimmte Gebühr § 29 entsprechend.“ 

24. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

«§ 32 

(1) Bei Arresten oder einstweiligen Ver- 
fügungen wird die Hälfte der vollen Ge- 
bühr erhoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf An- 
ordnung eines Arrestes oder einer einst- 
weiligen Verfügung, 


2. für die Vernehmung von Zeugen oder 

Sachverständigen, 

3. für die Entscheidung durch Urteil. 

Eine Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
der Antrag zurückgenommen wird, bevor 
der Arrest oder die einstweilige Verfü- 
gung, die vorgängige Sicherheitsleistung 
oder mündliche Verhandlung angeordnet 
oder der Antrag zurückgewiesen ist. 

(2) Die im Absatz 1 bestimmten Ge- 
bühren werden auch erhoben für das Ver- 
fahren über Anträge auf Abänderung oder 
Aufhebung eines Arrestes oder einer einst- 
weiligen Verfügung gemäß § 926 Abs. 2, 
§§ 927, 936 der Zivilprozeßordnung. Eine 
Gebühr wird nicht erhoben, wenn der An- 
trag vor Bestimmung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird. 

(3) Für einen Beschluß nach § 91 a der 
Zivilprozeßordnung wird ein Viertel der 
vollen Gebühr erhoben. 

(4) Im Falle des § 942 der Zivilprozeß- 
ordnung gilt das Verfahren vor dem Amts- 
gericht und dem Gericht der Hauptsache 
als ein Rechtsstreit. 

(5) Im Verfahren über die Berufung 
gegen ein Urteil, das in einem der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Verfahren er- 
gangen ist, werden die in den Absätzen 1, 
2 und 3 bestimmten Gebühren erhoben; 
die in den Absätzen 1 und 2 bestimmten 
Gebühren erhöhen sich jedoch um die 
Hälfte.“ 

25. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 a wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Gewährung der Einsicht in 
das Schuldnerverzeichnis (§ 915 der 
Zivilprozeßordnung, § 107 der Kon- 
kursordnung) und für die Erteilung 
einer mündlichen Auskunft über das 
Bestehen oder Nichtbestehen einer Ein- 
tragung wird eine Gebühr von 
0,60 Deutsche Mark, für die Erteilung 
einer schriftlichen Auskunft über das 
Bestehen oder Nichtbestehen einer Ein- 
tragung eine Gebühr von 1,20 Deutsche 
Mark erhoben; § 7 Abs. 1 ist insoweit 
nicht anzu wenden.“ 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Für das Verfahren über An- 
träge auf Löschung der Eintragung im 
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Schuldnerverzeichnis (§915 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung) wird eine Gebühr 
von 3 Deutsche Mark erhoben.“ 

26. § 33 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 33 a 

(1) Für Verfahren nach § 627 und nach 
§ 627 b Abs. 1 der Zivilprozeßordnung 
wird die Hälfte der vollen Gebühr er- 
hoben. 

(2) Eine Gebühr wird nicht erhoben: 

a) wenn der Antrag vor Anordnung einer 
mündlichen Verhandlung oder, wenn 
ohne mündliche Verhandlung entschie- 
den wird, vor der Entscheidung zurück- 
genommen wird; 

b) wenn lediglich beantragt ist, eine Eini- 
gung der Parteien zu richterlichem 
Protokoll zu nehmen; 

c) für Verfahren nach § 627 b Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung.“ 

27. Im § 34 Abs. 1 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. für Verfahren nach den §§ 765 a, 811 a, 
813 a, 851 a, 851 b der Zivilprozeß- 
ordnung und den §§ 30, 31 des Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetzes.“ 

28. Im § 38 Abs. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Auslagen, die durch eine für begründet be- 
fundene Beschwerde entstanden sind, wer- 
den nicht erhoben, soweit das Beschwerde- 
verfahren gebührenfrei ist; dies gilt nicht, 
soweit das Beschwerdegericht die Kosten 
dem Gegner des Beschwerdeführers aufer- 
legt hat.“ 

29. § 43 Abs. 1 Satz 2 tritt außer Kraft. 

30. Nach § 48 c wird folgender neuer Ab- 
schnitt eingefügt: 

„Abschnitt 3 a 

Gebühren in Verfahren der Zwangsver- 
steigerung und Zwangsverwaltung von 
Gegenständen des unoeweglichen Ver- 
mögens und in ähnlichen Verfahren 

§ 48d 

(1) Für die Entscheidung über den An- 
trag auf Anordnung der Zwangsversteige- 
rung oder Zwangsverwaltung eines Grund- 


stücks und die Entscheidung über den Bei- 
tritt werden drei Zehntel der vollen Ge- 
bühr erhoben. 

(2) Ist der Antrag von einem Gläubiger 
gestellt, so bestimmt sich der Wert nach 
dem Betrag der Forderung einschließlich 
der mit einzuziehenden Zinsen und Kosten, 
höchstens jedodi nach dem letzten Ein- 
heitswert des Grundstücks, der zur Zeit 
der Fälligkeit der Gebühr festgestellt ist. 
Weicht der Gegenstand des Verfahrens 
vom Gegenstand der Einheitsbewertung 
wesentlich ab oder hat sidi der Wert in- 
folge bestimmter Umstände, die nach dem 
Feststellungszeitpunkt des Einheitswerts 
eingetreten sind, wesentlich verändert, so 
ist höchstens der nach freiem Ermessen auf 
der Grundlage des Einheitswerts ermittelte 
Wert maßgebend. Wird der Einheitswert 
nicht nachgewiesen, so ist das Finanzamt 
um Auskunft über die Höhe des Einheits- 
werts zu ersuchen. Wird der Antrag wegen 
eines Teils der Forderung gestellt, so ist 
der Teilbetrag nur maßgebend, wenn es 
sich um einen nach § 10 Abs. 1 Nr. 3,5 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung zu befriedi- 
genden Anspruch handelt. 

(3) In anderen als den im Absatz 2 be- 
stimmten Fällen ist die Hälfte des Ein- 
heitswerts maßgebend. Dies gilt auch, 
wenn ein Gläubiger eines Miteigentümers 
die Zwangsversteigerung zum Zwecke der 
Aufhebung der Gemeinschaft betreibt. 

(4) Wird der Antrag vor Erlaß der Ent- 
scheidung zurückgenommen, so wird ein 
Zehntel der vollen Gebühr erhoben. Bei 
teilweiser Zurücknahme ist die Gebühr 
nach dem Wert des zurückgenommenen 
Teils zu erheben, jedoch nur insoweit, als 
die Gebühr für die Erledigung des ganzen 
Antrags die Gebühr für die teilweise Er- 
ledigung übersteigt. 

§48e 

(1) Bei der Zwangsversteigerung werden 
außer der Gebühr des § 48 d erhoben 

l. für das Verfahren im allgemeinen ein- 
schließlich des Einstellungsverfahrens 
nach den §§ 30 a bis d, § 180 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung drei Zehntel 
der vollen Gebühr; wird das Zwangs- 
versteigerungsverfahren infolge eines 
Einstellungsverfahrens nach den §§ 30 a 
bis d, § 180 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
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Verwaltung nicht durchgeführt, so wird 
nur ein Zehntel der vollen Gebühr er- 
hoben; 

2. für die Abhaltung des Versteigerungs- 
termins drei Zehntel der vollen Gebühr; 
die Gebühr wird nur einmal erhoben, 
auch wenn mehrere Termine stattfinden; 

3. für die Erteilung des Zuschlags sechs 
Zehntel der vollen Gebühr; 

4. für das Verteilungs verfahren sechs Zehn- 
tel der vollen Gebühr; in den Fällen der 
§§ 143, 144 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung nur drei Zehntel der vollen 
Gebühr. 

(2) Der Versteigerungstermin gilt als ab- 
gehalten, wenn zur Abgabe von Geboten 
aufgefordert worden ist. 

(3) Wird der Zuschlag auf Grund des 
§ 74 a des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung ver- 
sagt, so sind die Gebühren für den Ver- 
steigerungstermin nicht zu erheben. 

(4) Die Gebühren des Absatzes 1 Nr. 1, 
2 und 3 sind von dem gemäß § 74 a Abs. 5 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung festgesetzten 
Wert zu berechnen; ist ein solcher Wert 
nidit festgesetzt, so ist der Einheitswert 
maßgebend. Im Falle der Zwangsversteige- 
rung zur Aufhebung einer Gemeinschaft 
bleibt jedoch bei der Beredinung der Ge- 
bühr für die Erteilung des Zuschlags der 
Anteil des Erstehers an dem Gegenstand 
des Verfahrens außer Betracht; oei Ge- 
samthandeigentum ist jeder Mitberechtigte 
wie ein Eigentümer nach dem Verhältnis 
seines Anteils anzusehen. 

(5) Die Gebühr für das Verteilungs ver- 
fahren bestimmt sich nach dem Gebot, für 
das der Zuschlag erteilt ist, einschließlich 
des Wertes der nach den Versteigerungs- 
bedingungen bestehen bleibenden Rechte. 
Der Erlös aus einer gesonderten Versteige- 
rung oder sonstigen Verwertung (§ 65 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung) wird hinzuge- 
rechnet. 

§48f 

Betrifft das Verfahren mehrere Gegen- 
stände, so werden die im § 48 e bestimm- 
ten Gebühren einheitlich nach dem Ge- 
samtwert erhoben. Bei Zuschlägen an ver- 
schiedene Ersteher werden die Gebühren 


für die Erteilung des Zuschlags (§ 48 e 
Abs. 1 Nr. 3) jedoch von jedem Ersteher 
besonders erhoben. 

§48g 

(1) Für das Verfahren der Zwangs Ver- 
waltung werden außer der Gebühr des 
§ 48 d für jedes angefangene Jahr sechs 
Zehntel der vollen Gebühr erhoben. Das 
erste Jahr beginnt mit dem Tag der Be- 
schlagnahme. 

(2) Maßgebend ist der Gesamtwert der 
Einkünfte, abzüglich der dem Zwangsver- 
walter (der Aufsichtsperson) zustehenden 
Vergütung und der laufenden Beträge der 
öffentlichen Lasten, ausgenommen der 
Hypothekengewinnabgabe. Die Mindest- 
gebühr beträgt 12 Deutsche Mark. 

§48h 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
werden erhoben 

1. bei Verwerfung oder Zurückweisung der 
Beschwerde zwei Zehntel der vollen Ge- 
bühr; 

2. bei Zurücknahme der Beschwerde ein 
Zehntel der vollen Gebühr; betrifft die 
Zurücknahme nur einen Teil des Be- 
schwerdegegenstandes, so ist die Gebühr 
nur insoweit zu erheben, als sich die Be- 
schwerdegebühr erhöht haben würde, 
wenn die Entscheidung auf den zurück- 
genommenen Teil erstreckt worden wäre. 

Im übrigen ist das Beschwerdeverfahren 
gebührenfrei; § 38 Abs. 2 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(2) Der Wert bestimmt sich nach § 3 der 
Zivilprozeßordnung, 

(3) Soweit in Angelegenheiten der 
Zwangsversteigerung und der Zwangsver- 
waltung andere Behörden oder Stellen als 
Gerichte zuständig sind, steht die An- 
rufung des Gerichts hinsichtlich der Ge- 
bühren einer Beschwerde gleich. 

§48i 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gel- 
ten entsprechend für die Zwangsverstei- 
gerung von Schiffen und Schiffsbauwerken 
sowie für idie Zwangsversteigerung oder 
die Zwangsverwaltung von Rechten, die 
den Vorschriften der Zwangsvollstreckung 
in das unbewegliche Vermögen unterlie- 
gen, einschließlich der unbeweglichen Kuxe, 
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'§48k 

(1) Für die Entscheidung über den An- 
trag auf Eröffnung der Zwangsliquidation 
einer Bahneinheit wird dieselbe Gebühr 
wie nach § 48 d erhöben. 

(2) Für das Verfahren selbst werden die 
Hälfte der vollen Gebühr und, wenn das 
Verfahren eingestellt wird, drei Zehntel 
der vollen Gebühr erhoiben. Die Gebühr 
bestimmt sich nach dem Gesamtwert der 
Bestandteile der Bahneinheit. 

(3) Für das Beschwerde verfahren gilt 
§ 48 h entsprechend.“ 

31. Die §§ 49 bis 51 werden wie folgt gefaßt: 

.§ 49 

(1) In Strafsachen bemessen sich die Ge- 
richtsgebühren für alle Riechtszüge nach 
der rechtskräftig erkannten Strafe. 

(2) Bei Verurteilting zu Jugendstrafe 
von unlbestimmter Dauer bemißt sich die 
Gebühr nach dem im Urteil festgesetzten 
Mindestmaß. Bestimmt das Urteil das Min- 
destmaß nicht ausdrücklich, so wird das 
gesetzliche Mindestmaß zugrunde gdlegt. 

(3) Ist auf Geldstrafe erkannt, so bleibt 
bei der Bemessung der Gebühr die Ersatz- 
freiheitsstrafe außer Betracht. Nach der 
Geldstrafe bestimmt sich die Gdbühr auch 
dann, wenn auf die Geldstrafe an Stelle 
einer verwirkten Freiheitsstrafe erkannt 
ist (§ 27 b des Strafgesetzbuchs). Ist ne'ben 
einer Freiheitsstrafe auf Geldstrafe er- 
kannt, so wird die Gebühr nach jeder 
Strafe gesondert berechnet. 

(4) Ist auf Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Wertersatz an Stelle von Einziehung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung oder 
Abführung des Mdhrerlöses erkannt, so ist 
bei der Bemessung der Gebühren der W'ert 
der Gegenstände, auf die sich die Entschiel- 
dting bezieht, wie eine Geldstrafe zu be- 
handeln. Besteht der Gegenstand nicht in 
einem Geldbetrag, so setzt das Gericht den 
Wert fest. Der Wert wird nach dem Zeit- 
punkt der Verurteilung bestimmt. 

(5) Eine Gebühr wird für alle Rechts- 
züge auch bei rechtskräftiger Anordnung 
einer Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung erhoben. Ist die Maßregel neben einer 


Strafe angeordnet worden, so wird die Ge- 
bühr gesondert berechnet. 

§50 

(1) Wird auf Grund des § 79 des Straf- 
gesetzbuchs eine Gesamtstrafe gdblldet, so 
bemißt sich die Gebühr für das neue Ver- 
fahren nach dem Betrag, um den die Ge- 
samtstrafe die früher erkannte Strafe über- 
steigt. Dies gilt entsprechend, wenn ein 
Urteil, in dem auf Jugendstrafe erkannt ist, 
nach § 31 Abs. 2 des Jugendgerichtsgeset- 
zes in ein neues Urteil einbezogen wird. 

(2) In den Fällen des § 460 der Straf- 
prozeßordnung und des § 66 des Jugend- 
gerichtsgesetzes verbleibt es bei den Ge- 
bühren für die früheren Verfahren. 

§51 

(1) Betrifft eine Strafsache mehrere An- 
geschuldigte, so ist die Gebühr von jedem 
gesondert nach Maßgabe der gegen ihn er- 
kannten Strafe oder angeordneten Maß- 
regel der Sicherung und Besserung zu er- 
heben. 

(2) Wird wegen derselben Tat auf Ein- 
ziehung, Ersatzeinziehung, Wertersatz an 
Stelle von Einziehung, Unlbrauchbar- 
machung, Verfall erklärung oder Abfüh- 
rung des Mehrerlöses erkannt, so wird 
hierfür nur eine Gebühr erhoben; mehrere 
wegen der Tat Verurteilte haften als Ge- 
samtschuldner.“ 

32. § 52 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Entziehung der Erlauibnis zum Füh- 
ren von Kraftfahrzeugen beträgt die Ge- 
bühr dreißig Deutsche Mark; daneben 
fällt für die Einziehung des Führerscheins 
keine weitere Gebühr an.“ 

33. § 53 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) In den Verfahren bei Strafbefehlen 
und Strafverfügungen wird die Hälfte 
der Gebühren des § 52 erhoben. Die Ge- 
bühr darf jedoch den Betrag der Strafe 
nicht übersteigen; § 7 Abs. 1 gilt insoweit 
nicht.“ 

34. § 55 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 55 

(1) Für das Berufungsverfahren und für 
das Revisionsverfahren werden die Ge- 
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bühren des § 52 erho'ben, wenn in dem 
Rechtszug eine Hauptverhandlung statt- 
gefunden hat. 

(2) Ein Viertel der Gebühren des § 52 
wird erhoben, 

1. wenn das Rechtsmittel vor Beginn der 
Hauptveiihandlung zurückgenommen 
wird; 

2. wenn das Rechtsmittel durch Beschluß 
als unzurässig verworfen wird. 

(3) Die Hälfte der Gebühren des § 52 
wird erhoben, 

1. wenn das Rechtsmittel nach Beginn der 
Haupt Verhandlung zurückgenommen 
wird; 

2. wenn die Berufung wegen Aus^bleibens 
des Angeklagten In der Hauptverhand- 
lung verworfen wird (§ 329 der Straf- 
Prozeßordnung) ; 

3. wenn die Revision durch Beschluß des 
Revisionsgerichts als offensichtlich un- 
begründet verworfen wird (§ 349 Abs. 2 
der Straf Prozeßordnung). ‘‘ 

35. Die §§ 57 und 58 werden wie folgt ge- 
faßt: 

4 57 

(1) Werden dem Antragsteller im Klage- 
erzwlngungsverfahren nach den 177 
oder 472 der Strafprozeßordnung die Ko- 
sten auferlügt, so wird eine Gebühr von 
vierzig Deutsche Mark, im Falle des § 176 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung eine Ge- 
bühr von zwanzig Deutsche Mark erho- 
ben. 

(2) Werden dem Anzeigenden im Falle 
einer unwahren Anzeige die Kosten auf- 
erlegt (§ 469 der Strafprozeßordnung), so 
wird eine Gebür von vierzig Deutsche 
Mark erhoben. 

§ 58 

(1) Wird das Verfahren nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens infolge Zurücknahme 
des Antrags, durch den es bedingt war, ein- 
gestellt. so wird eine Ge'bühr von dreißig 
Deutsche Mark erhdben. 

(2) Das Gericht kann die Gebühr herab- 
setzen oder beschließen, daß von der Er- 
hebung einer Gebühr abgesehen wird.“ 


36. § 60 Abs. 2 Satz 2 und 3 werden wie folgt 
gefaßt: 

„Wird das Rechtsmittel vor Beginn der 
Hauptverhandlung zurückgenommen oder 
durch Beschluß als unzulässig verworfen, 
so beträgt die Gdbühr zehn Deutsche 
Mark. Wird das Rechtsmittel nach Beginn 
der Hauptver'hiandlung zurückgenommen 
oder wird die Berufung des Privatklägers 
wegen Versäumungen nach § 391 Abs. 3 
der Strafprozeßordnxmg oder die Revision 
durch Beschluß des Revlsionsgerlchts als 
offensichtlich unbegründet nach § 349 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung verworfen, 
so wird eine Gebühr von zwanzig Deut- 
sche Mark erhoben.“ 

37. Dem § 61 Abs. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Erledigt sich das Verfahren nach einer Zu- 
rückverweisung, so wird für jeden Rechts- 
zug eine Gdbühr von zwanzig Deutsche 
Mark erhöben.“ 

38. § 62 wird wie folgt gefaßt: 

4 62 

„Die §'§ 60 und 61 gelten für das Verfah- 
ren auf erhobene Widerklage entspre- 
chend.“ 

39. § 69 wird wie folgt gefaßt: 

4 69 

(1) Für die Zurückweisung einer Be- 
schwerde wird, wenn sie sich gegen eine 
Entscheidung der im § 56 Abs. 1, im § 63 
Abs. 1 oder Im § 67 Satz 2 bezeichneten 
Art richtet, die dort bestimmte Gebühr, im 
übrigen eine Gebühr von 'fünf Deutsche 
Mark erhoben. Die Gebühr darf den Be- 
trag der Strafe nicht übersteigen; § 7 Abs. 1 
gilt insoweit nicht. § 38 Abs. 2 Satz 2 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Gebühr wird von dem Beschul- 
digten nur erhoiben, wenn gegen Ihn 
rechtskräftig eine Strafe erkannt oder ein^e 
Maßregel der Sicherung und Besserung an- 
geordnet ist. 

(3) Im Kostenf estsetzungsverfahren wird 
eine volle Gebühr (§ 8) für das Beschwerde- 
verfahren erhoben, soweit die Beschwerde 
als unzulässig verv^orfen oder zurück ge- 
wiesen wird.“ 
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40. Nach dem Vierten Abschnitt wird folgen- 
der Abschnitt elngefüigt: 

„Abschnitt 4 a 

Gebühren In gerichtlichen Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkelten 

§70a 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung, über die 
Rechts^beschwerde und zur Änderung eines 
rechtskräftigen Bußgeldbescheides (§§ 54, 
56 und § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) wind die Hälfte der 
Gebühren des § 52 erhoben. 

(2) Hat eine mündliche Verhandlung 
nach § 55 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungs Widrigkeiten stattgefunden, so 
werden die vollen Ge'bühren des § 52 er- 
ho>ben. 

(3) Wind die Rechtslbeschwerde zurück- 
genommen, so wird ein Vierteil der Gebüh- 
ren des § 52 enhöben. Für die Gebühr in 
dem Verfahren zur Änderung eines rechts- 
kräftigen Bußgeldbescheides gilt ^ 56 
Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 

(4) Die Gebühr beträgt höchstens 
10 000 Deutsche Mark und darf den Be- 
trag der Geldbuße nicht übersteigen. § 7 
Abs. 1 gilt insoweit nicht. 

§70b 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
des Betroffenen auf gerichtliche Entschei- 
dung nach § 47 Abs. 2 und 3, über die Be- 
schwerde nach § 42 Abs. 3 Satz 2 und über 
die sofortige Beschwerde nach § 69 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über Oridnungswidrig- 
kelten wird die in § 69 Abs. 1 bestimmte 
Ge'bühr erhoiben, wenn das Gericht die an- 
gefochtene Maßnahme, Anordnung oder 
Bestätigung aufrechterhäh. 

(2) Die Gebühr wird von dem Betrof- 
fenen nur erhoben, wenn eine Geldbuße 
gegen ihn rechtskräftig festgesetzt ist. 

§70c 

Die Vorschriften des 49 Abs. 1 und 4 
sowie des § 51 gelten in gerichtlichen Ver- 
fahren nfadi dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkelten entsprechend." 


41. § 71 wird wie folgt gefaßt: 

„§71 

(1) Alls Auslagen werden Schreibgebüh- 
ren erhoiben für 

1. Ausfertigungen und Abschriften, die auf 
Antrag erteilt werden; 

2. Abschriften, die angefertigt werden, 
weil die Partei es unterläßt, einem von 
Amts wegen zuzustellenden Schriftsatz 
die erforderliche Zahl von Abschriften 
beizufügen; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder 
Art, wenn sachliche oder persönliche 
Ge'bührenfreiheit gewährt ist; Absatz 2 
bleibt unberührt. 

(2) Für die erste einer Partei oder einem 
Beschuildigten erteilte Ausfertigung oder 
Abschrift jeder gerichtlichen Entscheidung 
und jedes vor Gericht abgeschlossenen Ver- 
gleichs werden Schreibgebühren nicht er- 
hoben. Dies gilt für die erste voillständige 
Ausfertigung oder Abschrift auch dann, 
wenn eine Ausfertigung unter Weglassung 
des Tatbestands und der Entscheidungs- 
gründe bereits erteilt worden ist, ohne daß 
Schreibgebühren ei^hoben worden sind. 

(3) Die Schreibgdbühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zellen von durchschnittlich 
15 Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, 
auch wenn die Herstellung auf mechani- 
schem Wege (Druck, Lichtbild usw.) statt- 
gefunden hat. Jede angöfangene Seite wird 
als vdll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form, Grundbuchbrätter, Registeibiätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibgebühr 
nach dem Zritaufwand berechnet, der bei 
durchsdinittlicher Arbeitsleistung zur Her- 
stellung benötigt wird. Sie beträgt für jede 
angefangene Fünftelstunde 50 Deutsche 
Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in 
den Absätzen 4 und 5 genannten Art Ab- 
schriften durch Abllchitung hergestellt, so 
werden für jede Seite ohne Bjücksicht auf 
Zeilen- und Silbenzahl 50 Deutsche Pfen- 
nig, bei größerem Format als DIN B 4 
eine Deutsche Mark erhoben. 
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(7) Der Bun'desminister der Justiz wird 
ermäciitiigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates für be- 
stimmte Arten von Fällen zur Vermeiidung 
von Unbillligkeken die Schreibgelbühren 
niedriger festzusetzen.“ 

42. § 72 wird wie folgt gefaßt: 

4 72 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung von Zeugen und Sachverständi- 
gen zu zahlenden Beträge; erhält ein 
Sachverständiger für die Sachverstän- 
digentätigkeit aus der Bunides- oder 
Landeskasse eine laufende, nicht auf 
den EinzelfaJl abgestellte Vergütung, 
so ist der Betrag zu erheben, der naA 
dem Gesetz über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen zu 
zahlen wäre; 

4. die bei Geschäften außerhalb der Ge- 
richtsistelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften ge- 
währten Vergütungen (Reisekosten- 
vergüttmg, Auslagenersatz) und die 
Kosten für die Bereitstellung von 
Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder aus- 
ländischen Behörden, öffentlichen Ein- 
richtungen oder Beamten zustehen, 
und zwar auch dann, wenn die Kasse 
des Gerichts aus Gründen der Gegen- 
seitigkeit, der Verwalttmgsvereinfa- 
chung und dgl. an die Behörden, Ein- 
richtungen oder Beamten keine Zah- 
lungen zu leisten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden 
Beträge; 

7. Rechnungsgebühren (§ 73); 

8. 'die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen sowie Beträge, die mittellosen 
Personen für die Reise zum Ort einer 
Verhandlung, Vernehmung oder Un- 
tersuchung tmd für die Rückreise ge- 
währt werden; 


9. idie Kosten der Beförderung von Tie- 
ren und Sachien, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren, der 
Verwahrung von Sachen, der Be- 
wachung von Schiffen sowie ider Ver- 
wahrung unid Fütterung von Tieren; 

10. die Kosten der Beugehaft in Höhe der 
für die Strafhaft geltenden Sätze, die 
Kosten einer sonstigen Haft nur dann, 
wenn sie nach den für die Strafhaft gel- 
tenden Vorschriften zu erheben wären; 

11. die Kosten für die einstweilige Unter- 
bringung (§ 126 a der Strafprozeßord- 
nung), die Unterbringung zur Beob- 
achtimg (§ 81 der Strafprozeß ordnung, 
§ 73 des Jugendgerichtsgesetzes) und 
für die einstweilige Unter^bringung in 
einem Erziehunjgsheim (§ 71 Abs. 2, 
§ 72 Abs. 3 ides Jugendgerichtsgeset- 
zes).“ 

43. a) § 73 tritt außer Kraft. 

b) Als neuer § 73 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

4 73 

(1) FürRechnimgsarbeiten, die durch 
einen dafür besonders bestellten Beam- 
ten oder Angestellten (Rechnungs- 
beamten) vorgenommen werden, sind 
als Ausllagen Rechixungsgdbühren zu 
erheben, die nach idem für die Arbeit 
erforderlichen Zeitaufwand bemessen 
werden. Sie betragen 4 Deutsche Mark 
für die Stunde; die letzte, bereits be- 
gonnene Stunde wird voll gerechnet. 

(2) Die Rechnungsgebühren setzt das 
Gericht, das den Rechnungsbeamten 
beauftragt hat, von Amts wegen fest. 

§ 4 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4, Abs. 2 und 4 
g ilt entsp re chend . B eschw er debe rech- 
tigt sind die Staatskasse und derje- 
nige, der für die Rechnungsgebühren 
als Kostenschuldner in Anspruch ge- 
nomimen worden ist.“ 

44. Der Sechste Abschnitt „Kostenzahlung 
und Kostenvorschuß“ wird wie folgt ge- 
faßt: 

4 74 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkelten 
ist Schuldner der Kosten derjenige, der 
das Verfahren der Instanz beantragt hat. 
Dies gilt nicht im amtsgerichtlichen Ent- 
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mündigungsverfahren wegen Geistes- 
krankheit oder Geistesschwäche. 

(2) In den Fällen des § 30 a Abs. 1 ist 
Schuldner der Gebühren derjenige, auf 
dessen Betreiben das schiedsrichterliche 
Verfahren eingeleitet worden ist. 

§ 75 

(1) Im Konkursverfahren ist der An- 
tragsteller Schuldner der im § 41 und im 
§ 48 Abs. 2 bestimmten Gebühren. Wird 
der Antrag auf Eröffnung oder Wieder- 
aufnahme des Verfahrens abgewiesen oder 
zurückgenommen, so ist der Antragsteller 
auch Schuldner der in dem Verfahren 
entstandenen Auslagen. 

(2) Im übrigen ist Schuldner der Ge- 
bühren und Auslagen der Gemeinschuld- 
ner. 

§ 76 

Im Vergleichsverfahren zur Abwen- 
dung des Konkurses ist Schuldner der 
Kosten der Vergleichsschuldner. 

§ 77 

(1) Im Zwangsversteigerungs- und 
Zwangsverwaltungsverfahren ist Schuld- 
ner der im § 48 d, im § 48 e Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4, im § 48 g und im § 48 k Abs. 1 
und 2 bestimmten Gebühren und der im 
Verfahren entstehenden Auslagen, soweit 
sie nicht dem Erlös entnommen werden 
können, der Antragsteller. 

(2) Schuldner der Gebühr für die Er- 
teilung des Zuschlags ist, vorbehaltlich der 
Vorschrift des § 78 Nr. 3, nur der Er- 
steher. Im Falle der Abtretung der Rechte 
aus dem Meistgebot oder der Erklärung, 
für einen Dritten geboten zu haben (§81 
des Gesetzes über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltung), haften 
der Ersteher und der Meistbietende als 
Gesamtschuldner. 

§ 78 

Kostenschuldner ist ferner 

1. derjenige, dem durch gerichtliche Ent- 
scheidung die Kosten des Verfahrens 
auferlegt sind; 

2. derjenige, der sie durch eine vor Ge- 
richt abgegebene oder dem Gericht mit- 
geteilte Erklärung oder in einem vor 
Gericht abgeschlossenen oder dem Ge- 


richt mitgeteilten Vergleich übernom- 
men hat; dies gilt auch, wenn die 
Kosten nach § 98 der Zivilprozeßord- 
nung als übernommen anzusehen sind; 

3. derjenige, der nach den Vorschriften 

des bürgerlichen Rechts für die Kosten- 
schuld eines anderen kraft Gesetzes 
haftet; ^ 

4, der Vollstreckungsschuldner für die 
notwendigen Kosten der Zwangsvoll- 
streckung. 

§ 79 

(1) Der Beschuldigte, der den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung gegen einen 
Strafbescheid einer Verwaltungsbehörde 
zurücknimmt, ist Schuldner der entstan- 
denen Auslagen. 

(2) Wird der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gegen einen Bußgeldbe- 
scheid oder eine Maßnahme der Verwal- 
tungsbehörde oder der Antrag auf Ände- 
rung oder Aufhebung des rechtskräftigen 
Bußgeldbescheides (§ 54, § 47 Abs. 2 und 
3, § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) zurückgenommen, so 
ist der Antragsteller Schuldner der ent- 
standenen Auslagen. 

§ 80 

Schuldner der Schreibgebühren ist fer- 
ner der Antragsteller. Im Falle des § 71 
Abs. 1 Nr. 2 ist Schuldner der Schreibge- 
bühren nur die Partei, die es unterlassen 
hat, einem von Amts wegen zuzustellen- 
den Schriftsatz die erforderliche Zahl von 
Abschriften beizufügen. 

§ 81 

Die durch gerichtliche Entscheidung be- 
gründete Verpflichtung zur Zahlung von 
Kosten erlischt, soweit die Entscheidung 
durch eine andere gerichtliche Entschei- 
dung aufgehoben oder abgeändert wird. 
Soweit die Verpflichtung zur Zahlung 
von Kosten nur auf der aufgehobenen 
oder abgeänderten Entscheidung beruht 
hat, werden bereits gezahlte Kosten zu- 
rückerstattet. 

§ 82 

(1) Mehrere Kostenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. 
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(2) Soweit einer Partei die Kosten 
durch gerichtliche Entscheidung auferlegt 
oder von ihr durch eine vor dem Gericht 
abgegebene oder ihm mitgeteilte Erklä- 
rung übernommen sind, soll die Haftung 
der anderen Partei nur geltend gemacht 
werden, wenn eine Zwangsvollstreckung 
in das bewegliche Vermögen der erster en 
erfolglos geblieben ist oder aussichtslos 
erscheint. 

§ 83 

Besteht eine Partei aus mehreren Per- 
sonen, so haften sie als Gesamtschuldner, 
wenn die Kosten nicht durch gerichtliche 
Entscheidung unter sie verteilt worden 
sind. 

§ 84 

Die nach § 100 Abs. 4, § 658 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung, §§ 57 bis 60, 
§ 142 der Konkursordnung, § 466, § 471 
Abs. 4, § 472 der Strafprozeßordnung be- 
gründete Verpflichtung zur Zahlung von 
Kosten besteht auch gegenüber der Staats- 
kasse. 

§ 85 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des 
Konkurses und im Konkursverfahren 
wird die Gebühr mit der Stellung des An- 
trags fällig, durch den das Verfahren be- 
dingt ist; soweit die Gebühr eine Ent- 
scheidung oder sonstige gerichtliche Hand- 
lung voraussetzt, wird sie mit die ler 
fällig. 

§ 86 

(1) Die Gebühren des § 48 d werden 
mit der Entscheidung, die Gebühren des 
§ 48 e Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 werden im 
Verteilungstermin und, wenn das Ver- 
fahren vorher aufgehoben wird, mit der 
Aufhebung fällig. 

(2) Die Gebühr des § 48 e Abs. 1 Nr. 3 
wird mit der Verkündung des Zuschlags, 
und, wenn der Zuschlag vom Beschwerde- 
gericht erteilt wird, mit der Zustellung 
des Beschlusses an den Ersteher fällig. 
Wird der Zuschlagsbeschluß aufgehoben, 
so wird die Gebühr nicht erhoben oder, 
wenn sie bezahlt ist, erstattet. 

(3) Im Verfahren der Zwangsverwal- 
tung werden die Gebühren mit der Auf- 


hebung des Verfahrens und, wenn es län- 
ger als ein Jahr dauert, am Ende eines 
jeden Jahres fällig. 

§ 87 

Die im § 30 a Abs. 1 bestimmte Ge- 
bühr wird mit der Niederlegung des 
Schiedsspruchs oder des schiedsrichter- 
lichen Vergleichs fällig. 

§ 88 

(1) Im übrigen werden die Gebühren 
sowie die Auslagen fällig, sobald eine un- 
bedingte Entscheidung über die Kosten 
ergangen ist oder das Verfahren oder die 
Instanz durch Vergleich, Zurücknahme 
oder anderweitige Erledigung beendigt 
ist. 

(2) In Strafsachen werden die Kosten, 
die dem verurteilten Beschuldigten zur 
Last fallen, erst mit der Rechtskraft des 
Urteils fällig. Satz 1 gilt in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten entsprechend. 

§ 89 

(1) Die Schreibgebühren werden sofort 
nach Aushändigung oder Absendung der 
Schriftstücke fällig. 

(2) Die Anfertigung der auf Antrag zu 
erteilenden Ausfertigungen und Abschrif- 
ten kann von der vorherigen Zahlung 
eines die Schreibgebühren deckenden Be- 
trags abhängig gemacht werden. § 4 
Abs. 1 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 89 a 

(1) Der Termin zur mündlichen Ver- 
handlung soll auf Grund der Klage erst 
nach Zahlung der erforderten Prozeßge- 
bühr bestimmt werden. Das gleiche gilt 
im Mahnverfahren bei dem Antrag des 
Gläubigers auf Bestimmung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung nach Erhe- 
bung des Widerspruchs oder nach Erlaß 
eines Vollstreckungsbefehls unter Vorbe- 
halt der Ausführung der Rechte des Be- 
klagten. Wird der Klageantrag erweitert, 
so soll vor Zahlung der erforderten Pro- 
zeßgebühr keine gerichtliche Handlung 
vorgenommen werden. 

(2) Der Zahlungsbefehl soll erst nach 
Zahlung der im § 31 Abs. 1 bestimm- 
ten Gebühr erlassen werden. 
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(3) Der Termin zur Abnahme des Of- 
fenbarungseids soll erst nach Zahlung der 
im § 33 Abs. 1 Nr. 5 vorgesehenen Ge- 
bühr bestimmt werden. 

(4) Über Anträge auf Zwangsvoll- 
streckungshandlungen der im § 34 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Art soll erst nach 
Zahlung der Gebühr 34 Abs. 1 Nr. 2, 
§ 35 Abs. 2) entschieden werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, 
soweit dem Antragsteller das Armenrecht 
bewilligt ist; sie gelten ferner nicht, wenn 
dem Antragsteller Gebührenfreiheit zu- 
steht oder wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß ihm die alsbaldige Zahlung der Ge- 
bühr mit Rücksicht auf seine Vermögens- 
lage oder aus sonstigen Gründen Schwie- 
rigkeiten bereiten würde. Absatz 4 gilt 
nicht im Arrestverfahren. 

§ 89 b 

(1) Im Zwangsversteigerungsverfahren 
ist spätestens bei Bestimmung des 
Zwangsversteigerungstermins ein Vor- 
schuß in Höhe des Doppelten der im 
ersten Halbsatz des § 48 e Abs. 1 Nr. 1 
bestimmten Gdbühr zu erheben. 

(2) Im Zwangsverwaltungsverfahren 
hat der Antragsteller jährlich einen an- 
gemessenen Gebührenvorschuß zu zahlen. 

(3) Die Anordnung des Verfahrens, die 
Zulassung des Beitritts zum Verfahren 
oder die Fortsetzung des Verfahrens 
kann nicht von der Zahlung eines Vor- 
schusses abhängig gemacht werden. 

§ 89 c 

(1) In Strafsachen hat der Privatkläger 
oder derjenige, der als Privatkläger oder 
Nebenkläger eine Berufung oder Revi- 
sion einlegt oder eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens beantragt, einen Gebüh- 
renvorschuß in Höhe der Hälfte der im 


§ 60 Abs. 1 bestimmten Gebühr für die 
Instanz zu zahlen. § 64 gilt entsprechend. 
Der Widerkläger ist zur Zahlung eines 
Gebührenvorschusses nicht verpflichtet. 

(2) Wer als Privatkläger das Verfahren 
nach den §§ 430 bis 432 der Strafprozeß- 
ordnung betreibt oder als Privatkläger 
oder Nebenkläger In einem solchen Ver- 
fahren ein Rechtsmittel einlegt oder die 
Wiederaufnahme des Verfahrens bean- 
tragt, hat gleichfalls den im Absatz 1 be- 
stimmten Gebührenvorschuß zu bezahlen. 

§89d 

(1) Wird die Vornahme einer Hand- 
lung, mit der Auslagen verbunden sind, 
beantragt, so hat der Antragsteller einen 
zur Deckung der Auslagen hinreichenden 
Vorschuß zu zahlen. Das Gericht soll die 
Vornahme der Handlung von der vor- 
herigen Zahlung des Vorschusses abhän- 
gig machen. 

(2) Die Vorschußpflicht nach Absatz 1 
besteht in Strafsachen nur für den Pri- 
vatkläger, den Widerkläger sowie für den 
Nebenkläger, der Berufung oder Revi- 
sion eingelegt hat. 

(3) Bei Handlungen, die von Amts 
wegen vorgenommen werden, kann ein 
Vorschuß zur Deckung der Auslagen er- 
hoben werden. Dies gilt nicht In Straf- 
sachen. 

§ 89 e 

Die Verpfliditung zur Zahlung der 
vorzuschießenden Beträge bleibt be- 
stehen, auch wenn die Kosten des Ver- 
fahrens einem anderen auferlegt oder 
von einem anderen übernommen sind. 
§ 82 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

45. § 90 fällt weg. 
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Anlage zu § 8 Abs. 2 


Die volle Gebühr beträgt bei Gegenständen im Wert 


bis 

ZU 

50 

Deutsche 

Mark 

einischließllich 

3 

Deutsche Mark 


JJ 

100 


» 

» 

4 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

150 

JJ 

JJ 

» 

6 

JJ 

JJ 


JJ 

200 

JJ 

JJ 

n 

8 

JJ 

JJ 


JJ 

300 

JJ 

JJ 

JJ 

12 

JJ 

JJ 


JJ 

400 

n 

JJ 

JJ 

16 

„ 

JJ 


„ 

500 

JJ 

JJ 

JJ 

20 

JJ 

JJ 


JJ 

600 

JJ 

JJ 

JJ 

24 

JJ 

JJ 

jj 

JJ 

700 

JJ 

JJ 

JJ 

27 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

800 

JJ 

JJ 

JJ 

30 

JJ 

JJ 


JJ 

900 

JJ 

JJ 

JJ 

33 

JJ 

JJ 

?? 

JJ 

1 000 

JJ 

JJ 

JJ 

36 

JJ 

JJ 


JJ 

1 100 

JJ 

4. JJ 

JJ 

39 

JJ 

JJ 

» 

„ 

1 200 

» 

JJ 

JJ 

42 

„ 

JJ 


JJ 

1 300 

JJ 

JJ 

JJ 

45 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

1 400 

JJ 

JJ 

JJ 

48 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

1 500 

JJ 

JJ 

JJ 

51 

JJ 

JJ 

>7 

JJ 

1 600 

JJ 

JJ 

JJ 

54 

JJ 

„ 

JJ 

JJ 

1 700 

JJ 

JJ 

JJ 

57 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

1 800 

JJ 

JJ 

JJ 

59 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

1 900 

JJ 

JJ 

JJ 

61 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

2 000 

JJ 

JJ 

JJ 

63 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

2 300 

„ 

JJ 

JJ 

67 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

2 600 

JJ 

JJ 

JJ 

71 

JJ 

JJ 

JJ 

„ 

2 900 

JJ 

JJ 

JJ 

75 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

3 200 

JJ 

JJ 

JJ 

79 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

3 500 

JJ 

JJ 

JJ 

83 

JJ 

JJ 

JJ 

„ 

3 800 

j» 

JJ 

JJ 

87 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

4 100 

JJ 

JJ 

JJ 

91 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

4 400 

JJ 

JJ 

JJ 

95 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

4 700 

JJ 

JJ 

JJ 

99 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

5 000 

JJ 

JJ 

JJ 

103 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

5 400 

JJ 

JJ 

JJ 

108 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

5 800 

JJ 

JJ 

JJ 

113 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

6 200 

JJ 

JJ 

JJ 

118 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

6 600 

JJ 

JJ 

JJ 

123 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

7 000 

JJ 

JJ 

JJ 

128 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

7 400 

JJ 

JJ 

JJ 

133 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

7 800 

JJ 

JJ 

JJ 

138 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

8 200 


JJ 

JJ 

143 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

8 600 

JJ 

JJ 

JJ 

148 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

9 000 

JJ 

JJ 

JJ 

153 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

9 500 

JJ 

JJ 

JJ 

158 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

10 000 

JJ 

JJ 

JJ 

163 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

10 800 

JJ 

JJ 

JJ 

168 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

11 600 


JJ 

JJ 

173 

JJ 

JJ 


JJ 

12 400 

JJ 

JJ 

JJ 

178 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

13 200 

JJ 

JJ 

JJ 

183 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

14 000 

JJ 

JJ 

JJ 

188 

JJ 

JJ 
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bis 

ZU 

14 800 

Deutsche 

Mark 

oinschließäch 

193 Deutsche Mark 

M 


15 600 

99 

» 

99 

198 

99 

99 



16 400 

99 

99 

99 

203 

99 

99 

» 

» 

17 200 

99 

99 

99 

208 

99 

99 

JJ 


18 000 

99 

99 

99 

213 

99 

99 

» 

» 

18 800 

99 

99 

99 

218 

99 

99 


» 

19 600 

99 

99 

99 

223 

99 

99 

» 


20 400 

99 

99 

99 

228 

99 

99 

» 

» 

21 200 

99 

99 

99 

233 

99 

99 

» 

» 

22 000 

99 

99 

99 

238 

99 

99 


» 

22 800 

99 

99 

99 

243 

99 

99 

» 

» 

23 600 

99 

99 

99 

248 

99 

99 



24 400 

99 

99 

99 

253 

99 

99 

» 

» 

25 200 

99 

99 

99 

258 

99 

99 


» 

26 000 

99 

99 

99 

263 

99 

99 

» 

79 

26 800 

99 

99 

99 

268 

99 

99 


99 

27 600 

99 

99 

99 

273 

99 

99 


>» 

28 400 

99 

99 

99 

278 

99 

99 

» 

9) 

29 200 

99 

99 

99 

283 

99 

99 

» 

99 

30 000 

99 

99 

99 

288 

99 

99 

M 

99 

30 800 

99 

99 

99 

293 

99 

99 

}} 

99 

31 600 

99 

99 

99 

298 

99 

99 

}} 

99 

32 400 

99 

99 

99 

303 

99 

99 

» 

99 

33 200 

99 

99 

99 

308 

99 

99 


99 

34 000 

99 

99 

99 

313 

99 

99 

» 

99 

34 800 

99 

99 

99 

318 

99 

99 

» 

99 

35 600 

99 

99 

99 

323 

99 

99 

»J 

99 

36 400 

99 

99 

99 

328 

99 

99 

« 

99 

37200 

99 

99 

99 

333 

99 

99 

» 

99 

38 000 

99 

99 

99 

338 

99 

99 

» 

99 

38 800 

99 

99 

99 

343 

99 

99 

» 

99 

39 600 

99 

99 

99 

348 

99 

99 

» 

99 

40 400 

99 

99 

* 99 

353 

99 

99 

» 

99 

41 200 

99 

99 

99 

358 

99 

99 

» 

99 

42 000 

>9 

99 

99 

363 

99 

99 

» 

99 

42 800 

99 

99 

99 

368 

99 

99 


99 

43 600 

99 

99 

99 

373 

99 

99 

» 

99 

44 400 

99 

99 

99 

378 

99 

99 


99 

45 200 

99 

99 

99 

383 

99 

99 

. » 

99 

46 000 

99 

99 

99 

388 

99 

99 


99 

46 800 

99 

99 

99 

393 

99 

99 

» 

99 

47 600 

99 

99 

99 

398 

99 

99 

» 

99 

48 400 

99 

99 

99 

403 

99 

99 

» 

99 

49 200 

99 

99 

99 

408 

99 

99 


99 

50 000 

99 

99 

99 

413 

99 

99 


von dem Mehrbetrag für je 1000 Deutsche Mark 6 Deutsche Mark. 
Werte über 50 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 
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Artikel II 

Änderungen der Kostenordnung 


Die Verordnung über die Kosten in Ange- 
legenheiten der freiwilligen Geriditsbarkeit 
und der Zwangsvollstreckung in das unbe- 
wegliche Vermögen (Kostenordnung) vom 
25. November 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371) 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Gesetz über die Kosten in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Kostenordnung) " 

2. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

4 1 

In den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit werden, soweit bundes- 
rechtlich nichts anderes bestimmt ist, 
Kosten (Gebühren und Auslagen) nur nach 
diesem Gesetz erhoben. 


3. Als § 3 a wird folgende Vorschrift einge- 
fügt: 


»§ 3 a 


Gebührenschuldner in besonderen Fällen 


Die Gebühr für die Eintragung des Er- 
stehers als Eigentümer wird nur von die- 
sem erhoben; für die Gebühren, die durch 
die Eintragung der Sicherungshypothek für 
Forderungen gegen denErsteher erwachsen, 
haftet neben den Gläubigern auch der Er- 
steher." 


4. § 7 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Gegen Anordnungen nach Absatz 2 
ist wegen der Höhe des Vorschusses die 
Beschwerde nach den §§ 19, 20, 21, 23, 
§ 24 Abs. 1, §§ 25, 30 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, jedoch in Grundbuchsachen 
nach den §§ 71 bis 77, § 81, der Grund- 
buchordnung und in Schiffsregistersachen 
nach den §§ 75 bis 82, § 89 der Schiffs- 
registerordnung zulässig. Soweit in erster 
Instanz das Landgericht zuständig ist, ent- 
scheidet über die Beschwerde das Ober- 
landesgericht. Die Beschwerde ist auch 
statthaft, wenn der Beschwerdegegenstand 
fünfzig Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Die Kosten für die Beschwerde bestimmen 
sich nach den §§ 123, 138 bis 142 dieses 
Gesetzes. 


5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Als Absatz 2 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

„(2) Von der Zurückbehaltung ist 
abzusehen, 

1. wenn der Eingang der Kosten mit 
Sicherheit zu erwarten ist; 

2. wenn glaubhaft gemacht wird, daß 
die Verzögerung der Herausgabe 
einem Beteiligten einen nicht oder 
nur schwer zu ersetzenden Schaden 
bringen würde, und nicht anzuneh- 
men ist, daß die Kosten entzogen 
werden sollen; 

3. wenn das Schriftstück nicht vom 
Kostenschuldner, sondern von einem 
Dritten eingereicht ist, dem ^gen- 
über die Zurückbehaltung eine un- 
billige Härte wäre.'‘ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 13 Abs. 2 bis 4 gilt ent- 
sprechend.'* 

6. Die Zwischenüberschrift vor § 10 wird wie 
folgt gefaßt: 

„Kostenfreiheit“ 


7. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

4 10 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind 
befreit der Bund und die Länder sowie 
die nach den Haushaltsplänen des Bundes 
und der Länder für Rechnung des Bundes 
oder eines Landes verwalteten öffentlichen 
Anstalten und Kassen. 

(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschrif- 
ten durch die eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewährt ist, 
bleiben in Kraft. Landesrechtliche Vor- 
schriften, die in weiteren Fällen eine sach- 
liche oder persönliche Befreiung von Ko- 
sten gewähren, bleiben unberührt. 

(3) Nach dem .... (Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes) ... in Kraft tre- 
tende bundes- oder landesrechtliche Vor- 
schriften, die Gebührenfreiheit gewähren, 
gelten für die Beurkundungs- und Beglau- 
bigungsgebühren nur, wenn sie ausdrück- 
lich auch hiervon Befreiung gewähren.“ 
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8. § 13 Abs. 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Über Erinnerungen des Kosten- 
schuldners und der Staatskasse gegen den 
Kostenansatz entscheidet das Gericht, bei 
dem die Kosten angesetzt sind. Die Ent- 
scheidung ergeht gebührenfrei. Das Gericht 
kann seine Entscheidung von Amts wegen 
ändern. Schwebt das Verfahren wegen der 
Hauptsache oder wegen der Entscheidung 
über den Geschäftswert, den Kostenansatz 
oder die Kostenfestsetzung in der Rechts- 
mittelinstanz, so ist hierzu auch das Rechts- 
mittelgericht befugt. 

(3) Gegen Entscheidungen nach Ab- 
satz 2 ist die Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 
3, § 568 Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivil- 
prozeßordnung zulässig. Gegen die Ent- 
scheidung, die ein Landgericht als Be- 
schwerdegericht trifft, ist die weitere Be- 
schwerde statthaft, wenn sie das Land- 
gericht wegen der grundsätzlichen Bedeu- 
tung der zur Entscheidung stehenden Fra- 
gen zuläßt. Die weitere Beschwerde kann 
nur darauf gestützt werden, daß die Ent- 
scheidung auf einer Verletzung des Ge- 
setzes beruht; die §§ 550 und 551 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 
Für die weitere Beschwerde gilt § 567 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung nicht.“ 

9. § 15 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Kosten, die bei richtiger Behand- 
lung der Sache nicht entstanden wären, 
werden nicht erhoben. Das gleiche gilt von 
Auslagen, die durch eine von Amts wegen 
veranlaßte Verlegung eines Termins oder 
Vertagung einer Verhandlung entstanden 
sind.“ 

10. § 16 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Auf die Verjährung sind die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs an- 
zuwenden; die Verjährung wird nicht von 
Amts wegen berücksichtigt. Die Verjäh- 
rung der Ansprüche auf Zahlung von Ko- 
sten wird auch durch die Aufforderung 
zur Zahlung und durch eine dem Schuld- 
ner mitgeteilte Stundung unterbrochen; ist 
der Aufenthalt des Kostenschuldners un- 
bekannt, so genügt die Zustellung durch 
Aufgabe zur Post unter seiner letzten be- 
kannten Anschrift. Bei Kostenbeträgen 
unter zwanzig Deutsche Mark wird die 
Verjährung nicht unterbrochen.“ 

11. § 17 Abs. 4 tritt außer Kraft. 


12. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Bewertung von Grundbe- 
sitz ist, sofern sich aus dem Inhalt des 
Geschäfts nicht genügend Anhalts- 
unkte für einen höheren Wert erge- 
en, der letzte Einheitswert maßge- 
bend, der zur Zeit der Fälligkeit der 
Gebühr festgestellt ist.“ 

b) Im Absatz 1 werden folgende Sätze 3 
und 4 angefügt: 

„Wird der Einheitswert nicht nachge- 
wiesen, so ist das Finanzamt um Aus- 
kunft über die Höhe des Einheitswerts 
zu ersuchen. Ist der Einheitswert noch 
nicht festgestellt, so ist dieser vorläufig 
zu schätzen; die Schätzung ist nach der 
ersten Feststellung des Einheitswerts 
zu berichtigen; die Angelegenheit ist 
erst mit der Feststellung des Einheits- 
werts endgültig erledigt (§ 14).“ 

13. Nach § 19 wird als § 19 a folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

„§ 19 a 

Erbbaurecht, Wohnungseigentum, Woh- 
nungserbbaurecht 

(1) Bei der Bestellung eines Erbbau- 
rechts beträgt der Wert achtzig vom Hun- 
dert des Werts des belasteten Grundstücks 
(§18 Abs. 1). Eine für Rechnung des Erb- 
bauberechtigten erfolgte Bebauung des 
Grundstücks bleibt bei der Ermittlung des 
Grundstückswerts außer Betracht. Ist als 
Entgelt für die Bestellung des Erbbaurechts 
ein Erbbauzins vereinbart, dessen nach 
§ 22 errechneter Wert den nach Satz 1 
und 2 berechneten Wert übersteigt, so ist 
der Wert des Erbbauzinses maßgebend; 
entsprechendes gilt, wenn statt des Erb- 
bauzinses ein fester Kapitalbetrag verein- 
bart ist. 

(2) Bei der Begründung von Wohnungs- 
eigentum (Teileigentum) sowie bei Ge- 
schäften, die die Aufhebung oder das Er- 
löschen von Sondereigentum betreffen, ist 
als Geschäftswert die Hälfte des Werts des 
Grundstücks (§18 Abs. 1) anzunehmen. 

(3) Bei Wohnungserbbaurechten (Teil- 
erbbaurechten) gilt Absatz 2 entsprechend 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Werts des Grundstücks der Einheitswert 
des Erbbaurechts oder, wenn ein solcher 
nicht festgestellt ist,, der nach Absatz 1 zu 
bestimmende Wert des Erbbaurechts tritt.“ 
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14. § 21 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als Wert einer Hypothek, Sdiiffs- 
hypothek oder Grundschuld gilt der Nenn- 
betrag der Schuld, als Wert einer Renten- 
schuld der Nennbetrag der Ablösungs- 
summe; bei der Einbeziehung in die Mit- 
haft und bei der Entlassung aus der Mit- 
haft ist jedoch der Wert des Grundstücks 
(Schiffs, Schiffsbauwerks) maßgebend, 
wenn er geringer ist.“ 

15. Nach § 23 werden als § 23 a, § 23 b, § 23 c 
und § 23 d folgende Vorsdiriften einge- 
fügt: 

4 23 a 

Anmeldungen zum Handelsregister, 
Eintragungen in das Handelsregister 

(1) Bei Anmeldungen zum Handels- 
register und bei Eintragungen in das Han- 
delsregister richtet sich der Geschäfts wert, 
sofern nicht ein bestimmter Geldbetrag in 
das Register einzutragen ist, nach den fol- 
genden Vorschriften. 

(2) Der Geschäftswert richtet sich nach 
dem letzten Einheitswert des Betriebsver- 
mögens, der zur Zeit der Fälligkeit der 
Gebühr festgestellt ist. 

(3) Der Geschäftswert beträgt, wenn es 
sich um die erste Eintragung der Firma 
handelt, 

bei einem Einheitswert des Betriebsver- 
mögens 

bis zu 10 000 Deutsche Mark 3 000 DM, 

bis zu 20 000 Deutsche Mark 6 000 DM, 

bis zu 30 000 Deutsche Mark 10 000 DM, 

bis zu 50 000 Deutsche Mark 16 000 DM, 

bis zu 100 000 Deutsche Mark 20 000 DM, 

von dem Mehrbetrag bis zu 

1 Million Deutsche Mark für 

je 100 000 Deutsche Mark 5 000 DM, 

von dem Mehrbetrag bis zu 

3 Millionen Deutsche Mark 

für je 400 000 Deutsche Mark 15 000 DM, 

von dem Mehrbetrag über 

3 Millionen Deutsche Mark 

für je 500 000 Deutsche Mark 20 000 DM. 

Bei der Berechnung des Geschäfts wertes 
sind Einheitswerte über 100 000 Deutsche 
Mark bis zu 1 Million Deutsche Mark auf 
volle 100 000 Deutsche Mark, Einheits- 
werte über 1 Million bis zu 3 Millionen 
Deutsche Mark auf volle 400 000 Deutsche 
Mark und höhere Einheitswerte auf volle 
500 000 Deutsche Mark aufzurunden. 


(4) Wenn es sich um eine spätere Ein- 
tragung handelt, ist die Hälfte des in Ab- 
satz 3 bestimmten Wertes zugrunde zu 
legen. 

(5) Der Geschäftswert für Eintragun- 
gen, die dasselbe Unternehmen betreffen 
und gleichzeitig angemeldet werden, ist 
einheitlich nach den Absätzen 2 bis 4 zu 
bemessen; er kann jedoch nach billigem Er- 
messen eine bis drei Stufen höher ange- 
nommen werden. Dies gilt auch, wenn die 
Eintragung eines bestimmten Geldbetrages 
und andere Eintragungen Zusammentref- 
fen. Ist die Hälfte des einzutragenden 
Geldbetrages höher, so ist diese maßge- 
bend. Der Wert für Eintragungen, die sich 
auf Prokuren beziehen, ist gesondert zu 
bemessen. 

(6) Wird der Einheitswert nicht nachge- 
wiesen, so ist das Finanzamt um Auskunft 
über die Höhe des Einheitswerts zu ersu- 
chen. Ist der Einheitswert noch nicht fest- 
gestellt, so ist dieser vorläufig zu schätzen; 
die Schätzung ist nach der ersten Feststel- 
lung des Einheits Werts zu berichtigen; die 
Angelegenheit ist erst mit der Feststellung 
des Einheitswerts endgültig erledigt (§ 14). 

(7) Ist eine Firmenänderung nur deshalb 
einzutragen, weil der Ortsname sich geän- 
dert hat, oder handelt es sich um eine ähn- 
liche Eintragung, die für das Unternehmen 
keine wirtschaftliche Bedeutung hat, so be- 
trägt der Geschäftswert ein Zehntel des im 
Absatz 3 bestimmten Wertes, höchstens je- 
doch 3 000 Deutsche Mark. 

(8) Betrifft die Anmeldung oder Ein- 
tragung nur eine Zweigniederlassung, so 
ist der Geschäftswert unter Berücksichti- 
gung der Bedeutung und des Betriebskapi- 
tals der Zweigniederlassung nach billigem 
Ermessen niedriger festzusetzen. 

(9) Bei der Anmeldung einer Komman- 
ditgesellschaft bestimmt sich der Geschäfts- 
wert nach Absatz 3; er kann nach billigem 
Ermessen eine bis drei Stufen höher ange- 
nommen werden. Ist die einzutragende 
Einlage des Kommanditisten höher als der 
nach Satz 1 bestimmte Wert, so richtet sich 
der Wert nach der Einlage. 

(10) Bei der Beurkundung von Anmel- 
dungen beträgt der Geschäftswert, auch 
wenn mehrere Anmeldungen in derselben 
Verhandlung beurkundet werden, in kei- 
nem Fall mehr als 1 Million Deutsche 
Mark. Dies gilt auch, wenn ein bestimmter 
Geldbetrag in das Register einzutragen ist. 
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§ 23 b 

Beschlüsse von Aktiengesellschaften, 
anderen Vereinigungen und Stiftungen 

§ 23 a gilt entsprechend für Beschlüsse, 
deren Gegenstand keinen bestimmten 
Geldwert hat und die von Organen von 
Aktiengesellschaften, anderen Vereinigun- 
gungen und Stiftungen, für deren Be- 
triebsvermögen ein Einheitswert festge- 
stellt wird, gefaßt werden. Als Gesch’äfts- 
wert ist die Hälfte des in § 23 a Abs. 3 
bestimmten Werts, höchstens 1 Million 
Deutsche Mark anzunehmen. 

§ 23 c 

Anmeldungen zu einem Register, Ein- 
tragungen in ein Register, Beurkundung 
von Beschlüssen 

Kommt die Feststellung eines Einheits- 
werts des Betriebsvermögens nicht in Be- 
tracht, so bestimmt sich bei Anmeldungen 
zu einem Register, bei Eintragungen in 
ein Register und bei der Beurkundung 
von Beschlüssen (§ 41), deren Gegenstand 
keinen bestimmten Geldwert hat, der Ge- 
schäftswert nach § 24 Abs. 2. 

§ 23 d 

Anmeldungen zum Güterrechtsregister, 
Eintragungen in das Güterrechtsregister, 

Eintragungen auf Grund von Ehe- 
verträgen 

Bei Anmeldungen zum Güterrechtsre- 
gister und Eintragungen in dieses Register 
bestimmt sich der Wert nach § 24 Abs. 2, 
bei Eintragungen auf Grund von Ehever- 
trägen nadi § 32 Abs. 3.“ 

16. § 24 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) In Ermangelung genügender tat- 
sächlicher Anhaltspunkte für eine Schät- 
zung ist der Wert regelmäßig auf 3000 
Deutsche Mark anzunehmen. Er kann 
nach Lage des Falles niedriger oder höher, 
jedoch nicht unter 200 Deutsche Mark 
und nicht über 1 Million Deutsche Mark 
angenommen werden. ‘‘ 

17. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satz 1 wird das Wort „Reichs- 
kasse" durch „Staatskasse" ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt ent- 
sprechend." 


18. Die Zwischenüberschrift vor § 26 wird 
wie folgt gefaßt: 

„Volle Gebühr, Rahmengebühren, 

Nebengeschäfte“ 

19. § 26 wird wie folgt gefaßt: 

4 26 

Volle Gebühr 

Die volle Gebühr bestimmt sich nach 
der Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage 
beigefügt ist." 

20. Nach § 26 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

§ 26 a 

Mindestbetrag einer Gebühr, 
Aufrundung 

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
drei Deutsche Mark. Pfennigbeträge sind 
auf volle zehn Deutsche Pfennig aufzu- 
runden." 

21. Nach § 26 a wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

4 26 b 

Rahmengebühren 

Ist die Gebühr nur nach einem Min- 
dest- und Höchstbetrag bestimmt, so ist 
die Gebühr im Einzelfall unter Berück- 
sichtigung aller Umstände, insbesondere 
des Umfangs und der Bedeutung der 
Sache, nach billigem Ermessen zu bestim- 
men." 

22. § 28 tritt außer Kraft. 

23. § 31 Abs. 1 Nr. 6 wird wfe folgt gefaßt: 
„6. für die Beurkundung 

a) der Auflassung, 

b) der Einigung über die Einräu- 
mung oder Aufhebung von Son- 
dereigentum, 

c) der Einigung über die Bestellung 
oder Übertragung eines Erbbau- 
rechts, 

d) der Abtretung von Geschäftsan- 
teilen einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, 

wenn das zugrunde liegende Rechts- 
geschäft bereits beurkundet ist;". 
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24. § 35 tritt außer Kraft. 

25. § 38 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Werden in einer Verhandlung 
mehrere Erklärungen beurkundet, die 
denselben Gegenstand haben (z. B. der 
Kauf und die Auflassung, die Schuld- 
erklärung und die zur Hypothekenbe- 
stellung erforderlichen Erklärungen), so 
wird die Gebühr nur einmal von dem 
Wert dieses Gegenstandes nach -dem höch- 
sten in Betracht kommenden Gebühren- 
satz berechnet. Dies gilt auch dann, wenn 
von mehreren Erklärungen die einen den 
ganzen Gegenstand, die anderen nur 
einen Teil davon betreffen (z. B. das 
Schuldversprechen und die Bürgschaft für 
einen Teil der Schuld); unterliegen in die- 
sem Fall die Erklärungen verschiedenen 
Gebührensätzen, so werden die Gebüh- 
ren gesondert berechnet, wenn dies für 
den Kostenschuldner günstiger ist.“ 

26. § 39 wird wie folgt gefaßt: 

4 39 

Beglaubigung von Unterschriften 

(1) Für die Beglaubigung von Unter- 
schriften oder Handzeichen wird ein 
Viertel der vollen Gebühr, höchstens je- 
doch ein Betrag von 250 Deutsche Mark, 
erhoben. Der Wert ist ebenso zu bestim- 
men, wie wenn die Erklärung, unter der 
die Unterschrift oder das Handzeichen 
beglaubigt wird, beurkundet würde. 

(2) Für die nach den Staatsschuldbuch- 
gesetzen erforderlichen Unterschriftsbe- 
glaubigungen wird nur die Mindest- 
gebühr erhoben.“ 

27. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Beurkundung eines 
Testaments wird die volle, für die Be- 
urkundung eines Erbvertrags oder 
eines gemeinschaftlichen Testaments 
wird das Doppelte der vollen Gebühr 
erhoben.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wird ein Erbvertrag gleichzei- 
tig mit einem Ehevertrag beurkundet, 
so wird die Gebühr nur einmal be- 
rechnet und zwar nach dem Vertrag, 
der den höchsten Geschäftswert hat.“ 


28. § 41 wird wie folgt gefaßt: 

4 41 

Beschlüsse von Gesellschaftsorganen 

Für die Beurkundung von Beschlüssen 
von Hauptversammlungen, Aufsichts- 
räten und sonstigen Organen von 
Aktiengesellschaften, anderen Vereini- 
gungen und Stiftungen wird das Dop- 
pelte der vollen Gebühr erhoben. Die 
Gebühr beträgt in keinem Fall mehr als 
6000 Deutsche Mark.“ 

29. § 42 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Geschäftswert bestimmt sich, 
soweit nicht ein bestimmter Geldwert 
feststeht, nach § 24 Abs. 2; er beträgt in 
allen Fällen hödistens eine Million Deut- 
sche Mark.“ 

30. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei einer eidesstattlichen Ver- 
sicherung zur Erlangung eines Erb- 
scheins oder eines Zeugnisses der in 
den §§ 101 bis 103 bezeichneten Art 
bestimmt sich der Geschäftswert nach 
den §§ 99, 101 bis 103. Treten in Erb- 
scheinsverfahren weitere Erben einer 
anderweit beurkundeten eidesstatt- 
lichen Versicherung bei, so bestimmt 
sich die Gebühr nach dem Wert ihres 
Anteils an dem Nachlaß.“ 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird ein- 
gefügt: 

»(3) Wird mit der eidesstattlichen 
Versicherung zugleich der Antrag auf 
Erteilung eines Erbscheins oder eines 
Zeugnisses der in den §§ 101 und 103 
bestimmten Art beurkundet, so wird 
dafür eine besondere Gebühr nicht 
erhoben.“ 

c) Der bisherige § 43 Abs. 3 tritt außer 
Kraft. 

T. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Nummer 5 fällt weg. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für die Aufnahme von Ver- 
klarungen sowie Beweisaufnahmen 
nach dem Binnenschiffahrtsgesetz und 
dem Flößereigesetz wird das Doppelte 
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der vollen Gebühr, mindestens ein 
Betrag von 20 Deutsche Mark er- 
hoben. Für die nachträglidie Ergän- 
zung der Verklarung wird eine volle 
Gebühr, mindestens der Betrag von 
10 Deutsche Mark erhoben." 

32. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Daneben wird für jeden Weg, der 
zur Erledigung des Protestes zurück- 
zulegen ist, eine Wegegebühr von 
3 Deutsche Mark erhoben." 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Für das Zeugnis über die Pro- 
testerhebung (Artikel 90 Abs. 2 des 
Wechselgesetzes und Artikel 59 Abs. 2 
des Scheckgesetzes) werden eine Ge- 
bühr von 3 Deutsdie Mark und die 
durch die Abschriften erwachsenen 
Schreibgebühren erhoben." 

33. § 46 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Nimmt das Gesdiäft einen Zeitauf- 
wand von mehr als zwei Stunden in An- 
spruch, so erhöht sich die Gebühr für 
jede weitere angefangene Stunde um 
4 Deutsche Mark.“ 

34. § 48 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Kosten können aus dem Erlös 
vorweg entnommen werden.“ 

35. § 49 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Für die Beglaubigung von Ab- 
schriften wird, soweit nicht § 124 anzu- 
wenden ist, eine Gebühr von 30 Deutsche 
Pfennig für jede angefangene Seite er- 
hoben; ist die Schrift nicht in deutscher 
Sprache abgefaßt, so erhöht sich die Ge- 
bühr auf 40 Deutsche Pfennig. Minde- 
stens werden zwei Deutsche Mark er- 
hoben." 

36. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

4 50 

Sicherstellung der Zeit 

Für die Sicherstellung der Zeit, zu der 
eine Privaturkunde ausgestellt ist, ein- 
schließlich der über die Vorlegung ausge- 
stellten Bescheinigung, wird eine Gebühr 
von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben.“ 


37. § 51 wird wie folgt gefaßt: 

4 51 

Erfolglose Verhandlung 

Unterbleibt die beantragte Beurkun- 
dung infolge Zurücknahme des Antrags 
oder aus ähnlichen Gründen, nachdem 
das Gericht mit den Beteiligten darüber 
verhandelt hat, so wird die Hälfte der 
vollen Gebühr, jedoch nicht mehr als die 
für die beantragte Beurkundung be- 
stimmte Gebühr erhoben; die Gebühr 
darf 100 Deutsche Mark nicht überstei- 
gen." 

38. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt; 

„Geschäfte außerhalb der Gerichts- 
stelle, an Sonn- und Feiertagen und 
zur Nachtzeit“ 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird ein Geschäft auf Verlangen des 
Antragstellers oder mit Rücksicht auf 
die Art des Geschäftes außerhalb der 
Gerichtsstelle vorgenommen, so wird 
eine Zusatzgebühr in Höhe der Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben, die je- 
doch den Betrag von 60 Deutsche 
Mark und die für das Geschäft selbst 
zu erhebende Gebühr nicht überstei- 
gen darf." 

c) Als neuer Absatz 3 wird folgende 
Vorschrift eingefügt: 

„(3) Für Beurkundungen an Sonn- 
tagen und allgemeinen Feiertagen so- 
wie zur Naditzeit (§ 188 Abs. 1 
Satz 2 der Zivilprozeßordnung) wird 
eine Gebühr in Höhe der Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben, die jedoch 
den Betrag von 60 Deutsche Mark 
und, die für das Geschäft selbst zu er- 
hebende Gebühr nicht übersteigen 
darf. Treffen mehrere der in Satz 1 
genannten Voraussetzungen zu, so 
wird die Zusatzgebühr nur einmal er- 
hoben." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

39. § 53 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Gibt ein Beteiligter die zu beur- 
kundende Erklärung in einer fremden 
Sprache ab, so wird für die Beurkundung 
eine Zusatzgebühr In Höhe der Hälfte 



der für die Beurkundung erwachsenden 
Gebühr bis zum Höchstbetrag von 60 
Deutsche Mark erhoben." 

40. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Eintragung einer 
Hypothek, Grundschuld oder Ren- 
tenschuld, einer Dienstbarkeit, eines 
Dauerwohnrechts, eines Dauernut- 
zungsrechts, eines Vorkaufsrechts, 
einer Reallast, eines Erbbaurechts 
oder eines ähnlichen Rechts an einem 
Grundstück wird die volle Gebühr er- 
hoben." 

b) Absatz 4 tritt außer Kraft. 

41. § 57 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Als Belastung mit einem und demselben 
Recht gilt auch die Belastung mehrerer 
Grundstücke mit einem Nießbrauch, mit 
einer beschränkten persönlichen Dienst- 
barkeit, mit einem Altenteil oder mit 
einem Vorkaufsrecht." 

42. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Betreffen die Eintragungen Rechte, 
mit denen mehrere Grundstücke ge- 
meinsam belastet sind, so gilt § 57 
Abs. 2 und 3 entsprechend; eine Ver- 
fügungsbeschränkung, die Eigentum 
an mehreren Grundstücken betrifft, 
steht einer Belastung der Grundstücke 
mit einem und demselben Recht 
gleich." 

b) Absatz 5 tritt außer Kraft. 

43. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird folgende 
Nummer 6 angefügt: 

„6. für die Eintragung der Unter- 
werfung unter die sofortige 
Zwangsvollstreckung bei einer Hy- 
pothek, Grundschuld oder Ren- 
tenschuld." 

b) Als neuer Absatz 2 wird folgende 
Vorschrift eingefügt: 


„(2) § 54 Abs. 4, § 57 Abs. 2, § 58 
Abs. 3 gelten entsprechend, jedoch ist 
mindestens ein Viertel der vollen Ge- 
bühr zu erheben." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Wert bestimmt sich nach 
§ 24." 

44. § 63 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. für die Eintragung der Vereinigung 
mehrerer Grundstücke zu einem 
Grundstück und für die Zuschreibung 
eines oder mehrerer Grundstücke zu 
einem anderen Grundstück als dessen 
Bestandteil einschließlich hierzu not- 
wendiger Grundstücksteilungen und 
der Aufnahme des erforderlichen An- 
trags durch das Grundbuchamt, so- 
fern die das amtliche Verzeichnis 
(§ 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung) 
führende Behörde bescheinigt, daß die 
Grundstücke örtlich und wirtschaft- 
lich ein einheitliches Grundstück dar- 
stellen;“. 

45. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Ergänzung des Grund- 
buchauszugs auf dem Brief sowie für 
sonstige Vermerke auf dem Brief 
wird, sofern es sich nicht um eine ge- 
bührenfreie Nebentätigkeit handelt, 
eine Gebühr von 3 bis 25 Deutsche 
Mark erhoben." 

b) Absatz 2 tritt außer Kraft. 

46. § 67 wird wie folgt gefaßt: 

67 

Beglaubigte Abschriften 

Für die Erteilung beglaubigter Ab- 
schriften aus dem Grundbuch wird eine 
Gebühr von 3 bis 25 Deutsche Mark er- 
hoben; daneben werden die durch die 
Abschriften erwachsenen Schreibgebüh- 
ren erhoben. Gebührenfrei ist die Ertei- 
lung der beglaubigten Abschriften, der 
Auskunft und der Mitteilungen gemäß 
§ 19 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung." 
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47. Nach § 69 wird folgender § 69 a einge- 
fügt: 

«§ 69 a 

Wohnungs- und Teileigentum 

(1) Für die Eintragung der vertrag- 
lichen Einräumung von Sondereigentum 
(§ 7 Abs. 1 des Wohnungseigentums- 
gesetzes) und für die Anlegung der Woh- 
nungsgrundbücher (Teileigentumisgrund- 
bücher) im Falle des § 8 des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes wird die Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr wird 
auch dann besonders erhoben, wenn die 
Eintragung von Miteigentum und die 
Eintragung des Sondereigentums gleich- 
zeitig beantragt werden. 

(2) Für die Eintragung von Änderun- 
gen des Inhalts des Sondereigentums gilt 
§ 58 entsprechend. 

(3) Für die Eintragung der Aufhebung 
von Sondereigentum (§ 4 Abs. 1 des 
Wohnungseigentumsgesetzes) und für die 
Anlegung des Grundbuchblatts für das 
Grundstück (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 
Abs. 3 des Wohnungseigentumsgesetzes) 
wird die Hälfte der vollen Gebühr er- 
hoben. 

(4) Für das Wohnungserbbaurecht 
(Teilerbbaurecht) gelten die Absätze 1 bis 
3 entsprechend." 

48. § 72 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 72 

Eintragungen in das Handelsregister 

(1) Für Eintragungen in das Handels- 
register wird die volle Gebühr erhoben. 
Wenn kein bestimmter Geldbetrag in das 
Register eingetragen wird, wird das Dop- 
pelte der vollen Gebühr erhoben. Das 
Doppelte der vollen Gebühr wird auch 
erhoben, wenn die Eintragung bestimm- 
ter Geldbeträge und andere Eintragungen 
Zusammentreffen (% 23 a Abs. 5 Satz 1 
bis 3). 

(2) Die in Absatz 1 Satz 2 bestimmte 
Gebühr darf 

a) für die Eintragung einer 

Prokura oder deren Ände- 
rung den Betrag von 400 DM, 

b) für die Eintragung des Er- 
löschens der Prokura den 

Betrag von 200 DM, 


c) für die Löschung der 

Firma den Betrag von 600 DM, 

d) für alle sonstigen Eintra- 

gungen, wenn kein be- 
stimmter Geldbetrag in 
das Register eingetragen 
wird und es sich nicht um 
die erste Eintragung der 
Firma handelt, den Be- 
trag von 1200 DM 

nicht übersteigen. 

(3) Wird die Eintragung einer Firma 
gelöscht (rot unterstrichen) und die 
Firma gleichzeitig in der anderen Abtei- 
lung des Handelsregisters eingetragen, so 
werden die Gebühren für die Löschung 
(Rotunterstreichung) und die neue Ein- 
tragung besonders erhoben. 

(4) Die Vermerke über die Eintragung 
oder Aufhebung einer Zweigniederlas- 
sung im Register der Hauptniederlassung 
werden gebührenfrei eingetragen." 

49. Die §§73 und 74 treten außer Kraft. 

50. § 75 Abs. 3 tritt außer Kraft. 

51. § 76 Satz 2 tritt außer Kraft. 

52. Nach § 76 wird als § 76 a folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

„§ 76 a 
Musterregister 

(1) Für jede Eintragung und Nieder- 
legung eines einzelnen Musters oder Mo- 
dells nach § 7 des Gesetzes betreffend das 
Urheberredit an Mustern und Modellen 
vom 11. Januar 1876 (Reichsgesetzbl. 
S. 11) — Gesciimacksmustergesetz — 
wird, wenn die Schutzfrist auf nicht län- 
ger als drei Jahre beansprucht wird (§ 8 
Abs. 1 des Geschmacksmustergesetzes), 
eine Gebühr von 3 Deutsche Mark für 
jedes Jahr erhoben. Wird ein Paket mit 
Mustern oder Modellen niedergelegt (§ 9 
Abs. 4 des Geschmacksmustergesetzes), so 
werden für jedes darin enthaltene Muster 
oder Modell 30 Deutsche Pfennig, insge- 
samt jedoch mindestens 3 Deutsche Mark 
erhoben. 

(2) Nimmt der Urheber gemäß § 8 
Abs. 2 des Geschmacksmustergesetzes eine 
längere Schutzfrist in Anspruch, so wird 
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für jedes weitere Jahr bis zum zehnten 
Jahre einschließlicii eine Gebühr von 
6 Deutsche Mark, vom elften bis fünf- 
zehnten Jahre eine Gebühr von 9 Deut- 
sche Mark für jedes einzelne Muster oder 
Modell erhoben. 

(3) Für jeden Eintragungsschein sowie 
für jeden sonstigen Auszug aus dem 
Musterregister wird eine Gebühr von je 
3 Deutsche Mark erhoben.“ 

53. Nach § 76 a wird als § 76 b folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

„§ 76 b 

Genossenschaftsregister 

Für Eintragungen in das Genossen- 
schaftsregister, in die Liste der Genossen, 
für Vormerkungen in dieser Liste sowie 
für die Zurückweisung oder Zurück- 
nahme von Anträgen auf Eintragung der 
Vormerkung werden Gebühren nicht er- 
hoben; jedoch werden Postgebühren in 
allen Fällen und Schreibgebühren für 
Ausfertigungen und AbsAriften jeder 
Art erhoben.“ 

54. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für die Löschung der Eintra- 
gung des Schiffs wird eine Gebühr 
nur im Fall des § 20 Abs. 2 Satz 2 
der Schiffsregisterordnung erhoben; 
die Gebühr beträgt ein Viertel der 
vollen Gebühr; der Wert bestimmt 
sich nach dem Wert des Schiffs. Für 
die Eintragung, daß das Schiff das 
Recht zur Führung der Bundesflagge 
verloren hat oder daß das Schiff sei- 
nen Heimatort im Ausland hat, wird 
eine Gebühr nicht erhoben; das 
gleiche gilt für Eintragungen in den 
Fällen des § 17 Abs. 2 der Schiffs- 
registerordnung. “ 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Bei einer Reederei wird für die 
Eintragung eines neuen Mitreeders 
oder der Verpfändung oder Pfändung 
einer Schiffspart, für die Eintragung 
einer Verfügungsbeschränkung, die 
eine Schiffspart betrifft, und für die 
Eintragung eines Korrespondentree- 
ders eine Gebühr von 10 bis 250 Deut- 
sche Mark erhoben.“ 


c) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Erteilung des Schiffszertifi- 
kats, des Schiffsbriefs oder des Flag- 
genzeugnisses und für den Vermerk 
von Veränderungen auf dem Zertifi- 
kat oder dem Brief wird eine Gebühr 
von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben.“ 

55. § 82 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Erteilung beglaubigter 
Abschriften aus den in diesem Abschnitt 
genannten Registern wird eine Gebühr 
von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben; 
daneben werden die durch die Abschrif- 
ten erwachsenen Schreibgebühren er- 
hoben.“ 

56. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt; 

„Verwahrung von Verfügungen 
von Todes wegen“ 

b) § 93 Abs. 2 tritt außer Kraft. 

57. Im § 99 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Wird ein Erbschein für einen be- 
stimmten Zweck gebührenfrei oder zu er- 
mäßigten Gebühren erteilt, so werden 
die im Absatz 1 bestimmten Gebühren 
nacherhoben, wenn von dem Erbschein 
zu einem anderen Zweck Gebrauch ge- 
macht wird.“ 

58. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein Viertel der vollen Gebühr 
bis zum Höchstbetrag von 15 Deut- 
sche Mark wird erhoben: 

1. für die Zeugnisse nach §§ 36, 37 der 
Grundbuchordnung und § 42 der 
Schiffsregisterordnung; 

2. für die nach den Staatsschuldbuch- 
gesetzen erforderlichen Bescheini- 
gungen, daß ein Rechtsnachfolger 
von Todes wegen, ein die Güterge- 
meinschaft fortsetzender Ehegatte 
oder ein Testamentsvollstrecker 
über die Buchforderung verfügen 
kann.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) § 99 Abs. 3 gilt entsprechend." 
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59. § 104 Abs. 1 Nr. 9 wird wie folgt ge- 
faßt: 

„9. Anzeigen des Verkäufers oder Käu- 
fers einer Erbschaft über deren Ver- 
kauf nach § 2384 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sowie Anzeigen in den 
Fällen des § 2385 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs.“ 

60. § 116 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soweit bei der Enteignung, bei der 
Flurbereinigung, bei der Beschädigung 
von Grundstücken durch Bergbau oder 
in ähnlichen Fällen ein Verteilungsverfah- 
ren vorgesehen ist, wird dafür das Dop- 
pelte der vollen Gebühr nach dem zu 
verteilenden Gesamtbetrag erhoben.“ 

61. § 117 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

“(1) Für die Niederlegung des Ver- 
pfändungsvertrags nach dem Pacht- 
kreditgesetz vom 5, August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 494) einschließ- 
lich der Erteilung einer Bescheinigung 
über die erfolgte Niederlegung wird 
die Hälfte der vollen Gebühr er- 
hoben.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge- 
faßt: 

„Für die Erteilung einer beglaubig- 
ten Abschrift des Verpfändungsver- 
trags sowie einer Besdieinigung an den 
Pächter, daß ein Verpfändungsvertrag 
bei dem Amtsgericht nicht niederge- 
legt ist, werden 3 bis 25 Deutsdie 
Mark erhoben.“ 

62. § 118 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Auf die Familienregister sowie auf 
die bei den Gerichten aufbewahrten Stan- 
desregister und Kirchenbücher finden die 
Vorschriften der §§ 112, 113 der Ersten 
Verordnung zur Ausführung des Perso- 
nenstandsgesetzes entsprechende Anwen- 
dung.“ 

63. § 119 tritt außer Kraft. 

64. § 120 tritt außer Kraft. 

65. § 122 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird in Fällen, in denen das 
Gericht nur auf Antrag tätig wird. 


ein Antrag zurückgewiesen, so wird, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, 
die Hälfte der vollen Gebühr, höch- 
stens jedoch ein Betrag von 60 Deut- 
sche Mark erhoben.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Wird ein Antrag zurückgenom- 
men, bevor über ihn eine Entschei- 
dung ergangen ist oder die beantragte 
Handlung stattgefunden hat, so wird, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, 
ein Viertel der vollen Gebühr, höch- 
stens jedoch ein Betrag von 30 Deut- 
sche Mark erhoben.“ 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Bei Zurückweisung oder Zu- 
rücknahme eines Antrags kann von 
der Erhebung von Kosten abgesehen 
werden, wenn der Antrag auf unver- 
schuldeter Unkenntnis der tatsäch- 
lichen oder rechtlichen Verhältnisse 
beruht. §15 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

66. § 123 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Wert ist in allen Fällen 
nach § 24 zu bestimmen.“ 

b) Im Absatz 4 wird folgender Satz 3 
angefügt: 

„Es gilt ferner nicht, wenn nach einem 
Verwaltungsverfahren der Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt 
wird.“ 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Auslagen, die durch eine für 
begründet befundene Beschwerde ent- 
standen sind, werden nicht erhoben, 
soweit das Beschwerdeverfahren ge- 
mäß Absatz 1 Satz 2 gebührenfrei 
ist.“ 

67. a) Die Überschrift des § 124 wird wie 

folgt gefaßt: 

„Beglaubigte Abschriften“ 

b) Im § 124 fallen die Worte „neben 
Schreibgebühren“ weg. 

68. Der Dritte Abschnitt (§§ 128 bis 137) 

tritt außer Kraft. 
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69. § 138 wird wie folgt gefaßt: 

4 138 

Schreibgebühren 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebüh- 
ren erhoben für 

1. Ausfertigungen und Abschriften, die 
auf Antrag erteilt werden; 

2. Ausfertigungen und Abschriften, die 
angefertigt werden müssen, weil zu den 
Akten gegebene Urkunden, von denen 
eine Abschrift zurückbehalten werden 
muß, zurückgefordert werden; in die- 
sem Fall wird die bei den Akten zu- 
rückbehaltene Abschrift gebührenfrei 
beglaubigt; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder 
Art, wenn sachliche oder persönliche 
Gebührenfreiheit gewährt ist; Absatz 2 
bleibt unberührt. 

(2) Schreibgebühren werden nicht 
erhoben 

1. bei Beurkundungen von Verträgen für 
zwei Ausfertigungen oder Abschriften, 
bei sonstigen Beurkundungen für eine 
Ausfertigung oder Abschrift; 

2. für die erste einem Beteiligten erteilte 
Ausfertigung oder Abschrift jeder ge- 
richtlichen Entscheidung oder jedes vor 
Gericht abgeschlossenen Vergleichs; dies 
gilt für die erste vollständige Ausferti- 
gung oder Abschrift auch dann, wenn 
eine Ausfertigung unter Weglassung 
der Entscheidungsgründe bereits erteilt 
worden ist, ohne daß Schreibgebühren 
erhoben worden sind. 

(3) Die Schreibgebühr betragt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 
15 Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, 
auch wenn die Herstellung auf mechani- 
schem Wege (Druck, Lichtbild usw.) statt- 
gefunden hat. Jede angefangene Seite 
wird als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form, Grundbuchblätter, Registerblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibgebühr 
nach dem Zeitaufwand berechnet, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Her- 
stellung benötigt wird. Sie beträgt für jede 


angefangene Fünftelstunde 50 Deutsche 
Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in 
den Absätzen 4 und 5 genannten Art Ab- 
schriften durch Ablichtung hergestellt, so 
werden für jede Seite ohne Rücksicht auf 
Zeilen- und Silbenzahl 50 Deutsche Pfen- 
nig, bei größerem Format als DIN B 4 
eine Deutsche Mark erhoben. 

(7) Aufwendungen für die besondere 
Ausstattung einer Urkunde (Verwendung 
besonderen Papiers und dgl.) sind in je- 
dem Fall ZU erheben. 

(8) Der Bundesminister der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates für be- 
stimmte Arten von Fällen zur Vermei- 
dung von Unbilligkeiten die Schreib- 
gebühren niedriger festzusetzen." 

70. § 139 wird wie folgt gefaßt: 

4 139 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1 . Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung von Zeugen und Sachverständi- 
gen zu zahlenden Beträge sowie die an 
Urkundszeugen zu zahlenden Vergü- 
tungen; erhält ein Sachverständiger für 
die Sachverständigentätigkeit aus der 
Bundes- oder Landeskasse eine laufende, 
nicht auf den Einzelfall abgestellte 
Vergütung, so ist der Betrag zu erheben, 
der nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen 
zu zahlen wäre; 

4. die bei Geschäften außerhalb der Ge- 
richtsstelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften gewähr- 
ten Vergütungen (Reisekostenvergütung, 
Auslagenersatz) und die Kosten für die 
Bereitstellung von Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder aus- 
ländischen Behörden, öffentlichen Ein- 
richtungen oder Beamten zustehen, und 
zwar auch dann, wenn die Kasse des 
Gerichts aus Gründen der Gegenseitig- 
keit, der Verwaltungs Vereinfachung und 
dgl. an die Behörden, Einrichtungen 
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oder Beamten keine Zahlungen zu lei- 
sten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden Be- 
träge; 

7. Rechnungsgebühren (§ 142); 

8. die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen sowie Beträge, die mittellosen 
Personen für die Reise zum Ort einer 
Verhandlung, Vernehmung oder Unter- 
suchung und für die Rückreise gewährt 
werden; 

9. die Kosten der Beförderung von Tieren 
und Sachen, mit Ausnahme der hierbei 
erwachsenen Postgebühren, der Ver- 
wahrung von Sachen sowie der Ver- 
wahrung und Fütterung von Tieren; 

10. die Kosten der Beugehaft in Höhe der 
für die Strafhaft geltenden Sätze, die 
Kosten einer sonstigen Haft nur dann, 
wenn sie nach den für die Strafhaft gel- 
tenden Vorschriften zu erheben wären. ‘‘ 

71. § 140 tritt außer Kraft. 

72. § 141 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Sind die im § 139 Nr. 4 bezeichneten 
Aufwendungen durch mehrere Geschäfte 
veranlaßt, so werden sie auf die mehreren 
Geschäfte unter Berücksichtigung der Ent- 
fernung und der auf die einzelnen Ge- 
schäfte verwendeten Zeit angemessen ver- 
teilt." 

73. § 142 wird wie folgt gefaßt: 

4 142 

Rechnungsgebühren 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch 
einen dafür besonders bestellten Beamten 
oder Angestellten (Rechnungsbeamten ) 
vorgenommen werden, sind als Auslagen 
Rechnungsgebühren zu erheben, die nach 
dem für die Arbeit erforderlichen Zeit- 
aufwand bemessen werden. Sie betragen 
4 Deutsche Mark für die Stunde; die letzte, 
bereits begonnene Stunde wird voll gerech- 
net. 

(2) In Vormundschafts- und Pfleg- 
schaftssachen werden unbeschadet der Vor- 
schrift des § 89 für die Prüfung eingereich- 
ter Rechnungen Rechnungsgebühren nur 
erhoben, wenn die nachgewiesenen Brutto- 
einnahmen mehr als 2000 Deutsche Mark 
für das Jahr betragen. Einnahmen aus dem 


Verkauf von Vermögensstücken rechnen 
nicht mit. 

(3) Die Rechnungsgebühren setzt das 
Gericht, das den Rechnungsbeamten beauf- 
tragt hat, von Amts wegen fest. § 13 
Abs. 2 Satz 2, 3 und 4, Abs. 3 und 4 gilt 
entsprechend. Beschwerdeberechtigt sind 
die Staatskasse und derjenige, der für die 
Rechnungsgebühren als Kostenschuldner in 
Anspruch genommen worden ist." 

74. § 143 wird wie folgt gefaßt: 

4 143 

Verbot der Gebühren Vereinbarung 

Die Kosten der Notare bestimmen sich, 
soweit bundesrechtlich nichts anderes vor- 
geschrieben ist, ausschließlich nach diesem 
Gesetz. Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten sind unwirksam." 

75. § 144 wird wie folgt gefaßt: 

4 144 

Anwendung des Ersten Teils 

Für die Kosten der Notare gelten die 
Vorschriften des Ersten Teils dieses Geset- 
zes entsprechend, soweit in den nachste- 
henden Vorschriften nichts anderes be- 
stimmt ist." 

76. Nach § 144 werden folgende Vorschriften 
eingefügt: 

144 a 

Entscheidung durch das Amtsgericht in 
Baden- Württemberg 

Soweit im Lande Baden-Württemberg 
die Gebühren für die Tätigkeit des Notars 
der Staatskasse zufließen, entscheidet in 
den Fällen des § 13 Abs. 2 und des § 25 
(Erinnerung gegen den Kostenansatz, Fest- 
setzung des Geschäftswerts) das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk der Notar (Be- 
zirksnotar) seinen Amtssitz hat. 

§ 144b 

Nichtanwendung des Ersten Teils 

Fließen die Gebühren für die Tätigkeit 
des Notars diesem selbst zu, so finden die 
folgenden Vorschriften des Ersten Teils 
keine Anwendung: 

§ 13 (Kostenansatz, Erinnerung, Be- 
schwerde), 
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§ 14 (Nachforderung), 

§ 15 Abs. 2 (Entscheidung über die 
Nichterhebung von Kosten), 

§ 16 Abs. 1, 2, Abs. 3 Satz 1 (Ver- 
jährung), 

§ 25 (Festsetzung des Geschäftswerts), 

§ 139 Nr. 7, § 142 (Rechnungsgebühren). 

§ 144c , 

Anwendung von Kostenbefreiungsvor- 
schriften 

(1) Soweit in den Absätzen 2 bis 5 
nichts anderes bestimmt ist, gelten bundes- 
oder landesrechtliche Vorschriften, die Ge- 
bühren- oder Auslagenbefreiung gewähren, 
nicht für den Notar, dem die Gebühren 
für seine Tätigkeit selbst zufließen. 

(2) Die im § 28 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht in der Fassung des 
Fünften Teils, Kapitel VIII der Zweiten 
Notverordnung vom 5. Juni 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 279) bestimmte Gebühren- 
freiheit gilt auch für den Notar, wenn die 
Notare am Ort der Amtshandlung für das 
Amtsgeschäft ausschließlich zuständig sind. 

(3) Ist am Ort der Amtshandlung durch 
Bundes- oder Landesrecht sachliche Ge- 
bührenbefreiung gewährt, so kann der No- 
tar, dem die Gebühren für seine Tätigkeit 
selbst zufließen, die^ in den §§ 29 bis 53, 
§§ 65, 125, 145, 148 bestimmten Gebüh- 
ren um 80 vom Hundert ermäßigen; § 26 a 
bleibt unberührt. Bei persönlicher Gebüh- 
renfreiheit gilt das gleiche gegenüber dem 
befreiten Kostenschuldner; auf andere Be- 
teiligte, die mit dem Befreiten als Gesamt- 
schuldner haften, erstreckt sich die in 
Satz 1 vorgesehene Ermäßigung insoweit, 
als sie von dem Befreiten auf Grund ge- 
setzlicher Vorschrift Erstattung verlangen 
können. 

(4) Die im Absatz 3 vorgesehene Er- 
mäßigung tritt ohne weiteres ein, wenn am 
Ort der Amtshandlung die Notare für Be- 
urkundungen ausschließlich zuständig sind. 

(5) Wird nur die nach .Absatz 3 oder 4 
ermäßigte Gebühr erhoben, so sind bei der 
Beurkundung Schreibgebühren für alle 
Ausfertigungen und Abschriften der Ver- 
handlung zu entrichten. Bei persönlicher 
Gebührenfreiheit gilt dies nicht, wenn einer 
der Beteiligten die vollen Gebühren zu 
entrichten hat.“ 


77. § 145 wird wie folgt gefaßt: 

145 

Entwürfe 

(1) Fertigt der Notar auf Erfordern nur 
den Entwurf einer Urkunde, so wird die 
für die Beurkundung bestimmte Gebühr 
erhoben. Nimmt der Notar demnächst auf 
Grund des Entwurfs eine oder mehrere Be- 
urkundungen vor, so wird die Entwurfsge- 
bühr auf die Beurkundungsgebühren in der 
Reihenfolge ihrer Entstehung angerechnet. 
Beglaubigt der Notar demnädist unter einer 
von ihm entworfenen Urkunde Unter- 
schriften oder Handzeichen, so wird für 
die erste Beglaubigung eine Gebühr nicht 
erhoben, für weitere gesonderte Beglaubi- 
gungen werden die Gebühren besonders er- 
hoben. 

(2) Fertigt der Notar über ein Rechts- 
geschäft, das der behördlichen Nachprü- 
fung unterliegt, im Einverständnis mit den 
Beteiligten einen Entwurf zur Vorlegung 
bei einer Behörde, kommt das Rechtsge- 
schäft Jedoch auf Grund der behördlichen 
Maßnahme nicht zustande, so wird die 
Hälfte der für die Beurkundung bestimmten 
Gebühr, mindestens aber eine volle Ge- 
bühr, erhoben; jedoch wird die für die Be- 
urkundung bestimmte Gebühr erhoben, 
wenn sie geringer ist als eine volle Gebühr. 

(3) Die im Absatz 2 bestimmte Gebühr 
wird auch erhoben, wenn der Notar auf 
Erfordern den Entwurf einer Urkunde für 
ein Rechtsgeschäft, das der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedarf, aushän- 
digt, die Beurkundung aber infolge Zu- 
rücknahme des Auftrags oder aus ähn- 
lichen Gründen unterbleibt. Daneben wer- 
den die im § 51 und im § 122 Abs. 2 be- 
stimmten Gebühren nicht erhoben. 

78. § 146 wird wie folgt gefaßt; 

»§ 146 

Vollzug des Geschäftes 

(1) Bei Grundstücksveräußerungen er- 
hält der Notar neben der Beurkundungs- 
oder Entwurfsgebühr die Hälfte der vollen 
Gebühr, wenn er auf Verlangen der Be- 
teiligten zum Zwecke des Vollzugs des 
Gesdiäftes tätig wird. Dies gilt jedoch 
nicht, wenn sich die Tätigkeit des Notars 
auf die ihm nach besonderen Vorschriften 
obliegenden Mitteilungen an Behörden 
und auf den Verkehr mit dem Grundbuch- 
amt beschränkt. 
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(2) ln anderen Fällen erhält der Notar 
für Anträge und Beschwerden, die er auf 
Grund einer von ihm aufgenommenen 
oder entworfenen Urkunde bei Gerichten, 
Behörden oder anderen Dienststellen ein- 
reicht, die Hälfte der vollen Gebühr, wenn 
es notwendig ist, den Antrag oder die Be- 
schwerde tatsächlich oder rechtlich näher 
zu begründen und der Beteiligte dies ver- 
langt. 

(3) Betreibt der Notar, der den Entwurf 
nicht gefertigt, sondern nur die Unter- 
schrift oder das Handzeichen beglaubigt 
hat, im Auftrag des Antragstellers den 
Vollzug eines Antrags auf Eintragung, 
Veränderung oder Löschung einer Hypo- 
thek, Grundschuld oder Rentenschuld oder 
einer Schiffshypothek, so erhält er hierfür 
ein Viertel der vollen Gebühr. Beschränkt 
sich die Tätigkeit des Notars darauf, den 
Antrag an das Grundbuchamt oder das 
Registergericht zu übermitteln, so erhält 
er hierfür keine Gebühr. 

(4) Für die Erwirkung der Legalisation 
der eigenen Unterschrift und für die Er- 
ledigung von Beanstandungen, einschließ- 
lich des Beschwerdeverfahrens, erhält der 
Notar keine Gebühr. 

(5) Der Geschäftswert ist in den Fällen 
der Absätze 1 und 3 ebenso wie bei der 
Beurkundung, im Fall des Absatzes 2 nach 
§ 24 zu bestimmen.“ 

79. Der bisherige § 150 wird § 147. 

80. Der bisherige § 147 wird § 148. 

81. § 149 tritt außer Kraft. 

82. Der bisherige § 148 wird § 149 und wird 
wie folgt gefaßt: 

4 149 

Erhebung, Verwahrung und Ablieferung 
von Geld, Wertpapieren und 
Kostbarkeiten 

(1) Werden an den Notar Zahlungen 
geleistet, so erhält er für die Auszahlung 
oder Rückzahlung bei Beträgen 
bis zu 1000 Deutsche Mark 
einschließlich 1 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag bis zu 
10 000 Deutsche Mark 
einschließlich 0,6 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag über 
10 000 Deutsche Mark 0,3 vom Hundert. 


Unbare Zahlungen stehen baren Zahlungen 
gleich. Der Notar kann die Gebühr bei der 
Ablieferung an den Auftraggeber ent- 
nehmen. 

(2) Ist Geld in mehreren Beträgen ge- 
sondert ausgezahlt oder zurückgezahlt, so 
wird die Gebühr von jedem Betrag be- 
sonders erhoben. 

(3) Die Mindestgebühr beträgt eine 
Deutsche Mark. 

(4) Für die Ablieferung oder Rückliefe- 
rung von Wertpapieren und Kostbarkeiten 
erhält der Notar die in den Absätzen 1 
bis 3 bestimmte Gebühr nach dem Wert. 

(5) Die Gebühr wird im Fall des § 45 
Abs. 3 auf die Protestgebühr, nicht jedoch 
auf die Wegegebühr, angerechnet.“ 

83. Als neuer § 150 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

4 150 
Bescheinigung 

Für die Erteilung einer Bescheinigung 
nach § 23 der Bundesnotarordnung erhält 
der Notar eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark.“ 

84. § 151 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ist der zweite Notar ohne Ver- 
langen eines Beteiligten anstatt der Zeu- 
gen zugezogen, so darf der mit der Beur- 
kundung beauftragte Notar dafür an Ge- 
bühren nicht mehr als 2,50 Deutsche Mark 
für jede angefangene Stunde in Rechnung 
stellen.“ 

85. § 152 wird wie folgt gefaßt: 

4 152 

Schreib- und Postgebühren 

(1) Der Notar, dem die Gebühren für 
seine Tätigkeit selbst zufließen, erhält 
Schreibgebühren auch für die ihm auf 
Grund besonderer Vorschriften obliegen- 
den Mitteilungen an Behörden. 

(2) Er kann außer den im Vierten Ab- 
schnitt des Ersten Teils genannten Aus- 
lagen erheben 

1. Postgebühren 

a) für die Übersendung auf Antrag er- 
teilter Ausfertigungen und Abschrif- 
ten, 
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b) für die in Absatz 1 genannten Mit- 
teilungen; 

2. die im Orts- und Fernverkehr zu ent- 
richtenden Fernsprechgebühren.“ 

86. § 153 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 153 
Reisekosten 

(1) Für Geschäftsreisen, die der Notar 
im Auftrag eines Beteiligten vornimmt, 
erhält er Reisekostenvergütung und Aus- 
lagenersatz nach den für Bundesbeamte 
der Reisekostenstufe II geltenden Vor- 
schriften. Ist es nach den Umständen, ins- 
besondere nach dem Zweck der Geschäfts- 
reise erforderlich, ein anderes als ein 
öffentliches, regelmäßig verkehrendes Be- 
förderungsmittel zu benutzen, so erhält 
der Notar Ersatz der notwendigen Auf- 
wendungen, bei Benutzung eines eigenen 
Kraftwagens 25 Deutsche Pfennig für 
jeden angefangenen Kilometer des Hin- 
und Rückwegs. 

(2) Fließen die Gebühren für die Tätig- 
keit des Notars diesem selbst zu, so erhält 
er außerdem ein Abwesenheitsgeld von 
15 Deutsche Mark für jeden Werktag. Für 
Geschäftsreisen von nicht mehr als vier 
Stunden beträgt das Abwesenheitsgeld 
7,50 Deutsche Mark. Das Abwesenheits- 
geld ist auf die im § 52 Abs. 1 bestimmte 
Zusatzgebühr anzu rechnen. § 141 gilt für 
das Abwesenheitsgeld entsprechend, und 
zwar auch, wenn auf derselben Reise 
Notargeschäfte und Rechtsanwaltsgeschäfte 
erledigt werden.“ 


87. § 156 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 5 
angefügt: 

„Für die weitere Beschwerde gilt § 567 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung nicht.“ 

b) Absatz 6 tritt außer Kraft. 

88. § 158 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Unberührt bleiben die landes- 
rechtlichen Kostenvorschriften für 

1. Verfahren zwecks anderweitiger 
Festsetzung von Altenteils -und ähn- 
lichen Bezügen; 

2. die in landesrechtlichen Vorschriften 
vorgesehenen Geschäfte der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit.“ 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Ist für ein in landesrechtlichen 
Vorschriften vorgesehenes Geschäft der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit wegen der 
Gebühren nichts bestimmt, so wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben.“ 

89. § 160 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit andere Stellen als Gerichte, No- 
tare oder Gerichtsvollzieher in bestimmten 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit zuständig sind oder als gericht- 
liche Hilfsbeamte tätig werden, bleiben die 
landesrechtlichen Kostenvorsdiriften un- 
berührt.“ 

90. § 161 tritt außer Kraft. 

91. § 164 tritt außer Kraft. 
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Anlage zu § 26 


Die volle Gebühr beträgt bei einem Geschäftswert 


bis zu 50 Deutsche Mark einschließlich 3 Deutsche Mark 


>? 

77 

100 

77 

77 

» 

4 

77 

77 


77 

200 

77 

77 

77 

5 

77 

77 

» 

77 

300 

77 

77 

77 

6 

77 

77 


77 

500 

77 

77 

77 

7 

77 

77 

» 

77 

1 000 

77 

77 

77 

10 

77 

77 


77 

2 000 

77 

77 

77 

15 

77 

77 

» 

77 

3 000 

77 

77 

77 

20 

77 

77 

» 

77 

4 000 

77 

77 

77 

25 

77 

77 


77 

6 000 

77 

77 

77 

30 

77 

77 

» 

77 

8 000 

77 

77 

77 

35 

77 

77 

„ 

77 

10 000 

77 

77 

77 

40 

77 

77 

JJ 

77 

12 000 

77 

77 

77 

45 

77 

77 

» 

77 

14 000 

77 

77 

77 

50 

77 

77 

77 

77 

16 000 

77 

77 

77 

55 

77 

77 

77 

77 

18 000 

77 

77 

77 

60 

77 

77 

77 

77 

20 000 

77 

77 

77 

65 

77 

77 

77 

77 

22 000 

„ 

77 

77 

70 

77 

77 

77 

77 

24 000 

77 

77 

77 

75 

77 

77 

77 

77 

26 000 

77 

77 

77 

80 

77 

77 

77 

77 

, 28 000 

77 

77 

77 

85 

77 

77 

77 

77 

30 000 

77 

' 77 

77 

90 

77 

77 

77 

77 

35 000 

77 

77 

77 

100 

77 

77 

77 

77 

40 000 

77 

77 

77 

110 

77 

77 

79 

77 

50 000 

77 

77 

77 

125 

77 

77 

77 

77 

60 000 

77 

77 

77 

140 

77 

77 

77 

77 

70 000 

77 

77 

77 

155 

77 

77 

77 

77 

80 000 

77 

77 

77 

170 

77 

77 

77 

77 

90 000 

77 

77 

77 

185 

77 

77 

77 

77 

100 000 

77 

77 

77 

200 

77 

77 


von demMehrbetrag für je 10000 Deutsche Mark 15 Deutsche Mark. 
Werte über 100 000 Deutsche Mark sind auf volle 10 000 Deutsche 
Mark aufzurunden. 


33 



A r t i k e 1 III 

Kosten der Gerichtsvollzieher 

An die Seile der Gebührenordnung für Ge- 
riditsvollzieber in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. Dezemtber 1922 (Reich s- 
gesetzhl. I S. 917) tritt das folgende 


Gesetz über Kosten der Gerichts- 
vollzieher 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorsdiriften 

§1 

Geltungslbarelch 

Für die Tätigkeit des Gerichtsvolllziehers 
werden Kosten (Geibühren und Auslagen) nur 
nach diesem Gesetz erhoben. 


Kosten deckt, abhängig gemacht werden. Dies 
gilt nicht, wenn der Auftrag vom Gericht er- 
teilt wird oder dem Auftraggeber das Armen- 
recht bewilligt ist. § 9 Abs. 3 Satz 2 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes bleibt unberührt. 

§6 

Entnahmerecht 

Die im § 21 bestimmten Gebühren können 
dem Erlös vorweg entnommen werden. Son- 
stige Kosten können bei der Ablieferung von 
Geld an den Auftraggeber entnommen wer- 
den. 


§2 

Sachliche Unzuständigkeit 

Kosten werden nicht ei^hdben, wenn der 
Gerichtsvollzieher weder nach Bundes- noch 
nach Landesrecht sachlich zuständig ist. 

S3 

Kostenschuldner 

(1) Kostenschuldner sind 

1. der Auftraggeber, 

2. der Vollstreckungsschuldner für die not- 
wendigen Kosten der Zwangsvollstrek- 
kung. 

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Ge- 
samtschuldner. 

(3) Wird der Auftrag vom Gericht erteilt, 
so gelten die Kosten als Auslagen des gericht- 
lichen Verfahrens. 


§4 

Fälligkeit 

Die Kosten werden mit der Beendigung der 
gdbührenpflichtigen Amtshandlung fähig. 

§5 

Vorschuß 

Die Amtsihandlung kann von der Zahlung 
eines Vorschusses, der die voraussichtlichen 


§7 

Verwendung des Erlöses im Falle des 
Armenrechts 

Ist das Armenrecht bewilligt und reicht der 
Erlös einer Zwangsvollstreckung nicht aus, 
um die für die arme Partei beizu treibende 
Forderung und die nach § 123 Abs. 1, § 788 
der Zivilprozeßordnung einzuziehenden Ge- 
richts vollizieberkosten zu decken, so kann der 
Vollstreckungserlös bis zur Höhe eines Fünf- 
tels zur Dedkung dieser Kosten verwendet 
werden. 


§8 


Kostenbefreiungen 

(1) Von ider Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die nach 
den Haushaltsplänen des Bundes und der Län- 
der für Rechnung des Bundes oder eines Lan- 
des verwalteten öffentlichen Anstalten und 
Kassen. 


(2) § 28 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht in der Fassung des Fünften 
Teils Kapitel VIII Artikel 1 Nr. 17 der Not- 
verordnung vom 5, Juni 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 279) gilt auch für die nach diesem 
Gesetz zu erihdbenden Gebühren. Sonstige 
Vorschriften, die eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewähren, gelten 
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für Gerichtsvolilzie'herkoiSiten nur Insoweit, als 
sie ausdrücklich auch diese Kosten umfassen. 

(3) Lanidesrechtliiche Vorschriften, die In 
weiteren Fällen eine sachliche oder persönliche 
Befreiung von Gerichtsvollzieherkosten ge- 
währen, bleiben unberührt. 

§9 

Erinnerungen 

Für Erinnerungen des Kostenschuldners 
oder der Staatskasse gegen den Ansatz von 
Gerichtsvollzieherkosten gilt, soweit nicht 
nach § 766 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung das 
Vollstreckungsgericht zuständig ist, § 4 des 
Gerichtskostengesetzes entsprechend. Zustän- 
dig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk der 
Gerichtsvollzieher seinen Amtssitz hat. 

§10 

Nachforderung 

Wegen Irrigen Ansatzes dürfen Kosten nur 
nachgefordert werden, wenn der berichtigte 
Ansatz vor Ablauf des nächsten Kalenderjah- 
res nach der Erledigung des Auftrags dem 
Zahlungspflichtigen mitgeteilt worden ist. 

§11 

Nichterhöbung von Kosten wegen 
unrichtiger Sachbehandlung 

(1) Kosten, die bei richtiger Bdhandlung der 
SaAe nlAt entstanden wären, sind nlAt zu 
erhdben. 

(2) Die Anordnung trifft das AmtsgerlAt, 
in dessen Bezirk der GeriAtsvollzIeiher seinen 
Amtssitz hat. Gegen die EntsAeidung Ist die 
BesAwerde zulässig. § 4 Abs. 2, 4 des GerlAts- 
kostengesetzes gilt entspreAend. 

(3) Solange nlAt das GerlAt entsAIeden 
hat, kann die Anordnung im Verwaltungs- 
weg getroffen werden. Eine Im Verwaltungs- 
weg getroffene Anordnung kann nur Im Ver- 
waltungsweg geändert werden. 

§12 , 

Verjährung 

(1) AnsprüAe auf Zahlung von Kosten ver- 
jähren In vier Jahren naA Ablauf des Kalen- 
derjahres, in dem der Auftrag erledigt ist. 

(2) AnsprüAe lauf RüAerstattung von Ko- 
sten verjähren in vier Jahren naA Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Anspru A entstan- 


iden ist. Die Verjährung beginnt jedoA nlAt 
vor dem im Absatz 1 bezelAneten Zeitpunkt. 

(3) Auf die Verjährung sind die Vors Ar if- 
ten des Bürgerlichen GesetzbuAs anzuwen- 
den; die Verjährung wird nlAt von Amts we- 
gen berüAsIAtigt. Die Verjährung der An- 
sprüAe auf Zahlung von Kosten wird auA 
durA die Aufforderxmg zur Zahlung oder 
durA eine dem KostensAuldner mitgeteilte 
Stundung unterbroAen; ist der Aufenthalt 
des KostensAuldners unbekannt, so genügt 
die Zustellung durA Aufgabe zur Post unter 
seiner letzten bekannten AnsArift. Bel Ko- 
stenbeträgen unter zwanzig DeutsAe Mark 
wird die Verjährung nlAt unterbroAen. 

§13 

Volle GeSbühr, Auf rimdung 

(1) Die volle Gebühr bestimmt siA naA der 
Tabelle, die idlesem Gesetz als Anlage beigefügt 
Ist. 

(2) Pfennigibeträge von Gebühren sind auf 
voUe 10 DeutsAe Pfennig aufzurunden. 

§ 14 

Dauer der Amtshandlung 

Ist die Höhe der Gebühren von der Dauer 
der Amtshandlung abhängig, so wird die für 
die geringste Dauer bestimmte Gebühr erho- 
ben, wenn im Protokoll keine längere Dauer 
angegeben Ist. 

§15 

Mehrere Aufträge 

Werden Aufträge eines oder mehrerer Auf- 
traggeber durA dieselbe Amtshandlung erle- 
digt, so werden die Kosten nur einmal erho- 
ben. Wertgebühren werden naA dem zusam- 
mengereAneten Wert eAoben und naA dem 
VeAältnis ider Gdbühren, die bei gesonderter 
Ausführung entstanden wären, verteilt. Son- 
stige Kosten werden naA der Zahl der Auf- 
traggetber verteilt. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Einzelne GebührenvorsAriften 

. §16 
Zustellung 

(1) Die Gebühr für die Zustellung durA 
Aufgäbe zur Post (§ 175 der Zlvllprozeßord- 
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nung) sowie für das an die Post gerichtete 
Ersuchen um Bewirkung einer Zustellung 
(§ 194 (der Zivilprozeßordnung) beträgt 0,50 
Deutsche Mark. Die gleiche Gebühr wird für 
die im Auftrag eines Rechtsanwalts an den 
Gegenanwalt bewirkte Zustellung erhoben. 

(2) Stellt der Gerichtsvollzieher in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Satz 1 persönlich zu, ohne 
die Post in Anspruch zu nehmen, so beträgt 
die Gebühr 1,50 Deutsche Mark. 

(3) Ist mit der persönlichen Zustellung eine 
Aufforderung nach § 840 der Zivilprozeßord- 
nung oder bei ider Ladung von Zeugen oder 
Sachverständigen das Darbieten einer Entschä- 
digung (§ 220 Abs. 2 ider Strafprozeßordnung) 
verbunden oder ist dem Empfänger zugleidi 
mit der Zustellung eine Urkunde vorzulegen, 
so beträgt die Ge'bühr 2 Deutsche Mark. Die 
im § 27 Abs. 2 bestimmte Gdbühr wird dane- 
ben nicht erhoben. 

(4) Ist die versuchte persönliche ZusteiUnng, 
nachdem sich der Gerichtsvollzieher an Ort 
und Stelle begelben hat, infolge von Umstän- 
den, die weder in der Person des Gerichtsvoll- 
ziehers liegen noch von seiner Entschlie- 
ßung abhängig sind, ohne Erfolg geblidben, so 
beträgt die Gebühr 1 Deutsche Mark. 

(5) Wird der Zustellungsauftrag im Falle 
des Absatzes 1 vor seiner Erledigung zurüch- 
genommen, so beträgt die Gebühr 0,30 Deut- 
sche Mark. Dies gilt auch, wenn der Zustel- 
lungsauftrag in den Fällen der Absätze 2 und 
3 zurückgenommen wird, bevor sich der Ge- 
richtsvollzieher an Ort und Stelle begeben hat. 

(6) Die Zustellung an den Zustellungsbevoll- 
mächtigten mehrerer Beteiligter (§ 189 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung) gilt al's eine Zustel- 
lung. 

(7) Für die Beglaübigung eines Schrlftstüdks, 
das dem Gerichtsvollzieher zum Zwecke der 
Zustellung übergeben ist (§ 170 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung), wird eine Gebühr von 
0,10 Deutsche Mark für die Seite erhoben. 
Eine angefangene Seite wird als voll berech- 
net. 

§17 

Pfändung 

(1) Für die Pfändung von beweglichen 
Sadien (§§ 808, 809 der Zivilprozeßordnung), 
von Früchten, die vom Boden noch nicht ge- 
trennt sind (§ 810 der Zivilprozeßordnung), 
von Forderungen aus Wechseln oder anderen 
Papieren, die durch Indossament übertragen 


werden können (§ 831 der Zivilprozeßord- 
nung) und von Post Spareinlagen (§ 17 Abs. 1 
der Postsparkassenordnung vom 11. Novem- 
ber 1938, Reichsgesetzbl. I S. 1645) wird die 
volle Gebühr nach dem Betrag der beizutrei- 
benden Forderung erhoben. 

(2) Erfolgt die Pfändung zur Vollziehung 
eines Arrestes, so ist der in dem Arrestbefehl 
nach § 923 der Zivilprozeßordnung fest ge- 
stellte Geldbetrag maßgebend. Bei der Pfän- 
dimg eines im Schiffsregister eingetragenen 
Schiffes oder eines im Schiffsibauregister ein- 
getragenen Schiffsbauwerkes (§ 931 der Zivil- 
prozeßordnung) oder eines ausländischen 
Schiffes, das, wenn es ein deutsches Schiff wäre, 
in das Register eingetragen werden müßte, be- 
trägt die Geibühr mindestens 12 Deutsche 
Mark. 

(3) Nimmt die Pfändung mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so erhöht sich die Ge- 
bühr für jede angefangene weitere Stunde um 
die Hälfte, höchstens jedoch um je 4 Deutsche 
Mark. 

(4) Wenn nach dem Inhalt des Protokolls 
pfändbare Gegenstände nicht vorhanden sind 
oder die Pfändung nach § 803 Abs. 2, § 812, 
§ 851 b Abs. 2 Satz 2 der Zivilprozeßoirdnung 
zu unterbleiben hat, so wird für den Pfän- 
dungsversuch die Hälfte der für die Pfändung 
bestimmten Gebühr, mindestens 1 Deutsche 
Mark, erholben. 

§18 

Übernahme beweglicher Sachen 

(1) Für die Übernahme beweglicher Sachen 
zum Zwecke ider Verwertung in den Fällen der 
§§ 847, 854 der Zivilprozeßordnung wird die 
Hälfte der vollen Gebühr nach dem Betrag 
der beizutreibenden Forderung, mindestens 
1 Deutsche Mark, erhoben. 

(2) Die gleiche Gebühr wird erhoben, wenn 
der Schuldner unter Mitnahme der Pfand- 
stücke in einen anderen Amtsgerichtsbezirk 
verzieht und ein anderer Gerichtsvollzieher 
den Vollstreckungsauftrag übernimmt. 

§19 

Entfernung aus dem Gewahrsam 

(1) Werden Pfandstücke, die im Gewahrsam 
des Schuldners belassen sind, durch den Ge- 
richtsvollzieher zum Zwecke der Versteige- 
rung oder aus einem anderen Grunde aus dem 
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Gewahrsam des Schuldners entfernt, so wird 
eine Gebühr von 1,20 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Nimmt das Geschäft mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so erhöht sich die Gebühr 
für jede angefangene weitere Stunde rnn den 
gleidien Betrag. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der Gerichtsvollzieher außerhalb einer 
Zwangsvollstreckung Gegenstände aus dem 
Gewahrsam des Inhabers zum Zwecke der 
Versteigerung oder der Verwahrung entfernt. 

§ 20 

Zurücknahme oder Erledigung des Auftrags 

(1) Wird eine Vollstreckungshandlung 
nach den §§ 17, 18 infolge von Umständen, 
die weder in der Person des Gerichtsvoll- 
ziehers liegen noch von seiner Entschließung 
abhängig sind, nicht durchgeführt, so wird 
ein Viertel der in den §§ 17, 18 bestimmten 
Gebühren, mindestens 0,50 Deutsche Mark 
und höchstens 60 Deutsche Mark, erhoben, 
wenn sich der Gerichtsvollzieher noch nicht 
an Ort und Stelle begeben hatte. 

(2) Wird eine Vollstreckungshandlung nach 
den §§ 17, 18, 19 aus den im Absatz 1 be- 
zeichneten Gründen nicht durchgeführt, so 
wird die Hälfte der für die Amtshandlung 
bestimmten Gebühr erhoben, in den Fällen 
der §§ 17, 18 jedoch mindestens 1 Deutsche 
Mark und höchstens 120 Deutsche Mark, 
wenn sich der Gerichtsvollzieher bereits an 
Ort und Stelle begeben hatte. 

(3) Treffen die Absätze 1 oder 2 nur für 
Teile der beizutreibenden Forderung zu, so 
sind die Gebühren von jedem Teil besonders 
zu berechnen. Es darf jedoch nicht mehr er- 
hoben werden, als wenn die Gebühr von der 
Summe dieser Forderungsteile nach dem 
höchsten der nach den Absätzen 1 oder 2 in 
Betracht kommenden Gebührensätze erho- 
ben würde. 

§ 21 

Versteigerung, Verkauf, Verpachtung, 
Verwertung 

(1) Für die Versteigerung oder den Ver- 
kauf von beweglichen Sachen, von Früchten, 
die vom Boden noch nicht getrennt sind, so- 
wie von Forderungen oder anderen Vermö- 
gensrechten wird das Zweieinhalbfache der 
vollen Gebühr nach dem Betrag des Erlöses 
erhoben. 


(2) Die gleiche Gebühr wird für die öffent- 
liche Verpachtung an den Meistbietenden 
nach dem für drei Jahre zu entrichtenden 
Pachtzins erhoben. Ist die vereinbarte Pacht- 
zeit kürzer, so ist der für diese Zeit zu ent- 
richtende Pachtzins maßgebend. 

(3) Ist ein zum Zuschlag führendes Gebot 
nicht abgegeben worden oder ist die Ver- 
steigerung, der Verkauf oder die Verpach- 
tung aus Gründen der im § 20 Abs. 1 be- 
zeichneten Art unterblieben, nachdem sich 
der Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle be- 
geben hat, so beträgt die Gebühr 1,20 Deut- 
sche Mark. Diese Gebühr wird nur erhoben, 
wenn keine Gebühr nach den Absätzen 1 
oder 2 entsteht; dies gilt auch, wenn nur ein 
Teil der Gegenstände versteigert, verkauft 
oder verpachtet wird. 

(4) Hat der Versteigerungs- oder Verpach- 
tungstermin auf Antrag des Gläubigers oder 
des Antragstellers oder nach den Vorschrif- 
ten der §§ 765 a, 775, 813 a der Zivilprozeß- 
ordnung nicht stattgefunden oder ist der 
Termin infolge Ausbleibens von Bietern oder 
wegen ungenügender Gebote erfolglos geblie- 
ben, so wird für die Anberaumung eines 
neuen Termins eine Gebühr von 0,60 Deut- 
sche Mark erhoben. 

(5) Für die Mitwirkung bei einer vom 
Vollstreckungsgericht nach § 825 der Zivil- 
prozeßordnung angeordneten besonderen 
Art der Verwertung einer gepfändeten Sache 
wird, sofern nicht Absatz 1 anzuwenden ist, 
die volle Gebühr nach dem Betrag des Er- 
löses oder sonstigen Preises, höchstens jedoch 
ein Betrag von 25 Deutsche Mark, erhoben. 
Besteht die Mitwirkung des Gerichtsvollzie- 
hers lediglich in der Übergabe oder Über- 
sendung der Sache, so beträgt die Gebühr 
höchstens 2,50 Deutsche Mark. Nimmt das 
Geschäft mehr als eine Stunde in Anspruch, 
so erhöht sich die Gebühr für jede angefan- 
gene weitere Stunde um den gleichen Betrag, 
höchstens jedoch um je 4 Deutsche Mark. 

§ 22 

Wegnahme beweglicher Sachen 

(1) Für die Wegnahme beweglicher Sachen 
einschließlich ihrer Übergabe wird eine Ge- 
bühr von 6 Deutsche Mark erhoben. Die Ge- 
bühr wird auch dann erhoben, wenn der 
Schuldner an den zur Vornahme der Voll- 
streckungshandlung erschienenen Gerichts- 
vollzieher freiwillig leistet. 
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(2) Nimmt das Geschäft mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so erhöht sich die Ge- 
bühr für jede angefangene weitere Stunde 
um 2 Deutsche Mark. 

(3) Wenn nach dem Inhalt des Protokolls 
die herauszugebenden Sachen nicht aufzufin- 
den sind, wird für den Wegnahmeversuch 
die Hälfte der in den Absätzen 1 und 2 be- 
stimmten Gebühr erhoben. 


§ 23 


Wegnahme von Personen 

§ 22 gilt für die Wegnahme einer Person 
entsprechend; es wird jedoch das Doppelte 
der im § 22 bestimmten Gebühren erhoben. 


§ 24 

Entsetzung aus dem Besitz, Übergabe un- 
beweglicher Sachen, Beseitigung von 
Widerstand 

(1) Eine Gebühr von 9 Deutsche Mark 
wird erhoben 

1. für die Entsetzung aus dem Besitz unbe- 
weglicher Sachen oder eingetragener 
Schiffe oder Schiffsbauwerke und die Ein- 
weisung in den Besitz (§ 885 der Zivilpro- 
zeßordnung) sowie für die Wegnahme aus- 
ländischer Schiffe, die, wenn sie deutsche 
Schiffe wären, in das Register eingetragen 
werden müßten, und ihre Übergabe an den 
Gläubiger; 

2. für die Übergabe unbeweglicher Sachen an 
den Verwalter im Falle der Zwangsverstei- 
gerung oder Zwangsverwaltung; 

3. im Falle der Zuziehung zur Beseitigung 
des Widerstandes des Schuldners gegen die 
Vornahme einer Handlung (§ 892 der Zi- 
vilprozeßordnung). 

(2) Nimmt das Geschäft mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so ethöht sich die Ge- 
bühr für jede angefangene weitere Stunde 
um 3 Deutsche Mark. 

(3) In die Dauer der Vollstreckungshand- 
lungen ist auch die Zeit einzurechnen, die der 
Gerichtsvollzieher aufzuwenden hat, um be- 
wegliche Sachen, die nicht Gegenstand der 
Zwangsvollstreckung sind, wegzuschaffen, zu 
übergeben oder in Verwahrung zu bringen. 


S 25 

Zurücknahme oder Erledigung des Auftrags 

(1) Wird eine Vollstreckungshandlung 
nach den §§ 22, 23, 24 aus den im § 20 Abs. 1 
bezeichneten Gründen nicht durchgeführt, so 
wird eine Gebühr von 1 Deutsche Mark er- 
hoben, wenn sich der Gerichtsvollzieher noch 
nicht an Ort und Stelle begeben hatte. 

(2) Wird die Vollstreckungshandlung aus 
den im § 20 Abs. 1 bezeichneten Gründen 
nicht durchgeführt, so beträgt die Gebühr 
2 Deutsche Mark, wenn sich der Gerichtsvoll- 
zieher bereits an Ort und Stelle begeben 
hatte. Wird im Falle des § 24 Abs. 1 Nr. 1 
die Vollstreckungshandlung nicht durchge- 
führt, weil nach dem Inhalt des Protokolls 
der Gerichtsvollzieher das Schiff oder Schiffs- 
bauwerk nicht vorgefunden hat, so wird die 
Hälfte der Im § 24 Abs. 1 und 2 bestimmten 
Gebühr erhoben. 

(3) Hat In den Fällen des § 24 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 der Termin entsprechend einem 
Antrag des Gläubigers oder auf Grund der 
Vorschriften der §§ 765 a, 775 der Zivilpro- 
zeßordnung oder des § 30 oder des § 31 
Abs. 1, 2, 4 des Wohnraumbewirtschaftungs- 
gesetzes nicht stattgefunden, so wird für die 
Anberaumung eines neuen Termins eine Ge- 
bühr von 0,60 Deutsche Mark erhoben. 

§ 26 

Verhaftung, Vorführung 

(1) Für die Verhaftung und für die 
zwangsweise Vorführung wird eine Gebühr 
von 12 Deutsche Mark, für jede Nachverhaf- 
tung eine Gebühr von 2,40 Deutsche Mark 
erhoben. 

(2) § 20 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend; Im 
Falle des § 20 Abs. 1 wird eine Gebühr von 
1,20 Deutsche Mark, im Falle des § 20 Abs. 2 
eine Gebühr von 2,40 Deutsche Mark er- 
hoben. 


§ 27 

Hebegebühr 

(1) Leistet der Schuldner oder für ihn ein 
Dritter an den Gerichtsvollzieher eine Zah- 
lung, so wird ein Viertel der vollen Gebühr 
nach dem Betrag der Zahlung, mindestens je- 
doch 0,50 Deutsche Mark erhoben; dies gilt 
auch, wenn nur Kosten bezahlt werden; un- 
bare Zahlungen stehen, soweit sie zulässig 
sind, baren Zahlungen gleich. Die in 



§ 20 Abs. 2, § 21 Abs. 3, § 26 Abs. 2 be- 
stimmten Gebühren werden daneben er- 
hoben. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die An- 
nahme, Aufbewahrung und Ablieferung von 
Geld, das dem Geriditsvollzieher freiwillig 
außerhalb der Zwangsvollstreckung überge- 
ben wird. 


§ 28 

Bewachung und Verwahrung von Schiffen 

Für die Bewachung und Verwahrung eines 
Schiffes oder Schiff sbauwerks (§§ 165, 170, 
170 a, 171 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung) wird 
eine Gebühr von 12 Deutsche Mark erhoben. 
Wird der Auftrag, nachdem sich der Gerichts- 
vollzieher an Ort und Stelle begeben hat, 
nicht durchgeführt, weil er zurückgenommen 
ist, die Zwangsvollstreckung nach § 775 der 
Zivilprozeßordnung einzustellen ist oder der 
Gerichtsvollzieher das Schiff oder das 
Schiffsbauwerk nicht vorgefunden und dies 
im Protokoll vermerkt hat, so wird eine Ge- 
bühr von 6 Deutsche Mark erhoben. 


§ 29 

Feststellung von Mietern oder Pächtern 

(1) Für die im Auftrag des Gerichts er- 
folgte Feststellung der Mieter oder Pächter 
von Grundstücken wird je festgestellte Per- 
son eine Gebühr von 1,50 Deutsche Mark er- 
hoben. Werden mehr als fünf Personen fest- 
gestellt, so wird für die Feststellung der sech- 
sten und jeder weiteren Person eine Gebühr 
von 1 Deutschen Mark erhoben. Mindestens 
werden 3 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Fiaben die Ermittlungen zur Feststel- 
lung eines Mieters oder Pächters nicht ge- 
führt, so wird eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark erhoben. 


§ 30 

Angebot einer Leistung, Beurkundungen, 
Bekanntmachung von Willenserklärungen 

(1) Für das tatsächliche Angebot einer Lei- 
stung (§§ 293, 294 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches) wird eine Gebühr von 6 Deutsche 
Mark erhoben. § 27 bleibt unberührt. 

(2) Hat der Gerichtsvollzieher das Lei- 
stungsangebot nur zu beurkunden, so wird 
eine Gebühr von 3 Deutsche Mark erhoben. 


(3) Die im Absatz 2 bestimmte Gebühr 
wird auch für die Bekanntmachung empfangs- 
bedürftiger Willenserklärungen unter Ab- 
wesenden einschließlich der Beurkundung der 
Bekanntmachung erhoben. 


§ 31 


Anheftung von Terminsbestimmungen, Mit- 
wirkung bei der Hinterlegung, Abfassung 
von Willenserklärungen 

Es werden erhoben 


l.für die Anheftung der Terminsbestim- 
mung gemäß § 39 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung eine Gebühr von 1,20 Deutsche 
Mark; 


2. für die Mitwirkung bei einer durch die 
Partei zu bewirkenden Hinterlegung (An- 
fertigung der an die Hinterlegungsstelle 
einzusendenden Erklärung) eine Gebühr 
von 1,20 Deutsche Mark; 


3. für die Mitwirkung bei der Abfassung 
einer rechtserhebliAen Willenserklärung, 
die vom Gerichtsvollzieher außerhalb eines 
anhängigen gerichtlichen Verfahrens zuzu- 
stellen ist, eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark. 


§ 32 


Beglaubigungen, Siegelungen, Vermögens- 
Verzeichnisse, Proteste und ähnliche 
Geschäfte 


(1) Die Gebühren für die Beglaubigung 
einer Unterschrift oder eines Handzeichens, 
für Wechsel- und Scheckproteste, für Siege- 
lungen und Entsiegelungen, für die Auf- 
nahme von Vermögensverzeichnissen sowie 
für die Mitwirkung als Unkundsperson bei 
der Aufnahme von Vermögensverzeichnissen 
bestimmen sich nach §§17 bis 27, §§ 39, 45, 
46, § 122 Abs. 2 bis 4 der Kostenordnung. 
Der Reisekostenpauschbetrag (§ 37) und das 
Wegegeld (§ 38) werden auf die nach § 45 
Abs. 2 Satz 1 cler Kostenordnung zu erhe- 
bende Wegegebühr angerechnet. 

(2) Für die Empfangnahme 'der Wechsel- 
oder Schecksumme (Artikel 84 des Wechsel- 
gesetzes, Artikel 55 Abs. 3 des Scheckgesetzes) 
wird die im § 149 der Kostenordnung be- 
stimmte Gebühr erhoben. Die im § 27 
Abs. 2 bestimmte Gebühr wird daneben nicht 
erhoben. 
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§ 33 

Schätzung 

(1) Für die auf Grund eines besonderen 
Auftrags vorgenommene Schätzung des 
Werts einer Sa^e oder eines Rechts wird die 
volle Gebühr nach dem Schätzwert erhoben. 
Werden mehrere Sachen oder Rechte gleich- 
zeitig geschätzt, so ist der Gesamtbetrag der 
Schätzwerte maßgebend. 

(2) Erfordert die Schätzung mehr als zwei 
Stunden, so erhöht sich die Gebühr, wenn 
die im § 32 Abs. 1 bestimmte Gebühr nicht 
daneben erhoben wird, für jede angefangene 
weitere Stunde um 4 Deutsche Mark. 

(3) § 25 Abs, 1, 2 gilt entsprechend. 

§ 34 

Tätigkeit zur Nachtzeit und an Sonn- oder 
Feiertagen 

Wird der Gerichtsvollzieher auf Verlangen 
zur Nachtzeit (§ 188 Abs. 1 Satz 2 der 
Zivilprozeßordnung) oder an einem Sonn- 
oder Feiertag tätig, so werden die doppelten 
Gebühren erhoben. 

DRITTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§ 35 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Als Auslagen werden erhoben 

1. Schreibgebühren; 

2. die Auslagen für die bei der Erledigung 
des Auftrags verendeten Vordrucke aller 
Art, soweit keine Schreibgebühren zu er- 
heben sind; 

3. Post-, Telegrafen-, Fernsprech- und Fern- 
schreibkosten; 

4. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen; 

5. die an Zeugen und Sachverständige zu 
zahlenden Beträge; 

6. die Entschädigung der zum öffnen von 
Türen und Behältnissen sowie zur Durch- 
suchung weiblicher Schuldner zugezoge- 
nen Personen; 

7. die für die Umschreibung eines auf den 
Namen lautenden Wertpapiers oder für 


die Wiederinkurssetzung eines Inhaber- 
papiers zu zahlenden Beträge; 

8. die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen oder Sachen, der Verwahrung und 
Beaufsichtigung von Sachen, der Abern- 
tung von FrüAten und der Verwahrung 
und Fütterung von Tieren; 

9. Reisekostenpauschbeträge, Wegegelder; 

10. die für Auskünfte über die Wohnung des 
Beteiligten an Einwohnermeldestellen zu 
zahlenden Beträge; 

11. die Kosten für Arbeitshilfen und für die 
Benutzung von eigenen Beförderungs- 
mitteln des Gerichtsvollziehers zur Beför- 
derung von Personen und Sachen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, zur Vereinfachung der Kostenberech- 
nung für folgende Arten von Auslagen 
Pauschsätze durch Rechtsverordnung festzu- 
setzen; 

1. Vordruckkosten (Absatz 1 Nr, 2), . 

2. im Ortsverkehr zu entrichtende Fern- 
sprechgebühren (Absatz 1 Nr. 3), 

3. Kosten der Verwahrung von Sachen (Ab- 
satz 1 Nr. 8), 

4. Kosten für Arbeitshilfen und für die Be- 
nutzung von eigenen Beförderungsmitteln 
des Gerichtsvollziehers (Absatz 1 Nr. 11). 

Die Landesregierungen können die Ermäch- 
tigung auf die Landesjustizverwaltungen 
übertragen. 

§ 36 

Schreibgebühren 

(1) Schreibgebühren werden erhoben 

1. für alle nach gesetzlicher Vorschrift oder 
auf Antrag erteilten Abschriften der von 
dem Gerichtsvollzieher aufgenommenen 
Urkunden und Protokolle, ausgenommen 
die nach gesetzlicher Vorschrift zu ertei- 
lende Abschrift der Zustellungsurkunde; 
in den Fällen des § 189 Abs. 2 und des 
§ 829 Abs. 2 Satz 2 der Zivilprozeßord- 
nung wird die Schreibgebühr jedoch für 
jede Abschrift der Zustellungsurkunde er- 
hoben; 

2. für Abschriften, die angefertigt werden, 
weil der Auftraggeber es unterlassen hat, 
einem zuzustellenden Schriftstück die er- 
forderliche Zahl von Abschriften beizu- 
fügen; 
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3. für die bei einer Hinterlegung zu erstat- 
tende Anzeige an das Vollstreckungsgeridit 
(§§ 827, 854 der Zivilprozeßordnung); 

4. für die Aufnahme der von dem Dritt- 
schuldner bei der Zustellung eines Pfän- 
dungsbeschlusses oder nachträglich abgege- 
benen Erklärungen (§ 840 der Zivilpro- 
zeßordnung); 

5. für die vor der Verhaftung erforderliche 
Anzeige an die Vorgesetzte Dienstbehörde 
des zu Verhaftenden (§910 der Zivilpro- 
zeßordnung) und für die auf Antrag ge- 
fertigte Abschrift des Haftbefehls (§ 909 
Satz 2 der Zivilprozeßordnung). 

(2) Die Höhe der Schreibgebühren be- 
stimmt sich nach § 71 Abs. 3, 4 und 6 des 
Gerichtskostengesetzes. 


§ 37 

Reisekostenpauschbetrag 

(1) Muß der Gerichtsvollzieher zur Vor- 
nahme einer Amtshandlung einen Hinweg 
und einen Rückweg von mindestens je zwei 
Kilometern außerhalb des Gebiets der Ge- 
meinde seines Amtssitzes . zurücklegen, so 
wird ein Reisekostenpauschbetrag erhoben, 
der für jeden angefangenen Kilometer des 
Hin- und Rückwegs, gerechnet von Orts- 
mitte zu Ortsmitte, 0,15 Deutsche Mark be- 
trägt, 

(2) Der Reisekostenpauschbetrag wird für 
jede Amtshandlung erhoben, auch wenn der 
Gerichtsvollzieher auf derselben Reise meh- 
rere Amtshandlungen vornimmt. Werden je- 
doch auf einer Reise mehrere Amtshandlun- 
gen 


a) gegen einen Schuldner oder 

b) in derselben Gemeinde für einen Auftrag- 
geber 

vorgenommen, so wird der Reisekosten- 
pauschbetrag nur einmal erhoben. 

Der Reisekostenpauschbetrag wird aufgeteilt 
im Falle des Buchstaben a nach der Zahl der 
Aufträge, 

im Falle des Buchstaben b nach der Zahl der 
Schuldner. 

(3) Ein Reisekostenpauschbetrag wird nicht 
erhoben, soweit Wegegeld als Auslage anzu- 
setzen ist. 


§ 38 

Wegegeld 

(1) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß ein Wegegeld erhoben wird 

1. zur Verminderung der Kosten bei Vor- 
nahme einer Amtshandlung in einer be- 
nachbarten Gemeinde; 

2. zum Ausgleich von Aufwendungen für 
Wege, die der Gerichtsvollzieher zurück- 
legt 

a) innerhalb des Gebiets der Gemeinde 
seines Amtssitzes, 

b) nach Orten außerhalb dieses Gebiets, 
die, gerechnet von Ortsmitte zu Orts- 
mitte, weniger als zwei Kilometer ent- 
fernt sind. 

(2) Die Landesregierungen können die Er- 
mächtigung auf die Landesjustizverwaltun- 
gen übertragen. 
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Anlage zu § 13 Abs. 1 


Die volle Gebühr beträgt bei einem Wert 


bis 

zu 50 

Deutsche Mark einschließlich 

1 

Deutsche Mark 


„ 100 


» 

» 

2 



» 

150 

» 

» 

» 

3 

» 


» 

„ 200 

» 

» 

» 

4 

» 

» 

n 

» 300 

» 

» 

» 

5 

» 

» 

n 

» 400 

» 


» 

6 

» 

» 

n 

„ 500 

» 

5J 

» 

7 

» 

» 

» 

„ 600 

» 

» 

» 

8 

» 

» 

n 

„ 900 

» 

» 

» 

10 

» 

j» 

Ti 

„ 1 200 

y> 

» 

Ti 

12 


» 


„ 1 500 

» 

» 

» 

14 

» 

» 

» 

„ 2 000 

» 

» 


17 

» 

» 

jj 

„ 2 500 

Ti 

» 

» 

20 

» 

» 

» 

„ 3 000 

Ti 

» 

» 

23 

» 


» 

„ 3 500 

» 

» 

» 

26 

» 


jj 

„ 4 000 

» 

» 

» 

29 

» 

» 

» 

„ 4 500 

» 

» 


32 

» 

» 

n 

„ 5 000 

» 

» 

» 

35 

yj 

15 

n 

„ 6 000 

» 

» 

» 

40 

» 

» 

n 

„ 7 000 

» 

» 

» 

45 


» 

n 

„ 8 000 

» 

» 

» 

50 

» 

» 

» 

„ 9 000 

» 

» 

» 

55 

» 

Ti 

» 

„ 10 000 

» 

» 


60 

» 

» 

n 

„ 11000 

» 

JJ 

» 

65 

» 

Ti 


„ 12 000 

» 

» 

» 

70 

» 

» 

M 

„ 13 000 

» 

» 


75 

» 

» 

n 

„ 14 000 

n 

» 

» 

80 

» 

» 

» 

„ 15 000 

» 

» 

» 

85 

» 

» 

» 

„ 16 000 

» 

» 

» 

90 

» 

» 


„ 17 000 

» 

» 

» 

95 

» 

» 


„ 18 000 


» 

» 

100 

» 


» 

„ 19 000 

» 

» 


105 

» 

» 

JJ 

„ 20 000 

» 


» 

110 

» 

TT 


von dem Mehrbeträge für je 1 000 Deutsche Mark 5 Deutsdie Mark. 
Werte über 20 000 Deutsche Mark sind auf volle 1 000 Deutsche 
Mark aufzurunden. 
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Artikel IV 

Änderungen der Justizverwaltungs- 
kostenordnung 

Die Verordnung über Kosten im Bereich 
der Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S, 357) wird, soweit sie als 
Bundesrecht anzuwenden ist, wie folgt ge- 
ändert: 

l.Im § 1 wird das Wort „Verordnung" 
durch das Wort „Justizverwaltungskosten- 
ordnung" ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

4 4 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebüh- 
ren für Ausfertigungen und Abschriften, 
die auf besonderen Antrag erteilt werden, 
erhoben. 

(2) Die Höhe der Schreibgebühren be- 
stimmt sich nach § 138 Abs. 3 bis 7 der 
Kostenordnung, 

(3) Für einfache Abschriften gerichtlicher 
Entscheidungen, die zur Veröffentlichung 
in Entscheidungssammlungen oder Fach- 
zeitschriften beantragt werden, beträgt die 
Schreibgebühr 20 Deutsche Pfennig je 
Seite, höchstens 1 Deutsche Mark je Ent- 
scheidung. 

(4) Die Behörde kann vom Ansatz von 
Schreibgebühren ganz oder teilweise ab- 
sehen, wenn Ausfertigungen oder Ab- 
schriften für Zwecke verlangt werden, 
deren Verfolgung überwiegend im öffent- 
lichen Interesse liegt, oder wenn Abschrif- 
ten amtlicher Bekanntmachungen anderen 
Tageszeitungen als den amtlichen Bekannt- 
machungsblättern auf Antrag zum unent- 
geltlichen Abdruck überlassen werden.“ 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

4 5 

(1) Für die Erhebung sonstiger Auslagen 
gilt § 139 Nr. 1 bis 5, 8, 9 der Kostenord- 
nung entsprechend. 

(2) Die Im Absatz 1 genannten Auslagen 
sind auch dann zu erheben, wenn eine Ge- 
bühr für die Amtshandlung nicht zum An- 
satz kommt. 


(3) Postsendungen können als gebühren- 
pflichtige Dienstsache aufgegeben wer- 
den.“ 

4. § 8 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Von der Zahlung der Gebühren 
sind befreit der Bund und die Länder so- 
wie die nach den Haushaltsplänen des Bun- 
des und der Länder für Rechnung des 
Bundes oder eines Landes verwalteten 
öffentlichen Anstalten und Kassen. 

(2) Die sonstigen Vorschrlfiten, durch die 
eine sachliche oder persönliche Kostenfrei- 
beit gewährt wird, bleiben unberührt," 

5. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

410 

(1) Kosten der Vollstreckung von Frei- 
heitsstrafen oder mit Freiheitsentziehung 
verbündenen Maßregeln der Sicherung und 
Besserung werden nicht erhoben, wenn der 
Gefangene oder Verwahrte die ihm zuge- 
wiesene Arbeit verrichtet oder wenn er 
ohne sein Verschulden nicht arbeiten kann. 

(2) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Reditsverordnung zu be- 
stimmen, in welcher Höhe die Kosten der 
Vollstreckung von Strafen oder von Maß- 
regeln der Sicherung und Besserung zu er- 
heben sind. Sie können insbesor^ere Pausch- 
sätze bestimmen. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigung auf die Landes- 
justiz verwal tungen über tr ag en . " 

6. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

4 13 

(1) über Einwendungen gegen die Fest- 
setzung und den Ansatz der Kosten oder 
gegen Maßnahmen gemäß § 7 Abs. 2, 3 
entscheidet das Amtsgericht, in idessen Be- 
zirk die Behörde ihren Sitz hat. § 13 Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 bis 5 der Kostenordnung gilt 
entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn in Justiz- 
verwaltungsang degenheiten Kosten von 
Behörden der Länder erhoben werden.“ 

7. § 15 tritt außer Kraft. 

8. Das Gdbührenverzeichnis (Anlage zu § 2 
Abs. 1) wird wie folgt gefaßt: 
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„ Anlage zu § 2 Abs. 1 


Gebührenverzeichnis 


Nr. 


1 Beglaubigungen 


G e g e n s t and 


a) von amtlichen Unterschriften für iden Auslands verkehr 


aa) auf Urkunden, die keine rechtsgeschäftliche Erklä- 
rung enthalten, z. B. Patentschriften, Handelsregister- 
auszügen, Ernennungsurkunden u. dgl 


hb) auf sonstigen Urkunden 


Gebühren 


3 bis 30 DM 

die gleiche Gebühr, die 
nach den am Sitz der 
Behörde geltenden 
Vorschriften für die 
gerichtliche Beglaubi- 
gung einer Unterschrift 
zu erheben ist. 


Die Gebühr wird nur einmal erhoiben, auch wenn eine 
weitere Beglaubigung durch die übergeordnete Justiz- 
behörde erforderlich ist. 

b) von Abschriften und Auszügen, jedoch nur wenn die Be- 
glaubigung beantragt ist 

— bei Schriftstücken, die nicht in deutscher Sprache abge- 
faßt sind 


Wird die Abschrift von der Behörde selbst hergestellt, so 
kommen die Schreibgebühren (§ 4) hinzu. 

Die Behörde kann vom Ansatz ider Gebühr zu Buch- 
stabe b aibsehen, wenn die Beglaubigung für Zwecke ver- 
langt wird, deren Verfolgung überwiegend im öffenit- 
lichen Interesse liegt. 


0,30 DM 
0,50 DM 

für jede angefangene 
Seite, mintdestens 
3 DM 


2 


Besdieinigungen, Zeugnisse u. dgl. (außer Beglaubigungen) 

a) Bescheinigungen und schriftliche Auskünfte aus Akten 

und Büchern 

b) Bescheinigungen über die Beurkundungsbefugnis eines 

Justizbeamten, die zum Gebrauch einer Urkunde Im Aus- 
land verlangt werden 

— Die Ge'bühr wird nicht erhoben, wenn eine Beglaubi- 
gungsgebühr nach Nummer 1 Buchstabe a zum Ansatz 
kommt — 

c) Zeugnisse über das im Bund oder in den Ländern gel- 
tende Recht 

d) Bescheinigungen, Auskünfte und Abschriften aus den 

Akten und Büchern des vormaligen Preußischen Herolds- 
amtes 


2 bis 20 DM 


2 bis 20 DM 


3 bis 500 DM 

3 ibis 100 DM 
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Nr. 

Gegenstand 

Gebühren 


i 

; Die Behörde kann vom Ansatz der Gebühren absehen, 

wenn die Besdiieimgiang oder das Zeugnis für Zwecke ver- 
langt wird, deren Verfolgung überwiegend im öffent- 
lichen Interesse liegt. 


3 

Einsicht oder Durchsicht von Akten und Büchern 

a) Die Einsicht oder Durchsicht ist — abgesehen von den 



Fällen zu Buchstabe b bis d — gebührenfrei. 



b) Wird die Vorlegung verlangt, nachdem fünf Jahre seit 
Schluß des Jahres vergangen sind, in idem die Akten weg- 
gelegt oder die Bücher geschlossen sind, so werden er- 
h db e n 

1 DM je Band, 
mindestens 2 DM 


c) Für die Einsicht in die Akten und Bücher des vormaligen 
Preußischen Heroldsamtes werden erhöben 

3 bis 20 DM 


d) Für die Durchsicht der bei dem Gericht verwahrten Kir- 
chenbücher und der vor dem Jahre 1875 entstandenen, 
bei den Gerichten verwahrten Personenstanidsregisiter blei- 
ben die hlsherigen Vorschriften maßgebend. 



Die Behörde kann vom Ansatz der Gebühren zu Buch- 
i stabe b und c absehen, wenn idie Vorlegung der Akten 

oder Bücher für Zwecke verlangt wird, deren Verfolgung 
überwiegend im öffentlichen Interesse liegt. 


4 

Familienstiftungen 



a) Genehmigung und Beaiufsichtigung von Familienstiftun- 
gen,“ soweit nicht die Gerichte zuständig sind 

die gleiche Gebühr, die 
für die gerichtliche Ge- 
nehmigung oder Be- 
aufsichtigung nach 
§ 109 d'er Kostenord- 
nung zu erheben ist. 


b) Aufhebung einer Familienstiftung 

5 bis 1000 DM 

5 

Feststellungserklärung 



nach § 1059 a Nr. 2, § 1092 Abs. 2, § 1098 Abs. 3 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches ■ 

3 bis 150 DM 

6 

Genehmigungen, Erlaubniserteilungen u. dgl., 



die dem Justizminister zustehen oder von ihm auf andere 
Stellen übertragen sind in Fällen, die nicht anderweit ge- 
regelt sind 

5 bis 5000 DM 


Die Gebühr wird nicht erhoben für Genehmigungen u. dgl., 
die sich als innierdienstliche Maßnahmen oder als Auswirkun- 
gen der Dienstaufsicht idarstellen. Dies gilt auch für Geneh- 
migungen u. dgl. auf dem Gebiete des Anwalts- und Notar- 
rechts. 
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G € g e n s t a n id 


Gebühren 


7 Reditshilfe 

1. in Zivilsachen und in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

a) Prüfung von Ersuchen nach dem Ausland ..... 3 bis 100 DM 

b) Erledigung von Zustellungs an trägen in ausländischen 

Rechtsangelegenheiten 3 bis 50 DM 

c) Erledigunig von Rechtshilfe ersuchen in ausländischen 

Rechtsangelegenheiten 6 bis 500 DM 

Die Gebühren zu Buchstabe b und c werden auch dann 
erhoben, wenn die Zustellung oder Rechtshilfehandlung 
wegen unbekannten Aufenthalts des Empfängers oder 
sonst Beteiligten oider aus ähnlichen Gründen ni.cht ausge- 
geführt werden kann. 

In den Fällen zu Buchstabe b und c werden Gebühren unid 
Auslagen nicht erhoben, wen» die Gegenseitigkeit ver- 
bürgt ist. 

Die Bestimmungen der Staatsverträge bleiben unberührt. 

II. in Strafsachen zur Erledigung ausländischer Rechtshilfe- 
ersuchen 

Schreibgebühren, Telegrafen- und Fernschreibgebühren 
werden nicht erhoiben. 

Sonstige Auslagen werden erhoben, soweit nicht gewähr- 
leistet ist, daß der ausländische Staat in gleichartigen Fäl- 
len Reditshilfe kostenfrei leistet, 

8 Schuldnerverzeichnis 

Abschriften und Auszüge nach den Allgemeinen Vorschriften 
vom 1. August 1955 (Bundesanzeiger Nr. 156 vom 16. August 

1955 S. 2) 0,15 DM 

je Eintragung, 
mindestens 2 DM 

Bei laufender Erteilung von Auszügen sind von den Amtsge- 
richten, die im Jahre voraussiichtlich nicht mehr als 100 Ein- 
tragungen mitzuteilen haben, idie Gebühren in der Regel 
nicht für je^den Auszug besonders anzusietzen, sondern erst 
am Schluß des Rechnungsjahres einheitlich abzurechnen. Da- 
bei ist die Mindesgebühr nur dann zu erheben, wenn inner- 
halb 'des Abrechnungszeitraums nicht mehr als 10 Eintragun- 
gen mitgeteilt worden sind. Neben der Geibühr für diie Er- 
teilung des Auszugs werden Schreibgebühren nicht erhaben. 

9 Vereidigung 

Allgemeine Vereidigung von Sachverständigen, Dolmetschern 

oder Übersetzern '. . . 6 DM 

Die Vereidigung von Richtern oder Justizbeamten als Dol- 
metscher oder Übersetzer ist gebührenfrei." 
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Artikel V 

Änderungen der Justizbeitreibungs- 
ordnung 

Die Ju'strzlbeitreilbungsordnung vom 11. 
März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 298) wird, so- 
weit sie als Bundesrecht anzuwenden ist, nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriftengeändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Eingangsworte des Abssatzes 1 wer- 
den wie folgt gefaßt: 

„Nach dieser Justizbeitreibungsord- 
nung werden folgensde Ansprüche, so- 
weit sie für Justizverwaltungsbehörden 
einzuzieihien sind, beigetrieben:“ 

b) In Absatz 1 Nr. 4 wird das Wort «Ver- 
ordnung“ idurch das Wort „Justizbei- 
treibungsordnung“ ersetzt. 

c) In Absatz 1 Nr. 5 und 6 werden die 
Worte „aus ider Reichskasse“ gestrichen. 

d) In Absatz 1 Nr. 7 werden die Worte 
„Reichs- oder Landesrecht“ durch die 
Worte „Bundes- oder Landesrecht“ er- 
setzt. 

e) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Nach dieser JustizJbeitreibungs- 
ordnung werden auch die Gebühren 
und Auslagen des Deutschen Patent- 
amts und idie sonstigen dem Absatz 1 
entsprechenden Ansprüche, die beim 
Deutschen Patentamt entstehen, beige- 
trieben. Dies gilt auch für Ansprüche 
gegen Patentanwälte und Erlaübnis- 
scheininhaber.“ 

f) Folgender neuer Absatz 4 wird ange- 
fügt: 

„(4) Die Vorschriften dieser Justiz- 
beitreibungsordnung über das gericht- 
lichie Verfahren gelten auch, soweit In 
den Absätzen 1 bis 3 bezeichnete An- 
sprüche auf Grund Landesrechts bei- 
getrieben werden.“ 

2. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

4 2 

(1) Die Beitreibung liegt den Gerichts- 
kassen als Vollstreckunjgsbehörden ob. Die 
Landesregierungen werden ermächtigt, an- 
dere Behörden als Vollstreckungsbehörden 
zu bestimmen. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen. 


(2) Für Ansprüche, idie beim Bundesge- 
richtshof entstehen, ist die Amtskasse des 
Bundesgerichtshofes, für Ansprüche, die 
beim Deutschen Patentamt entstehen, die 
Amtskasse des Deutschen Patentamts Voll- 
streckungsbdhörde. Soweit die Amtskasse 
des Bundesgerichtshofes Kassengeschäfte 
anderer Behörden wahrnimmt, ist sie auch 
für Ansprüche, die bei diesen Behörden 
enstehen, Vollstreckungslbdhörde. 

(3) Zuständig ist die Vollstreckungs- 
behörde, die den beizutreibenden An- 
spruch einzuziehen hat. Sachpfändungen 
soll idie Vollstreckungslbehörde nur in 
ihrem Amtsbezirk vornehmen. Die Unzu- 
ständigkeit leiner Vollstreckungsbehörde 
berührt die Wirksamkeit ihrer Vollstrek- 
kungsmaßnahmen nicht. 

(4) Die Vollstreckungsbehörden haben 
einander Amtshilfe zu leisten.“ 

3. § 3 Satz 4 fällt weg. 

4. Im § 5 Abs. 2 fällt der letzte Halbsatz weg. 

5. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

4 6 

(1) Für die Vollstreckung gelten nach 
Maßgaibe ider Absätze 2 bis 4 folgende 
Vorsdiriften sinngemäß: 

1. Die §§ 735 bis 737, 739 bis 741, 743, 745 
bis 748, 758, 759, 761, 762, 764, 765 a, 
766, 771 bis 776, 778, 779, 781 bis 784, 
786, 788, 789, 792, 793, 803 bis 827, 
§ 828 Abs. 2, §§ 829 bis 837 a, § 840 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, §§ 841 bis 844, 846 
bis 886, 899 bis 910, 913 bis 915 der 
Zivilprozeßordnung, 

2. sonstige Vorschriften des Bundesrechts, 
die idie Zwangsvollstreckung aus Urtei- 
len in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
beschränken, sowie 

3. die landesrechtlichen Vorschriften über 
die Zwangsvollstreckung gegen Ge- 
meindeverbände oder Gemeinden. 

(2) An die Stelle des Gläubigers tritt die 
Vollstreckung^bdhörde. Bei (der Zwangs- 
vollstreckung In Forderungen und andere 
Vermögensrechte wird der Pfändungs- und 
der Überweisungsbeschluß von der VoII- 
streckungsabehörde erlassen. Die Aufford^e- 
rung zur AbgaJbe der Im § 840 Abs. 1 der 
Zivilprozeßoiidniung genannten Brklärun- 
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gen ist in den Pfändungsbesdilixß aufzu- 
nehmen. 

(3) An die Steilie des Gerichtsvolfeiehers 
tritt der Voll'ziehimgsbeamte. Der Voll- 
ziehungsbeamte wird zur Annahme der 
Leistung, zur Ausstellung von Empfangs- 
bekenntnissen und zu Vollstreckungshand- 
lungen durch einen schriftlichen Auftrag 
der Vollstreckungslbehörde ermächtigt. 

(4) Gepfändete Forderungen sind nicht 
an Zahlungs Statt zu überweisen." 

6. § 8 tritt außer Kraft. 

7. Als neuer § 8 wird folgende Vorschrift 
eingefügt; 

8 

(1) Einwendungen, die den beizu treiben- 
den Anspruch selbst, die Haftung für den 
Anspruch oder die Verpflichtung zur Dul- 
dung der VoUstreckung betreffen, sind 
vom Schuldner gerichtlich geltend zu 
machen 

bei Ansprüchen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 
3,4 

nach den Vorschriften über Erinnerun- 
gen gegen den Kostenansatz, 

bei Ansprüchen gegen nichtbeamtete 

Beisitzer, Vertrauenspersonen, Rechts- 
anwälte; Zeugen, Sadiverständige und 

mittellose Personen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5) 
nach den Vorschriften über die Feststellung 
eines Anspruchs dieser Personen, 

bei Ansprüchen nach § 1 Abs, 1 Nr. 6 

nach iden Vorschriften über Erinnerungen 
gegen den Festsetzungslbeschluß. Die Ein- 
wendung, daß mit einer Gegenforderung 
aufgerechnet worden sei, ist in diesen Ver- 
fahren nur zulässig, wenn die Gegenfor- 
derung anerkannt oder gerichtlich festge- 
stellt ist. Das Gericht kann anordnen, daß 
die Beitreibung bis zum Erblaß der Entschei- 
dung gegen oder ohne Sicherheitsleistung 
eingestellt werde und daß die Vollstrek- 
kungsmaßregeln igegen Sicherheitsleistung 
aufzuhelben seien. 

(2) Für Einwendungen, die auf Grund 
der §§ 781 bis 784, 786 der Zivilprozeß- 
ordnung erhc^ben werden, gelten die Vor- 
schriften der §§ 767, 769, 770 der Zivilpro- 
zeßordnung sinngemäß. Für die Klage ist 
das Gericht zuständig, in dessen Bezir'k die 
Vollstreckung stattgefunden hat." 


8. § 10 wird wie folgt gefaßt; 

„S 10 

(1) Wegen der voraussichtlich entstehen- 
den Kosten eines Strafverfahrens aus- 
. schließlich der Vollstreckungskosten kann 
der dingliche Arrest angeordnet werden, 
wenn zu besorgen ist, daß sich der Schuld- 
ner der Zahlung entziehen wird, und Haft- 
befehl oder Unterbringungsbefehl (§ 126 a 
der Strafprozeßordnung) oder wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens ein auf Strafe 
lautendes Urteil gegen ihn ergangen ist. 
Zur Sicherung geringfügiger Beträge er- 
geht kein Arrest. 

(2) Für die Anordnung des Arrestes ist 
das Amtsgericht zuständig, bei idem der 
Schuldner seinen allgemeinen Gerichts- 
stand hat oder in dessen Bezirk der mit 
Arrest zu belegende Gegenstand sich befin- 
det. 

(3) § 920 Abs. 1, § 921 Abs. 1, §§ 922 bis 
925, 927 bis 932, § 934 Abs. 1, 3, 4 der 
Zivilprozeßordnung gehen sinngemäß. 
§ 945 der Zivilprozeßordnung gilt sinn- 
gemäß, wenn sich erweist, daß bei Anord- 
nung des Arrestes die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht Vorgelegen haben; hier- 
über wird im Rechtsstreit von den ordent- 
lichen Gerichten entschieden. 

(4) Auf Antrag des Schuldners hat das 
Arrestgericht als V olls treckungsgericht 
eine Vollziehungsmaßnahme aufzuheben, 
soweit der Schuldner den Pfandgegen- 
stand zur Aufbringung der Kosten seiner 
Verteidigung, seines Unterhalts oder des 
Unterhalts seiner Familie benötigt. Die 
Entscheidung kann ohne mündliche Ver- 
handlung ergehen." 

9. Die §§ 11 bis 18 treten außer Kraft. 

10. Als neuer § 11 wird folgenide Vorschrift 
eingefügt; 

»S 11 

(1) Biei der Pfändung von Forderungen 
oder anderen Vermögensrechten gelten 
die Vorschriften des Gerichtskoistengeset- 
zes sinngemäß. 

(2) Für die Tätigkeit des Vollziehungs- 
beamten gelten die Vorschriften des Geset- 
zes über Kosten der Gerichtsvollzieher 
sinngemäß. Der Reisekostenpauschbetrag 
wird jedoch nicht erhc^ben." 


48 



A r t i k e 1 VI 


Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen 


An die Stelle der Gebührenordnung für Zeu- 
gen und Sachverständige in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Dezember 1925 
(Reichsgesetzbl. I S. 471) tritt das folgende 


Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Nach diesem Gesetz werden Zeugen und 
Sachverständige entschädigt, die von dem Ge- 
richt oder von dem Staatsanwalt zu Beweis- , 
zwecken herangezogen werden. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, wenn Sachver- 
ständige herangezogen werden, die für die 
Sachverständigentätigkeit aus der Bundes- oder 
Landeskasse eine laufende, nicht auf den Ein- 
zelfall abgestellte Vergütung erhalten. 

§ 2 

Entschädigung von Zeugen 

(1) Zeugen werden für ihren Verdienstaus- 

fall entschädigt. Dies gilt auch bei schriftlicher 
Beantwortung einer Beweisfrage (§ 377 

Abs. 3,4 der Zivilprozeßordnung). 

(2) Die Entschädigung beträgt für jede 
Stunde der versäumten Arbeitszeit wenigstens 
0,50 Deutsche Mark und höchstens 3 Deut- 
sche Mark. Die letzte, bereits begonnene 
Stunde wird voll gerechnet. Die Entschädigung 
richtet sich nach dem regelmäßigen Bruttover- 
dienst. 

(3) Zeugen erhalten wenigstens die nach 
dem geringsten Satz bemessene Entschädigung, 
es sei denn, daß sie durch die Heranziehung 
ersichtlich keine Nachteile erlitten haben. 

(4) Die Entschädigung wird für höchstens 
10 Stunden je Tag gewährt. Sie darf den Ge- 
samtbetrag von 24 Deutsche Mark je Tag 
nicht überschreiten. 


§ 3 


Entschädigung von Sachverständigen 


(1) Sachverständige werden für ihre Lei- 
stungen entschädigt. 


(2) Die Entschädigung ist nach der erforder- 
lichen Zeit zu bemessen. Sie beträgt bis zu 
5 Deutsche Mark, bei Leistungen, die beson- 
dere fachliche Kenntnisse erfordern, bis zu 
8 Deutsche Mark für jede Stunde. Die letzte, 
bereits begonnene Stunde wird voll gerechnet. 

(3) Für ein schriftliches Gutachten, in dem 
der Sachverständige sich für den Einzelfall ein- 
gehend mit der wissenschaftlichen Lehre aus- 
einanderzusetzen hat, kann die nach Absatz 2 
zu gewährende Entschädigung bis zu 50 vom 
Hundert überschritten werden. 

§ 4 

Zu berücksichtigende Zeit 

Zu berücksichtigen ist für Zeugen und Sach- 
verständige auch die Zeit, während der sie 
ihre gewöhnliche Beschäftigung nicht wieder 
aufnehmen können. 


§ 5 


Besondere Verrichtungen 


Verrichtungen, die in der Anlage zu diesem 
Gesetz bezeidinet sind, werden nach der An- 
lage entschädigt. Dies gilt auch für sachver- 
ständige Zeugen und für Hilfsperscjnen von 
Sachverständigen, die von dem Gericht oder 
von dem Staatsanwalt zugezogen werden. 


S 6 

Besondere Entschädigung 

(1) Haben sich die Parteien dem Gericht 
gegenüber mit einer bestimmten Entschädi- 
gung für die Leistung des Sachverständipn* 
einverstanden erklärt, so ist diese Entschädi- 
gung zu gewähren, wenn ein ausreichender Be- 
trag an die Staatskasse gezahlt ist. 

(2) Die Erklärung nur einer Partei genügt, 
wenn das Gericht zustimmt. Vor der Zustim- 
mung hat das Gericht die andere Partei zu 
hören. Die Zustimmung und die Ablehnung 
der Zustimmung sind unanfechtbar. 
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§ 7 

Ersatz von Aufwendungen 
Dem Sachverständigen werden ersetzt 

1. die für die Vorbereitung und Erstattung des 
Gutachtens aufgewendeten Kosten, ein- 
schließlich der notwendigen Aufwendungen 
für Hilfskräfte, sowie die für eine Unter- 
suchung verbrauchten Stoffe und Werk- 
zeuge; 

2. für das schriftliche Gutachten der für 
Schreibgebühren im Geriditskostengesetz be- 
stimmte Betrag; 

3. für Durchschlage, die auf Erfordern gefer- 
tigt worden sind, 0,25 Deutsche Mark für 
jede Seite. 


(4) Für Reisen während der Terminsdauer 
werden die Fahrtkosten nur insoweit ersetzt, 
als dadurch Mehrbeträge an Entschädigung er- 
spart werden, die beim VerBleiben an der 
Terminsstelle gewährt werden müßten. 

(5) Tritt der Zeuge oder Sachverständige die 
Reise zum Terminsort von einem anderen als 
dem in der Ladung bezeichneten oder der 
ladenden Stelle unverzüglich angezeigten Ort 
an oder fährt er zu einem anderen als zu die- 
sem Ort zurück, so werden, wenn die dadurch 
entstandenen Gesamtkosten höher sind, höch- 
stens die Kosten ersetzt, die für die Reise von 
dem in der Ladung bezeichneten oder der 
ladenden Stelle angezeigten Ort oder für die 
Rückreise zu diesem Ort zu ersetzen wären. 


§ 8 ' 

Fahrtkosten, Wegegeld 

(1) Zeugen und Sachverständige werden 
die notwendigen Fahrtkosten ersetzt. 

(2) Bei Benutzung von öffentlichen, regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln wer- 
den die wirklichen Auslagen einschließlich der 
Kosten für die Beförderung des notwendigen 
Gepäcks bis zur Höhe der Tarife ersetzt. Bei 
Benutzung der Eisenbahn oder von Schiffen ist 
der Ersatz der Beförderungsauslagen nach den 
persönlichen Verhältnissen des Zeugen oder 
Sachverständigen zu bemessen, jedoch soll der 
Fahrpreis der zweiten Wagenklasse oder der 
ersten Schiffsklasse nicht überschritten werden. 
Die Mehrkosten für zuschlagpflichtige Züge 
können erstattet werden, wenn ihre Benutzung 
nach den Verkehrsverhältnissen zweckmäßig 
gewesen ist, insbesondere, um die Gesamtdauer 
der Reise abzukürzen. 

(3) Für Fußwege und bei Benutzung von 
anderen als den im Absatz 2 genannten Beför- 
derungsmitteln werden bei Entfernungen von 
mehr als zwei Kilometern für jeden ange- 
fangenen Kilometer des Hin- und Rückwegs 
0,25 Deutsche Mark gewährt. Kann ein Hin- 
und Rückweg von zusammen mehr als zwei- 
hundert Kilometern mit öffentlichen, regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln zu- 
rückgelegt werden, so gilt Satz 1 nur insoweit, 
als die Mehrkosten gegenüber der Benutzung 
von öffentlichen, regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmitteln durch eine Minder ausgabe 
an Entschädigung ausgeglichen werden. Kann 
der Zeuge oder Sachverständige wegen beson- 
derer Umstände ein öffentlidies, regelmäßig 
verkehrendes Beförderungsmittel nicht be- 
nutzen, so werden die nadigewiesenen Mehr- 
auslagen ersetzt, soweit sie angemessen sind. 



(1) Zeugen und Sachverständige erhalten für 
den durch Abwesenheit vom Aufenthaltsort 
oder durch die Wahrnehmung eines Termins 
am Aufenthaltsort verursachten Aufwand eine 
Entschädigung. Die Entschädigung ist nach den 
persönlidien Verhältnissen des Zeugen oder 
Sachverständigen zu bemessen. 

(2) Die Entschädigung für den durch Ab- 
wesenheit vom Aufenthaltsort verursachten 
Aufwand soll nicht den Satz überschreiten, der 
den Bundesbeamten der Reiskostenstufe II 
nach den Vorschriften über die Reisekosten- 
vergütung der Bundesbeamten als Tagegeld 
zusteht. Die Vorschriften, nach denen bei Rei- 
sen, die an demselben Kalendertag angetreten 
ocler beendet werden, sich das Tagegeld ver- 
mindert oder ein Tagegeld nicht gewährt 
wird, gelten entsprechend. Dem Zeugen und 
Sachverständigen, der vom Aufenthaltsort 
weniger als 6 Stunden abwesend ist, sind 
Zehrkosten bis zu 2,50 Deutsche Mark zu er- 
setzen. Mußte der Zeuge oder Sachverständige 
außerhalb seines Aufenthaltsortes übernachten, 
so erhält er hierfür Ersatz seiner Aufwendun- 
gen, soweit sie angemessen sind. 

(3) Bei Terminen am Aufenthaltsort des 
Zeugen oder Sachverständigen sind Zehrkosten 
bis zu 2,50 Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem der Zeuge oder Sachverständige länger 
als 4 Stunden von seiner Wohnung abwesend 
sein mußte, zu ersetzen. 

§ 10 

Ersatz sonstiger Aufwendungen 

Notwendige bare Auslagen, die nicht den 
durch den Aufenthalt außerhalb der Wohnung 
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verursaditen Aufwand betreffen, sind dem 
Zeugen oder Sachverständigen zu ersetzen. 
Dies gilt besonders von den Kosten einer 
notwendigen Vertretung. 


§ 11 

Entschädigung des Begleiters 

Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters 
oder wegen Gebrechens eines Begleiters, so 
sind die Entschädigungen für beide zu ge- 
währen. 


§ 12 

Aufrundung 

Die dem Zeugen oder Sachverständigen zu 
zahlende Gesamtentschädigung wird auf 
1 0 Deutsche Pfennig aufgerundet. 


§ 13 


Vereinbarung der Entschädigung 


Mit Sachverständigen, die häufiger heran- 
gezogen werden, kann die oberste Landes- 
behörde oder die von ihr bestimmte Stelle 
eine Entschädigung im Rahmen der nath die- 
sem Gesetz zulässigen Entschädigung verein- 
baren. 


§ 14 
Vorschuß 

(1) Geladenen Zeugen und Sachverständigen 
ist auf Antrag ein Vorschuß zu bewilligen, 
wenn sie nicht über die Mittel für die Reise 
verfügen oder wenn ihnen, insbesondere we- 
gen der Höhe der enstehenden Reisekosten, 
nicht zugemutet werden kann, diese aus eige- 
nen Mitteln vorzuschießen. 

(2) Dem Sachverständigen ist ferner auf 
Antrag ein Vorschuß zu bewilligen, wenn die 
Erstattung des Gutachtens bare Aufwendun- 
gen erfordert und dem Sachverständigen, ins- 
besondere wegen der Höhe der Aufwendun- 
gen, nicht zugemutet werden kann, eigene 
Mittel vorzuschießen. 

(3) § 16 gilt sinngemäß. 

§ 15 

Erlöschen des Anspruchs 

(1) Zeugen und Sachverständige werden nur 
auf Verlangen entschädigt. 

(2) Verlangt der Zeuge nicht binnen drei 
Monaten nach Beendigung der Zuziehung 


Entschädigung bei dem zuständigen Gericht 
oder bei der zuständigen Staatsanwaltschaft, 
so erlischt der Anspruch. 

(3) Das Gericht (§ 16 Abs. 1) kann den 
Sachverständigen auffordern, seinen Anspruch 
innerhalb einer bestimmten Frist zu beziffern. 
Die Frist muß mindestens zwei Monate be- 
tragen. In der Aufforderung ist der Sachver- 
ständige über die Folgen einer Versäumung 
der Frist zu belehren. Die Frist kann auf An- 
trag vom Gericht verlängert werden. Der 
Anspruch erlischt, soweit ihn der Sachverstän- 
dige nicht innerhalb der Frist beziffert. War 
der Sachverständige ohne sein Verschulden 
verhindert, die Frist einzuhalten, so ist ihm 
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu erteilen, wenn er innerhalb von 
zwei Wochen nach Beseitigung des Hindernis- 
ses den Anspruch beziffert und die Tatsachen, 
die die Wiedereinsetzung begründen, glaub- 
haft macht. 

(4) § 196 Abs. 1 Nr. 17 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

§ 16 

Gerichtliche Festsetzung 

(1) Die einem Zeugen oder Sachverständigen 
zu gewährende Entschädigung wird durch ge- 
richtlichen Beschluß festgesetzt, wenn der 
Zeuge oder Sachverständige oder die Staats- 
kasse die richterliche Festsetzung beantragen 
oder das Gericht sie für angemessen hält. Zu- 
ständig ist das Gericht oder der Richter, von 
dem der Zeuge oder Sachverständige heran- 
gezogen worden ist. Ist der Zeuge oder Sach- 
verständige von dem Staatsanwalt herange- 
zogen worden, so ist das Gericht zuständig, bei 
dem die Staatsanwaltschaft errichtet ist. Das 
Gericht kann seine Festsetzung von Amts 
wegen ändern. Schwebt das Verfahren wegen 
der Hauptsache oder wegen der Entscheidung 
über den für die Gerichtsgebühren maßgeben- 
den Wert, den Kostenansatz oder die Kosten- 
festsetzung in der Rechtsmittelinstanz, so 
ist auch das Rechtsmittelgericht hierzu befugt. 

(2) Gegen die richterliche Festsetzung ist 
die Beschwerde zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 50 Deutsche Mark 
übersteigt. Beschwerdeberechtigt sind nur der 
Zeuge oder Sachverständige und die Staats- 
kasse. Die weitere Beschwerde ist statthaft, 
wenn sie das Beschwerdegericht wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der zur Entschei- 
dung stehenden Frage zuläßt. Die weitere Be- 
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schwerde kann nur darauf gestützt werden, 
daß die Entscheidung auf einer Verletzung des 
Gesetzes beruht; die §§ 550 und 551 der Zivil- 
prozeßordnung gelten sinngemäß. Eine Be- 
schwerde an ein oberes Bundesgericht ist nidit 
zulässig. 

(3) Die Beschwerde wird bei dem Gericht, 
das die angefochtene Entscheidung erlassen 
hat, oder bei dem Beschwerdegericht eingelegt. 
Das Gericht, dessen Entscheidung angefochten 
wird, kann der Beschwerde abhelfen. 

(4) Anträge, Erklärungen und Beschwerden 
können zu Protokoll der Geschäftsstelle ge- 
geben oder schriftlidi ohne Mitwirkung eines 
Rechtsanwalts eingereidit werden. 


§ 17 

Dolmetscher und Übersetzer 

(1) Für Dolmetscher und Übersetzer gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes sinngemäß. 

(2) Dolmetscher werden wie Sachverständige 
entsdiädigt. 

(3) Die Entsdiädigung für die Übertragung 
eines Textes aus einer Sprache in eine andere 
Sprache beträgt für die Zeile der schriftlichen 
Übersetzung, die durchschnittlich fünfzehn 
Silben enthält, 0,30 Deutsche Mark. Bei der 
Übertragung von Fachtexten, insbesondere 
technischen oder medizinischen Gutachten, und 
bei sonstigen besonders schwierigen Übertra- 
gungen kann die Entschädigung bis auf 
1 Deutsche Mark für eine Zeile erhöht werden. 
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Anlage zu § 5 


Lfd. Nr. 

Bezeichnung der Verrichtung 

Entschädigung 

in 

Deutsche Mark 

1 

Der Arzt, der eine Leiche, Teile einer Leiche oder eine Leibesfrucht 
besiditigt oder bei einer richterlichen Leichenschau mitwirkt, erhält 
hierfür und für seinen zur Niederschrift gegebenen Bericht .... 

15 


Für mehrere solcher Verrichtungen bei derselben Gelegenheit erhält 
der Arzt höchstens 

40 


Sind Berichte schriftlich zu erstatten oder nachträglich zur Nieder- 
schrift zu geben, so erhält derArzt für jeden Bericht 

höchstens 

7 

25 

2 

Jeder Obduzent erhält 

a) für die Leichenöffnung 

40 


b) für die Sektion von Teilen einer Leiche oder die Öffnung einer 
nicht lebensfähigen Leibesfrucht 

Erfolgt die Obduktion unter besonders ungünstigen äußeren Be- 
dingungen, so beträgt die Entschädigung 

20 


zu a) 

50 


zu b) 

30 


Die Entschädigung umfaßt auch den zur Niederschrift gegebenen 
Bericht einschließlich des vorläufigen Gutachtens. 



Der Sektionsgehilfe erhält für die Leichenöffnung 

10 

3 

Der Arzt erhält für die Ausstellung des Befundscheins oder die Er- 
teilung einer schriftlichen Auskunft ohne nähere gutachtliche Äuße- 

8 


rung 

4 

Der Arzt erhält für das Zeugnis über einen ärztlichen Befund mit 
kurzer gutachtlicher Äußerung oder für ein Formbogengutachten, 
wenn sich die Fragen auf Vorgeschichte, Angaben und Befund be- 
schränken und nur ein kurzes Gutachten erfordern 

10 

5 

Für die Untersuchung eines Nahrungs- oder Genußmittels oder eines 
Gdbrauchsgegenstanids, Arzneisroffs, Geheimmittels und dgl. oder 
von Wässern oder Abwässern und eine kurze schriftliche, gutacht- 
liche Äußerung beträgt die Entschädigung für jeden Untersuchungs- 
gang 

8 bis 
25 

6 

Für die mikroskopische, physikalische, röntgenologische, chemische, 
bakteriologische Untersuchung, wenn das Untersuchungsmaterial von 
Menschen oder Tieren stammt, und eine kurze gutachtliche Äuße- 
rung, einschließlich des verbrauchten Materials an Farbstoffen und 
anderen geringwertigen Stoffen, beträgt die Entschädigung für jeden 
Untersuchungsgang 

8 bis 
25 
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Lfd. Nr. 

Bezeichnung der Verrichtung 

Entschädigung 

in 

Deutsche Mark 

7 

Bei Blutgruppenbestimmungen beträgt die Entschädigung 



a) für die Bestimmung von ABO-Blutgruppen 

10 


für die Bestimmung von Untergruppen 

8 


b) für die MN“Bestimmung 

8 


c) für zusätzlich erforderliche Absorptionsversuche ....... 

d) für die Bestimmung des Rh-Faktors und ähnlicher Faktoren, 

14 


je Faktor 

10 


bei derselben Blutprobe je Person insgesamt höchstens 

50 


e) für jede Blutentnahme einschließlich Venüle 

3 


f) für das schriftliche Gutachten 

7 

8 

Für erbbiologische Abstanimungsgutachten nach den anerkannten 
erbbiologischen Methoden beträgt die Entschädigung 



a) wenn bis zu drei Personen untersucht werden 

230 


b) für die Untersuchung jeder weiteren Person 

Die Entschädigung umfaßt die gesamte Tätigkeit des Sachverständi- 
gen und etwaiger Hilfspersonen, insbesondere die Untersuchung, 
die Herstellung der Lichtbilder einschließlich der erforderlichen Ab- 
züge, die Herstellung von Abdrücken, etwa notwendige Abformun- 
gen und dgl. sowie die Auswertung und Beurteilung des gesamten 
Materials; sie umfaßt ferner die Post- und Fernsprechgebühren sowie 
die Kosten für die Anfertigung des schriftlichen Gutachtens in drei 
Stücken. 

Die Entschädigung umfaßt nicht notwendige Reisen außerhalb des 
Aufenthaltsorts des Sachverständigen, die Kosten für Blutgruppen- 
bestimmungen und Röntgenaufnahmen und für die Begutachtung 
etwa vorhandener erbpathologischer Befunde durch Fachärzte. 

60 

9 

Der Arzt erhält für die Teilnahme an einer Sitzung eines Gerichts 
der Sozialgerichtsbarkeit, einschließlich des Aktenstudiums, der kör- 
perlichen Untersuchung und der mündlichen Erstattung von Gut- 
achten ohne Rücksicht auf die Zahl der verhandelten Sachen für die 



erste Stunde 

14 


für jede angefangene weitere Stunde 

9 
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A r t i k e 1 VII 
Vergütung der Rechtsanwälte 

An die Stelle der Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 162) 
tritt folgende 


Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 


Übersicht 
Erster Abschnitt 


Allgemeine Vorschriften 

Geltungsbereich 

Sinngemäße Anwendung des Gesetzes . . 

Vereinbarung der Vergütung 

Vergütung für Tätigkeiten von Vertretern 

des Rechtsanwalts 

Mehrere Rechtsanwälte 

Mehrere Auftraggeber 

Gegenstandswert 

Wertvorschriften 

Wertfestsetzung für die Gerichtsgebühren 
Wertfestsetzung für die Rechtsanwalts- 
gebühren 

Volle Gebühr, Mindestbetrag einer Ge- 
bühr 

Rahmengebühren 

Abgeltungsbereich der Gebühren . . . . 

Verweisung, Abgabe 

Zurückverweisung 

Fälligkeit 

Vorschuß 

Berechnung 

Festsetzung der Vergütung 


§ 1 
§ 2 
§ 3 

§ 4 
§ 3 
§ 6 
§ 7 
§ 8 


§ 10 

§ 11 
§ 12 
§ 13 
§ 14 
S 13 
§ 16 
§ 17 
§ 18 
§ 19 


Zweiter Abschnitt 


Gemeinsame Vorschriften 
über Gebühren und Auslagen 

Rat, Auskunft § 20 

Gutachten § 21 

Hebegebühr § 22 

Vergleichsgebühr § 23 

Ersatz von Auslagen § 24 

Postgebühren § 25 

Schreibgebühren § 26 

Geschäftsreisen § 27 

Reisen zur Ausführung mehrerer Geschäfte § 28 

Verlegung der Kanzlei § 29 


Dritter Abschnitt 

Gebühren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
und in ähnlichen Verfahren 

Prozeßgebühr, Verhandlungsgebühr, Be- 
weisgebühr § 30 


Vorzeitige Beendigung des Auftrags . . § 31 
Nichtstreitige Verhandlung, Übertragung 

des mündlichen Verhandelns § 32 

Vorlegung von Urkunden, Beiziehung von 

Akten oder Urkunden § 33 

Entscheidung ohne mündliche Verhand- 
lung § 34 

Aussöhnung von Eheleuten § 35 

Rechtszug § 36 

Einspruch gegen Versäumnisurteil .... § 37 

Verfahren nach Abstandnahme vom Ur- 
kunden- oder Wechselprozeß oder nach 

Vorbehaltsurteil §38 

Arrest, einstweilige Verfügung § 39 

Einstweilige Anordnungen in Ehesachen . § 40 

Sühneverfahren § 1 

Mahnverfahren § 42 

Entmündigungsverfahren § 43 

Aufgebotsverfahren § 44 

Vollstreckbarerklärung von Schieds- 
sprüchen, richterliche Handlungen im 
schiedsgerichtlichen Verfahren .... § 45 

Vollstreckbarerklärung ausländischer Ent- 
scheidungen § 46 

Sicherung des Beweises § 47 

Vorläufige Einstellung, Beschränkung oder 
Aufhebung der Zwangsvollstreckung, 
Vollstreckbarerklärung von Teilen eines 

Urteils § 48 

Räumungsfrist § 49 

Armenrechtsverfahren ^50 

Gebühren des Verkehrsanwalts § 51 


Vertretung in der mündlichen Verhand- 
lung, Ausführung der Parteirechte , . § 52 

Vertretung in der Beweisaufnahme ... § 53 
Abänderung von Entscheidungen von be- 
auftragten oder ersuchten Richtern, von 
Rechtspflegern und Urkundsbeamten . § 54 


Sonstige Einzeltätigkeiten § 35 

Zwangsvollstreckung § 36 

Angelegenheiten der Zwangsvollstreckung § 57 

Vollziehung eines Arrests oder einer 

einstweiligen Verfügung § 58 

Verteilungsverfahren § 59 

Beschwerde, Erinnerung § 60 

Arbeitssachen §61 

Hausratssachen, Wohnungseigentums- 
sachen, Landwirtschaftssachen, Regelung 

der Auslandsschulden § 62 

Vertragshilfeverfahren . § 63 

Güteverfahren § 64 
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Nichtigkeitserklärung oder Rücknahme Privatklage, Nebenklage, Klageerzwin- 


von Patenten, Zwangslizenzen .... § 65 gungsverfahren § 100 

Schiedsrichterliches Verfahren § 66 Bundeskasse, Landeskasse § 101 


Vierter Abschnitt 

Gebühren im Verfahren der Zwangsversteigerung 
und der Zwangsverwaltung 


Zwangsversteigerung § 67 

Zwangsverwaltung § 68 

Rechtsmittelverfahren § 69 

Besondere Verteilungsverfahren § 70 


Fünfter Abschnitt 

Gebühren in Konkursverfahren 
und in Vergleichsverfahren zur Abwendung des 


Konkurses 

Eröffnung des Konkursverfahrens .... § 71 
Vertretung im Konkursverfahren . . . \ § 72 

Zwangsvergleich § 73 

Anmeldung einer Konkursforderung . . § 74 

Beschwerdeverfahren, Sicherheitsmaßregeln § 75 

Gegenstandswert § 76 

Wiederaufnahme des Konkursverfahrens . § 77 

Eröffnung des Vergleidisverfahrens ... § 78 
Vertretung im Vergleichsverfahren, Be- 
schwerdeverfahren, Sicherungsmaßregeln § 79 

Gegenstandswert § 80 

Mehrere Aufträge §81 


Sechster Abschnitt 
Gebühren in Strafsachen 

1. Gebühren des gewählten Verteidigers 
und anderer gewählter Vertreter 


Erster Rechtszug § 82 

Verfahren außerhalb der Hauptverhand- 
lung . § 83 

Berufungsverfahren § 84 

Revisionsverfahren § 85 

Pauschgebühren § 86 

Vermögensrechtliche Ansprüche § 87 

Wiederaufnahmeverfahren § 88 

Gebühren für einzelne Tätigkeiten ... § 89 

Mehrere einzelne Tätigkeiten § 90 

Gnadengesuche §.91 

Privatklagen § 92 

Vertretung eines Nebenklägers und ande- 
rer Verfahrenbeteiligter § 93 


Kostenfestsetzung, Zwangsvollstreckung . § 94 

2. Gebühren des gerichtlich bestellten Verteidigers 
und des beigeordneten Rechtsanwalts 


Anspruch gegen die Staatskasse § 95 

Festsetzung der Gebühren § 96 

Strafsachen außergewöhnlidien Umfangs § 97 

Anspruch gegen den Beschuldigten ... § 98 

Anrechnung, Rückzahlung § 99 


Siebenter Abschnitt 

Gebühren in Verwaltungsstrafverfahren 
und Bußgeldverfahren 


Verwaltungsstrafverfahren § 102 

Bußgeldverfahren § 103 


Achter Abschnitt 
Gebühren in Auslieferungssachen 


Beistandsleistung § 104 

Beigeordneter Rechtsanwalt § 105 

Pauschgebühren § 106 


Neunter Abschnitt 

Gebühren im Disziplinarverfahren, im ehren- 
und berufsgerichtlichen Verfahren, bei der Unter- 
suchung von Seeunfällen und bei Freiheits- 


entziehungen 

Disziplinarverfahren § 107 

Ehren- und berufsgerichtliche Verfahren § 108 

Untersuchung von Seeunfällen § 109 

Freiheitsentziehung §110 


Zehnter Abschnitt 


Gebühren in Verfahren vor Verfassungs-, 
Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichten 


Verfahren vor Verfassungsgerichten . . . § 111 

Verfahren vor Verwaltungs-, Sozial- und 

Finanzgerichten §112 

Gegenstandswert in verwaltungsgericht- 
lichen Verfahren §113 

Besonderheiten für Verfahren vor Ge- 
richten der Sozialgerichtsbarkeit . . . § 114 

Besonderheiten für Verfahren vor^ Ge- 
richten der Finanzgerichtsbarkeit . . § 115 


Elfter Abschnitt 

Gebühren in sonstigen Angelegenheiten 


Geschäftsgebühr, Besprechungsgebühr, Be- 
weisaufnahmegebühr § 116 

Vorverfahren, Verwaltungszwangsverfah- 
ren, Aussetzung der Vollziehung . . . § 117 

Einfache Schreiben §118 


Zwölfter Abschnitt 
Vergütung in Armensachen 
Vergütung aus der Bundes- oder Landes- 


kasse § 119 

Umfang der Beiordnung § 120 

Gebühren des Armenanwalts § 121 

Bruchteilsarmenrecht § 122 

Verschulden des beigeordneten Rechts- 
anwalts ' § 123 
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Auslagen des Armenanwalts ^124 

Vorschuß ^ 125 

Rechtsweg § 126 

Anredinung von Vorschüssen und Zah- 
lungen § 127 

Übergang von Ansprüchen auf die Bun- 
des- oder Landeskasse § 128 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§1 

Geltungsiberelch 

(1) Die Vergütung (Gebühren und Aus- 
lagen) des Rechtsanfwalts für seine Berufs- 
tätigkeit bemdßt stich nach diesem Gesetz. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, wenn der 
Reditsanwalt als Vormimd, Pfleger, Testa- 
mentsvollstrecker, Konkursverwalter, Ver- 
gleichsverwalter, Mitglied des Gläubigeraus- 
schusses oder Gläubigerbeirats, Nachlaß Ver- 
walter, Zwangsverwalter, Treuhänder, Schieds- 
richter oder (in ähnlicher Stellung tätig wird. 
§ 1835 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt 
unberührt. 


§2 

Sinngemäße Anwendung des Gesetzes 

Ist in diesem Gesetz über die Gebühren 
für eine Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
nichts »bestimmt, so sind die Gebühren in 
sinngemäßer Anwendung der Vorschriften 
dieses Gesetzes zu bemessen. 


§3 


Vereinbarung der Vergütung 


(1) Aus einer Vereinbarung kann der 
Rechtsanwalt eine höhere als idie gesetzliche 
Vergütung nur fordern, wenn .die Erklärung 
des Auftraggebers schriftlich abgegeben und 
nicht in der Vollmacht oder in einem Vor- 
druck, der auch andere Erklärungen umfaßt, 
enthalten ist. Hat der Auftraggeber freiwillig 
und ohne Vorbehalt geleistet, so kann er däs 
Geleistete nicht deshalb zurückfordern, weil 
seine Erklärung der Vorschrift des Satzes 1 
nicht entspricht. 


(2) Die Festsetzung der Vergütung kann 
dem billigen Ermessen des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer überlassen werden. Ist 
die Festsetzung der Vergütung dem Ermessen 


eines Vertragsteils überlassen, so gilt die ge- 
setzliche Vergütung als vereinibart. 

(3) Ist eine vereinibarte oder von dem Vor- 
stand der Rechtsanwaltskammer festgesetzte 
Vergütung unter Berücksichtigung aller Um- 
stände unangemessen hoch, so kann siie im 
Rechtsstreit auf iden angemessenen Betrag bis 
zur Höhe dCr gesietzlichen Vergütung herab- 
gesetzt werden. Vor der Herabsetzung hat 
das Gericht ein Gutachten des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer einzuholen; dies gilt 
nicht, wenn der Vorstand der Rechtsanwalts- 
kammer die Vergütung nach Absatz 2 Satz 1 
festgesetzt hat. 

(4) Durch eine Vereinibarung, nach der ein 
im Armenrecht beigeordneter Rechtsanwalt 
eine Vergütung erhalten soll, wird eine Ver- 
bindlichkeit nicht begründet. Hat der Auf- 
traggeber freiwillig und ohne Vorbehalt ge- 
leistet, so kann er das Geleistete nicht deshalb 
zurückfordern, weil eine Verbindlichkeit 
nicht bestanden hat. 

§4 

Vergütung für Tätigkeiten von Vertretern 
des Reditsanwalts 

Die Vergütung für eine Tätigkeit, die der 
Rechtsanwalt nicht persönlich vornimmt, 
wird nach diesem Gesetz bemessen, wenn der 
Rechtsanwalt idurch einen Rechtsanwalt, den 
allgemeinen Vertreter oder einen dem Rechts- 
anwalt zur Ableistung des Anwärterdienstes 
überwiesenen Anwaltsassessor oder zur Aus- 
bildung zugewiesenen Referendar vertreten 
wird. 


§5 

Mehrere Rechtsanwälte 

Ist der Auftrag mehreren Rechtsanwälten 
zur gemeinschaftlichen Erledigung über- 
tragen, so erhält jeder Rechtsanwalt für seine 
Tätigkeit die volle Vergütung. 


§ 6 

Mehrere Auftraggeber 

(1) Wird der Rechtsanwalt in derselben 
Angelegenheit für mehrere Auftragge'ber 
tätig, so erhält er die Geibühren nur einmal. 
Boi Gebühren, die nur dem Mindest- und 
Höchstbetrag nach bestimmt sind, erhöht sich 
der Mindest- und Höchstbetrag um . die 
Hälfte. Ist der Gegenstand der anwaltlichen 
Tätigkeit derselbe, so erhöiht sich, wenn die 
Aufträge nicht gleichzeitig erteilt sind, die 
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Pro 2 )eßg€bühr (§ 30 Nr. 1) durch jeden Bei- 
tritt um zwei Zehntel; die Erhöhung wird 
nach dem Betrag berechnet, an dem die Auf- 
traggdber gemeinschaftlich be teiligt sind ; 
mehrere Erhöhungen dürfen den Betrag einer 
vollen Gebühr nicht übersteigen. 

(2) Jeder der Auftraggeiber schuldet dem 
Rechtsanwalt die Gebühren und Auslagen, 
die er schulden würde, wenn der Rechtsan- 
walt nur in seinem Auftrag tätig geworden 
wäre. Der Rechtsanwalt kann aber insgesamt 
nicht mehr als die nach Absatz 1 berechneten 
Gebühren fordern; die Auslagen kann er nur 
einmal fordern. 


§ 7 

Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren werden, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, nach dem 
Wert 'berechnet, iden der Gegenstand der an- 
waltlichen Tätigkeit hat (Gegenstandswert). 

(2) In derselben Angelegenheit werden die 
Werte mehrerer Gegenstände zusammenge- 
rechnet. 


§ 8 

W er t vor schrif ten 

(1) In gerichtlichen Verfahren bestimmt 
sich der Gegenstandswert nach den für die 
Geri cht sgebühren ge It enden Wert vors chrif - 
ten. Diese Wertvorschriften gelten sinn- 
gemäß auch für anwaltliche Tätigkeiten, 
die einem gerichtlichen Verfahren voraus- 
gehen, insbesondere für Zahlungsaufforde- 
rungen, Mahnungen, Kündigungen, Ver- 
suche ider gütlichen Einigung, ferner für 
die Vorbereitung der Klage oder ider Rechts- 
verteidigung und für die Tätigkeit in einem 
Einspruchs-, Beschwerde- oder Abhilfever- 
fahren; dies gilt auch dann, wenn sich die 
Angelegenheit ohne gerichtliches Verfahren 
erledigt cxler der Rechtsanwalt in dem ge- 
richtlichen Verfahren nicht tätig wird. Sind 
für die Gerichtsgebühren keine Wertvor- 
schriften vorgesehen, so bestimmt sich der 
Gegenstandswert nach Absatz 2. 

(2) In anderen Angelegenheiten gelten für 

den Gegenstanidswert § 17 Abs. 2, 18 bis 

21, § 22 Abs. 1, 2, 4, 5, 6, § 23, § 32 
Afbs. 2 der Kostenordnung vom 25. Novem- 
ber 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371) sinnge- 
mäß. Soweit sich der Gegenstandswert aus 
diesen Vorschriften nicht ergibt und auch 
sonst nicht feststeht, ist er nach billigem Er- 


messen zu bestimmen; in Ermangelung ge- 
nügender tatsächlicher Anhaltspunkte für 
eine Sdiätzung und bei nichtvermögensirecht- 
lichen Gegenständen ist der Gegenstandswert 
auf 2000 Deutsche Mark, nach Lage des Fal- 
les niedriger oder höher, jedoch nicht unter 
200 Deutsche Mark und nicht über eine Mil- 
lion Deutsche Mark anzunehmen. 


§ 9 


Wertfestsetzung für die Gerichtsgebühren 


(1) Wird der für die Gerichtsgebühren 
maßgebende Wert gerichtlich festgesetzt, so 
ist die Festsetzung auch für die Gebühren des 
Re chtsanwalts maßgebend. 

(2) Der Rechtsanwalt kann aus eigenem 
Recht die Festsetzung des Werts beantragen 
und Recbtsmiittel gegen die Festsetzung ein- 
legen. Rechtsbehelfe, die gegeben sind, wenn 
die Wertfestsetzung unterblieben ist, kann 
er aus eigenem Recht ergreifen. 


§ 10 

Wertfestsetzung für die Rechtsanwalts- 
gebühren 

(1) Berechnen sich die Gdbühren für die 
anwaltliche Tätigkeit in einem gerichtlichen 
Verfahren nicht nach dem für die Gerichts- 
gebühren maßgebenden Wert oder fehlt es 
an einem solchen Wert, so setzt das Gericht 
des Rechtszugs den Wert des Gegenstands 
der anwaltlichen Tätigkeit auf Antrag durch 
Beschluß selbständig fest. 

(2) Der Antrag ist erst zurässig, wenn die 
Vergütung fällig ist. Antragsberechtigt sind 
der Rechtsanwalt, der Auftraggeber und ein 
erstattungspflichtiger Gegner; in Armen- 
sachen auch die Bundes- oder Landeskasse. 
Vor der Entscheidung sind die Beteiligten zu 
hören. Der Rechtsanwalt erhält in dem Ver- 
fahren keine Gebühren. 

(3) Gegen die Entscheidung ist die sofor- 
tige Beschwierde zulässig, wenn der Be- 
schwerdegegenstand fünfzig Deutsche Mark 
übersteigt. § 568 Abs. 1, § 570, § 573 Abs. 1, 
§§ 574, 575 und § 577Abs. 1, 2 und 3 der 
Zivilprozeßordnung gelten sinngemäß. Die 
weitere Beschwerde ist statthaft, wenn sie das 
Beschwerdegericht wegen der grundsä tzlicben 
Bedeutung der zur Entscheidung stehenden 
Frage zuläßt. Die weitere Beschwerde kann 
nur darauf gestützt werden, daß die Entschei- 
dung auf einer Verletzung des Gesetzes be- 
ruht; die §§ 550 und 551 der Zivilprozeßord- 
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nung gelten sinngemäß. Eine Besdiwerde an 
ein oberes Bundesgericht ist nicht zulässig. 

(4) Anträge, Erklärungen und Beschwerden 
können zu Protokoll der Geschäftsstelle ge- 
gelben oder schriftlich ohne Mitwiirkung eines 
Rechtsanwalts eingereicht werden. 

§ 11 

Volle Gebühr, Mindestbetrag einer Gebühr 

(1) Die volle Gebühr bestimmt sich nach 
der Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage bei- 
gefügt ist. Im Berufungs- und im Revisions- 
verfahren erhöhen sich idie Beträge der Ta- 
belle um drei Zehntel. ' 

(2) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
drei Deutsche Mark. Pfenniigbeträge sind auf 
zehn Deutsche Pfennig aufzurunden. 

§ 12 

Rahmengebühren 

(1) Bei Rahmengebühren ist die Geibühr 
im Einzelfall unter Berücksiohtigung aller 
Umstände, insbesondere ider Bedeutung der 
Angelegenheit, des Umfangs und der Schwie- 
rigkeit der anwialtlichen Tätigkeit sowie der 
Vermögens- und Einkommensverhältnisse 
des Auftraggebers nach 'billigem Ermessen zu 
bestimmen. 

(2) Im Rechtsstreit hat das Gericht ein 
Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwalts- 
kammer einzuholen. 

§ 13 

Abgeltungsbereich der Gebühren 

(1) Die Gebühren entgelten, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, die gesamte 
Tätigkeit des Rechtsanwalts vom Auftrag bis 
zur Erledigung ider Angelegenheit. 

(2) Der Rechtsanwalt kann die Gebühren 
in derselben Angelegenheit nur einmal for- 
dern. In gerichtlichen Verfahren kann er die 
Gelbühren in jedem Rechtszug fordern. 

(3) Sind für Tdile des Gegenstands ver- 
schiedene Gabührensätze anzuwenden, so er- 
hält der Rechtsanwalt für die Teile gesondert 
berechnete Gabühren, jedoch nicht mehr als 
die aus dem Gesamtbetrag der Wertteile nach 
dem höchsten Gebührensatz berechnete Ge- 
bühr. 

(4) Auf /bereits entstandene Gebühren ist 
es, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, ohne Einfluß, wenn sich diie Ange- 


legenheit vorzeitig erledigt oder der Auftrag 
endigt, bevor idie Angelegenheit erledigt ist. 

(5) Wird der Rechtsanwalt, nachdem er in 
einer Angelegenheit tätig geworden ist, be- 
auftragt, in derselben Angelegenheit weiter 
tätig zu werden, so erhält er nicht mehr an 
Gebühren, als er erhalten würde, wenn er 
von vornherein hiermit beauftragt worden 
wäre. 

(6) Ist der Rechtsanwalt nur mit einzelnen 
Handlungen beauftragt, so erhält er nicht 
mehr an Gabühren als der mit der gesamten 
Angelegenheit beauftragte Rechtsanwalt für 
die gleiche Tätigkeit erhalten würde. 

§ 14 

Verweisung, Abgabe 

Wird eine Sache an ein anderes Gericht 
verwiesen oder aibgegeben, so sind die Ver- 
fahren vor dem verweisenden oder abgaben- 
den und vor dem übernehmeniden Gericht 
ein Rechtszug. Wird eine Sache an ein Ge- 
richt eines niedrigeren Rechtszugs verwiesen 
oder abgegeiben, so ist das weitere Verfahren 
vor diesem Gericht ein neuer Rechtszug. 

§ 13 

Zurückverweisung 

Wird eine Sache an ein untergeordnetes 
Gericht zu rück verwiesen, so ist das weitere 
Verfahren vor diesem Gericht ein neuer 
Rechtszug. Die Prozeßgelbühr erhält der 
Rechtsanwalt jedoch nur, wenn die Sache an 
ein Gericht zurückverwiesen ist, das mit der 
Sache noch nicht befaßt war. 

§ 16 

Fälligkeit 

Die Vergütung des Rechtsanwalts wird fäl- 
lig, wenn der Auftrag erledigt oder die Ange- 
legenheit beendigt ist. Ist 'der Rechtsanwalt 
in einem gerichtlichen Verfahren tätig, so 
wird idie Vergütung auch fällig, wenn eine 
Kostenentscheidung ergangen oder der Rechts- 
zug beendigt Ist oder wenn das Verfahren 
länger als drei Monate ruht. 

§ 17 

Vorschuß 

Der Rechtsanwalt kann von seinem Auf- 
traggeber für die entstandenen und die vor- 
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aussichtiich entstehenden Gebühren und Aus- 
lagen einen angemessenen Vorschuß fordern. 

§ 18 

Berechnung 

(1) Der Rechtsanwalt kann die Vergütung 
nur auf Grund einer von ihm Unterzeich- 
neten und dem Auftraggeber mitgeteilten Be- 
rechnung einfordern. Der Lauf der Verjäh- 
rungsfrist ist von der Mitteilung der Berech- 
nung nicht abhängig. 

(2) In der Berechnung sind idie Beträge der 
einzelnen Gebühren und Auslagen, Vor- 
schüsse sowie die angewandten Gebührenvor- 
schriften und bei Gebühren, die nach dem 
Gegenstandswert berechnet sind, auch dieser 
anzugeben. Bei Post-, Telegrafen-, Fern- 
sprech- und Fernschreiibkosten genügt die An- 
gabe des Gesamtbetrags. 

(3) Hat ider Auftraggeber die Vergütung 
gezahlt, ohne dlie Berechnung erhalten zu 
haben, so kann er die Mitteilung der Berech- 
nung noch fordern, solange der Rechtsanwalt 
zur Aufbewahrung der Handakten verpflich- 
tet ist. 


§ 19 


Festsetzung der Vergütung 

(1) Die gesetziliche Vergütung, die dem 
Rechtsanwalt als Prozeßbevollmäch tilgten, Bei- 
stand, Unterbevollmächtigten oder Vefkehrs- 
anwalt (§ 51) zusteht, wird auf Antrag ides 
Rechtsanwalts oder des Auftraggebers 'durch 
den. Urkunidsbeamten der Geschäftsstelle 
festgesetzt. Getilgte Beträge siind abzusetzen. 


(2) Der Antrag ist erst zulässig, wenn die 
Vergütung fällig ist. Zuständig äst der Ur- 
kundsbeamte des Gerichts des ersten Rechts- 
zugs. Vor der Festsetzung sind die Beteiligten 
ZU hören. Die Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung über das Kostenfestsetzungsverfah- 
ren und die Zwangsvollstreckung aus Kosten- 
festsetzungsbeschlüssen gelten sinngemäß. Der 
Rechtsanwalt erhält in dem Verfahren vor 
dem Urkundslbeamten keine Gebühr. 

(3) Wird ider vom Rechtsanwalt angegebene 
Gegenstandswert von einem Beteiligten be- 
stritten, so ist das Verfdiren auszusetzen bis 
das Gericht (§§ 9, 10) hierüber entschieden 
hat. 


(4) Die Festsetzung 'ist abzulehnen, soweit 
der Anträgsgegner Einwenidungen oider Ein- 


reden erhebt, die nicht im Gebührenrecht 
ihren Grund haben. Hat der Auftraggeber 
bereits dem Rechtsanwalt gegenüber der- 
artige Einwendungen oder Einreden erhoben, 
so ist die Erhebung der Klage nicht von der 
vorherigen Einleitung des Festsetzungsver- 
fahrens abhängig. 

(5) Durch den Antrag auf Festsetzung der 
Vergütung wird 'die Verjährung wie durch 
Klageerhebung un terbr o eben . 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht bei 
Rahmengebühren. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften über Gebühren 
und Auslagen 

§ 20 

Rat, Auskunft 

(1) Für einen mündlichen oder schrift- 
lichen Rat oder eine Auskunft, die nicht mit 
einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit 
Zusammenhängen, erhält der Rechtsanwalt 
eine Gebühr in Höhe von einem Zehntel bis 
fünf Zehnteln ider vollen Gebühr. Bezieht 
sich der Rat oder die Auskunft nur auf straf- 
rechtliche , ver wal tun gss traf rechtliche , buß- 
rechtliche oder sonstige Angelegenheiten, in 
denen die Gelbühren nicht nach dem Gegen- 
standswert berechnet werden, so beträgt die 
Gebühr 3 bis 150 Deutsche Mark. Die Ge- 
bühr ist auf eine Gebühr anzurechnen, die der 
Rechtsanwalt für eine sonstige Tätigkeit er- 
hält, die mit der Raterteilung oder Auskunft 
zusammenhängt. 

(2) Wird ein Rechtsanwalt, der mit der 
Angelegenheit noch nicht befaßt gewesen ist, 
beauftragt, zu prüfen, ob eine Berufung oder 
Revision Aussicht auf Erfolg hat, so erhält er 
eine halbe Gebühr nach § 11 Abs. 1 Satz 2, 
wenn er von der Einlegung eines Rechtsmit- 
tels abrät und ein Reditsmittel nicht einge- 
legt wird. Dies gilt nicht in den im Absatz 1 
Satz 2 genannten Angelegenheiten. 

§21 

Gutachten 

Für die Ausarbeitung eines schriftlichen 
Gutachtens mit juristisAer Begründung er- 
hält der Rechtsanwalt eine angemessene Ge- 
bühr. § 12 gilt sinngemäß. 
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§22 

Hebegebühr 

(1) Werden an den Rechtsanwalt Zahlun- 
gen geleistet, so erhält er für die Auszahlung 
oder Rückzaihlung bei Beträgen 

bis zu 1000 Deutsche Mark 

einschließlich 1 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag bis 
zu 10 000 Deutsche Mark 
einschließlich 0,6 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag über 

10 000 Deutsche Mark 0,3 vom Hundert. 

Unibare Zahlungen stehen baren Zahlungen 
gleich. Der Rechtsanwalt kann die Gebühr 
bei der Ablieferung an den Auftraggeber ent- 
nehmen. 

(2) Ist das Geld in mehreren Beträgen ge- 
sondert ausgezahlt oder zurückgezahlt, so 
wird die Gebühr von jedem Betrag besonders 
erhoiben. 

(3) Die MIndestgdbühr beträgt eine Deut- 
sche Mark. 

(4) Für die Ablieferung oder Rücklieferung 
von Wertpapieren und Kostibarkeiten erhält 
der Rechtsanwalt die in den Absätzen 1 bis 3 
bestimmte Getbühr nach dem Wert. 

(5) Der Rechtsanwalt erhält die in den Ab- 
sätzen 1 bis 3 bestimmten Gebühren nicht, 
soweit er Kosten an ein Gericht oder eine Be- 
hörde weiterleitet oder eingezogene Kosten an 
den Atrftraggeber aibführt oder eingezogene 
Beträge auf seine Vergütung verrechnet. 

§23 

Ve rgl eich s gebüh r 

(1) Für die Mitwirkung beim Abschluß eines 
Vergleichs (§ 779 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) erhält der Rechtsanwalt eine volle Ge- 
bühr (Vergleichsgebühr). Der Rechtsanwalt 
erhält die Vergleichsgebühr auch dann, wenn 
er nur bei den Vergleichsverhandlungen mit- 
gewirkt hat, es sei denn, daß seine Mitwirkung 
für den Abschluß des Vergleichs nicht ursäch- 
lich war. 

(2) Für die Mitwirkung bei einem unter 
einer auf schiebenden Bedingung oder unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs geschlossenen 
Vergleich erhält der Rechtsanwalt die Ver- 
glelchsgebühr, wenn die Bedingung eingetre- 
ten ist oder cler Vergleich nicht mehr wider- 
rufen werden kann. 


(3) Soweit über die Ansprüche vertraglich 
verfügt werden kann, gelten die Absätze 2 und 
3 auch bei Rechtsverhältnissen des öffentlichen 
Rechts. 

§24 

Ersatz von Auslagen 

(1) Mit den Gebühren werden auch die all- 
gemeinen Geschäftsunkosten entgolten. 

(2) Der Anspruch auf Ersatz der Postgebüh- 
ren, der Schreiibgebühren und der Reisekosten 
bestimmt sich nach den folgenden Vorschrif- 
ten. 

§25 

Postgebühren 

Der Rechtsanwalt hat Anspruch auf Ersatz 
der bei der Ausführung des Auftrags entstan- 
denen Post-, Telegrafen-, Fernsprech- und 
Fernschreibgöbühren. 

§26 

Schreibgeibühren 

(1) Sch reib gebühren stehen dem Rechtsan- 
walt nur für die im Einverständnis mit dem 
Auftraggeber zusätzlich gefertigten Abschrif- 
ten und Fotokopien zu. 

(2) Die Höhe der Schrelbgdbühren bemißt 
sich nach dem für die gerichtlichen Schreibge- 
bühren im Gerichtskostengesetz bestimmten 
Betrag. 

§ 27 

Geschäftsreisen 

(1) Bei Geschäftsreisen erhält der Rechts- 
anwalt Reisekostenvergütung und Auslagen- 
ersatz nach den für Bunde^beamte der Reise- 
kostenstufe II geltenden Vorschriften. Ist es 
nach den Umständen, insbesondere nach dem 
Zweck der Geschäftsreise, erforderlich, e'In an- 
deres als ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 
rendes Beförderungsmittel zu benutzen, so 
erhält der Rechtsanwalt Ersatz der notwendi- 
gen Aufwendungen, bei Benutzung eines eige- 
nen Kraftwagens 25 Deutsche Pfennig für 
jeden angefangenen Kilometer des Hin- und 
Rückwegs. 

(2) Wenn der Rechtsanwalt oder sein allge- 
meiner Vertreter reist, eAält der Rechtsan- 
walt ein Abwesenheitgeld von 15 Deutsche 
Mark für jeden Werktag. Bei Geschäftsreisen 
von nicht mehr als vier Stunden beträgt das 
Abwesenheltsgelld 7,50 Deutsche Mark. 
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§ 28 

Reisen zur Ausführung mehrerer Geschäfte 

Dient eine Reise mehreren Geschäften, so 
sind die entstandenen Reisekosten und Ab- 
wesenheitsgelder nach dem Verhältnis der 
Kosten zu verteilen, die bei gesonderter Aus- 
führung der einzelnen Geschäfte entstanden 
wären. 


§ 29 

Verlegung der Kanzlei 

Ein Rechtsanwalt, der seine Kanzlei nach 
einem anderen Ort verlegt, kann bei Fort- 
führung eines ihm vorher erteilten Auftrags 
Reisekosten und Abwesenheitsgelder nur inso- 
weit verlangen, als sie auch von seiner bis- 
herigen Kanzlei aus entstanden wären. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gebühren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
und in ähnlichen Verfahren 

§ 30 

Prozeßgebühr, V er handlungsgebühr, 
Beweisgebühr 

Der zum Prozeßbevollmächtigten bestellte 
Rechtsanwalt erhält eine volle Gebühr 

1. für das Betreiben ' des Geschäfts einschließ- 
lich der Information (Prozeßgebühr), 

2. für die mündliche Verhandlung (Verhand- 
lungsgebühr), 

3. für die Vertretung im Beweisaufnahmever- 
fahren oder bei der Parteivernehmung nach 
§ 619 der Zivilprozeßordnung (Beweis- 
gebühr). 


§ 31 


Vorzeitige Beendigung des Auftrags 

(1) Endigt der Auftrag, bevor der Rechts- 
anwalt die Klage, den ein Verfahren einleiten- 
den Antrag oder einen Schriftsatz, der Sach- 
anträge, die Zurücknahme der Klage oder die 
Zurücknahme des Antrags enthält, eingereicht 
oder bevor er seine Partei in einem zur münd- 
lichen Verhandlung bestimmten Termin ver- 
treten hat, so erhält er nur eine halbe Prozeß- 
gebühr. 


(2) Das gleiche gilt, soweit lediglich bean- 
tragt ist, eine Einigung der Parteien zu Proto- 
koll zu nehmen. 


§ 32 


Nichtstreitige Verhandlung, Übertragung 
des mündlichen Verhandelns 


(1) Für eine nichtstreitige Verhandlung er- 
hält der Rechtsanwalt nur eine halbe Ver- 
handlungsgebühr. Dies gilt nicht, wenn 

1. eine Entscheidung nach Lage der Akten 
(§ 331 a der Zivilprozeßordnung) beantragt 
wird, 

2. der Berufungskläger oder Revisionskläger 
ein Versäumnisurteil beantragt oder 

3. der Kläger in den im § 21 des Gerichts- 
kostengesetzes bezeichneten Verfahren ver- 
handelt. 


(2) Stellt der Rechtsanwalt in der münd- 
lichen Verhandlung Anträge nur zur Prozeß- 
oder Sachleitung, so erhält er nur drei Zehntel 
der Verhandlungsgebühr. 

(3) Der Prozeßbevollmächtigte, der im Ein- 
verständnis mit der Partei die Vertretung in 
der mündlichen Verhandlung einem anderen 
Rechtsanwalt übertragen hat, erhält eine Ge- 
bühr in Höhe von fünf Zehnteln der diesem 
zustehenden Verhandlungsgebühr, mindestens 
jedoch drei Zehntel der vollen Gebühr. Diese 
Gebühr wird auf die Verhandlungsgebühr des 
Prozeßbevollmächtigten angerechnet. 


§ 33 


Vorlegung von Urkunden, Beiziehung von 
Akten oder Urkunden 


(1) Der Rechtsanwalt erhält die Beweisge- 
bühr nicht, wenn die Beweisaufnahme ledig- 
lich in der Vorlegung der in den Händen des 
Beweisführers oder des Gegners befindlichen 
Urkunden besteht. 


(2) Werden Akten oder Urkunden beigezo- 
gen, so erhält der Rechtsanwalt die Beweis- 
gebühr nur, wenn die Akten oder Urkunden 
durch Beweisbeschluß oder sonst erkennbar 
zum Beweis beigezogen oder als Beweis ver- 
wertet werden. 


§ 34 

Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

Wird in einem Verfahren, für das mündliche 
Verhandlung vorgesch rieben ist, im Einver- 
ständnis mit den Parteien oder gemäß § 510 c 
der Zivilprozeßordnung ohne mündliche Ver- 
handlung entschieden, so erhält der Rechtsan- 
walt die gleichen Gebühren wie in einem Ver- 
fahren mit mündlicher Verhandlung. 
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§ 35 


Aussöhnung von Eheleuten 

{ 1 ) In Ehesachen (§ 606 Abs. 1 Satz 1 der 
Zivilprozeßordnung) gilt § 23 nicht. Wird im 
Hinblick auf eine Ehesache ein Vergleich über 
vermögensrechtliche Ansprüche, insbesondere 
über den Unterhalt, geschlossen, so bleibt der 
Wert der Ehesache bei der Berechnung der 
Vergleichsgebühr außer Betracht. 


(2) Ist eine Klage auf Scheidung oder Auf- 
hebung einer Ehe anhängig oder ist der ernst- 
liche Wille eines Ehegatten, eine solche Klage 
anhängig zu machen, hervorgetreten und 
setzen die Ehegatten die eheliche Lebens- 
gemeinschaft fort oder nehmen sie die ehe- 
liche Lebensgemeinschaft wieder auf, so erhält 
der Rechtsanwalt, der sie hierzu bestimmt hat, 
eine volle Gebühr. 


§ 36 

Rechtszug 

Zum Rechtszug gehören insbesondere 

1 . die Vorbereitung der Klage, des Antrags 
oder der Rechtsverteidigung, soweit kein 
besonderes gerichtliches oder behördliches 
Verfahren stattfindet; 

2. außergerichtliche Vergleichsverhandlungen; 

3. Zwischenstreite, die Bestimmung des zu- 
ständigen Gerichts, die Sicherung des Be- 
weises, wenn die Hauptsache anhängig ist, 
die Bewilligung oder Entziehung des 
Armenrechts und die Verpflichtung zur 
Nachzahlung der Kosten (§ 126 der Zivil- 
prozeßordnung), die vorläufige Einstellung, 
Beschränkung oder Aufhebung der Zwangs- 
vollstreckung, wenn nicht eine abgesonderte 
mündliche Verhandlung hierüber stattfin- 
det, Verfahren wegen der Rückgabe einer 
Sicherheit (§ 109 Abs. 1 und 2, § 715 der 
Zivilprozeßordnung), die Bestellung von 
Vertretern durch das Prozeßgericht oder das 
Vollstreckungsgericht, die Ablehnung von 
Richtern, Rechtspflegern, Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle oder Sachverständigen, 
die Verpflichtung zur Tragung von Kosten 
(§102 der Zivilprozeßordnung), die Zu- 
lassung einer Zustellung zur Nachtzeit, an 
einem Sonntag oder an einem allgemeinen 
Feiertag (§ 188 der Zivilprozeßordnung), 
die Festsetzung des Streitwerts; 

4. das Verfahren vor dem beauftragten oder 
ersuchten Richter und die Änderung seiner 
Entscheidungen; 


5. die Änderung von Entscheidungen des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder 
des Rechtspflegers; 

6. die Berichtigung oder Ergänzung der Ent- 
scheidung oder ihres Tatbestandes; 

7. die Zustellung oder Empfangnahme von 
Entscheidungen oder Rechtsmittelschriften 
und ihre Mitteilung an den Auftraggeber, 
die Einwilligung zur Sprungrevision (§ 566 a 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung), der Aus- 
spruch über die Verpflichtung, die Kosten 
zu tragen oder eines Rechtsmittels verlustig 
zu sein (§§ 91 a, 271 Abs. 3 Satz 2, § 515 
Abs. 3 Satz 1, § 566 der Zivilprozeßord- 
nung), die Vollstreckbarerklärung eines Ur- 
teils (§§ 534, 560 der Zivilprozeßordnung), 
die Erteilung des Notfristzeugnisses, Rechts- 
kraftzeugnisses, die erstmalige Erteilung der 
Vollstreckungsklausel, wenn deswegen keine 
Klage nach § 731 der Zivilprozeßordnung 
erhoben wird, die Kostenfestsetzung (§§ 104, 
107 der Zivilprozeßordnung) aussdiließlidi 
der Erinnerung gegen den Kostenfest- 
setzungsbeschluß, die Einforderung der Ver- 
gütung (§§ 18, 19), die Herausgabe der 
Handakten oder ihre Übersendung an einen 
anderen Rechtsanwalt. 


§ 37 


Einspruch gegen Versäumnisurteil 

(1) Wird der Einspruch gegen ein Ver- 
säumnisurteil zurüdkgenommen oder verwor- 
fen, so gilt das Verfahren über den Einspruch 
als besondere Angelegenheit. Die Prozeßgebühr 
des bisherigen Verfahrens wird jedoch auf die 
gleiche Gebühr des Verfahrens über den Ein- 
spruch angerechnet. 


(2) Wird nach Einspruch zur Hauptsadie 
verhandelt, so erhalt der Rechtsanwalt, der 
das Versäumnisurteil erwirkt hat, die Gebühr 
für die Verhandlung, soweit auf diese das 
Versäumnisurteil ergangen ist, besonders. 


§ 38 

Verfahren nach Abstandnahme vom 
Urkunden- oder Wechselprozeß oder nach 
Vorbehaltsurteil 

Das ordentliche Verfahren, das nach Ab- 
standnahme vom Urkunden- oder Wechsel- 
prozeß oder nach einem Vorbehaltsurteil an- 
hängig bleibt (§§ 596, 600 der Zivilprozeß- 
ordnung) gilt als besondere Angelegenheit. 
Die Prozeßgebühr des Urkunden- oder Wech- 
selprozesses wird Jedoch auf die gleiche Ge- 
bühr des ordentlichen Verfahrens angerechnet. 
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6 £ § 

Arrest, einstweilige Verfügung 

(1) Das Verfahren über einen Antrag auf 
Anordnung, Abänderung oder Aufhebung 
eines Arrestes oder einer einstweiligen Ver- 
fügung gilt als besondere Angelegenheit. 

(2) Das Verfahren über einen Antrag auf 
Abänderung oder Aufhebung eines Arrestes 
oder einer einstweiligen Verfügung bildet mit 
dem Verfahren über den Antrag auf Anord- 
nung des Arrestes oder der einstweiligen Ver- 
fügung eine Angelegenheit. 

(3) Ist das Berufungsgericht als Gericht der 
Hauptsache anzusehen (§ 943 der Zivilpro- 
zeßordnung), so erhält der Rechtsanwalt die 
Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 1. 

§40 

Einstweilige Anordnungen in Ehesachen 

(1) Die Verfahren über Anträge nach 
§§ 627, 627b der Zivilprozeßordnung gelten 
als besondere Angelegenheit. Für mehrere Ver- 
fahren nach § 627 der Zivilprozeßordnung 
oder für mehrere Verfahren nach § 627 b der 
Zivilprozeßordnung erhält der Rechtsanwalt 
die Gebühren in jedem Rechtszug nur einmal. 

(2) Bei einer Einigung der Parteien erhält 
der Rechtsanwalt die Prozeßgebühr nur zur 
Hälfte, wenn ein Antrag nach § 627 oder 
§ 627 b der Zivilprozeßordnung nicht gestellt 
ist. Dies gilt auch, soweit lediglich beantragt 
ist, eine Einigung der Parteien zu Protokoll 
zu nehmen. 

§ 41 

Sühneverfahren 

In dem der Klage vorausgehenden Sühne- 
verfahren (§§ 608 bis 610 der Zivilprozeß-. 
Ordnung) erhält der Rechtsanwalt drei Zehn- 
tel der vollen Gebühr. § 35 bleibt unberührt. 

§42 

Mahnverfahren 

(1) Im Mahnverfahren erhält der Rechts- 
anwalt 

1. eine volle Gebühr für die Tätigkeit im Ver- 
fahren über den Antrag auf Erlaß des Zah- 
lungsbefehls einschließlich der Mitteilung 
des Widerspruchs an den Auftraggeber; 

2. drei Zehntel der vollen Gebühr für die Er- 
hebung des Widersprudis; 


3. fünf Zehntel der vollen Gebühr für die Tä- 
tigkeit im Verfahren über den Antrag auf 
Erlaß des Vollstreckungsbefehls, wenn in- 
nerhalb der Widersprudisfrist kein Wider- 
spruch erhoben worden ist. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 bestimm- 
ten Gebühren werden auf die Prozeßgebühr 
angerechnet, die der Rechtsanwalt in dem 
nachfolgenden Rechtsstreit erhält. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 gilt 
§31 sinngemäß. 

§ 43 

Entmündigungsverfahren 

(1) Im Entmündigungsverfahren vor dem 
Amtsgericht erhält der Rechtsanwalt eine volle 
Gebühr 

1 . als Prozeßgebühr, 

2. für die Wahrnehmung der gerichtlichen 
Termine, 

3. für die Mitwirkung bei der mündlichen Ver- 
nehmung von Zeugen oder Sachverständi- 
gen. 

(2) Das Verfahren über den Antrag auf 
Wiederaufhebung der Entmündigung (§ 675 
der Zivilprozeßordnung) gilt als besondere 
Angelegenheit. 

§ 44 

Aufgebotsverfahren 

(1) Im Aufgebotsverfahren (§§ 946 bis 956, 
959, 977 bis 1024 der Zivilprozeßordnung) er- 
hält der Rechtsanwalt als Vertreter des An- 
tragstellers (§ 947 der Zivilprozeßordnung) 
drei Zehntel der vollen Gebühr 

1 . als Prozeßgebühr, 

2. für den Antrag auf Erlaß des Aufgebots, 

3. für den Antrag auf Anordnung der Zah- 
lungssperre, wenn der Antrag vor dem An- 
trag auf Erlaß des Aufgebots gestellt wird, 

4. für die Wahrnehmung der Aufgebotster- 
mine. 

(2) Als Vertreter einer anderen Person er- 
hält der Rechtsanwalt drei Zehntel der vollen 
Gebühr für das ganze Verfahren. 

§45 

Vollstreckbarerklärung 

von Schiedssprüchen, richterliche Handlungen 
im schiedsgerichtlichen Verfahren 

(1) Im Verfahren über Anträge auf Voll- 
streckbarerklärung eines Schiedsspruchs oder 
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eines schiedsrichterlichen Vergleichs (§§ 1042, 
1044 a der Zivilprozeßordnung) und im Ver- 
fahren nach den §§13 bis 30 des Gesetzes zur 
Ausführung des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1003) 
erhält der Rechtsanwalt die im § 30 bestimm- 
ten Gebühren. 

(2) Die Hälfte der im § 30 bestimmten Ge- 
bühren erhält der Rechtsanwalt, wenn seine 
Tätigkeit ausschließlich eine gerichtliche Ent- 
scheidung über die Ernennung oder Ablehnung 
eines Schiedsrichters, das Erlöschen eines 
Schiedsvertrages oder die Anordnung der von 
Schiedsrichtern für erforderlich erachteten rich- 
terlichen Handlungen (§ 1045 der Zivilpro- 
zeßordnung) betrifft. 

§ 46 

Vollstreckbarerklärung 
ausländischer Entscheidungen 

Im Verfahren auf Vollstreckbarerklärung 
von Entscheidungen ausländischer Gerichte er- 
hält der Rechtsanwalt die im § 30 bestimmten 
Gebühren auch dann, wenn durch Beschluß 
entschieden wird. Im Verfahren über die Be- 
schwerde gegen eine den Rechtszug beendende 
Entscheidung erhält der Rechtsanwalt die glei- 
chen Gebühren wie im ersten Rechtszug. 

§47 

' Sicherung des Beweises 

Im Verfahren über Anträge auf Sicherung 
des Beweises erhält der Rechtsanwalt, wenn 
die Hauptsache nicht anhängig ist, die im § 30 
bestimmten Gebühren je zur Hälfte. 


fochtenen Teile eines Urteils (§§ 534, 560 der 
Zivilprozeßordnung) erhält der Rechtsanwalt 
drei Zehntel der vollen Gebühr. 

.§49 

Räumungsfrist 

Im Verfahren vor dem Prozeßgericht auf 
Bewilligung oder Verlängerung einer Räu- 
mungsfrist erhält der Rechtsanwalt drei Zehn- 
tel der im § >0 bestimmten Gebühren, wenn 
das Verfahren mit dem Verfahren über die 
Hauptsache nicht verbunden ist. Die Vor- 
schriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 
gelten nicht. 

S 50 

Armenrechtsverfahren 

(1) Im Verfahren auf Bewilligung oder 
Entziehung des Armenrechts und im Verfah- 
ren über die Verpflichtung zur Nachzahlung 
der Kosten (§ 126 der Zivilprozeßordnung) 
erhält der nidit zum Prozeßbevollmächtigten 
bestellte Rechtsanwalt drei Zehntel der im 
§ 30 bestimmten Gebühren. In mehreren Ver- 
fahren dieser Art erhält der Rechtsanwalt die 
Gebühren in jedem Rechtszug nur einmal. Die 
Vorschriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 
und 2 gelten nicht. 

(2) Im Verfahren auf Bewilligung oder 
Entziehung des Armenrechts bestimmt sich der 
Gegenstandswert nach dem für die Haupt- 
sache maßgebenden Wert. 

§ 51 

Gebühren des Verkehrsanwalts 


§48. 

Vorläufige Einstellung, 

Beschränkung oder Aufhebung der Zwangs- 
vollstreckung, Vollstreckbarerklärung von 
Teilen eines Urteils 

(1) Im Verfahren über die vorläufige Ein- 
stellung, Beschränkung oder Aufhebung der 
Zwangsvollstreckung erhält der Rechtsanwalt, 
wenn eine abgesonderte mündliche Verhand- 
lung hierüber stattfindet, drei Zehntel der im 
§ 30 bestimmten Gebühren. Wird der Antrag 
beim Vollstreckungsgericht und beim Prozeß- 
gericht gestellt, so erhält der Rechtsanwalt die 
Prozeßgebühr nur einmal. Die Vorschriften 
des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 gelten 
nicht. 

(2) Im Verfahren auf Vollstreckbarerklä- 
rung der durch Rechtsmittelanträge nicht ange- 


(1) Der Rechtsanwalt, der lediglich den 
Verkehr der Partei mit dem Prozeßbevoll- 
mächtigten führt, erhält hierfür eine Gebühr 
in Höhe der dem Prozeßbevollmächtigten zu- 
stehenden Prozeßgebühr. 

(2) Der Rechtsanwalt, der im Einverständ- 
nis mit dem Auftraggeber mit der Übersen- 
dung der Akten an den Rechtsanwalt des 
höheren Rechtszuges gutachtliche Äußerungen 
verbindet, erhält hierfür die im Absatz 1 be- 
stimmte Gebühr. 


§ 52 


Vertretung ln der mündlichen Verhandlung, 
Ausführung der Parteirechte 

Der Rechtsanwalt, dem die Partei oder mit 
deren Einverständnis der Prozeßbevollmäch- 
tigte nur für die mündliche Verhandlung die 
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Vertretung oder die Ausführung der Partei- 
rechte übertragen hat, erhält neben der Ver- 
handlungsgebühr eine halbe Prozeßgebühr. 
Diese Prozeßgebühr erhält er auch dann, wenn 
der Auftrag vor der mündlichen Verhandlung 
erledigt ist. Erstreckt sich die Vertretung auf 
eine mit der mündlichen Verhandlung ver- 
bundene Beweisaufnahme, so erhält der 
Rechtsanwalt außerdem die Beweisgebühr. 


§ 56 

Zwangsvollstreckung 

Drei Zehntel der im § 30 bestimmten Ge- 
bühren erhält der Rechtsanwalt für die Tätig- 
keit in der Zwangsvollstreckung mit Aus- 
nahme der im Vierten und Fünften Abschnitt 
geregelten Angelegenheiten. Die Vorschriften 
des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 gelten 
nicht. 


§53 


Vertretung in der Beweisaufnahme 


Der Rechtsanwalt, dessen Tätigkeit sich auf 
die Vertretung 4n der Beweisaufnahme be- 
schränkt, erhält für den Rechtszug je fünf 
Zehntel der Prozeß- und der Beweisgebühr. 
Der Rechtsanwalt erhält die Beweisgebühr 
nidit, wenn sich der Auftrag ohne Wahrneh- 
mung eines Termins erledigt. 


§ 54 

Abänderung von Entscheidungen 
von beauftragten oder ersuchten Richtern, 
von Rechtspflegern und Urkundsbeamten 

Der Rechtsanwalt, dessen Tätigkeit sich auf 
ein Verfahren auf Änderung einer Entschei- 
dung des beauftragten oder ersuchten Richters, 
des Rechtspflegers oder des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle (§ 576 der Zivilprozeßord- 
nung) beschränkt, erhält drei Zehntel der im 
§30 bestimmten Gebühren. Die Vorschriften 
des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 gelten 
nicht. 


§ 55 

Sonstige Einzeltätigkeiten 

(1) Der nicht zum Prozeßbevollmächtigten 
bestellte Rechtsanwalt erhält, soweit in die- 
sem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, eine 
halbe Gebühr für 

1. die Einreichung, Anfertigung oder Unter- 
zeichnung von Schriftsätzen, 

2. die Wahrnehmung von anderen als zur 
mündlichen Verhandlung oder zur Beweis- 
aufnahme bestimmten Terminen. 

(2) Endigt der Auftrag, bevor der Rechts- 
anwalt den Schriftsatz ausgehändigt oder ein- 
gereicht oder der Termin begonnen hat, so er- 
hält der Rechtsanwalt nur drei Zehntel der 
vollen Gebühr. 

(3) § 118 gilt sinngemäß. 


§ 57 

Angelegenheiten der Zwangsvollstreckung 

(1) In der Zwangsvollstreckung (§ 56) gilt 
jede Vollstreckungsmaßnahme zusammen mit 
den durch diese voAereiteten weiteren Voll- 
streckungshandlungen bis zur Befriedigung 
des Gläubigers als eine Angelegenheit. 

(2) Keine besonderen Angelegenheiten sind 
insbesondere 

1. die erstmalige Erteilung des Notfristzeug- 
nisses, des Rechtskraft Zeugnisses und der 
Vollstreckungsklausel, wenn deswegen 
keine Klage nach § 731 der Zivilprozeß- 
ordnung erhoben wird; 

2. die Zustelhing des Urteils, der Vollstrek- 
kungsklausel und der sonstigen In § 750 
der Zivilprozeßordnung genannten Ur- 
kunden; 

3. die Zulassung einer Zwangsvollstreckung 
zur Nachtzeit, an einem Sonntag oder an 
einem allgemeinen Feiertag (§ 761 der 
Zivilprozeßordnung) ; 

4. die Bestimmung eines Gerichtsvollziehers 

(§ 827 Abs. 1, § 854 Abs. 1 der Zivil- • 
Prozeßordnung) oder eines Sequesters 
(§§ 848, 855 der Zivilprozeßordnung); 

5. die Anzeige der Absicht, die Zwangsvoll- 
streckung gegen eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts zu betreiben (§ 882 a 
der Zivilprozeßordnung) ; 

6. die einer Verurteilung vorausgehende 
Strafandrohung (§ 890 Abs. 2 der Zivil- 
prozeßordnung); 

7. die Aufhebung einer Vollstreckungsmaß- 
nahme. 

(3) Als besondere Angelegenheiten gelten 

1. Verfahren über Einwendungen gegen die 
Erteilung der Vollstreckungsklausel, auf 
die § 732 der Zivilprozeßordnung anzu- 
wenden ist; 
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2. das Verfahren auf Erteilung einer weke- 
ren vollstreckbaren Ausfertigung (§ 733 
■der Zivilprozeßordnung); 

3. Verfahren über Anträge nach den 
§§ 765 a, 813 a, 851 a, 851 b der Zivil- 
prozeßordnung, §§ 30, 31 des Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetzes und § 26 
des Heimkehrergesetzes vom 19. Miai 
1950 (Bundesgesetzlbl. S. 221) in der Fas- 
sung der Gesetze vom 30. Oktober 1951 
(BiundesgesetzbL I S. 875) und vom 
17. August 1953 '(Bundesgesetzlbl. I S. 931); 

4. das Verfahren auf Zulassung der Aus- 
tauschpfändung {§ 811 a der Zivilprozeß- 
ordnung) ; 

5. die Ausführung der Zwangsvollstreckung 
in ein gepfändetes Vermögensrecht durch 
Verwaltung (§ 857 Abs. 4 der Zivilpro- 
zeßordnung); 

6. das Verfahren auf Eintragung einer 
Zwangshypothek (§§ 867, 870 a der Zivil- 
prozeßordnung) ; 

7. die Vollstreckung der Entscheidung, durch 
die ider Schuldner zur Vorauszahlung der 
Kosten, die durch die Vornahme einer 
Handlung entstehen, verurteilt wird 
(§ 887 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung); 

8. das Verfahren zur Ausführung der 
Zwangsvollstreckung auf Vornahme einer 
Handlung durch Geldstrafen oider Haft 
(§ 888 der Zivilprozeßordnung); 

9. jede Verurteiikmg zu einer Strafe gemäß 
§ 890 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung; 

10. die Verurteilung zur Besitellung einer 
Sicherheit im Falle des § 890 Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung; 

11. das Verfahren zur Abnahme des Offen- 
barungseides (§§ 900, 901 der Zivilpro- 
zeßordnung); 

12. das Verfahren auf Löschung der Eintra- 
gung im Schuldnerverzeichnis (§ 915 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung); 

13. das Ausüben tder Veröffentlichungsibefug- 
nis. 

§ 58 

Vo>llziehung eines Arrests oder einer einst- 
weiligen Verfügung 

(1) Die Vorschriften der §§ 56 und 57 gel- 
ten bei Vollziehung eines Arrestbefehls oder 
einer einstweiligen Verfügung (§§ 928 bis 
934, § 936 der Zivilprozeßordnung) sinnge- 
mäß. 


(2) Die Angelegenheit endet mit der Auf- 
hebung des Arrests oder der einstweiligen 
Verf ügung oder mit dem Beginn der Zwangs- 
vollstreckung aus dem in der Hauptsaohe er- 
lassenen Urteil. 

§ 59 

Verteilungsverfahren 

(1) Für die Vertretung im Verteilungsver- 
fahren (§ 858 Abs. 5, §§ 872 bis 877, § 882 
der Zivilprozeßordnung) erhält der Rechts- 
anwalt fünf Zehntel, falls jedoch der Auftrag 
vor dem Termin zur Ausführung der Ver- 
teilung erledigt wird, drei Zehntel der vollen 
Gebühr. 

(2) Der Gegenstandswert wird durch den 
Betrag der Forderung, wenn der zu ver- 
teilende Geldbetrag geringer ist, durch die- 
sen bestimmt. 

§ 60 

Beschwerde, Erinnerung 

(1) Drei Zehntel der im § 30 bestimmten 
Gebühren erhält der Rechtsianwalt 

1. im Beschwerde verfahren; 

2. im Verfahren über die Erinnerung gegen 

idie Kositenfestsetzung und gegen den 

Kostenansatz. 

(2) In derselben Angelegenheit erhält der 
Rechtsanwalt die in Absatz 1 Nr. 2 b^eich- 
neten Gebühren nur einmal. 

(3) Die Vorschriften des § 31 und des § 32 
Abs. 1 und 2 gelten nicht. 

§ 61 

Arbeitssachen 

(1) Im Verfahren vor den' Gerichten für 
Arbeitssachen und vor dem Schiedsgericht 
(§ 104 des Arbeitsgerichtsgesetzes) gelten die 
Vorschriften dieses Abschnitts sinngemäß. 

(2) Für die Güteverhandlung (§ 54 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes) erhält ider Rechtsanwalt 
die Verhandlungsgebühr nur zur Hälfte. 

(3) Im zweiten und idritten Rechtszug des 
Beschiußverfahrens erhält der Rechtsanwalt 
idie Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 2. 

(4) Die Hälfte der im § 30 bestimmten Ge- 
bühren erhält der Rechtsanwalt, wenn seine 
Tätigkeit ausischließlich eine gerichtliche Ent- 
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Scheidung über die Bestimmung einer Frist 
(§ 102 Abs. 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes), die 
Ablehnung eines Schiedsrichters (§ 103 Abs. 3 
des Arbeitsgerichtsgesetzes) oder die Vor- 
nahme einer Beweisaufnahme oder einer Ver- 
eidigung (§ 106 Abs. 2 des Arbeitsgerichts- 
gesetzes) betrifft. § 66 Abs. 4 gilt sinngemäß. 

§ 62 

Hausratssaohen , W ohnungseigen tumssachen , 
Landwirtschaftssachen, Regelung der Aus- 
landsschulden 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gel- 
ten für folgende Verfahren sinngemäß: 

1. Verfahren nach der Verordnung über die 
Behandlung der Ehe Wohnung und des 
Hausrats nach der Scheidung vom 21. Ok- 
tober 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 256); 

2. Verfahren nach § 43 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes; 

3. Verfahren nach dem Gesetz über das ge- 
richtliche Verfahren in Landwirtschaft- 
sachen vom 21. Juni 1953 (Bundesge- 
setzibl. I S. 667); 

4. Verfahren nach § 76 des Gesetzes zur Aus- 
führung des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1003). 

(2) Im Verfahren über idie Beschwerde 
gegen eine den Rechtszug beendende Ent- 
scheid^g erhält der Rechtsanwalt die glei- 
chen Gebühren wie im ersten Rechtszug. 

(3) Im Verfahren nach der Verordnung 
über die Behandlung der Ehewohnung und 
des Hausrats nach der Scheidung vom 21. Ok- 
tober 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 256) erhält 
der Rechtsanwalt die im § 30 bestimmten 
Gebühren nur zur Hälfte. 

(4) Im Verfahren nach § 35 Abs. 1 Buch- 
stabe a und § 36 des Gesetzes über das ge- 
richtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen 
vom 21. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667) 
erhält der Rechtsanwalt die im § 30 bestimm- 
ten Gebühren nur zu drei Zehnteln. Die Vor- 
schriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 
gelten nicht. 

§ 63 

Ver tragshilf everf ähren 

(1) Im Verfahren nach dem Vertragshilfe- 
gesetz, im Verfahren nach § 14 des Gesetzes 


über idie innerdeutsche Regelung von Vor- 
kriegsrembours Verbindlichkeiten vom 20. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 999) und im 
Verfahren nach § 22 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes erhält der Rechtsanwalt fünf 
Zehntel der vollen Gebühr für jeden Rechts- 
zug. § 23 gilt nicht. 

(2) Die Gebühr wird nach dem Nennwert 
der Hauptforderung berechnet; wenn das 
Verfahren lediglich Nebenforderungen be- 
trifft, nach der Höhe der Rückstände. Be- 
trifft das Verfahren lediglich die Beseitigung 
von Rechtsfolgen, die durch Nichtzahlung 
von Miet- oder Pachtzinsen eingetreten sind, 
so wird die Gebühr nach idem einjährigen 
Miet- oder Pachtzins berechnet. 

§ 64 

Güteverfahren 

(1) Eine volle Gebühr erhält der Rechtsan- 
walt 

1. Im Güteverf ähren vor einer Gütestelle der 
Im § 794 Abs. 1 Nr. 1 ider Zivilprozeßord- 
nung bezelchneten Art; 

2. im Verfahren vor einem Ausschuß der im 
§ 111 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
bezelchneten Art; 

3. im Verfahren vor dem Seemannsamt zur 
vorläufigen Entscheidung von Arbeits- 
sachen; 

4. im Verfahren vor sonstigen gesetzlich ein- 
gerichteten Einigungsstellen, Gütestellen 
oder Schiedsstellen. 

Auf die Prozeßgebühr, die der Rechtsanwalt 
In dem nachfolgenden Rechtsstreit erhält, 
wird die Gebühr nicht angerechnet. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält eine volle Ge- 
bühr für die Mitwirkung bei einer Einigung 
der Parteien, die in einem der in Absatz 1 
bezelchneten Verfahren erzielt wird. § 23 
gilt nicht. 

§ 65 

Nichtigkeitserklärung oder Rücknahme von 
Patenten, Zwangslizenzen 

Im Verfahren wegen Nichtigkeitserkrärung 
oder Rücknahme eines Patents sowie wegen 
Erteilung von Zwangslizenzen gelten die 
Vorschriften dieses Abschnitts sinngemäß. 
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§ 66 

Schiedsrichterliches Verfahren 

(1) Im schiedsrichterlichen Verfahren gel- 
ten die Vorschriften dieses Abschnitts sinn- 
gemäß. 

(2) Die Verhandlungsgebühr erhält der 
Rechtsanwailt auch, wenn ider Schiedsspruch 
ohne mündliche Verhandlung erlassen wird. 

(3) Im schiedsrichterlichen Berufungs- und 
Revisionistverfahren erhält der Rechtsanwalt 
die Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 2. 

(4) Für die Berechnung der Gebühren des 
im .schiedsrichterlichen Verfahren zum Pro- 
zeßbevollmächtigten bestellten Rechtsanwalts 
gilt das gerichtliche Verfahren im Falle des 
§ 1036 der Zivilprozeßordnung mit dem 
schiedsrichterlichen Verfahren als ein Rechts- 
zug. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gebühren im Verfahren der Zwangsverstei- 
gerung und der Zwangsverwaltung 

§ 67 

Zwangsversteigerung 

(1) Im Verfahren der Zwangsversteigerung 
nach dem Gesetz über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltung erhält der 
Rechtsanwalt bei Vertretung eines Beteiligten 

1. für das Verfahren bis zur Einleitung des 
Verteilungsverfahrens drei Zehntel der 
vollen Gebühr; wird das Zwangsversteige- 
rungsverfahren infolge eines Einstellungs- 
verfahrens nach den §§ 30 a bis d, § 180 
Abs. 2 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung 
nicht durchgeführt, so erhält der Rechtsan- 
walt nur zwei Zehntel der vollen Gebühr; 

2. für die Wahrnehmung der Versteigerungs- 
termine vier Zehntel der vollen Gebühr; 

3. für das Verteilungsverfahren drei Zehntel 
der vollen Gebühr; diese Gebühr erhält 
der Rechtsanwalt auch, wenn unter seiner 
Mitwirkung eine außergerichtliche Vertei- 
lung stattfindet. 

(2) Vertritt der Rechtsanwalt einen Bieter, 
der nicht Beteiligter ist, so erhält er zwei 
Zehntel der vollen Gebühr für das ganze 
Verfahren. 


(3) Der Gegenstandswert bestimmt sich 

1. bei der Vertretung des Gläubigers oder 
eines anderen nach § 9 Nr. 1 und 2 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung Beteiligten 
nach dem Wert des dem Gläubiger oder 
dem Beteiligten zustehenden Rechts; wird 
das Verfahren wegen einer Teilforderung 
betrieben, so ist der Teilbetrag nur maß- 
gebend, wenn es sich um einen nach § 10 
Abs. 1 Nr. 3, 5 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsver- 
waltung zu befriedigenden Anspruch han- 
delt; Nebenforderungen sind mitzurech- 
nen; der Wert des Gegenstandes der 
Zwangsversteigerung (§ 66 Abs. 1, § 74 a 
Abs. 5 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und Zwangsverwaltung), im 
Verteilungsverfahren der zur Verteilung 
kommende Erlös sind maßgebend, wenn 
sie geringer sind; 

2. bei der Vertretung eines anderen Beteilig- 
ten, insbesondere des Schuldners, nach dem 
Wert des Gegenstandes der Zwangsverstei- 
gerung, im Verteilungsverfahren nach dem 
zur Verteilung kommenden Erlös; bei Mit- 
eigentümern oder sonstigen Mitberechtig- 
ten ist der Anteil maßgebend; 

3. bei der Vertretung eines Bieters, der nicht 
Beteiligter ist, nadi dem Betrag des höch- 
sten für den Auftraggeber abgegebenen 
Gebots, wenn ein solches Gebot nicht ab- 
gegeben ist, nach dem Wert des Gegen- 
standes der Zwangsversteigerung. 

§ 68 

Zwangsverwaltung 

(1) Im Verfahren der Zwangsverwaltung 
nach dem Gesetz über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltung erhält der 
Rechtsanwalt 

1. für die Vertretung des Antragstellers im 
Verfahren über den Antrag auf Anord- 
nung der Zwangsverwaltung oder auf Zu- 
lassung des Beitritts drei Zehntel der vol- 
len Gebühr; 

2. für die Vertretung des Antragstellers im 
weiteren Verfahren einschließlich des Ver- 
teilungsverfahrens und für die Vertretung 
eines sonstigen Beteiligten im ganzen Ver- 
fahren einsdiließlich des Verteilungsverfah- 
rens drei Zehntel der vollen Gebühr, min- 
destens jedoch fünfundzwanzig Deutsche 
Mark. 
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(2) Der Gegenstandswert bestimmt sich bei 
der Vertretung des Antragstellers nach dem 
Anspruch, wegen dessen das Verfahren bean- 
tragt ist; Nebenforderungen sind mitzurech- 
nen; bei Ansprüchen auf wiederkehrende 
Leistungen ist der Wert der Leistungen eines 
Jahres maßgebend. Bei der Vertretung des 
Schuldners bestimmt sich der Gegenstands- 
wert nach dem zusammengerechneten Wert 
aller Ansprüche, wegen deren das Verfahren 
beantragt ist, bei der Vertretung eines son- 
stigen Beteiligten nach § 8 Abs. 2 Satz 2. 

§ 69 

Rechtsmittelverfahren 

(1) In den Angelegenheiten der §§ 67 und 
68 erhält der Rechtsanwalt für die Vertre- 
tung eines Beteiligten im Rechtsmittelverfah- 
ren drei Zehntel der vollen Gebühr 

1. als Prozeßgebühr; 

2. für die Wahrnehmung der im Verfahren 
stattfindenden Termine; 

3. für die Vertretung im Beweisaufnahmever- 
fahren; § 33 gilt sinngemäß. 

(2) Soweit in den genannten Angelegen- 
heiten andere Behörden oder Stellen als Ge- 
richte zuständig sind, steht die Anrufung des 
Gerichts hinsichtlich der Gebühren des 
Rechtsanwalts einer Beschwerde gleich. 

(3) Der Gegenstandswert bestimmt sich 
nach § 8 Abs. 1 Satz 1. 

§ 70 

Besondere Verteilungsverfahren 

Für die Mitwirkung des Rechtsanwalts in 
einem Verteilungsverfahren außerhalb der 
Zwangsversteigerung und der Zwangsver- 
waltung gilt, soweit dieses Gesetz nichts an- 
deres bestimmt, § 67 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 
Nr. 1 und 2 sinngemäß. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Gebühren in Konkursverfahren und in 
Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses 

§ 71 

Eröffnung des Konkursverfahrens 

Im Verfahren über einen Antrag auf Er- 
öffnung des Konkursverfahrens (§§ 104 bis 


106 der Konkursordnung) erhält der Rechts- 
anwalt drei Zehntel der vollen Gebühr; ver- 
tritt er einen Gläubiger, so erhält er die 
Hälfte der vollen Gebühr. 


§ 72 


Vertretung im Konkursverfahren 


Für die Vertretung im Konkursverfahren 
erhält der Rechtsanwalt die Hälfte der vollen 
Gebühr. 


§ 73 

Zwangsvergleich 

Für die Tätigkeit im Zwangsvergleichsver- 
fahren erhält der Rechtsanwalt eine besondere 
volle Gebühr. 


§ 74 

Anmeldung einer Konkursforderung 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechts- 
anwalts auf die Anmeldung einer Konkurs- 
forderung, so erhält er zwei Zehntel der 
vollen Gebühr. 


§ 75 

Beschwerdeverfahren, Sicherheitsmaßregeln 

Der Rechtsanwalt erhält besonders drei 
Zehntel der im § 30 bestimmten Gebühren 

1. im Beschwerdeverfahren, 

2. im Verfahren über Anträge auf Anord- 
nung von Sicherheitsmaßregeln im Falle 
des § 197 Abs. 2 der Konkursordnung. 

Die Vorschriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 
und 2 gelten nicht. 


§ 76 

Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren der §§71 bis 73 sowie 
des § 75 im Falle der Beschwerde gegen den 
Beschluß über die Eröffnung des ' Konkurs- 
verfahrens (§ 109 der Konkursordnung) oder 
den Beschluß über die Bestätigung eines 
Zwangsvergleichs (§ 189, § 230 Abs. 2, § 236 
der Konkursordnung) werden, wenn der 
Auftrag vom Gemeinschuldner erteilt ist, 
nach dem Betrage der Aktivmasse (§ 43 des 
Gerichtskostengesetzes) berechnet. 

(2) Ist der Auftrag von einem Konkurs- 
gläubiger erteilt, so werden die Gebühren 
der §§ 71, 72, 74 und die Gebühren im Falle 
der Beschwerde gegen den Beschluß über die 
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Eröffnung des Konkursverfahrens nach dem 
Nennwert der Forderung, die Gebühr des 
§ 73 und die Gebühren im Falle der Be- 
schwerde gegen den Beschluß über die Be- 
stätigung eines Zwangsvergleichs nach dem 
Wert der Forderung des Gläubigers unter 
sinngemäßer Anwendung des § 148 der Kon- 
kursordnung berechnet. Nebenforderungen 
sind mitzurechnen. 

§ 77 

Wiederaufnahme des Konkursverfahrens 

Das wiederaufgenommene Konkursverfah- 
ren ist eine besondere Angelegenheit. 

§ 78 

Eröffnung des Vergleichsverfahrens 

Im Verfahren über den Antrag auf Eröff- 
nung des Vergleichsverfahrens zur Abwen- 
dung des Konkurses erhält der Rechtsanwalt 
drei Zehntel der vollen Gebühr; vertritt er 
einen Gläubiger, so erhält er die Fiälfte der 
vollen Gebühr. 

§ 79 

Vertretung im Vergleichsverfahren, 
Beschwerdeverfahren, Sicherungsmaßregeln 

(1) Für die Vertretung im Vergleichsver- 
fahren zur Abwendung des Konkurses er- 
hält der Rechtsanwalt eine volle Gebühr. Er 
erhält nur eine halbe Geljühr, wenn seine 
Tätigkeit vor dem Vergleichstermin beendet 
ist. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält besonders drei 
Zehntel der vollen Gebühr 

1. im Beschwerdeverfahren, 

2. im Verfahren über Anträge auf Anord- 
nung von Sicherungsmaßregeln (§ 88 

Abs. 2 der Vergleichsordnung). 

§ 80 

Gegenstandswert 

Die Gebühren der §§ 78 und 79 werden 
bei der Vertretung des Schuldners nach dem 
Betrag der Aktiven (§ 48 b des Gerichts- 
kostengesetzes) berechnet. Bei der Vertre- 
tung eines Gläubigers werden die Gebühr 
des § 78 nach dem Nennwert der Forderung 
und die Gebühren des § 79 nach dem Wert 
der Forderung unter sinngemäßer Anwen- 
dung des § 148 der Konkursordnung berech- 
net. Nebenforderungen sind mitzurechnen. 


§ 81 

Mehrere Aufträge 

Die Gebühren werden für jeden Auftrag 
gesondert ohne Rücksicht auf andere Auf- 
träge berechnet. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Gebühren in Strafsachen 

1. Gebühren des gewähltenVer- 

teidigers und anderer 
gewählter Vertreter 

§ 82 

Erster Rechtszug 

(1) Der Rechtsanwalt erhält im ersten 
Rechtszug als Verteidiger folgende Gebüh- 
ren: 

l.Im Verfahren vor dem Bundesgerichtshof, 
dem Oberlandesgericht, dem Schwurgericht 
und vor der Jugendkammer, soweit diese 
in Sachen entscheidet, die nach den allge- 
meinen Vorschriften zur Zuständgikeit des 
Schwurgerichts gehören, 

100 Deutsche Mark bis 1000 Deutsche 
Mark; 

2. im Verfahren vor der großen Strafkammer 
und vor der Jugendkammer, soweit sich 
die Gebühr niAt nach Nr. 1 bestimmt, 

60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche 
Mark; 

3. im Verfahren vor dem Schöffengericht, 
dem Jugendschöffengericht, dem Amtsrich- 
ter und dem Jugendrichter 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Erstreckt sich die Hauptverhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag in den Fällen des Absatzes 1 

Nr. 1 100 Deutsche Mark bis 300 
Deutsche Mark, 

Nr. 2 60 Deutsche Mark bis 200 

Deutsche Mark, 

Nr. 3 50 Deutsche Mark bis 150 

Deutsche Mark. 

§ 83 

Verfahren außerhalb der Hauptverhandlung 

(1) Ist der Rechtsanwalt nur im vorberei- 
tenden Verfahren oder im gerichtlich anhän- 
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gigen Verfahren nur außerhalb der Haupt- 
verhandlung oder in einem Verfahren tätig, 
in dem eine Hauptverhandlung nicht statt- 
findet, so betragen seine Gebühren in den 
Fällen des § 82 Abs. 1 

Nr. 1 50 Deutsche Mark bis 500 

Deutsche Mark, 

Nr. 2 30 Deutsche Mark bis 300 

Deutsche Mark, 

Nr. 3 25 Deutsche Mark bis 250 

Deutsche Mark. 

(2) Ist das Verfahren nicht gerichtlich an- 
hängig geworden, so bestimmt sich die Ge- 
bühr nach der Ordnung des Gerichts, das 
für das Hauptverfahren zuständig gewesen 
wäre. 

§ 84 

Berufungsverfahren 

(1) Der Rechtsanwalt erhält Im Berufungs- 
verfahren als Verteidiger folgende Gebühren: 

l.Im Verfahren vor der großen Strafkam- 
mer und der Jugendkammer 

60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche 

Mark; 

2. im Verfahren vor der kleinen Strafkammer 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 

Mark. 

(2) Erstreckt sich die Hauptverhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag In den Fällen des Absatzes 1 

Nr. 1 60 Deutsche Mark bis 200 

Deutsche Mark, 

Nr. 2 50 Deutsche Mark bis 150 

Deutsche Mark. 

(3) Ist der Rechtsanwalt im Berufungsver- 
fahren nur außerhalb der Hauptverhandlung 
tätig oder findet eine Hauptverhandlung vor 
dem Berufungsgericht nicht statt, so erhält 
er die Hälfte der Gebühren des Absatzes 1. 

§ 85 . 

Revisionsverfahren 

(1) Der Rechtsanwalt erhält im Revisions- 
verfahren als Verteidiger folgende Gebühren: 

1. Im Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 

100 Deutsche Mark bis 1000 Deutsche 

Mark; 


2. im Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche 
Mark 

und, wenn im ersten Rechtszug der Amts- 
richter als Einzelrichter entschieden hat, 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Erstreckt sich die Hauptverhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag in den Fällen des Absatzes 1 

Nr. 1 100 Deutsche Mark bis 300 
Deutsche Mark, 

Nr. 2 60 Deutsche Mark bis 200 

Deutsche Mark 

und, wenn im ersten Rechtszug der Amts- 
richter als Einzelrichter entschieden hat, 

50 Deutsche Mark bis 150 
Deutsche Mark. 

(3) Ist der Rechtsanwalt im Revisionsver- 
fahren als Verteidiger nur außerhalb der 
Hauptverhandlung tätig oder findet eine 
Hauptverhandlung vor dem Revisionsgericht 
nicht statt, so erhält er die Hälfte der Ge- 
bühren des Absatzes 1. 

§ 86 

Pauschgebühren 

Durch die Gebühren der §§ 82 bis 85 wird 
die gesamte Tätigkeit des Rechtsanwalts als 
Verteidiger entgolten. Hierzu gehört auch 
die Einlegung von Rechtsmitteln bei dem 
Gericht desselben Rechtszuges. 

§ 87 

Vermögensrechtliche Ansprüche 

(1) Macht der Verletzte oder sein Erbe im 
Strafverfahren einen aus der Straftat erwach- 
senen vermögensrechtlichen Anspruch gel- 
tend, so erhält der Rechtsanwalt neben den 
Gebühren eines Verteidigers an Stelle der im 
§ 30 bestimmten Gebühren Im ersten Rechts- 
zug das Eineinhalbfache, im Berufungsver- 
fahren das Doppelte der vollen Gebühr 
(§ 11). Wird der Anspruch im Berufungs- 
verfahren erstmalig geltend gemacht, so er- 
höht sich für das Berufungsverfahren die Ge- 
bühr nicht. 

(2) Wird der Rechtsanwalt als Prozeß- 
bevollmächtigter des Beschuldigten wegen 
desselben Anspruchs Im bürgerlichen Rechts- 
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streit tätig, so werden zwei Drittel der Ge- 
bühr, die ihm für die Abwehr des Ansprudis 
im Strafverfahren zusteht, auf die im bür- 
gerlichen Rechtsstreit anfallenden Gebühren 
angerechnet. Die Anrechnung unterbleibt, 
soweit der Rechtsanwalt durch diese weniger 
als zwei Drittel der ihm im bürgerlichen 
Rechtsstreit zustehenden Gebühren erhalten 
würde. 

(3) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Geltendmachung oder 
Abwehr eines aus der Straftat erwachsenen 
vermögensrechtlichen Anspruchs im Straf- 
verfahren, so erhält er nur die im Absatz 1 
bestimmte Gebühr. Absatz 2 gilt sinngemäß. 

(4) Für die Geltendmachung oder Abwehr 
einer Buße gelten die Absätze 1 bis 3 sinn- 
gemäß. 

(5) Die Gebühr für die Mitwirkung beim 
Abschluß eines Vergleichs nach § 23 bleibt 
unberührt. 

§ 88 

Wiederaufnahmeverfahren 

(1) Für die Anfertigung oder Unterzeich- 
nung eines Antrags auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens und die Vertretung in dem Ver- 
fahren zur Entscheidung über diesen Antrag 
gelten die im § 83 bestimmten Gebühren. 

(2) Der Gebührenrahmen bestimmt sich 
nach der Ordnung des Gerichts, das im ersten 
Rechtszug entschieden hat. 

§ 89 

Gebühren für einzelne Tätigkeiten 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechts- 
anwalts, ohne das ihm sonst die Verteidi- 
gung übertragen ist, auf 

1. die Einlegung eines Rechtsmittels, die An- 
fertigung oder Unterzeichnung anderer 
Anträge, Gesuche oder Erklärungen oder 
eine ändere nicht in den Nummern 2 
oder 3 erwähnte Beistandsleistung, 

2. die Anfertigung oder Unterzeichnung einer 
Schrift zur Rechtfertigung der Berufung 
oder Beantwortung der von dem Staats- 
anwalt, Privatkläger oder Nebenkläger 
eingelegten Berufung, die Führung des 
Verkehrs mit dem Verteidiger, die Bei- 
standsleistung für den Beschuldigten bei 
einer richterlichen Vernehmung oder einer 


mündlichen Verhandlung oder einer 
Augenscheinseinnahme außerhalb der 
Hauptverhandlung, die Beistandsleistung 
im Verfahren zur gerichtlichen Erzwin- 
gung der Anklage (§ 172 Abs. 2 bis 4, 
§ 173 der Strafprozeßordnung), 

3. die Anfertigung oder Unterzeichnung einer 
Schrift zur Begründung der Revision oder 
Erklärung auf die von dem Staatsanwalt, 
Privatkläger oder Nebenkläger eingelegte 
Revision, 

so erhält er in den Fällen der 

Nummer 1 eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark bis 150 Deutsche Mark, 

Nummer 2 eine Gebühr von 25 Deutsche 
Mark bis 250 Deutsche Mark, 

Nummer 3 eine Gebühr von 40 Deutsche 
Mark bis 400 Deutsche Mark. 

§ 90 

Mehrere einzelne Tätigkeiten 

(1) Mit der Gebühr für die Rechtfertigung 
der Berufung oder die Begründung der Revi- 
sion ist die Gebühr für die Einlegung des 
Rechtsmittels entgolten. 

(2) Im übrigen erhält der Rechtsanwalt 
mit der Beschränkung des § 13 für jede der 
in § 89 bezeichneten Tätigkeiten eine geson- 
derte Gebühr. Wird ihm die Verteidigung 
übertragen, so werden die Gebühren des § 89 
auf die dem Rechtsanwalt als Verteidiger zu- 
stehenden Gebühren angerechnet. 

§ 91 

Gnadengesuche 

Für die Vertretung in einer Gnadensache 
erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr von 20 
Deutsche Mark bis 200 Deutsche Mark. Sie 
steht ihm auch dann zu, wenn ihm die Ver- 
teidigung übertragen war. 

§ 92 

Privatklage 

(1) Für die Tätigkeit als Beistand oder Ver- 
treter eines Privatklägers gelten die Vor- 
schriften der §§ 82 bis 91 entsprechend. 

(2) Durch die Widerklage erhöhen sich die 
Gebühren des Rechtsanwalts als Beistand 
oder Vertreter des Privatklägers und des 
Widerbeklagten sowie des Verteidigers des 
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Angeklagten auch dann nicht, wenn der Pri- 
vatkläger nicht der Verletzte ist. 

(3) Für die Mitwirkung beim Abschluß 
eines Vergleichs erhält der Rechtsanwalt des 
Privatklägers und des Beschuldigten eine 
weitere Gebühr in Höhe von 

10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark. 

Die Vorschrift des § 23 bleibt unberührt. 

(4) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Anfertigung oder 
Unterzeichnung der Privatklage, so erhält er 
eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche 
Mark. 

(5) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Beistandsleistung für 
einen Beteiligten oder auf dessen Vertretung 
in einem Sühneversuch nach § 380 der Straf- 
prozeßordnung, so erhält er eine Gebühr von 

10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark 

und für die Mitwirkung bei einer Einigung 
der Beteiligten eine weitere Gebühr von 
10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark. 

(6) Wird dem Rechtsanwalt die Vertretung 
des Privatklägers oder die Verteidigung 
übertragen, so werden die in den Absätzen 4 
und 5 bestimmten Gebühren auf die Gebüh- 
ren angerechnet, die ihm als Vertreter des 
Privatklägers oder als Verteidiger zustehen. 

§ 93 

Vertretung eines Nebenklägers und anderer 
Verfahrensbeteiligter 

Für die Tätigkeit als Beistand oder Ver- 
treter eines Nebenklägers, einer Finanz- 
behörde (§ 472 Abs. 2 der Reichs abgaben- 
ordnung) sowie eines Einziehungs- oder 
Nebenbeteiligten gelten die Vorschriften der 
§§ 82 bis 91 entsprechend. 

§ 94 

Kostenfestsetzung, Zwangsvollstreckung 

(1) Dem Rechtsanwalt stehen besondere 
Gebühren zu 

l.im Verfahren über die Erinnerung gegen 
einen Kostenfestsetzungsbeschluß (§ 464 
Abs, 2 der Strafprozeßordnung) oder 
Kostenansatz und im Beschwerdeverfahren 


gegen die Entscheidung über diese Erinne- 
rung; 

2. in der Zwangsvollstreckung aus Entschei- 
dungen, die über einen aus der Straftat 
erwachsenen vermögensrechtlichen An- 
spruch, eine Buße oder die Erstattung von 
Kosten ergangen sind (§§ 406 b, 406 d, 
464 der Strafprozeßordnung), für die Mit- 
wirkung bei der Ausübung der Veröffent- 
lichungsbefugnis und im Beschwerdever- 
fahren gegen eine dieser Entscheidungen. 

(2) Die Gebühren bestimmen sich nach den 
Vorschriften des dritten Abschnitts. 

2. Gebühren des gerichtlich 
bestellten Verteidigers und des 
beigeordneten Rechtsanwalts 

§ 95 

Anspruch gegen die Staatskasse 

(1) Ist der Rechtsanwalt gerichtlich bestellt 
worden, so erhält er die in den §§82 bis 85, 
88 bis 90, 92 und 93 bestimmten Mindest- 
beträge aus der Staatskasse. War er auch vor 
Eröffnung des Hauptverfahrens als Verteidi- 
ger tätig und für diesen Verfahrensabschnitt 
gerichtlich bestellt, so erhält er zusätzlich eine 
weitere Gebühr in Höhe der Mindestbeträge 
des § 83. 

(2) Für den Anspruch des Rechtsanwalts 
auf Ersatz der Auslagen aus der Staatskasse 
gilt § 123 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2, wegen 
des Vorschusses gilt § 124 sinngemäß. 

§ 96 

Festsetz\mg der Gebühren 

(1) Die aus der Staatskasse zu gewährende 
Vergütung wird auf Antrag des Rechts- 
anwalts von dem Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle des Gerichts des ersten Rechts- 
zuges festgesetzt. § 104 Abs. 2 der Zivilpro- 
zeßordnung gilt sinngemäß. 

(2) Über die Erinnerung des Rechtsanwalts 
oder der Staatskasse gegen die Festsetzung 
nach Absatz 1 entscheidet der Vorsitzende 
des Gerichts des ersten Rechtszuges durch 
Beschluß. § 4 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4 des Ge- 
richtskostengesetzes gilt sinngemäß. 

(3) Gegen den Beschluß ist Beschwerde 
nach den Vorschriften der §§ 304 bis 310 der 
Strafprozeßordnung zulässig. 
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(4) Der Rechtsanwalt erhält für die Ver- 
fahren der Absätze 1 bis 3 keine Vergütung. 

§ 97 

Strafsachen außergewöhnlichen Umfangs 

(1) In Strafsachen, deren Umfang oder 
Schwierigkeit außergewöhnlich groß ist, kann 
dem gerichtlich bestellten Rechtsanwalt für 
das ganze Verfahren oder für einzelne Teile 
des Verfahrens auf Antrag eine Pauschver- 
gütung bewilligt werden, die über die Ge- 
bühren des § 95 hinausgeht. 

(2) Über den Antrag entscheidet das Ober- 
landesgericht, zu dessen Bezirk das Gericht 
gehört, bei dem die Strafsache im ersten 
Rechtszug anhängig ist oder war. Der Bun- 
desgerichtshof ist zur Entscheidung berufen, 
soweit er den Rechtsanwalt bestellt hat. In 
dem Verfahren ist die Staatskasse zu hören. 

§ 98 

Anspruch gegen den Beschuldigten 

(1) Der gerichtlich bestellte Rechtsanwalt 
kann von dem Beschuldigten die Zahlung der 
Gebühren eines gewählten Verteidigers ver- 
langen; er kann jedoch keinen Vorschuß for- 
dern. Der Anspruch gegen den Beschuldigten 
entfällt insoweit, als die Staatskasse nach den 
§§ 95 und 97 Gebühren gezahlt hat. 

(2) Der Anspruch kann nur insoweit gel- 
tend gemacht werden, als das Geridit des 
ersten Rechtszuges auf Antrag des Redits- 
anwalts nach Anhörung des Beschuldigten 
feststellt, daß dieser ohne Beeinträchtigung 
des für ihn und seine Familie notwendigen 
Unterhalts zur Zahlung in der Lage ist; da- 
bei bleibt ein Erstattungsanspruch des Be- 
schuldigten gegen die Staatskasse unberück- 
sichtigt. Ist das Verfahren noch nicht gericht- 
lich anhängig geworden, so entscheidet das 
Gericht, das den Verteidiger bestellt hat. 
Gegen den Beschluß ist sofortige Besdi werde 
naA den Vorschriften der §§ 304 bis 311 der 
Strafprozeßordnung zulässig. 

(3) Der Lauf der Verjährungsfrist ist von 
der in Absatz 2 Satz 1 vorgesehenen Fest- 
stellung des Gerichts nicht abhängig. 

§ 99 

Anrechnung, Rückzahlung 

(1) Vorschüsse und Zahlungen, die der 
Rechtsanwalt vor oder nach der gerichtlichen 
Bestellung für seine Tätigkeit in der Straf- 


sache von dem Beschuldigten oder einem 
Dritten nach dieser Gebührenordnung oder 
auf Grund einer Vereinbarung erhalten hat, 
sind auf die von der Staatskasse zu zahlenden 
Gebühren anzurechnen. Hat der Rechts- 
anwalt von dem Beschuldigten oder einem 
Dritten Zahlungen empfangen, nachdem er 
Gebühren aus der Staatskasse erhalten hat, 
so ist er zur Rückzahlung an die Staatskasse 
verpflichtet. 

(2) Die Anrechnung oder Rückzahlung 
unterbleibt, soweit der Rechtsanwalt durdi 
diese insgesamt weniger als den doppelten 
Betrag der ihm nach den §§ 95 und 97 zu- 
stehenden Gebühr erhalten würde. Dem 
Rechtsanwalt darf jedoch nicht mehr als die 
Gebühr eines gewählten Verteidigers ver- 
bleiben. 

(3) Vorschüsse und Zahlungen, welche für 
die Anrechnung oder die Pflicht zur Rück- 
zahlung nach den Absätzen 1 und 2 von Be- 
deutung sind, hat der Reditsanwalt der 
Staatskasse anzuzeigen. 

§ 100 

Privatklage, Nebenklage, 
Klageerzwingungsverfahren 

(1) Für die Gebühren des Rechtsanwalts, 
der dem Privatkläger, dem Nebenkläger oder 
dem Antragsteller im Klageerzwingungsver- 
fahren oder sonst beigeordnet^ worden ist, 
gelten die Vorschriften der §§95 bis 99 ent- 
sprechend. 

(2) Im Privatklageverfahren erhöhen sich 
die Gebühren des gerichtlidi bestellten oder 
beigeordneten Rechtsanwalts bei mehrtägi- 
ger Verhandlung nicht. 

§ 101 

Bundeskasse, Landeskasse 

(1) Staatskasse im Sinne dieser Vorschrif- 
ten ist die Bundeskasse, wenn ein Gericht des 
Bundes, die Landeskasse, wenn ein Gericht 
des Landes den Rechtsanwalt bestellt oder 
beigeordnet hat. 

(2) Hat zuerst ein Gericht des Bundes und 
sodann ein Gericht des Landes den Rechts- 
anwalt bestellt oder beigeordnet, so zahlt die 
Bundeskasse die Vergütung, die der Rechts- 
anwalt während der Dauer der Bestellung 
oder Beiordnung durch das Gericht des Bun- 
des verdient hat, die Landeskasse die dem 
Rechtsanwalt darüber hinaus zustehende 
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Vergütung. Dies gilt sinngemäß, wenn zu- 
erst ein Gericht des Landes und sodann ein 
Gericht des Bundess den Rechtsanwalt be- 
stellt oder beigeordnet hat. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verwaltungsstrafverfahren und 
Bußgeldverfahren 

§ 102 

Verwaltungsstrafverfahren 

(1) Im Verwaltungsstrafverfahren erhält 
der Rechtsanwalt als Verteidiger eine Ge- 
bühr von 

25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

Die gleiche Gebühr erhält er im Verfahren 
der Verwaltungsbehörde zur Entscheidung 
über die Beschwerde gegen den Strafbescheid. 

(2) Gibt die Verwaltungsbehörde die Sache 
ohne eigene Entscheidung oder Unterwer- 
fung des Betroffenen an die Staatsanwalt- 
schaft ab oder übernimmt diese die Sache 
nach § 426 Abs. 2 der Reichsabgabenord- 
nung, so ist die nach Absatz 1 Satz 1 entstan- 
dene Gebühr auf eine weitere nach §§ 82 
oder 83 anfallende Gebühr anzurechnen. 

(3) Die Vorschriften der §§ 86, 89, 90 und 
93 gelten sinngemäß. 

§ 103 

Bußgeldverfahren 

(1) Im Bußgeldverfahren erhält der Rechts- 
anwalt als Verteidiger folgende Gebühren: 

l.Im Verfahren vor der Verwaltungsbe- 
hörde, vor dem Amtsgericht und im Ver- 
fahren vor dem Landgericht zur gericht- 
lichen Zuständigkeitsüberprüfung 
25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark; 

2. im Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
■« und dem Bundesgerichtshof 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Findet im Verfahren vor dem Amts- 
gericht eine mündliche Verhandlung statt, so 
beträgt der Gebührenrahmen 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

Beschließt das Landgericht nach § 61 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten die straf- 


gerichtliche Verfolgung der Handlung, so ist 
die für die Verteidigung vor dem Landge- 
richt entstandene Gebühr auf eine weitere 
nach den §§ 82 oder 83 anfallende Gebühr 
anzurechnen. 

(3) Die §§ 86, 89, 90 und 93 gelten sinn- 
gemäß. 

ACHTER ABSCHNITT 
Gebühren in Auslieferungssachen 

§ 104 

Beistandsleistung 

(1) Für die Beistandsleistung nach den 
§§ 32, 33, 38 Abs. 2 des Deutschen Ausliefe- 
rungsgesetzes erhält der Rechtsanwalt eine 
Gebühr von 50 Deutsche Mark bis 500 
Deutsche Mark. 

(2) Für die-^ Beistandsleistung bei einer 
mündlichen Verhandlung erhält er eine Ge- 
bühr von 100 Deutsche Mark bis 1000 Deut- 
sche Mark. Erstreckt sich die Verhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag 100 Deutsche Mark bis 300 Deutsche 
Mark. 

§ 105 

Beigeordneter Rechtsanwalt 

(1) Ist der Rechtsanwalt dem Verfolgten 
vom Gericht beigeordnet worden (§ 32 
Abs. 2 des Deutschen Auslieferungsgesetzes), 
so erhält er aus der Staatskasse eine Gebühr 
von 100 Deutsche Mark und, wenn keine 
mündliche Verhandlung stattfindet, von 
50 Deutsche Mark. 

(2) Die Vorschriften des § 95 Abs. 2, des 
§ 96 Abs. 1, 2 und 4 sowie der §§ 97 und 99 
gelten sinngemäß. 

§ 106 

Pauschgebühren 

Durch die in den §§ 104 und 105 be- 
stimmten Gebühren wird die gesamte Tätig- 
keit des Rechtsanwalts im Auslieferungsver- 
fahren entgolten. Hierzu gehören auch die 
Anfertigung und Unterzeichnung von An- 
trägen und Erklärungen an die beteiligten 
Behörden. 
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NEUNTER ABSCHNITT 

Gebühren im Disziplinarverfahren, 
im ehren- und berufsgerichtlichen Verfahren, 

bei der Untersuchung von Seeunfällen 
und bei Freiheitsentziehungen 

§ 107 

Disziplinarverfahren 

(1) Im Disziplinarverfahren gelten nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 5 die Vorschriften 
des Sechsten Abschnitts sinngemäß. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält als Verteidiger 
im förmlichen Disziplinarverfahren ein- 
schließlich des vorausgegangenen Verfahrens 
im ersten Rechtszug eine Gebühr von 

60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche Mark. 
Im zweiten Rechtszug erhält er eine Gebühr 
von 

70 Deutsche Mark bis 700 Deutsche Mark. 

(3) Ist der Rechtsanwalt nur im Verfahren 
vor dem Dienstvorgesetzten als Verteidiger 
tätig, so erhält er eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark. 

(4) Im Verfahren auf Erlaß einer Diszi- 
plinarverfügung erhält der Rechtsanwalt als 
Verteidiger eine Gebühr von^ 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark 
und im Verfahren des Dienstvorgesetzten 
über eine Beschwerde, im Verfahren über 
eine weitere Beschwerde und im Verfahren 
auf gerichtliche Entscheidung über die Diszi- 
plinarverfügung eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche Mark. 

(5) Im Verfahren auf Abänderung oder 
Neubewilligung eines Unterhaltsbeitrages 
erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark. 

§ 108 

Ehren- und berufsgerichtliche Verfahren 

(1) Im Verfahren vor Ehrengerichten oder 
anderen Berufsgerichten wegen Verletzung 
einer Berufspflicht gelten die Vorschriften des 
Sechsten Abschnitts sinngemäß. Die Gebühren 
richten sich in der ersten Instanz nach den 
für das Verfahren vor dem Amtsgericht und 
im weiteren Verfahren in jedem Rechtszug 
nach den für das Berufungsverfahren vor der 
Großen Strafkammer geltenden Vorschriften. 

(2) Soweit es sich nicht um die Verletzung 
einer Berufspflicht handelt, gelten die Vor- 
schriften der §§ 112, 113 über das verwal- 
tungsgerichtliche Verfahren sinngemäß. 


§ 109 

Untersuchung von Seeunfällen 

(1) Bei der Untersuchung von Seeunfällen 
gelten die Vorschriften des Sechsten Ab- 
schnitts sinngemäß. 

(2) Die Gebühren richten sich im Ver- 
fahren vor dem Seeamt nach den für das 
Verfahren vor dem Amtsgericht und im Ver- 
fahren vor dem Oberseeamt nach den für das 
Berufungsverfahren vor der Großen Straf- 
kammer geltenden Vorschriften. 

§ 110 

Freiheitsentziehungen 

(1) Im gerichtlichen Verfahren bei Frei- 
heitsentziehungen erhält der Rechtsanwalt in 
jedem Rechtszug eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark 

1. für seine Tätigkeit in dem Verfahren im 
allgemeinen, 

2. für die Mitwirkung bei der mündlichen 
Anhörung der Person, der die Freiheit ent- 
zogen werden soll, und bei der mündlichen 
Vernehmung von Zeugen oder Sachver- 
ständigen. 

(2) Im Verfahren über die Fortdauer der 
Freiheitsentziehung und im Verfahren über 
Anträge auf Aufhebung der Freiheitsentzie- 
hung erhält der Rechtsanwalt für seine ge- 
samte Tätigkeit in jedem Rechtszug eine 
Gebühr von 

15 Deutsche Mark bis 150 Deutsche Mark. 

(3) Beschränkt sich die Tätigkeit 'des 
Rechtsanwalts auf die Einlegung eines Rechts- 
mittels, die Anfertigung oder Unterzeichnung 
von Anträgen, Gesuchen oder Erklärungen 
oder auf eine sonstige Beistandsleistung, so 
erhält er eine Gebühr von 

3 Deutsche Mark bis 150 Deutsche Mark. 

(4) Ist der Rechtsanwalt vom Gericht bei- 
geordnet worden, so gelten die §§95 bis 99, 
§101 sinngemäß. 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verfahren vor Verfassungs-, 
Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichten 

§ 111 

Verfahren vor Verfassungsgerichten 

(1) Die Vorschriften des Sechsten Ab- 
schnitts für Strafsachen, die im ersten Rechts- 
zug vor den Bundesgerichtshof gehören. 
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gelten sinngemäß in folgenden Verfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht oder dem 
Verfassungsgericht (Verfassungsgerichtshof, 
Staatsgerichtshof) eines Landes: 

1. Verfahren über die Verwirkung von 
Grundrechten, den Verlust des Stimm- 
rechts, den Ausschluß von Wahlen und 
Abstimmungen, 

2. Verfahren über die Verfassungswidrigkeit 
von Parteien, 

3. Verfahren über Anklagen gegen den Bun- 
despräsidenten, gegen ein Regierungsmit- 
glied eines Landes oder gegen einen Ab- 
geordneten oder Richter, 

4. Verfahren über sonstige Gegenstände, die 
in einem dem Strafprozeß ähnlichen Ver- 
fahren behandelt werden. 

(2) In sonstigen Verfahren vor dem Bun- 
desverfassungsgericht oder dem Verfassungs- 
gericht eines Landes gelten die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts sinngemäß. Der Ge- 
genstandswert ist unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere der Bedeutung 
der Angelegenheit, de Umfangs und der 
Schwierigkeit der anv; ältlichen Tätigkeit so- 
wie der Vermögens- und Einkommensver- 
hältnisse des Auftraggebers nach billigem 
Ermessen zu bestimmen, jedoch nicht unter 
dreitausend Deutsche Mark und nicht über 
eine Million Deutsche Mark. 

§ 112 

Verfahren vor Verwaltungs-, Sozial- und 
Finanzgerichten 

(1) In Verfahren vor Gerichten der Ver- 
waltungs-, Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit 
gelten die Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts sinngemäß. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält im erstinstanz- 
lichen Verfahren vor dem Bundesverwal- 
tungsgericht und dem Bundesfinanzhof 
Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 2, im erst- 
instanzlichen Verfahren vor einem Ober- 
verwaltungsgericht (Verwaltungsgerichtshof) 
und im Verfahren vor dem Finanzgericht 
Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 1. 

(3) Der Rechtsanwalt erhält die gleichen 
Gebühren wie in einem Verfahren mit münd- 
licher Verhandlung, wenn eine ohne münd- 
liche Verhandlung erlassene Vorentscheidung 
als Urteil gilt oder wenn das Gericht ohne 
mündliche Verhandlung entscheidet, weil die 
Beteiligten dieser Absicht nicht fristgerecht 


widersprochen haben. Dies gilt nicht, wenn 
die Klage oder das Rechtsmittel als unzulässig 
oder als offenbar unbegründet zurückgewie- 
sen wird. 

(4) Im Verfahren auf Erlaß einer einst- 
weiligen Anordnung gilt § 39, bei Vollzie- 
hung einer einstweiligen Anordnung § 58 
sinngemäß. 

(5) Im Verfahren auf Aussetzung oder 
Aufhebung der Vollziehung oder auf Wieder- 
herstellung der aufschiebenden Wirkung er- 
hält der Rechtsanwalt die im § 48 Abs. 1 
bestimmten Gebühren auch dann, wenn die 
mündliche Verhandlung hierüber nicht ab- 
gesondert stattfindet. 

(6) Im gerichtlichen Verfahren über einen 
Akt der Zwangsvollstreckung (des Verwal- 
tungszwangs) erhält der Rechtsanwalt drei 
Zehntel der im § 30 bestimmten Gebühren. 
Die Vorschriften des §31 und des § 32 Abs. 1 
und 2 gelten nicht. 

§ 113 

Gegenstandswert in verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren 

Sind für die Gerichtsgebühren des verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahrens keine Wert- 
vorschriften vorgesehen, so gelten für den 
Gegenstandswert die Vorschriften des Ge- 
richtskostengesetzes über die Bemessung des 
Streitwerts sinngemäß. 

§ 114 

Besonderheiten für Verfahren vor Gerichten 
der Sozialgerichtsbarkeit 

(1) Im Verfahren vor Gerichten der So- 
zialgerichtsbarkeit werden die Gebühren 
nicht nach dem Gegenstandswert berechnet. 

(2) Die volle Gebühr beträgt 

1. im Verfahren vor dem Sozialgericht 

10 Deutsche Mark bis 40 Deutsche 
Mark, 

2. im Verfahren vor dem Landessozialgericht 

20 Deutsche Mark bis 60 Deutsche 
Mark, 

3. im Verfahren vor dem Bundessozialgericht 

40 Deutsche Mark bis 125 Deutsche 
Mark. 

§ 115 

Besonderheiten für Verfahren vor Gerichten 
der Finanzgerichtsbarkeit 
(1) Im Verfahren vor Gerichten der 
Finanzgerichtsbarkeit gilt § 23 nicht. 
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(2) Erledigt sich ein Rechtsstreit ganz oder 
teilweise durch Zurücknahme oder Ände- 
rung des angefochtenen Verwaltungsaktes, so 
erhält der Rechtsanwalt, der bei der Erledi- 
gung mitgewirkt hat, eine volle Gebühr. 

ELFTER ABSCHNITT 
Gebühren in sonstigen Angelegenheiten 
§ 116 

Geschäftsgebühr, Besprechungsgebühr, 
Beweisaufnahmegebühr 

(1) In anderen als den im Dritten bis 
Zehnten Abschnitt geregelten Angelegenhei- 
ten erhält der Rechtsanwalt fünf Zehntel der 
vollen Gebühr 

1. für das Betreiben des Geschäfts einschließ- 
lich der Information, des Einreichens, Fer- 
tigens oder Unterzeichnens von Schrift- 
sätzen oder Schreiben und des Entwerfens 
von Urkunden (Geschäftsgebühr); der 
Rechtsanwalt erhält diese Gebühr nicht für 
einen Rat oder eine Auskunft (§ 20); 

2. für das Mitwirken bei mündlichen Ver- 
handlungen oder Besprechungen über tat- 
sächliche oder rechtliche Fragen, die von 
einem Gericht oder einer Behörde ange- 
ordnet oder im Einverständnis mit dem 
Auftraggeber vor einem Gericht oder 
einer Behörde, mit dem Gegner oder mit 
einem Dritten geführt werden (Be- 
sprechungsgebühr); der Rechtsanwalt er- 
hält diese Gebühr nicht für eine münd- 
liche Nachfrage oder für ein Ferngespräch; 

3. für das Mitwirken bei Beweisaufnahmen, 
die von einem Gericht oder von einer Be- 
hörde angeordnet worden sind (Beweis- 
aufnahmegebühr); § 33 gilt sinngemäß. 

(2) Die im Absatz 1 bestimmten Gebühren 
betragen zwei Zehntel bis zehn Zehntel der 
vollen Gebühr, wenn unter Berücksichti- 
gung aller Umstände, insbesondere der Be- 
deutung der Angelegenheit, des Umfangs 
und der Schwierigkeit der anwaltlichen Tätig- 
keit sowie der Vermögens- und Einkom- 
mensverhältnisse des Auftraggebers gerin- 
gere oder höhere Gebühren als fünf Zehntel 
der vollen Gebühr der Billigkeit entsprechen. 

(3) Soweit die in den Absätzen 1 und 2 
bestimmten Gebühren für eine Tätigkeit 
außerhalb eines gerichtlichen oder behörd- 
lichen Verfahrens entstehen, sind sie auf die 
Gebühren für ein anschließendes gerichtliches 
oder behördliches Verfahren anzurechnen. 


(4) Im Verfahren vor Finanzverwaltungs- 
behörden gilt § 23 nicht. 

§ 117 

Vorverfahren, Verwaltungszwangsverfahren, 
Aussetzung der Vollziehung 

(1) Das Verwaltungsverfahren, das dem 
Rechtsstreit vorausgeht und der Nachprü- 
fung des Verwaltungsakts dient (Vorver- 
fahren, Einspruchsverfahren, Beschwerdever- 
fahren, Abhilfeverfahren), ist zusammen mit 
dem vorangegangenen Verwaltungsverfahren 
eine Angelegenheit. 

(2) Im Verwaltungszwangsverfahren (Ver- 
waltungsvollstreckungsverfahren) erhält der 
Rechtsanwalt je drei Zehntel der vollen Ge- 
bühr als Geschäftsgebühr, Besprechungsge- 
bühr und Beweisaufnahmegebühr; § 116 
Abs. 2 gilt nicht. 

(3) Das Verwaltungsverfahren auf Aus- 
setzung der Vollziehung oder auf Beseiti- 
gung der aufschiebenden oder hemmenden 
Wirkung ist zusammen mit den in den Ab- 
sätzen 1 und 2 genannten Verfahren eine 
Angelegenheit. 

§ 118 

Einfache Schreiben . 

(1) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf Mahnungen, Kündigungen 
oder Schreiben einfacher Art, die weder 
schwierige rechtliche Ausführungen noch 
größere sachliche Auseinandersetzungen ent- 
halten, so erhält er nur zwei Zehntel der 
vollen Gebühr. 

(2) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf ein Schreiben, das nur 
dem äußeren Betreiben eines Verfahrens 
dient, insbesondere eine Benachrichtigung, 
ein Beschleunigungsgesuch, ein Gesuch um 
Erteilung von Ausfertigungen oder Abschrif- 
ten, so erhält der Rechtsanwalt nur eine Ge- 
bühr von 3 bis 5 Deutsche Mark. 

ZWÖLFTER ABSCHNITT 
Vergütung in Armensachen 

§ 119 

Vergütung aus der Bundes- oder 
Eandeskasse 

Der im Armenrecht oder nach § 11 a des 
Arbeitsgerichtsgesetzes beigeordnete Rechts- 
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anwalt erhält, soweit in diesem Abschnitt 
nichts anderes bestimmt ist, die gesetzliche 
Vergütung in Verfahren vor Gerichten des 
Bundes aus der Bundeskasse, in Verfahren 
vor Gerichten eines Landes aus der Landes- 
kasse. 

§ 120 

Umfang der Beiordnung 

(1) Der Anspruch des Rechtsanwalts be- 
stimmt sich naÄ den Beschlüssen, durch die 
das Armenrecht bewilligt und der Rechts- 
anwalt beigeordnet worden ist. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält Vergütung 
aus der Bundes- oder Landeskasse, wenn er 
für eine Berufung oder Revision beigeordnet 
ist, auch für die Rechtsverteidigung gegen 
eine Anschlußberufung oder eine AnsAluß- 
revision und, wenn er für die Erwirkung 
eines Arrests oder einstweiligen Verfügung 
beigeordnet ist, auch für die Vollziehung des 
Arrests oder der einstweiligen Verfügung. 
Dies gilt nicht, wenn ' der Beiordnungsbe- 
schluß ausdrücklich bestimmt, daß der 
Rechtsanwalt für die Rechtsverteidigung 
gegen die Anschlußberufung oder Anschluß- 
revision oder für die Vollziehung des 


Arrests oder der einstweiligen Verfügung 
nicht beigeordnet ist. 

(3) In Angelegenheiten, die mit dem 
Hauptprozeß nur Zusammenhängen, erhält 
der für den Hauptprozeß beigeordnete 
Rechtsanwalt Vergütung aus der Bundes- 
oder Landeskasse nur dann, wenn er aus- 
drücklich auch hierfür beigeordnet ist. Dies 
gilt insbesondere für 

1. die Zwangsvollstreckung (den Verwal- 
tungszwang); 

2. das Verfahren über den Arrest, die einst- 
weilige Verfügung und die einstweilige 
Anordnung; 

3. das Beweissicherungsverfahren; 

4. das Verfahren über die Widerklage, aus- 
genommen die Rechtsverteidigung gegen 
die Widerklage in Ehesachen; 

5. den Abschluß eines Unterhaltsvergleichs 
im Zusammenhang mit einer Ehesache. 

§ 121 

Gebühren des Armenanwalts 

(1) An die Stelle der vollen Gebühr (§11 
Abs. 1 Satz 1) treten bei einem Gegenstands- 
wert 


bis 20 Deutsche Mark 2 Deutsche Mark 
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(2) In Ehesachen tritt an die Stelle der 
vollen Gebühr unabhängig vom Gegen- 
standswert der feste Betrag von 30 Deutsche 
Mark. In Verfahren über Anträge nach den 
§§ 627, 627 b der Zivilprozeßordnung ist der 
Höchstbetrag einer vollen Gebühr 30 Deut- 
sche Mark. 

(3) Im Berufungs- und Revisionsverfahren 
erhöhen sich die im Absatz 1 und im Ab- 
satz 2 Satz 1 genannten Beträge um drei 
Zehntel. 

(4) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
zwei Deutsche Mark. 

§ 122 

Bruchteilsarmenrecht 

Ist die einstweilige Befreiung von der Be- 
richtigung der Gebühren des Rechtsanwalts 
nur für einen Bruchteil der Gebühren bewil- 
ligt, so erhält der beigeordnete Rechts- 
anwalt einen entsprechenden Bruchteil der in 
§ 121 Abs. 1, 2 und 3 bestimmten Beträge, 
§ 121 Abs. 4 bleibt unberührt. 

§ 123 

Verschulden des beigeordneten Rechtsanwalts 

Hat der beigeordnete Rechtsanwalt durch 
schuldhaftes Verhalten die Beiordnung eines 
anderen Rechtsanwalts veranlaßt, so kann 
er Gebühren, die auch für den anderen 
Rechtsanwalt entstehen, nicht fordern. 

§ 124 

Auslagen des Armenanwalts 

(1) Auslagen, insbesondere Reisekosten, 
werden nicht vergütet, wenn sie zur sachge- 
mäßen Wahrnehmung der Interessen der 
armen Partei nicht erforderlich waren. Aus- 
lagen für die Wahrnehmung eines auswärti- 
gen Termins durch einen Rechtsanwalt, der 
nicht beigeordnet ist, werden nicht vergütet. 
Nicht zu vergüten sind die Mehrkosten, die 
dadurch entstehen, daß der Rechtsanwalt sei- 
nen Wohnsitz oder seine Kanzlei nicht an 
dem Ort hat, an dem sich das Prozeßgericht 
oder eine auswärtige Abteilung dieses Ge- 
richts befindet; dies gilt nicht für die Mehr- 
kosten, die dadurch entstehen, daß ein nicht 
bei dem Prozeßgericht zugelassener Rechts- 
anwalt auf Grund des § 116 b Abs. 1 Satz 2 
der Zivilprozeßordnung für die arme Partei 
bestellt worden ist. 


(2) Ob eine Reise des beigeordneten 
Rechtsanwalts erforderlich ist, stellt das Ge- 
richt des Rechtszugs auf Antrag vor Antritt 
der Reise fest. Die Feststellung, daß die Reise 
erforderlich ist, ist für das Festsetzungsver- 
fahren (§ 126) bindend. 

§ 125 
Vorschuß 

(1) Gebührenvorschuß kann der Beigeord- 
nete Rechtsanwalt nicht fordern. 

(2) Für die voraussichtlich erwachsenden 
Auslagen kann der Rechtsanwalt aus der 
Bundes- oder Landeskasse angemessenen 
Vorschuß fordern, soweit ihm, insbesondere 
wegen der Höhe der Auslagen, nicht zuge- 
mutet werden kann, diese aus eigenen Mit- 
teln vorzuschießen. § 126 gilt sinngemäß. 

§ 126 
Rechtsweg 

(1) Die aus der Bundes- oder Landeskasse 
zu gewährende Vergütung wird auf Antrag 
des Rechtsanwalts von dem Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle des Gerichts des Rechts- 
zugs festgesetzt; § 104 Abs. 2 der Zivilpro- 
zeßordnung gilt sinngemäß. 

(2) Über Erinnerungen des Rechtsanwalts 
und der Bundes- oder Landeskasse gegen die 
Festsetzung entscheidet das Gericht des 
Rechtszugs durch Beschluß. § 4 Abs. 1 Satz 2, 
3, 4 und Abs. 4 des Gerichtskostengesetzes 
gilt sinngemäß. 

(3) Gegen den Beschluß ist die Beschwerde 
zulässig, wenn der Peschwerdegegenstand 
fünfzig Deutsche Mark übersteigt, § 4 Abs. 2 
und 4 des Gerichtskostengesetzes gilt sinn- 
gemäß. Eine Beschwerde an ein oberes Bun- 
desgericht ist nicht zulässig. 

(4) Der Rechtsanwalt erhält für die in den 
Absätzen 1 bis 3 bestimmten Verfahren 
keine Vergütung. 

§ 127 

Anrechnung von Vorschüssen und Zahlungen 

Vorschüsse und Zahlungen, die der Rechts- 
anwalt von seinem Auftraggeber oder einem 
Dritten vor oder nach der Beiordnung er- 
halten hat, siind zunächst auf die Vergütun- 
gen anzurechnen, für die ein Anspruch gegen 
die Bundes- oder Landeskasse nieht besteht. 
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12 ^ 

Übergang von Ansprüchen auf die Bundes- 
oder Landeskasse 

(1) Soweit idem Rechtsanwalt wegen seiner 
Vergütung ein Anspruch gegen die Partei 
oder einen ersatzpflichtigen Gegner zusteht, 
geht 'der Anspruch mit der Befriedigung des 
Rechtsanwaks durch idie Bundes- oder Lan- 
deskasse auf diese über. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des Rechtsanwaks geltend 
gemacht werden. 

(2) Für die Geltendmachung des An- 
spruchs gelten die Vorschriften über die Ein- 
ziehung der Kosten des gerichtlichen Verfah- 
rens sinngemäß. 

Anlage zu § 11 

Die volle Gebühr beträgt bei einem 
Gegenstandswert 

bis 20 Deutsche Mark 3 Deutsche Mark 
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bis 3 800 Deutsche Mark 155 Deutsche Mark 
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von dem Mehribetrag bis 500 000 DM 

für je 5 000 DM 16 DM, 

von dem Mehrbetrag bis 1 Mill. DM 

für je 10 000 DM 32 DM, 

von dem Mehrbetrag bis 5 Milk DM 

für je 10 000 DM 25 DM, 

von dem Mehrbetrag über 5 Milk DM** 

für je 20 000 DM 25 DM. 

Gegenstan'dswerte über 100 000 Deutsche 
Mark sind auf voiMe 5 000 Deutsche Mark, 
Gegenstanidswerte über 500 000 Deutsche 
Mark sind auf volle 10 000 Deutsche Mark, 
Gegenstanidswerte über 5 Millionen Deutsche 
Mark sind auf volle 20 000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 
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Artikel VIII 

Gebühren und Auslagen von 
Rechtsbeiständen 

§1 

Bürgerlidie Rechtsstreitigkeiten 

(1) Für die Erstattung der Gebühren und 
Auslagen des Rechtsbeistandes der obsiegen- 
den Partei gilt § 91 Abs. 2 der Zivilprozeß- 
Ordnung sinngemäß. Dabei bemessen sich die 
Gebühren und Auslagen nach der Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte, soweit 
nicht in den Absätzen 2 und 3 etwas anderes 
bestimmt ist. 

(2) Die volle Gebühr beträgt bei einem 
Gegenstandswert 


bis 20 Deutsche Mark 3 Deutsche Mark 
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Bei höheren Werten beläuft sich die volle Ge- 
bühr auf die Hälfte der Beträge der Tabelle 
zu § 11 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte. 

(3) Bei Geschäftsreisen tritt an die Stelle 
der Reisekostenstufe II (§ 27 Abs. 1 der Bun- 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte) die 
Reisekostenstufe IIL Das Abwesenheitsgeld 
beträgt 10 Deutsche Mark und bei Geschäfts- 
reisen von nicht mehr als vier Stunden 
5 Deutsche Mark. 

§2 

Verfahren vor Gerichten 
der Sozialgerichtsbarkeit 

(1) Die im Verfahren vor Gerichten der 
Sozialgerichtsbarkeit zu erstattenden Gebüh- 
ren und Auslagen eines Rechtsbeistandes be- 
messen sich nadi der Bundesgebührenordnung 


für Rechtsanwälte; jedoch beläuft sich die 
volle Gebühr auf die Hälfte der im § 114 der 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
bestimmten Beträge. 

(2) Höhere Gebühren dürfen weder ver- 
einbart noch gezahlt werden. 


Artikel IX 

Änderungen sonstiger Gesetze 
§1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Im § 196 Abs. 1 Nr. 15 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs fallen die Worte „und Gerichts- 
vollzieher“ weg. 

§2 

Änderungen der Zivilprozeßordnung^ 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 91 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die gesetzlichen Gebühren und Aus- 
lagen des Rechtsanwalts der obsiegenden 
Partei sind in allen Prozessen zu erstatten, 
Reisekosten eines Rechtsanwalts, der nicht 
bei dem Prozeßgericht zugelassen ist und 
am Ort des ProzeßgeriAts auch nicht 
wohnt, jedoch nur insoweit, als die Zuzie- 
hung zur zweckentsprechenden Rechtsver- 
folgung oder Rechtsverteidigung notwendig 
war. Der obsiegenden Partei sind die Mehr- 
kosten nicht zu erstatten, die dadurch ent- 
stehen, daß der bei dem Prozeßgericht zuge- 
lassene Rechtsanwalt seinen Wohnsitz oder 
seine Kanzlei nicht an dem Ort hat, an dem 
sich das Prozeßgericht oder eine auswärtige 
Abteilung dieses Gerichts befindet. Die 
Kosten mehrerer Rechtsanwälte sind nur in- 
soweit zu erstatten, als sie die Kosten eines 
Rechtsanwalts nicht übersteigen oder als in 
der Person des Rechtsanwalts ein Wechsel 
eintreten mußte. In eigener Sache sind dem 
Rechtsanwalt die Gebühren und Auslagen 
zu erstatten, die er als Gebühren und Aus- 
lagen eines bevollmächtigten Rechtsanwalts 
erstattet verlangen könnte.“ 

2. § 123 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Gerichtskosten und dieGerichts- 
vollzieherkosten,von deren Berichtigung die 
arme Partei einstweilen befreit ist, können 
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von dem in die Prozeßkosten verurteilten 
Gegner nadi den für die Beitreibung rück- 
ständiger Gerichtskosten geltenden Vor- 
schriften eingezogen werden/' 

3. Im § 124 Abs. 1 fallen die Worte „Ge- 
richtsvollzieher und" weg. 

4. § 401 wird wie folgt gefaßt: 

4 401 

Der Zeuge wird nach dem Gesetz über 
die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen entschädigt." 

5. § 413 wird wie folgt gefaßt: 

„ 413 

Der Sachverständige wird nach dem Ge- 
setz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt." 


eines halben Jahres zu entrichtenden Zinses 
maßgebend." 


§5 


Änderung der Verordnung über die 
Behandlung der Ehewohnung und des Haus- 
rats nach der Scheidung 

Die Vorschrift des § 23 der Verordnung 
über die Behandlung der Ehewohnung und des 
Hausrats nach der Scheidung (Sechste Durch- 
führungsverordnung zum Ehegesetz) vom 
21. Oktober 1944 (ReichsgesetzW. I S. 256) 
wird wie folgt gefaßt: 


„§23 


Gibt das Prozeßgericht die Sache nach § 18 
an das nach dieser Verordnung zuständige 
Amtsgericht ab, so ist das bisherige Verfahren 
vor dem Prozeßgericht für die Erhebung der 
Gerichtskosten als Teil des Verfahrens vor 
dem übernehmenden Gericht zu behandeln." 


§3 


Änderung des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 


Im Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird nach § 13 
folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 13 a 

(1) Sind an einer Angelegenheit mehrere 
Personen beteiligt, so kann das Gericht anord- 
nen, daß die Kosten, die zur zweckentspre- 
chenden Erledigung der Angelegenheit not- 
wendig waren, von einem Beteiligten ganz 
oder teilweise zu erstatten sind, wenn dies der 
Billigkeit entspricht. Hat ein Beteiligter Kor 
sten durch ein unbegründetes Rechtsmittel 
oder durch grobes Verschulden veranlaßt, so 
sind ihm die Kosten aufzuerlegen. 

(2) Die Vorschriften des § 91 Abs. 1 Satz 2 
und der §§ 102 bis 107 der Zivilprozeßord- 
nung gelten entsprechend. 

(3) Unberührt bleiben bundesrechtliche Vor- 
schriften, die die Kostenerstattung abweichend 
regeln." 


§4 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

Die Vorschrift des § 13 Abs. 4 des Mieter- 
schutzgesetzes wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Für die Wertberechnung bei der Auf- 
hebungsklage ist der Betrag des für die Dauer 


§6 

Änderungen des Wohnungseigentumsgesetzes 

Das Wohnungseigentumsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. § 48 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Als Geschäftswert ist, sofern nicht aus- 
nahmsweise das Interesse der Beteiligten er- 
heblich höher oder niedriger zu bewerten 
ist, der halbjährliche Mietwert der Gebäude- 
und Grundstücksteile anzunehmen." 

2. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

4 50 

Gibt das Prozeßgericht die Sache nach 
§ 46 an das Amtsgericht ab, so ist clas bis- 
herige Verfahren vor dem Prozeßgericht für 
die Erhebung der Gerichtskosten als Teil 
des Verfahrens vor dem übernehmenden 
Gericht zu behandeln." 


§7 

Änderung des Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschafts Sachen 

Die Vorschrift des § 12 Abs. 3 des Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren in Landwirt- 
schaftssachen vom 21. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 667) wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Für die Erhebung der Gerichtskosten 
ist das Verfahren vor dem abgebenden Ge- 
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rieht als Teil des Verfahrens vor dem überneh- 
menden Gericht zu behandeln." 

§8 

Änderungen der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 71 wird wie folgt gefaßt: 

„§71 

Der Zeuge wird nach dem Gesetz über 
die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen entschädigt.“ 

2. § 84 wird wie folgt gefaßt: 

4 84 

Der Sachverständige wird nach dem Ge- 
setz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt.“ 

§9 

Änderung des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten 

Die Vorschrift des § 72 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 177) wird wie folgt ge- 
faßt: 

„§72 

Die Gebühren und Auslagen in Verfahren 
vor dem Gericht riditen sidb nach den Vor- 
schriften des Gerichtskostengesetzes.“ 

§ 10 

Änderung des Gesetzes 

über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe 
in Strafsachen 

Die Vorschrift des § 19 Abs. 2 des Gesetzes 
über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe 
in Strafsachen vom 2. Mai 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 161) wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Rechtsanwalt erhält für die Bei- 
standsleistung im Verfahren 

vor dem Generalstaatsanwalt 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark, 

vor dem Oberl andesgericht 

25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche Mark.“ 

§ 11 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Die Vorschrift des § 193 Abs. 3 des Sozial- 
gerichtsgesetzes vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1239) wird wie folgt gefaßt: 


„(3) Die gesetzlichen Gebühren und die 
notwendigen Auslagen eines Rechtsanwalts 
(§§ 24 bis 29 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte) oder eines Rechtsbeistandes 
sind stets erstattungsfähig.“ 

§ 12 

Änderung 

des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Im § 12 des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1267) 
wird nach Absatz 1 folgender Absatz einge- 
fügt: 

„In den höheren Rechtszügen richten sich 
die Gebühren nach der Tabelle zu § 8 Abs. 2 
des Gerichtskostengesetzes; die Beträge der 
Tabelle vermindern sich jedoch um zwei Zehn- 
tel; der Mindestbetrag einer Gebühr ist zwei 
Deutsche Mark.“ 

Artikel X. 
Schlußvorschriften 

§1 

Anfechtung von Verwaltungsakten 

(1) Verwaltungsakte, die im Bereich der 
Justizverwaltung beim Vollzug des Gerichts- 
kostengesetzes, der Kostenordnung, des Ge- 
richtsvollzieherkostengesetzes, des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen, der Verordnung über die Ent- 
schädigung der Schöffen und Geschworenen 
vom 1. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 485) 
oder sonstiger für gerichtliche Verfahren oder 
Verfahren der Justizverwaltung geltender 
Kostenvorschriften, insbesondere hinsichtlich 
der Einforderung oder Zurückzahlung erge- 
hen, können durch einen Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung auch dann angefochten wer- 
den, wenn es nicht ausdrücklich bestimmt ist. 
Der Antrag kann nur darauf gestützt werden, 
daß der Verwaltungsakt den Antragsteller in 
seinen Rechten beeinträchtige, weil er rechts- 
widrig sei. Soweit die Verwaltungsbehörde er- 
mächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu befin- 
den, kann der Antrag nur darauf gestützt 
werden, daß die gesetzlichen Grenzen des Er- 
messens überschritten seien, oder daß von dem 
Ermessen in einer dem Zweck der Ermächti- 
gung nicht entsprechenden Weise Gebrauch ge- 
macht worden sei. 

(2) Über den Antrag entscheidet das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk die für die Einzie- 
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hung oder Befriedigung des Anspruchs zustän- 
dige Kasse ihren Sitz hat. In dem Verfahren 
ist die Staatskasse zu hören. Für das Verfah- 
ren gilt § 13 Abs. 3, 4 Satz 1 der Kostenord- 
nung entsprechend. Für die Kosten des Ver- 
fahrens gelten die Vorschriften der Kosten- 
ordnung entsprechend; die Gebühren bestim- 
men sich nach § 122 Abs. 1, 2, 4, § 123 Abs. 1, 
der Geschäftswert bestimmt sich nach § 24 
der Kostenordnung. 


§2 


Zuständigkeit für die weitere Beschwerde 
in Kostenangelegenheiten 


Durch die Gesetzgebung eines Landes, in 
dem mehrere Oberlandesgerichte errichtet sind, 
kann die Entscheidung über das Rechtsmittel 
der weiteren Beschv/erde nach § 4 des Ge- 
richtskostengesetzes, § 13 der Kostenordnung, 
§13 der Justizverwaltungskostenordnung und 
nach Artikel X § 1 dieses Gesetzes einem der 
mehreren Oberlandesgerichte oder an Stelle 
eines solchen Oberlandesgerichts einem 
obersten Landesgericht zugewiesen werden. 
Dies gilt auch für die Entscheidung über das 
Rechtsmittel der weiteren Beschwerde nach 
§16 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen und nach den 
§§ 10, 126 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte, soweit nach diesen Vorschrif- 
ten das Oberlandesgericht zuständig Ist. 


S3 


Anwendung des bisherigen Rechts 


(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anhän- 
gig geworden sind, werden die Gebühren und 
Auslagen nach bisherigem Recht erhoben. Dies 
gilt nicht im Verfahren über eine Berufung, 
eine Revision oder eine Beschwerde, wenn das 
Rechtsmittel nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingelegt worden ist. 


(2) Werden in Angelegenheiten, auf die die 
Kostenordnung anzuwenden ist oder vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuwenden 
war, Gebühren für ein Verfahren erhoben, so 
werden in dem gesamten Verfahren die Ge- 
bühren und Auslagen nach bisherigem Recht 
erhoben, wenn das Verfahren vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes eingeleitet worden 
ist; soweit für Verfahren Gebühren nach Zeit- 
abschnitten erhoben werden, gilt das bisherige 
Recht bis zum Ablauf des bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes laufenden Zeitabsdinitts. Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 


(3) In Strafsachen werden die Gebühren 
und Auslagen nach bisherigem Recht erhoben, 
wenn die über die Kosten ergehende Entschei- 
dung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
rechtskräftig geworden i^. 

(4) Für die Gebühren der Rechtsanwälte 
gilt das bisherige Recht, wenn vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes der Auftrag erteilt 
oder der Rechtsanwalt als Armenanwalt oder 
nach § 11a des Arbeitsgerichtsgesetzes beige- 
ordnet oder In einer Strafsache gerichtlich be- 
stellt oder beigeordnet worden ist. Dies gilt 
nicht im Verfahren über eine Berufung, eine 
Revision oder über eine Beschwerde gegen eine 
den Rechtszug beendigende Entscheidung, 
wenn das Rechtsmittel nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes eingelegt worden ist. Für 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ent- 
standenen Auslagen des Rechtsanwalts gilt das 
bisherige Redit. 

(5) Im übrigen gilt das bisherige Recht für 
Gebühren und Auslagen, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes fällig geworden sind. 

§4 

Außerkrafttreten bisherigen Rechts 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft 

1. § 165 des Gerichtsverfassungsgesetzes; 

2. § 9 Abs. 6 Satz 2 und § 12 des Gesetzes 
betreffend das LFrheberrecht an Mustern 
und Modellen vom 11. Januar 1876 
(Reichsgesetzbl. S. 11); 

3. § 159 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften; 

4. die Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverständige in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 21, Dezember 1925 
(Reichsgesetzbl. I S. 471); 

5. Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe b der Verord- 
nung zur Anpassung des Gerichtskosten- 
gesetzes an die Kostenordnung und über 
die Aufhebung landesrechtlicher Kosten- 
vorschriften vom 27. März 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 319); 

6. die Verordnung über die Anwendung von 
Gebührenbefreiungsvorschriften auf die 
Notare vom 15. April 1936 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 368); 

7. § 16 der Verordnung zur Ausführung und 
Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
26. Juni 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 663); 

8. die Bekanntmachung des früheren Reichs- 
ministers der Justiz über die Bemessung 
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der Gebühren bei Beurkundungen von 
Versammlungsbeschlüssen und bei Ein- 
tragungen im Handelsregister vom 
20. November 1940 (Deutsche Justiz 

S. 1327); 

9. das Gesetz über Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des Kostenrechts vom 7. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 401), ausgenommen 
§ 4 Abs. 1, soweit danach zu den Gebüh- 
ren in Hinterlegungssachen und zu den Ge- 
bühren in Justizverwaltungssachen, die 
nicht in dem Gebühren Verzeichnis der 
Justizverwaltungskostenordnung (Anlage 
zu § 2 Abs. 1) geregelt sind, ein Zuschlag 
erhoben wird; 

10. Artikel 9 des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung 
vom 20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 952); 

11. § 196, § 197 Abs. 1 Satz 3 des Sozialge- 
richtsgesetzes vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1239). 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten ferner folgende Vorschriften, soweit sie 
bisher als Rechtsvorschriften angewendet wer- 
den, außer Kraft 

1. die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reichsministers der Justiz über Rech- 
nungsgebühren und Rechnungsbeamte 
vom 25. April 1938 (Deutsche Justiz 
S. 654); 

2. die Durchführungsverfügung zur Justiz- 
verwaltungskostenordnung vom 21. Mai 
1940 (Deutsche Justiz S. 621); 

3. die Durchführungs Verfügung zu den Ko- 
stengesetzen (Kostenverfügung) vom 
20. November 1940 (Deutsche Justiz S. 
1361); 

4. die auf Grund des § 8 der Dritten Verein- 
fachungsverordnung vom 16. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 333) erlassenen Allge- 
meinen Verwaltungsanordnungen, insbe- 
sondere die Allgemeinen Verfügungen des 
früheren Reichsministers der Justiz über 

a) die Kosten des Aufgebotsverfahrens zur 
Kraftloserklärung von Sparkassenbü- 
chern vom 17. Dezember 1942 (Deut- 
sche Justiz S. 823); 

b) die Gerichtskosten bei Vergleichen in 
Ehesachen vom 30. Juni 1943 (Deut- 
sche Justiz S. 348); 

c) den Streitwert bei Mietaufhebungskla- 
gen nach § 4 .des Mieterschutzgesetzes 
vom 12. Januar 1944 (Deutsche Justiz 

S. 66); 


d) die Berechnung der Beurkundungsge- 
bühren bei der Anwendung einer Ge- 
bührenermäßigung vom 2. März 1944 
(Deutsche Justiz S. 122); 

e) den gebührenrechtlichen Streitwert bei 
der Pfändung von Forderungen und 
sonstigen Rechten vom 28. April 1944 
(Deutsche Justiz S. 158); 

f) die Gebühr für die Eintragung des 
Nacherben im Grundbuch vom 9. Sep- 
tember 1944 (Deutsche Justiz S. 269). 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten ferner alle bisherigen Vorschriften über 
die Kosten der Gerichtsvollzieher außer Kraft. 
Insbesondere treten außer Kraft 

1. die Gebührenordnung für Gerichtsvoll- 
zieher in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Dezember 1922 (Reichsgesetzbl. I 
S. 917); 

2. die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reichsministers der Justiz vom 2. Juli 1938 
(Deutsche Justiz S. 1050) über Gebühren 
der Gerichtsvollzieher bei Aufträgen der 
Fürsorgeverbände; 

3. die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reidisministers der Justiz vom 31. Okto- 
ber 1939 (Deutsche Justiz S. 1718) über 
Kosten der Gerichtsvollzieher bei Aufträ- 
gen der Reichsfinanz Verwaltung; 

4. §§ 12 bis 16 des lippischen Ausführungs- 
gesetzes zum Deutsdien Gerichtskosten- 
gesetz und zu den Deutschen Gebühren- 
ordnungen für Gerichtsvollzieher und für 
Zeugen und Sachverständige vom 26. Juni 
1879 (Lippische Gesetzessammlung S. 679); 

5. §§ 19 bis 24 des Gesetzes für das Herzog- 
tum Oldenburg und das Fürstentum Bir- 
kenfeld betreffend die landesgesetzlichen 
Vorschriften über die Gebühren der Rechts- 
anwälte und der Gerichtsvollzieher vom 
19. Februar 1900 (Gesetzbl. für das Her- 
zogtum Oldenburg S. 103); 

6. Artikel 18 bis 25, Artikel 27 der preußi- 
schen Landesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte und Gerichtsvollzieher vom 
28. Oktober 1922 (Preußische Gesetzes- 
sammlung S. 410); 

7. §§ 17 bis 25 der braunschweigischen Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher vom 28. Februar 1923 
(Braunschweigische Gesetz- und Verord- 
nungssammlung S. 91); 

8. die bayerische Verordnung über eine neue 
Landesgebührenordnung für die Gericht s- 
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Vollzieher vom 18. Februar 1924 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. für den Freistaat 
Bayern S. 58); 

9. die Allgemeine Verfügung des Preußischen 
Justizministers vom 26. Mai 1924 (Preu- 
ßisches Justizministerialbl. S. 240); 

10. die badische Landesgebührenordnung für 
Geriditsvollzieher vom 1. Januar 1925 
(Badisdies Gesetz- und Verordnungsbl. 
S.2); 

11. §§ 94 bis 96, §§ 98, 99 des Hamburgischen 
Gerichtskostengesetzes vom 26. Februar 
1926 (Gesetzessammlung der Freien und 
Hansestadt Hamburg S. 61); 

12. §§ 1 bis 17 der hessischen Verordnung, die 
landesrechtlichen Gebühren der Gerichts- 
vollzieher und Geridatswachtmeister be- 
treffend, vom 29. September 1927 (Regie- 
rungsbl. für Hessen S. 172); 

13. §§ 14 bis 28 der bremischen Landesgebüh- 
renordnung für Reditsanwälte und Ge- 
richtsvollzieher vom 31. Januar 1929 (Ge- 
setzbl. der Freien Hansestadt Bremen 

S. 15); 

14. die hessische Landesgebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher vom 19. Oktober 1951 
(Gesetz- und Verordnungsbl. für das Land 
Hessen S. 72). 

(4) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten ferner alle Vorschriften außer Kraft, 
nadi denen sich bisher die Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte bemessen. Insbeson- 
dere treten außer Kraft 

1. die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
in der Fassung der Bekanntmaciiung vom 
5. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 162); 

2. § 150 der Strafprozeßordnung; 

3. Artikel V der Verordnung zur Ausführung 
des Vertrags über Rechtsschutz und Redits- 
hilfe zwisAen dem DeutsAen Reiche und 
der Republik österreiA vom 26. April 
1924 (ReiAsgesetzbl. II S. 91); 

4. das Gesetz betreffend die Erstattung von 
ReAtsanwaltsgebühren in ArmensaAen 
vom 20. Dezember 1928 (ReiAsgesetzbl. I 
S.411); 

5. Artikel 6 der Verordnung zur Ausführung 
des deutsA-sAweizerisAen Abkommens 
über die gegenseitige Anerkennung und 
VollstreAung von geriAtliAen Entschei- 
dungen und SAiedssprüAen vom 23. Au- 
gust 1930 (ReiAsgesetzbl. II S. 1209); 


6. Artikel 6 der Verordnung zur Ausführung 
des deutsA-italienisAen Abkommens über 
die Anerkennung und VollstreAung ge- 
richtlicher EntsAeidungen in Zivil- und 
HandelssaAen vom 18. Mai 1937 (ReiAs- 
gesetzbl. II S. 143); 

7. Artikel 14 der Neunten Verordnung 
zur Durchführung der landwirtsAaftliAen 
SAuldenregelung vom 24. November 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1305); 

8. § 65 der Verordnung zur DurAführung 
und Ergänzung des Gesetzes über das Er- 
löschen der Familienfideikommisse und 
sonstiger gdbundener Vermögen vom 

20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 509); 

9. § 52 des Verschollenheitsgesetzes vom 

15. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 63); 

10. die Allgemeine Verfügung des früheren 
ReiAsjustizministers vom 8. November 
1939 betreffend Gewährung von Vor- 
sAüssen an Armenanwälte und PfliAt- 
verteidiger (DeutsAe Justiz S. 1720); 

11. die Verordnung über die Gebühren der 
Rechtsanwälte im Verfahren naA der 
KriegssachsAäden Verordnung vom 15. Ja- 
nuar 1944 (ReiAsgesetzbl. I S. 37); 

12. die Allgemeine Verfügung des früheren 
ReiAsjustizministers vom 24. Mai 1944 
betreffend Gebühren der ReAtsanwälte 
(DeutsAe Justiz S. 159); 

13. § 22 der Verordnung über die Behandlung 
der Ehewohnung und des Hausrats nach 
der Scheidung (Sechste DurAführungsver- 
ordnung zum Ehegesetz) vom 21. Oktober 
1944 (ReiAsgesetzbl. I S. 256); 

14. § 49 des Gesetzes über das Wohnungs- 
eigentum und das DauerwohnreAt (Woh- 
nungseigentumsgesetz) vom 15. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 175); 

15. § 20 Satz 2 und 3 des Gesetzes über die 
riAterliAe Vertragshilfe (Vertragshilfe- 
gesetz) vom 26. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 198); 

16. § 48 des Gesetzes über das geriAtliche 
Verfahren in LandwirtsAaftssaAen vom 

21. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667); 

17. § 24 und § 89 Abs. 6 des Gesetzes zur 
Ausführung des Abkommens vom 27. Fe- 
bruar 1953 über deutsAe AuslandssAul- 
den vom24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1003); 

18. § 28 des Umstellungs-Ergänzungsgesetzes 

1 vom 21. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 

I S. 1439); 
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19. §§ 19 bis 25 des hamburgischen Gesetzes 
betreffend die Ausführung des Reichsgeset- 
zes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 14. Juli 1899 
(Gesetzessammlung der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg S. 115); 

20. §§ 1 bis 9 des Gesetzes für das Herzogtum 
Oldenburg und das Fürstentum Birken- 
feld betreffend die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über die Gebühren der Rechts- 
anwälte und der Gerichtsvollzieher vom 

19. Februar 1900 (Gesetzbl. für das Her- 
zogtum Oldenburg S. 103); 

21. die bayerische Verordnung betreffend die 
Gebühren der Rechtsanwälte in Angelegen- 
heiten der Rechtspflege vom 26. März 
1902 (Gesetz- und Verordnungsbl. für das 
Königreich Bayern S. 133); 

22. die bayerische Verordnung betreffend die 
Gebühren der Rechtsanwälte in Ange- 
legenheiten der Verwaltung und Verwal- 
tungsrechtspflege vom 26. März 1902 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. für das König- 
reich Bayern S. 144); 

23. Artikel 1 bis 17 der preußischen Landes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher vom 28. Oktober 1922 
Preußische Gesetzessammlung S. 410); 

24. §§ 1 bis 16 der braunschweigischen Gebüh- 
renordnung für Rechtsanwälte und Ge- 
richtsvollzieher vom 28. Februar 1923 
(Braunschweigische Gesetz- und Verord- 
nungssarhmlung S. 91); 

25. die hessische Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 24. Juli 1923 (Regie- 
rungsbl. für Hessen S. 229); 

26. die bayerische Verordnung über die Ge- 
bühren der Rechtsanwälte vom 29. De- 
zember 1923 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
für den Freistaat Bayern S. 415); 

27. die badische Verordnung über die Gebüh- 
ren der Rechtsanwälte in Verwaltungs- 
rechtsstreitigkeiten, Verwaltungs- und Po- 
lizeisachen vom 30. Mai 1924 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsbl. S. 143); 

28. die badische Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 19. März 1925 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsbl. S. 43); 

29. das lippische Gesetz betreffend die Gebüh- 
ren der Rechtsanwälte in den von den 
Prozeßordnungen und der Konkursord- 
nung nicht berührten Angelegenheiten vom 

20. Dezember 1924 (Landesverordnungen 
28. Band S. 778) in der Fassung der Ver- 


ordnung betreffend die anderweitige Re- 
gelung der Gebühren der Rechtsanwälte in 
den von den Prozeßordnungen und der 
Konkursordnung nicht berührten Ange- 
legenheiten vom 23. März 1926 (Lip- 
pische Gesetzessammlung S. 285); 

30. die württembergische Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte vom 15. Februar 1927 
(Württembergisches Regierungsbl. S. 76); 

31. §§ 1 bis 13 der bremischen Gebührenord- 
nung für Rechtsanwälte und Gerichtsvoll- 
zieher vom 31. Januar 1929 (Gesetzbl. der 
Freien Hansestadt Bremen S. 15); 

32. § 10 der hessischen Ersten Verordnung zur 
Durchführung des § 22 a des hessischen 
Gesetzes über die Verwaltungsgerichtsbar- 
keit vom 4. November 1950 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. für das Land Hessen S. 7); 

33. die bayerische Verordnung über die Ge- 
bühren der Rechtsanwälte für eine Tätig- 
keit in Steuersachen vom 27. September 

1951 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsbl. S. 187 und S. 214); 

34. Artikel I §§ 3 bis 5 der nieder sächsischen 
Verordnung über die gerichtlichen Verfah- 
ren nach dem Gesetz über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung vom 13. Februar 

1952 (Niedersächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsbl. S. 14); 

35. § 30 des hessischen Gesetzes über die Ent- 
ziehung der Freiheit geisteskranker, gei- 
stesschwacher, rauschgift- und alkohol- 
süchtiger Personen vom 19. Mai 1952 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. für das Land 
Hessen S. 111); 

36. § 15 des Berliner Gesetzes über die Unter- 
bringung von Geisteskranken und Süchti- 
gen (Unterbringungsgesetz) vom 24. Juli 
1952 (Gesetz- und Verordnungsbl. für 
Berlin S. 630); 

37. die hessische Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 19. Dezember 1952 
(Gesetz- und Verordnungsbl. für das Land 
Hessen S. 171); 

38. § 20 des baden-württembergischen Ge- 
setzes über die Unterbringung von Geistes- 
kranken und Suchtkranken vom 16. Mai 
1955 (Gesetzbl. für Baden-Württemberg 
S. 87); 

39. §§ 23, 24 der hessischen Verwaltungs- 
gerichtskostenordnung vom 7. November 
1955 (Gesetz- und Verordnungsbl. für das 
Land Hessen S. 57). 
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(5) Folgende Vorschriften treten außer 
Kraft, soweit sich nach ihnen die Gebühren 
und Auslagen der Rechtsanwälte bemessen: 

1. § 25 Abs. 2 der Geschäftsordnung des 
Bayerischen V erf assungsgerichtshof s vom 
25. Mai 1948 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 121); 

2. § 11 des nordrhein-westfälischen Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren in Boden- 
reformsachen vom 12. Januar 1954 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. für das Land 
Nordrhein-Westfalen S. 37). 

(6) Folgende Vorschriften treten außer 
Kraft, soweit sie nicht für Gebühren und Aus- 
lagen gelten, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes auf Grund Landesrechts erhoben 
werden: 

1. Das niedersächsische Gesetz über Maßnah- 
men auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
11. Dezember 1952 (Nieder sächsisch es Ge- 
setz- und Verordnungsbl. S. 184); 


Verordnungsbl. für Schleswig-Holstein 
S. 52); 

9. das hamburgische Gesetz über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
22. Mai 1953 (Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 84); 

10. das bremische Gesetz über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
14. Juli 1953 (Gesetzbl. der Freien Hanse- 
stadt Bremen I S. 78). 


§ 5 


Unberührt bleibendes Recht 


(1) Durch die Aufhebung der bisherigen 
Vorschriften über die Kosten der Gerichtsvoll- 
zieher werden folgende Vorschriften nicht be- 
rührt: 


1. Die landesrechtlichen Vorschriften über die 
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungs- 
zwangs verf ahren ; 


2. das hessische Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Kostenrechts vom 23. Fe- 
bruar 1953 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
für das Land Hessen S. 15); 


2. § 97 des Hamburgischen Gerichtskosten- 
gesetzes vom 26. Februar 1926 (Gesetzes- 
sammlung der Freien und Hansestadt 
Hamburg S. 61). 


3. das Berliner Gesetz zur Änderung landes- 
rechtlicher Kostenvorschriften vom 20. 
März 1953 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
für Berlin S. 182); 

4. das baden-württembergische Gesetz zur 
Ergänzung landesrechtlicher Kostenvor- 
schriften vom 27. März 1953 (Gesetzbl. 
für Baden-Württemberg S. 21); 

5. das rheinland-pfälzische Landesgesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Kosten- 
rechts vom 28. März 1953 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 27); 

6. das bayerische Gesetz über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
28. April 1953 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 49); 

7. das nordrhein-westfälische Landesgesetz 
über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Kostenrechts vom 12. Mai 1953 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. für das Land Nord- 
rhein-Westfalen S. 276); 

8. das schleswig-holsteinische Gesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Kosten- 
rechts vom 12. Mai 1953 (Gesetz- und 


(2) Durch die Aufhebung der Vorschriften, 
nach denen sich bisher die Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte bemessen, werden 
folgende Vorschriften nicht berührt; 

1. § 53 des Patentgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 623); 

2. das Gesetz über die Erstattung von Ge- 
bühren für im Armenrecht beigeordnete 
Vertreter in Patent- und Gebrauchsmuster- 
sachen vom 18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 654); 

3. die Verordnung über die Vertretung vor 
den Ausgleichsbehörden und Feststellungs- 
behörden (4. LeistungsDV-LA = 2. Fest- 
stellungsDV) vom 24. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1026); 

4. § 9 Abs. 2 der 16. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz; 

5. die Vorschriften, nach denen sich die Ge- 
bühren und Auslagen der Rechtsanwälte in 
Rückerstattungssachen und in Angelegen- 
heiten der Entschädigungsgesetze be- 
stimmen. 
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§6 

Verweisungen 

Soweit in anderen Gesetzen und Verord- 
nungen auf die durch dieses Gesetz aufgehobe- 
nen oder abgeänderten Vorschriften verwiesen 
ist, treten die entspredienden Vorschriften 
dieses Gesetzes an ihre Stelle. 

§ 7 

Bekanntmachung des Wortlauts des 
Gerichtskostengesetzes und der Kostenordnung 
Das Gerichtskostengesetz und die Kosten- 
ordnung gelten vom Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ab in der aus den Anlagen 1 und 2 er- 
sichtlidien Fassung. 


§ 8 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Reditsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wur- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft, 
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Anlage 1 zu Artikel X § 7 


Gerichtskostengesetz 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

S 1 

Geltungsbereich 

Für das Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten nach der Zivilprozeßordnung, der 
Konkursordnung, der Vergleichsordnung, 
dem Gesetz über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung, der Strafprozeß- 
ordnung und dem Gesetz über Ordnungswi- 
drigkeiten werden Kosten (Gebühren und 
Auslagen) nur nach diesem Gesetz erhoben. 

S 2 

Kostenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die 
nach den Haushaltsplänen des Bundes 
und der Länder für Rechnung des Bundes 
oder eines Landes verwalteten öffentlichen 
Anstalten und Kassen. 

(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschriften, 
durdi die eine sachliche oder persönliche Be- 
freiung von Kosten gewährt ist, bleiben in 
Kraft. Landesrechtliche Vorschriften, die in 
weiteren Fällen eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewähren, blei- 
ben unberührt, 

(3) Soweit jemandem, der von Kosten be- 
freit ist, Kosten des Verfahrens auferlegt 
werden, sind Kosten nicht zu erheben; bereits 
erhobene Kosten sind zurückzuzahlen. Das 
gleiche gilt, soweit ein von Kosten Befreiter 
Kosten des Verfahrens übernimmt. 


§ 3 


Sicherstellung und Vorauszahlung 


In weiterem Umfang als die Prozeßord- 
nungen und dieses Gesetz es gestatten, darf 
die Tätigkeit der Gerichte von der Sicher- 


stellung oder Zahlung der Kosten nicht ab- 
hängig gemacht werden. 

§ 4 

Erinnerung, Beschwerde 

(1) Über Erinnerungen des Kostenschuld- 
ners und der Staatskasse gegen den Kosten- 
ansatz entscheidet das Gericht der Instanz. 
Die Entscheidung ergeht gebührenfrei. Das 
Gericht der Instanz kann seine Entscheidung 
von Amts wegen ändern. Schwebt das Ver- 
fahren wegen der Hauptsache oder wegen 
der Entscheidung über den Streitwert, den 
Kostenansatz oder die Kostenfestsetzung in 
der Rechtsmittelinstanz, so ist hierzu auch 
das Rechtsmittelgericht befugt, 

(2) Gegen Entscheidungen nach Absatz 1 
ist die Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 3, 
§ 568 Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivilprozeß- 
ordnung zulässig. Gegen die Entscheidung, 
die ein Landgericht als Beschwerdegericht 
trifft, ist die weitere Beschwerde statthaft, 
wenn sie das Landgericht wegen der grund- 
sätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung 
stehenden Frage zuläßt. Die weitere Be- 
schwerde kann nur darauf gestützt werden, 
daß die Entscheidung auf einer Verletzung 
des Gesetzes beruht; die §§ 550 und 551 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. Für 
die weitere Beschwerde gilt § 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

(3) In Strafsachen und in gerichtlichen Ver- 
fahren nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten findet gegen Entscheidungen 
nach Absatz 1 Beschwerde nach den §§ 304 
bis 310 der Strafprozeßordnung statt. 

(4) Erinnerungen oder Beschwerden können 
in allen Fällen durch Erklärung zu Proto- 
koll der Geschäftsstelle oder schriftlich ohne 
Mitwirkung eines Rechtsanwalts eingelegt 
werden. 

(5) Der Kostenansatz kann auch Im Ver- 
waltungsweg berichtigt werden, solange nicht 
eine gerichtlidie Entscheidung getroffen ist. 
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§ 5 

Beschwerde gegen Vorschußanordnungen 

Gegen den Beschluß, durch den auf Grund 
dieses Gesetzes die Tätigkeit des Gerichts von 
der Zahlung eines Kostenvorschusses abhän- 
gig gemacht wird, und wegen der Höhe des 
Vorschusses findet die Beschwerde nach § 567 
Abs. 1 und 3, § 568 Abs. 1, §§ 569 bis 571, 
§ 572 Abs. 1, §§ 573 bis 576 der Zivilprozeß- 
ordnung, in Strafsachen nach § 304 Abs. 1 
und 4, § 306, § 307 Abs. 1, §§ 308 bis 310 
der Strafprozeßordnung statt, auch wenn der 
Beschwerdegegenstand fünfzig Deutsche Mark 
nicht übersteigt. 

§ 6 

Nachfonderung 

Wegen irrigen Ansatzes dürfen Kosten nur 
nachgefordert werden, wenn der berichtigte 
Ansatz dem Zahlungspflichtigen vor Ablauf 
des nächsten Kalenderjahres, nachdem die 
Entscheidung Rechtskraft erlangt oder das 
Verfahren sich anderweitig erledigt hat, mit- 
geteilt worden ist. Ist die Wertfestsetzimg ge- 
ändert worden, so genügt es, wenn der be- 
riditigte Ansatz dem Zahlungspflichtigen drei 
Monate nach der Änderung der Wertfest- 
setzung mitgeteilt worden ist. 

§7 

Nichteiihebung von Kosten 
wegen unrichtiger Sachbehandlung 

Kosten, die bei richtiger Behandlung 
der Sache nicht entstanden wären, werden 
nicht erhoben. Das gleiche gilt für Aus- 
lagen, die idureh eine von Amts wegen ver- 
anlaßte Verlegung eines Termins oder Ver- 
tagung einer Verhandlung entstanden sind. 
Für abweisende Bescheide sowie bei Zurück- 
nahme eines Antrags kann von der Erhebung 
von Kosten abgesehen werden, wenn ider An- 
trag auf unverschuldeter Unkenntnis der tat- 
sächlichen oder rechtlichen Verhältnisse be- 
ruht. 

(2) Die Entscheidung trifft das Gericht. So- 
lange nicht das Gericht entschieden hat, kön- 
nen Anordnungen nach Absatz 1 im Verwal- 
tungsweg erlassen werden. Eine im Verwal- 
tungsweg getroffene Anordnung kann nur 
im Verwaltungsweg geändert werden. 

§8 

Verjährung 

(1) Ansprüche auf Zahlung von Kosten 
verjähren in vier Jahren nach Ablauf des 


Kalenderjahres, in dem das Verfahren durch 
rechtskräftige EntsdieiAivriig über »die Kosten, 
durch Vergleich oder in sonstiger Weise be- 
endet ist. 

(2) Ansprüche auf Rückerstattung von 
Kosten verjähren in vier Jahren nach Ablauf 
des Kailenderjahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist. Die Verjährung beginnt je- 
doch nicht vor dem im Absatz 1 bezei ebneten 
Zeitpunkt. 

(3) Auf die Verjährung sind die Vorschrif- 
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwen- 
den; die Verjährung wird nicht von Amts 
wegen berücksichtigt. Die Verjährung der 
Ansprüche auf Zahlung von Kosten wird auch 
durch die Aufforderung zur Zahlung oder 
durch eine dem Schuldner mitgeteilte Stun- 
dung unterbrochen. Ist der Aufenthalt des 
Kostenschuldners unbekannt, so genügt die 
Zustellung durch Aufgabe zur Post unter 
seiner letzten bekannten Anschrift. Bei 
Kostenbeträgen unter zwanzig Deutsche 
Mark wird die Verjährung nicht unter- 
brochen. 

§9 

Mindestbetrag einer Gebühr, Aufrundung 

(1) Der Mindestibetrag einer Gebühr ist 
drei Deutsche Mark. 

(2) Pfennigbeträge werden auf volle zehn 
Deutsche Pfennig aufgerunidet. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Gebühren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten 

§ 10 

Wert des Streitgegenstandes, volle Gebühr 

(1) In bürgerlioben Rechtsstreitigkeiten 
werden die Gebühren nach dem Wert des 
St reitgegen Standes erhoben . 

(2) Die volle Gebühr bestimmt sich nach 
der Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage 
beigefügt ist. 

§ 11 

Wertberechnung 

(1) Für idie Wertberechnung gelten nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften die §§ 3 
bis 9 der Zivilprozeßordnung und der § 148 
der Konkursordnung. 
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(2) In Berufungs- und Revisionsverfaliren 
bestimmt sich der Streitwert nach den An- 
trägen des Rechtsmittelklägers. Enidet das 
Verfahren, ohne idaß solche Anträge einge- 
reicht werden, oder werden innerhalb der 
Frist für die Berufungs- oder Revisionsibe- 
gründung (§ 519 Abs. 2, § 554 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung) Berufungs- oder Revii- 
sionsanträge nicht eingereicht, so Ist idie Be- 
schwer maßgebend. 

{3) Ist der Wert des Streitgegenstandes bei 
dem Erlaß des Urteils oder der anderweitigen 
Beendigung der Instanz höher als im Zeit- 
punkt der Erhebung d'er Klage oder der Ein- 
legung des Rechtsmittels, so ist den In der 
Instanz entstandenen Gebüihren der höhere 
Wert zugrunde zu legen. In der Zwangsvoll- 
streckung ist für die Wertberechnung der 
Zeitpunkt der die Zwangsvollstreckung ein- 
leitenden Prozeßhandlung entscheidend. 

§ 12 

Miet-, Pacht- und ähnliiche Nutzungs- 
verhältnisse 

(1) Ist das Bestehen oder die Dauer eines 
Miet-, Pacht- oder ähnlichen Nutzungsver- 
hältnisses streitig, so ist der Betrag des auf 
die streitige Zeit entfallenden Zinses und, 
wenn der einjährige Zins geringer ist, idieser 
Betrag für die Wertberechnung maßgebend. 

(2) Wird wegen Beendigung eines Miet-, 
Pacht- oder ähnlichen Nutzungsverhältnisses 
die Räumung eines Gnmdstücks, Gebäudes 
oder Gebäudeteils verlangt, so ist ohne Rück- 
sicht darauf, ob über das Bestehen des 
Nutzungsverhältnisses Streit besteht, der für 
die Dauer eines halben Jahres zu entrichtende 
Zins maßgebend, wenn sich nicht nach Ab- 
satz 1 ein geringerer Streitwert ergibt. Ver- 
langt ein Kläger die Räumung oder Heraus- 
gabe auch aus einem anderen Rechtsgrund, so 
ist der Wert der Nutzung eines halben Jahres 
maßgebend. 


§ 13 


Wiederkehrende Leistungen 


(1) Bei Ansprüchen auf Erfüllung einer ge- 
setzlichen Unterhaltspflicht ist -der Jahres- 
betrag der wiederkehrenden Leistungen maß- 
gelbend, wenn nicht der Gesamtbetrag ider ge- 
forderten Leistungen geringer ist. 

(2) Ist in emem Verfahren nach § 627 der 
ZIvilprozeßoridnung die Unterhaltspflicht der 
Ehegatten zu regeln, so wird ider Wert des 


Rechts auf Unterhalt nach dem dreimonati- 
gen Bezug berechnet. Im Verfahren nach 
§ 627 b der Zivilprozeßordnung ist der Be- 
trag des sechsmonatigen Bezuges maßgebend. 

(3) Wird wegen der Tötung eines Men- 
schen oder wegen der Verletzung des Körpers 
oder der Gesundheit eines Menschen Schadens- 
ersatz durch Entrichtung einer Geldrente 
verlangt, so ist der fünffache Betrag des ein- 
jährigen Bezuges maßgebend, wenn nicht der 
Gesamtbetrag der geforderten Leistungen 
geringer ist. Dies gilt nicht bei Ansprüdien 
aus einem Vertrag, -der auf Leistung einer 
solchen Rente gerichtet ist. 

(4) Bei Ansprüchen von Richtern, Beamten 
und Arbeitnehmern auf wiederkehrende 
Leistungen ist der Wert nach Absatz 3 Satz 1 
zu berechnen. 

(5) In -den Fällen der Absätze 1, 3 und 4 
werden Rückstände aus den letzten sechs Mo- 
naten vor der Rechtshängigkeit dem Streit- 
wert hinzugerechnet. 


§ 14 

Nichtvermögensrechtliche Streitigkeiten 

(1) Bei nichtvermögensrechtlichen Streitig- 
keiten beträgt der Wert des Streitgegenstan- 
des regelmäßig 2000 Deutsche Mark. Er kann 
nach Lage des Failles auf einen höheren Be- 
trag, jedoch nicht über eine Million Deutsche 
Mark oder, mit Ausnahme von Ehesachen 
(§ 606 -der Zivilprozeßordnung), auf einen 
niedrigeren Betrag, jedoch nicht unter 500 
Deutsche Mark, angenommen werden. 

(2) Ist mit einen! nichtvermögensrecht- 
lichen Anspruch ein aus ihm hergeleiteter 
vermögensrech tlioher Anspruch verbunden, 
so ist nur ein Anspruch, und zwar der höhere, 
maßgebend. 


§ 15 

Stufenklage 

Im Falle des § 254 -der Zivilprozeßordnung 
ist für die Wertberechnung nur einer ider ver- 
bundenen Ansprüche, und zwar der höhere, 
maßgebend. 

§ 16 

Klage und Widerklage, wechselseitige 
Rechtsmittel 

(1) Soweit Klage und Widerklage, die nicht 
in getrennten Prozessen verhandelt werden, 
denselben Streitgegenstand betreffen, sind die 
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Gebühren nach dem einfachen Wert dieses 
Gegenstandes zu berechnen. Soweit beide 
Klagen nicht denselben Streitgegenstand be- 
treffen, sind die Gegenstände zusammenzu- 
rechnen. 

(2) Das gleiche gilt für wechselseitig einge- 
legte Rechtsmittel, die nicht in getrennten 
Prozessen verhandelt werden. 

§ 17 

Offenbarungseid 

Im Offenbarungseidverfahren nach § 807 
der Zivilprozeßordnung bestimmt sich der 
Wert na Ol dem Betrag, der aus dem Voll- 
streckungstitel noch geschuldet wind. Der 
Wert beträgt jedoch höchstens zweitausend 
Deutsche Mark. 


§ 18 

Arrest, einstweilige Verfügung 

Im Verfahren über einen Antrag auf An- 
ordnung, Abänderung oder Aufhebung eines 
Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung 
bestimmt sich der Wert nach § 3 der Zvil- 
prozeßordnung. 


§ 19 

Teile des Streitgegenstandes 

(1) Für Handlungen, die einen Teil des 
Streitgegenstandes betreffen, sind die Gebüh- 
ren nur nach dem Wert dieses Teils zu be- 
rechnen. 


(2) Sind von einzelnen Wertteilen in der- 
selben Instanz für gleiche Handlungen Ge- 
bühren zu berechnen, so idarf nicht mehr er- 
hoben werden, als wenn die Gebühr von dem 
Gesamtbetrag der Wertteile zu berechnen 
wäre; bei verschiedenen Gebührensätzen ist 
der höchste Satz maßgebend. 


§20 

Nebenforderungen 

(1) Bei Handlungen, die Früchte, Nutzun- 
gen, Zinsen oder Kosten als Nebenforderun- 
gen ohne den Hauptanspruch betreffen, ist 
der Wert der Nebenforderungen maßgebend, 
soweit er den Wert des Hauptanspruchs nicht 
übersteigt. 

(2) Bei der Zwangsvollstreckung wegen 
einer Geldforderung werden die einzuziehen- 
den Zinsen mitberechnet. 


(3) Bei Handlungen, welche die Kosten des 
Rechtsstreits ohne 'den Hauptanspruch betref- 
fen, ist der Betrag der Kosten maßgebend. 

§21 

Angabe des Wertes 

(1) Bei jedem Antrag ist der Wert des 
Streitgegenstandes, sofern dieser nicht in einer 
bestimmten Geldsumme besteht, oder sich 
aus früheren Anträgen ergibt, und auf Erfor- 
dern auch der Wert eines Teiles des Streit- 
gegenstandes schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle .anzugeben. 

(2) Die Angabe kann jederzeit berichtigt 
werden. 


§22 


Wertfestsetzung für die Zuständigkeit des 
Prozeßgerichts oder die Zulässigkeit des 
Rechtsmittels 


Ist der Streitwert für die Entscheidung 
über die Zuständigkeit des Prozeßgerichts 
oder die Zurässigkeit des Rechtsmittels fest- 
gesetzt, so ist die Festsetzung auch für die 
Berechnung der Gebühren maßgebend. § 11 
Abs. 2, 3 und die §§ 12, 13, 15, 16 bleiben 
unberührt. 


§23 


Wertfestsetzung für die Gerichtsgebühren 


(1) Soweit eine Entscheidung gemäß § 22 
nidht ergeht, setzt das Prozeßgericht den 
Wert durch Beschluß fest, wenn dies eine 
Partei oder die Staatskasse beantragt oder 
das Gericht es für angemessen erachtet. Für 
den Antrag gilt § 4 Abs. 4 entsprechend. Die 
Festsetztmg kann von dem Gericht, das sie 
getroffen hat, und, wenn das Verfahren 
wegen der Hauptsache oder wegen der Ent- 
scheidung über den Streitwert, den Kosten- 
ansatz oder die Kostenfestsetzung in der 
Rechtsmittelinstanz schwefbt, von dem Rechts- 
mittelgericht von Amts wegen geändert wer- 
den. Die Änderung ist nur bis zum Ablauf 
des nächsten Kalenderjahres, nachdem die 
Entschoidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt oder das Verfahren sich anderweitig 
erledigt hat, zulässig. 

(2) Gegen den Beschluß findet die Be- 
schwerde nach Maßgabe des § 567 Abs. 2, 3 
und ider §§ 568 bis 576 ider Zivilprozeßord- 
nung sowie des § 4 Abs. 4 idieses Gesetzes 
statt; dies gilt nicht, wenn das Rechtsmittel- 
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gericht den Besdiluß erlassen hat. Die Be- 
schwerde ist nnr .zulässig, wenn sie innerhaib 
der im Absatz 1 Satz 4 bestimmten Frist ein- 
gelegt wird; ist der Streitwert innerhalb eines 
Monats vor Ablauf dieser Frist festgesetzt 
worden, so kann die Beschwerde noch inner- 
halb eines Monats nach Zustellung oder form- 
loser Mitteilung des Festsetzungsbeschilusses 
eingelegt werden. 

§ 24 

Schätzung des Wertes 

Wird eine Abschätzung durch Sachverstän- ‘ 
dige erforderlich, so ist in dem Beschluß, 
durch den der Wert festgesetzt wird (§ 23), 
über die Kosten der Abschätzung zu entschei- 
den. Diese Kosten können ganz oder teilweise 
der Partei auferlegt werden, welche die Ab- 
schätzung durch Unterlassen der ihr oblie- 
genden Wertangabe, idurch unrichtige An- 
gaibe des Wertes, durch unbegründetes Be- 
streiten des angegebenen Wertes oder durch 
eine unbegründete Beschwerde veranlaßt hat. 

§ 25 

Prozeßgabühr, Beweisgebühr, Urteilsgabühr 

(1) Im Prozeßverfajhren wird die volle Ge- 
bühr erhoben 

1. für das Verf ähren im allgemeinen (Prozeß- 
geibühr), 

2. für die Anordnung einer Beweisaufnahme 
oder der Parteivernehmung nach § 619 der 
Zivilprozeßordnung (B'eweisgebühr) , 

3. für ein auf Grund streitiger Verhandlung 
ergehendes End- oder Zwischenurteil (Ur- 
teilsgabühr). 

(2) Ein nach § 128 Abs. 2 der Zivilprozeß- 
ordnung ohne mündliohe Verhandlung ge- 
führtes Verfahren steht hinsichtlich der Ge- 
richtskosten einem Verfahren mit münd- 
licher Verhandlung gleich. 

(3) In dem Verfahren nach § 510 c der 
Zivilprozeßordnung bestimmen sich die Ge- 
richtskosten nach den für das ordentliche 
Verfahren gekenden Vorschriften. 

§ 26 

Urteilsgebühr in besonideren Fällen 
Die Urteilsgebühr wird auch erhoben 

1. für Versäumnisurteile, die auf Antrag des 
Berufungs- oder Revisionsklägers ergehen; 


2. für Urteile nach Lage der Akten (§§ 251 a, 
331 a der Zivilprozeßordnung); 

3. für Urteile auf Grund nichtstreitiger Ver- 
handlung in Ehesachen, in Rechtsstreitig- 
keiten über die Feststellung des Rechtsver- 
hältnisses zwischen Eltern und Kindern 
und in den vor die Landgerichte gehören- 
den Entmündigiungssachen, wenn der Klä- 
ger verhandelt hat. 

§27 

Zwischenurteile 

Zwischenurteile, die nach § 135 der Zivil- 
prozeßordnung ergehen, oder Zwischenur- 
teile, auf die § 387 der Zivilprozeßordnung 
anzuweniden ist, gelten nicht als Urteile im 
Sinne des § 25 Abs. 1 Nr. 3. 

§ 28 

Entscheidung über die Kosten 

Für einen Beschluß nach § 91 a der Zivil- 
prozeßordnung wird die Hälfte der vollen 
Gebühr erhoben. 

§ 29 

Fortfall der Beweisgebühr 

Wird ein Rechtsstreit durch einen vor Ge- 
richt abgeschlossenen oder dem Gericht mit- 
geteilten Vergleich erledigt, so fällt eine be- 
reits entstandene Beweisgebühr fort. 

§ 30 

Anordnungen vor der mündlichen 
Verihandlung 

Für eine vor der mündliohen Verhandlung 
erlassene Anordnung nach § 272 b der Zivil- 
prozeßordniung wird die Beweisgebühr nur 
erhoben, wenn auf Grund der Anordnung 
eine Beweisaufnahme stattgefunden hat. 

§31 

Einmalige Erhebung der Gebühren 

(1) Jede der im § 25 bezeichneten Gebüh- 
ren wird in jeder Instanz hinsichtlich eines 
jeden Teils des Streitgegenstandes nur ein- 
mal erhoben. 

(2) Ist ein Urteil unter Vorbehalt der Ent- 
scheidung über die Aufrechnung (§ 302 der 
Zivilprozeßordnung) oder im Urkunden- 
oder Wechselprozeß unter Vorbehalt der 
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Rechte ides Beklagten (§ 599 der Zivilprozeß- 
ordnimg) erlassen worden, so wird durch die 
Gebühr für diese Entscheidung eine weitere 
Urteilsgebühr in derselben Instanz nicht aus- 
geschlossen. 

(3) Für Zwischenurteile gemäß § 71 der 
Zivilprozeßordnung wird die Urteilsgebühr 
besonders erhoben. 

§32 

Ergänzung des Urteils 

Für idie Ergänzung eines Urteils (§ 321 der 
Zivilprozeßordnung) gilt § 19; die vo'He Ge- 
bühr wird erthoben, soweit der Antrag zu- 
rückgewiesen wird. 

§33 

Verweisung, Zurückverweisung 

(1) Wird ein Rechtsstreit an ein anderes 
Gericht verwiesen, so bildet das weitere Ver- 
fahren vor dem anderen Gericht mit dem bis- 
herigen Verfahren im Sinne des § 31 Abs. 1 
eine Instanz. 

(2) Wird eine Sache zur anderweitigen 
Verhandlung an das Gericht /der unteren In- 
stanz zurückverwiesen, so bildet «das weitere 
Verfahren mit dem früheren Verfahren vor 
diesem Gericht im Sinne des § 31 Abs. 1 eine 
Instanz. 

§ 34 

Berufung, Revision 

In der Berufungsinstanz erhöhen sich die 
im § 25 bestimmten Gebühren um die Hälfte, 
in der Re visionsinstanz lauf idas Doppelte. 

§35 

Zurücknahme, der Klage 

(1) Die Prozeßgebühr wird nicht erhoben, 
wenn die Klage vor Bestimmung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung zurückgenom- 
men wird. 

(2) Sie ermäßigt sich auf ein Viertel der 
vollen Gebühr, wenn die Klage nach diesem 
Zeitpunkt, jedoch vor Stellung eines Sachan- 
trags in der mündlichen Verhandlung zurück- 
genommen wird. 

(3) Haben die Parteien den Rechtsstreit in 
der Hauptsache für erledigt erklärt, so steht 
dies der Zurücknahme der Klage nicht gleich. 


§ 36 

Verwerfung oder Zurücknahme einer 
Berufung oder Revision 

(1) Wird die Berufung oder die Revision 
durch Beschluß als unzulässig verworfen, so 
ermäßigt sich die Prozeßgebühr für die 
Rechtsmittelinstanz auf die Hälfte der vollen 
Gebühr. Das gleiche gilt, wenn das Rechts- 
mittel vor Bestimmung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird. 

(2) § 35 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 37 

Niederlegung von Schiedssprüchen, Voll- 

streckibarerklärung von Schiedssiprüchen 

(1) Für die Niederlegung eines Schieds- 
spruchs oder eines schiedsrichterlichen Ver- 
gleichs auf der Geschäftsstelle (§§ 1039, 
1044 a der Zivilprozeßordnung) wird ein 
Viertel der vollen Gebühr, höchstens jedoch 
ein Betrajg von 300 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Im Verfahren über Anträge auf Voll- 
streckbarerklärung eines Schiedsspruchs oder 
eines schiedsrichterlichen Vergleichs (§§ 1042, 
1044 a der Zivilprozeßordnung) werden die 
im § 25 bestimmten Gebühren erhoben. Auf 
die Prozeßgebühr ist die im Absatz 1 be- 
stimmte Gebühr anzu re ebnen. Die Gebühr 
wird nicht erhoben, wenn der Antrag vor 
Anhörung des Gegners oder vor Bestimmimg 
eines Termins zur mündlichen Verhandlung 
zurückgenommen wird. 

§ 38 

Mahnverfahren 

(1) Für das Mahnverfahren wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. Die Ge- 
bühr wird nicht erhoben, wenn der Antrag 
vor Erlaß des Zahlungsbefehls zurückge- 
nommen wird. 

(2) Wird im Falle der Erhebung des Wi- 
derspruchs die Bestimmung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung beantragt oder 
gegen einen Vollstreckungsbefehl Einspruch 
eingelegt, so wird die Prozeßgebühr (§ 25 
Abs. 1 Nr. 1) nur zur Hälfte erhoben. Das 
gleiche gilt, wenn in einem im Urkunden- 
oder Wechselmahnverfahren ergangenen 
Vollstreckungsbefehl dem Beklagten die 
Ausführung seiner Rechte Vorbehalten war. 
Wird der Antrag auf Terminsbestimmung, 
der Widerspruch oder der Einspruch zurück- 
genommen, so gilt für die im Satz 1 be- 
stimmte Gebühr § 35 entsprechend. 
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(3) Ist im Mahnverfahren die Mindestge- 
bühr erhoben, so wird für das nachfolgende 
Streitverfahren die Prozeßgebühr insoweit 
nicht erhoben, als sie zusammen mit der für 
das Mahnverfahren angesetzten Gebühr eine 
volle Gebühr übersteigt. 

§ 39 

Arrest, einstweilige Verfügung 

(1) Bei Arresten oder einstweiligen Ver- 
fügungen wird die Hälfte der vollen Gebühr 
erhoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf An- 
ordnung eines Arrestes oder einer einst- 
weiligen Verfügung, 

2. für die Vernehmung von Zeugen oder 

Sachverständigen, 

3. für die Entscheidung durch Urteil. 

Eine Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
der Antrag zurückgenommen wird, bevor 
der Arrest oder die einstweilige Verfügung, 
die vorgängige Sicherheitsleistung oder 
mündliche Verhandlung angeordnet oder der 
Antrag zurückgewiesen ist. 

(2) Die im Absatz 1 bestimmten Gebühren 
wer (len auch erhoben für das Verfahren über 
Anträge auf Abänderung oder Aufhebung 
eines Arrestes oder einer einstweiligen Ver- 
fügung gemäß § 926 Abs. 2, §§ 927, 936 der 
Zivilprozeßordnung. Eine Gebühr wird nicht 
erhoben, wenn der Antrag vor Bestimmung 
des Termins zur mündlichen Verhandlung 
zurückgenommen wird. 

(3) Für einen Beschluß nach § 91 a der Zi- 
vilprozeßordnung wird ein Viertel der vol- 
len Gebühr erhoben. 

(4) Im Falle des § 942 der Zivilprozeß- 
or(inung gilt das Verfahren vor dem Amts- 
gericht und dem Gericht der Hauptsache als 
ein Rechtsstreit. 

(5) Im Verfahren über die Berufung gegen 
ein Urteil, das in einem der in den Absät- 
zen 1 und 2 genannten Verfahren ergangen 
ist, werden die in den Absätzen 1, 2 und 3 
bestimmten Gebühren erhoben; die in den 
Absätzen 1 und 2 bestimmten Gebühren er- 
höhen sich jedoch um die Hälfte. 

§ 40 

Besondere Verfahren 

(1) Die Hälfte der vollen Gebühr wird 
erhoben 


1. für das Verfahren über Anträge auf Si- 
cherung des Beweises; 

2. für das Verfahren über Anträge auf Ent- 
mündigung oder auf Wiederaufhebung 
einer Entmündigung, soweit die Amtsge- 
richte zuständig sind; 

3. für das Verteilungsverfahren; 

4. für das Verfahren der Zwangsvollstrek- 
kung zur Erwirkung von Handlungen 
und Unterlassungen gemäß §§ 887, 888, 
890 der Zivilprozeßordnung; 

5. für das Verfahren über Anträge auf Ab- 
nahme des Offenbarungseides einschließ- 
lich der Anträge auf Erzwingung der 
Eidesleistung; 

6. für das Aufgebotsverfahren sowie für das 
Verfahren über Anordnung der Zahlungs- 
sperre gemäß § 1020 der Zivilprozeßord- 
nung; 

7. für das Verfahren bei Ernennung oder 
Ablehnung eines Schiedsrichters, bei Er- 
löschen eines Schiedsvertrages oder bei An- 
ordnung der von den Schiedsrichtern für 
erforderlich erachteten richterlichen Hand- 
lungen. 

(2) Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
der das Verfahren einleitende Antrag vor 
einer gerichtlichen Verfügung zurückgenom- 
men wird. 

(3) Für die Gewährung der Einsicht in das 
Schuldnerverzeichnis (§ 915 der Zivilprozeß- 
ordnung, § 107 der Konkursordnung) und 
für die Erteilung einer mündlichen Auskunft 
über das Bestehen oder Nichtbestehen einer 
Eintragung wird eine Gebühr von 0,60 
DeutsAe Mark, für die Erteilung einer 
schriftlichen Auskunft über das Bestehen 
oder Nichtbestehen einer Eintragung eine 
Gebühr von 1,20 Deutsche Mark erhoben; 
§ 9 Abs. 1 ist insoweit nicht anzuwenden. 
Die Einsicht und die Erteilung der Auskunft 
können von der Zahlung der Gebühr ab.- 
hängig gemacht werden. Wird das Offenba- 
rungseidverfahren nicht fortgesetzt, nachdem 
der Gläubiger von der Eintragung des Schuld- 
ners im Schuldnerverzeichnis benachrichtigt 
worden ist, so wird an Stelle der nach Ab- 
satz 1 Nr. 5 bestimmten Gebühr nur die 
Auskunftsgebühr erhoben. Wird das Ver- 
fahren fortgesetzt, so wird neben der Ge- 
bühr nach Absatz 1 Nr. 5 für die Benach- 
richtigung die Auskunftsgebühr erhoben. 

(4) Für das Verfahren über Anträge auf 
Löschung der Eintragung im Schuldnerver- 
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zeichnis (§ 915 Abs. 2 der Zivilprozeßord- 
nung) wird eine Gebühr von 3 Deutsdie 
Mark erhoben. 

§ 41 

Anordnungen in Ehesadien 

(1) Für Verfahren nach § 627 und nach 
§ 627 b Abs. 1 der Zivilprozeßordnung wird 
die Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Eine Gebühr wird nicht erhoben 

a) wenn der Antrag vor Anordnung einer 
mündlichen Verhandlung oder, wenn 
ohne mündliche Verhandlung entschieden 
wird, vor der Entscheidung zurückge- 
nommen wird; 

b) wenn lediglich beantragt ist, eine Eini- 
gung der Parteien zu richterlichem Pro- 
tokoll zu nehmen; 

c) für Verfahren nach § 627 b Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung. 

§ 42 

Besondere Verfahren 

(1) Ein Viertel der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf vor- 
läufige Einstellung, Beschränkung oder 
Aufhebung der Zwangsvollstreckung gemäß 
§§ 707, 719, 769, § 771 Abs. 3, §§ 785, 786, 
§ 805 Abs. 4, § 810 Abs. 2 der Zivilpro- 
zeßordnung; 

2. für das Verfahren über Anträge auf ge- 
richtliche Handlungen der Zwangsvoll- 
streckung gemäß §§ 791, 822, 823, 825, 
§ 829 Abs. 1, §§ 835, 839, 844, 846 bis 848, 
857, 858, § 885 Abs. 4, § 886, § 930 
Abs. 3, § 934 der Zivilprozeßordnung; 

3. für das Verfahren über Anträge auf Er- 
teilung der Vollstreckungsklausel bei Ver- 
gleichen, die vor einer Gütestelle der im 
§ 794 Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozeßord- 
nung bezeichneten Art geschlossen sind 
(§ 797 a der Zivilprozeßordnung); 

4. für Verfahren nach den §§ 765 a, 811a, 
813 a, 851 a, 851 b der Zivilprozeßordnung 
und den §§ 30, 31 des Wohnraumb.ewirt- 
schaftungsgesetzes. 

(2) Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
der das Verfahren einleitende Antrag vor 
einer gerichtlichen Verfügung zurückgenom- 
men wird. 


S 43 

Mehrere Verfahren 

(1) Jedes Verfahren der in den §§ 39, 40, 
41, 42 bezeichneten Art gilt für die Gebüh- 
renerhebung als besonderer Rechtsstreit. 

(2) Jedoch wird für mehrere Verfahren 
nadi § 627 der Zivilprozeßordnung (§ 41 
Abs. 1) die Gebühr in jedem Rechtszug nur 
einmal erhoben. Das gleiche gilt bei Verfah- 
ren der im § 42 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten 
Art, sofern sie denselben Anspruch und den- 
selben Gegenstand betreffen. 

§ 44 

Vergleich 

Wird in einem Rechtsstreit ein Vergleich 
vor dem Gericht geschlossen, so wird ein 
Viertel der vollen Gebühr erhoben, soweit 
der Wert des Vergleichsgegenstandes den 
Wert des Streitgegenstandes übersteigt. 

§ 45 

Ersuchen um Bewirkung einer Zustellung 

Für das durch die Geschäftsstelle an die Post 
gerichtete Ersuchen um Bewirkung einer Zu- 
stellung ('§ 196 der Zivilprozeßordnung) ist 
die Gdbühr zu erheben, die für die gleiche 
Handlung eines GerichtsvoUziehers zu erhe- 
ben wäre; dies gilt nicht, wenn die Zustellung 
von Amts wegen erfolgt. 

§ 46 

Beschwerden 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
nach § 71 Abs. 2, '§ 91 a Abs. 2, § 99 Abs. 2, 
§ 271 Abs. 3, 'S 627 Abs. 4 der Zivilprozeß- 
ordnung wird die volle Gebühr er^ho^ben. Das 
gleiche gilt f ür Beschwerden über die Zurück- 
weisung eines Antrags auf Anordnung eines 
Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung. 

(2) Im übrigen wird für das Verfahren in 
der Beschwerdeinstanz die im Absatz 1 be- 
stimmte Gebühr nur erholben, soweit die Be- 
schwerde als unzulässig verworfen oder zu- 
rückgewiesen wird. Auslagen, die durch eine 
für begründet befundene Beschwerde entstan- 
den sind, werden nicht erholben, soweit das 
Beschwerdeverf ähren gebührenfrei ist; dies 
gilt nicht, soweit das Beschwerdegericht die 
Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers 
aulferlegt hat. 
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§ 47 

Verzögerung des Rechtsstreits 

(1) Wird außer im Fall des 335 der Zivil- 
prozeßordnung durch Verschulden einer Par- 
tei oder eines Parteivertreters die Vertagung 
einer mürtdlichen Ver'handlung oder die An- 
beraumung eines neuen Termins zur münd- 
lichen Verhandlung nötig, oder ist die Ei^ledi- 
gung des Rechtsstreits durch nachträgliches 
Vorbringen von Angrif fs- oder Verteidigungs- 
mitteln, Beweismitteln oder Beweiseinreden, 
die früher vorgebracht werden konnten, ver- 
zögert worden, so kann das Gericht der Par- 
tei von Amts wegen eine besond'ere Gebühr in 
Höhe der vollen Gebühr auferlegen. Die Ge- 
bühr kann bis auf ein Viertel der vollen Ge- 
bühr ermäßigt werden. 

(2) Gegen den Beschluß findet Beschwerde 
nach § 567 Abs. 2, 3, §§ 568 bis 575 der Zivil- 
prozeßordnung und '§ 4 Abs. 4 dieses Gesetzes 
statt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gebühren im Konkursverfahren und im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses 

§48 

Entsprechend anzuwendende Vorschriften 

Für die Gebühren im Konkursverfahren 
und im Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses gelten die §'§ 10, 21, 23, 24 
dieses Gesetzes und § 3 der Zivilprozeßord- 
nung entsprechend. 

§ 49 

Eröffnung des Konkursverfahrens 

Für das Verfahren über den Antrag auf 
Eröffnung des Konkursverfaihrens wird die 
Hälfte der vollen Geibühr erhoben. 

'§ 50 

Durchführung des Konkursverfahrens 

(1) Für die Durchführung des Konkursver- 
fahrens wird das Dreifache der vollen Gelbühr 
erhoben. 

(2) Die Gebühr ermäßigt sich auf die volle 
Geibühr, wenn das Verfafbren vor Ablauf der 
Anmeldef rist, und auf das Doppelte der vollen 
Geibühr, wenn das Verfahren nach diesem 


Zeitpunkt gemäß §§ 202, 204 der Konkurs- 
ordnung eingestellt wird. 

(3) Ist das Verfahren auf Antrag des Ge- 
meinsthuldners eröffnet worden, so wird die 
im § 49 bestimmte Gebühr angerechnet. 

§51 

W e rtb e r e chnun g 

(1) Die in den §§ 49, 50 bestimmten Ge- 
bühren werden nach dem Betrag der Aktiv- 
masse erhoben. Gegenstände, die zur abgeson- 
derten Befriedigung dienen, werden nur in 
Höhe des für diese nicht erforderlichen Be- 
trags angesetzt. 

(2) Ist die Aktivmasse höher als die Schul- 
denmasse, so wird die Gebühr nach dem Be- 
trag der Schuldenmasse erhoben. 

(3) Für die Berechnung der Masse ist die 
Zeit der Beendigung des Verfahrens maß- 
gelbend. 

(4) Ist der Antrag auf Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens von einem Gläubiger gestellt, 
so wird die im § 49 bestimmte Gebühr nach 
dem Betrag seiner Forderung, wenn jedoch 
der Betrag der Aktivmasse geringer ist, nach 
diesem Betrag erhoben. 

§52 

Besonderer Prüfungstermin 

Für die Anberaumung eines besonderen 
Prüfungstermins (§ 142 der Konkursordnung) 
wird die Hälfte der vollen Gdbühr nach dem 
Betrag der einzelnen Forderungen, zu deren 
Prüfung der Termin bestimmt ist, erhoben. 
Für die Wertberechnung gilt § 148 der Kon- 
kursordnung entsprechend. 

§ 53 

Zwangsverwaltung, Zwangsversteigerung 

Für die auf Betreiben des Konkursverwal- 
ters erfolgende Zwangsverwaltung oder 
Zwangsversteigerung eines zur Konkurs- 
masse gehörenden Gegenstandes (§§ 126, 127 
der Konkursordnung) werden die für die 
Zwangsvollstreckung bestimmten Gebühren 
besonders erhoben. 

§ 54 

Offenbarungseid 

Für das Verfahren zur Abnahme des Of- 
fenbarungseides nach § 125 der Konkursord- 
nung einschließlich des Verfahrens über An- 
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träge auf Erzwingung der Eidesleistung (§ 
901 der Zivilprozeßordnung) werden beson- 
dere Gebühren nicht erhoben. 

§ 55 

Beschwerden 

(1) Für das Beschwerdeverfahren gilt, 
wenn sich die Beschwerde gegen den Beschluß 
über die Eröffnung des Konkursverfahrens 
(§ 109 der Konkursordnung) richtet, § 46 
Abs. 1, im übrigen § 46 Abs. 2 entsprechend, 

(2) Bei der Beschwerde des Gemeinschuld- 
ners gegen den Beschluß über die Eröffnung 
des Konkursverfahrens (§ 109 der Konkurs- 
ordnung) oder den Beschluß über die Bestä- 
tigung des Zwangsvergleichs (§ 189, § 230 
Abs. 2, § 236 der Konkursordnung) gilt 
§51 Abs. 1 bis 3. Bei der Beschwerde eines 
sonstigen Antragstellers gegen die Abwei- 
sung des Eröffnungsantrags gilt § 51 Abs. 4. 
Bei der Beschwerde eines Konkursgläubigers 
gegen den Beschluß über die Bestätigung des 
Zwangsvergleichs bestimmt sich der Wert 
nach dem Betrag der Forderung unrer Be- 
rücksichtigung des Verhältnisses der Tei- 
lungsmasse zur Schuldenmasse. 

§ 56 

Wiederaufnahme des Konkursverfahrens 

(1) Bei der Wiederaufnahme des Konkurs- 
verfahrens (§ 198 der Konkursordnung) 

gelten die §§ 49 bis ^5 entsprechend; für die 
Durchführung des wiederaufgenommenen 
Verfahrens wird jedoch die volle Gebühr 
erhoben. 

(2) Wird vor der Wiederaufnahme die 
Anordnung von Sicherheitsmaßregeln bean- 
tragt (§ 197 Abs. 2 der Konkursordnung), 
so werden die im § 42 bestimmten Gebüh- 
ren nach dem Wert des Gegenstandes, durch 
die die Sicherung erfolgen soll, besonders 
erhoben. 

(3) Die Gebühr für die Anordnung einer 
Sicherheitsmaßregel wird im Falle der Wie- 
deraufnahme und die im Absatz 1 bestimmte 
Gebühr angerechnet. 

§ 57 

Vergleichsverfahren 

(1) Für das Vergleichsverfahren zur Ab- 
wendung des Konkurses wird die volle Ge- 
bühr erhoben. Die Gebühr ermäßigt sich auf 
die Hälfte der vollen Gebühr, wenn das 


Verfahren sich ohne Anberaumung eines 
Vergleichstermins erledigt. 

(2) Wird das Vergleichsverfahren in das 
Konkursverfahren übergeleitet (§ 102 der 
Vergleichsordnung), so wird die im Ver- 
gleichsverfahren nach Absatz 1 entstandene 
Gebühr auf die im § 50 bestimmte Gebühr 
angerechnet. Wird bei Beendigung des Ver- 
gleichsverfahrens die Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens abgelehnt, so wird die Ge- 
bühr des § 49 nicht erhoben. 

(3) Für das Verfahren zur Abnahme des 
im § 69 Abs. 2 der Vergleichsordnung vor- 
gesehenen Eides wird eine Gebühr nicht er- 
hoben. 

§ 58 

W ertberechnung 

(1) Die im § 57 Abs. 1 bestimmten Ge- 
bühren werden nach dem Betrag der Akti- 
ven (§ 5 der Vergleidisordnung) zur Zeit 
der Stellung des Antrags auf Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens erhoben. Gegenstände, 
die zur abgesonderten Befriedigung dienen, 
werden nur in Höhe des für diese nicht er- 
forderlichen Betrages angesetzt. 

(2) Übersteigt der Wert der Aktiven den 
Gesamtbetrag der Forderungen der am Ver- 
fahren beteiligten Gläubiger, so ist der Ge- 
samtbetrag der Forderungen maßgebend. 

§ 59 

Beschwerden 

Für das Beschwerde verfahren gilt § 46 
Abs. 2 entsprechend; es wird jedoch nur die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verfahren der Zwangsversteige- 
rung und Zwangsverwaltung von Gegen- 
ständen des unbeweglichen Vermögens und 
in ähnlichen Verfahren 

§60 

Anordnung der Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag 
auf Anordnung der Zwangsversteigerung oder 
Zwangsverwaltung eines Grundstücks und die 
Entscheidung über den Beitritt werden drei 
Zehntel der vollen Gdbühr er^hdben. 
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(2) Ist der Antrag von einem Gläu'blger ge- 
stellt, so bestimmt sich der Wert nach dem 
Betrag der Forderung, einschließlich der mit- 
einzuaiehenfden Zinsen und Kosten, höchstens 
jedoch nach dem letzten Einheitswert des 
Grundstücks, der zur Zeit der Falliigkeit der 
Gdbühr if estgestellt ist. Weicht der Gegenstand 
des Verfahrens vom Gegenstand der Einheits- 
bewertung wesentlich ab oder hat sich der 
Wert infolge bestimmter Umstände, die nach 
dem Feststellungszeitpunkt des Einheitswerts 
eingetreten sind, wesentlich verändert, so ist 
höchstens der nach freiem Ermessen auf der 
Grundlage des Einheitswerts ermittelte Wert 
maßgebend. Wird der Einheitswert nicht 
nachgewiesen, so ist das Finanzamt um Aus- 
kunft über die Höhe des Einheitswerts zu er- 
suchen. Wird der Antrag wegen eines Teils der 
Forderung gestellt, so ist der Teilbetrag nur 
maßgefbend, wenn es sich um einen nach § 10 
Abs. 1 Nr. 3, 5 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung zu 
befriedigenden Anspruch handelt. 

(3) In anderen als den im Absatz 2 bestimm- 
ten Fällen ist die Hälfte des Einheitswerts 
maßgebend. Dies gilt auch, wenn ein Gläubiger 
eines Miteigentümers die Zwangsversteigerung 
zum Zwecke der Aufheibung der Gemeinschaft 
betreibt. 

(4) Wird (der Antrag vor Erlaß der Entschei- 
dung zurückgenommen, so wird ein Zdhntel 
der vollen Gebühr erhoben. Bei teilweiser Zu- 
rücknahme ist die Gebühr nach dem Wert des 
zurückgenommenen Teils zu erheben, jedoch 
nur insoweit, als die Gebühr für die Erleidi- 
gung des ganzen Antrags die Gdbühr für die 
teilweise Eriedigung übersteigt. 

§61 

Zwangsversteigerung 

(1) Bei der Zwangsversteigerung werden 
außer der Gebühr des % 60 erho(ben 

1. für das Verfahren im allgemeinen ein- 
schließlich des Einstellungsverfahrens nach 
den §>§ 30 a bis d, § 180 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung drei Zehntel der vol- 
len Gdbühr; wird das Zwangsversteige- 
rungsverfahren infolge eines Einstellungs- 
verfabrens nach den §i§ 30 a bis d, § 180 
Abs. 2 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung 
nicht durchgeführt, so wird nur ein Zehn- 
tel der vollen Gdbühr ei^hoiben; 


2. für die Abhaltung des Versteigerungster- 
mins drei Zehntel der vollen Gebühr; die 
Gdbülir wird nur einmal erhoben, auch 
wenn mehrere Termine stattfinden; 

3. für die Erteilung des Zuschlags sechs Zehn- 
tel der vollen Gdbühr; 

4. für das Verteilungsverfahren sechs Zehn- 
tel der vollen Gdbühr; in den Fällen der 
§'§ 143, 144 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung 
nur drei Zehntel der vollen Gebühr. 

(2) Der Versteigerungstermin gilt als aibge- 
halten, wenn zur Abgaibe von Geboten aufge- 
fordert worden ist. 

(3) Wird der Zuschlag auf Grund ides § 74 a 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung versagt, so sind 
Gdbühren für den Versteigerungstermin nicht 
zu erbdben. 

(4) Die Gebühren des Absatzes 1 Nr. 1, 2 
und 3 sind von dem gemäß § 74 a Abs. 5 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung festgesetzten Wert zu 
berechnen; ist ein solcher Wert nicht festge- 
setzt, so ist der Einheitswert maßgebend. Im 
Falle der Zwiangsversteigerung zur Aufhebung 
einer Gemeinschaft bleibt jedoch bei der Be- 
rechnung der Gdbühr für die Erteilung des 
Zuschlags der Anteil des Erstehers an dem 
Gegenstand des Verfahrens außer Betracht; 
bei Gesamthandeigentum ist jeder Mitberech- 
tigte wie ein Eigentümer nach dem Verhältnis 
seines Anteils anzusehen. 

(5) Die Gdbühr für das Verteilungsverfah- 
ren bestimmt sich nach dem Gebot, für das 
der Zuschlag erteilt ist, einschließlich des Wer- 
tes der nach den Versteigerungsbedingungen 
bestehen bleibenden Rechte. Der Erlös aus 
einer gesonderten Versteigerung oder sonsti- 
gen Verwertung (§ 65 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal- 
tung) wird hinzugerechnet. 

§ 62 

Zwangsversteigerung mehrerer Gegenstände 

Betrifft das Verfahren mehrere Gegen- 
stände, so werden die im § 61 bestimmten Ge- 
bühren einheitlich nach dem Gesamtwert er- 
hoben. Bei Zuschlägen an verschiedene Erste- 
her werden die Gebühren für die Erteilung des 
Zuschlags (§ 61 Abs. 1 Nr. 3) jedoch von jedem 
Ersteher besonders erheben. 
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§63 

Zwangsverwaltung 

(1) Für das Verfahren der Zwangsverwal- 
tung werden außer der Gelbühr des § 60 für 
jedes angefangene Jahr sechs Zehntel der vol- 
len Gebühr erholben. Das erste Jahr beginnt 
mit dem Tag der Beschliagnahme. 

(2) Maßgeibend ist der Gesamtwert der Ein- 
künfte, abzüglich der dem Zwangsverwalter 
(der Aufsichtsperson) zustehenden Vergütung 
und der iaufenden Beträge der öffentlichen 
Lasten, ausgenommen der Hypotheken- 
gewinnabgabe. Die Mindestgebühr beträgt 
12 Deutsche Mark. 

i§ 64 

Beschwerden 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
werden erhoben 

1. bei Verwerfung oder Zurückweisung der 
Beschwerde zwei Zeihntel der vollen Ge- 
bühr; 

2. bei Zurücknahme der Beschwerde ein Zehn- 
tel der vollen Gebühr; betrifft die Zurück- 
nahme nur einen Teil des Beschwerde- 
gegenstandes, so ist die Geibühr nur inso- 
weit zu erheben, als sich die Beschwerde- 
gdbühr erhöht haben würde, wenn die Ent- 
scheidung auf den zurückgenommenen 
Teil erstreckt worden wäre. 

Im übrigen ist das Beschwerdeverfahren ge- 
bührenfrei; § 46 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre- 
chend. 

(2) Der Wert bestimmt sich nach § 3 der 
Zivilprozeßordnung. 

(3) Soweit In Angelegenheiten der Zwangs- 
versteigerung und der Zwangsverwaltung 
andere Behörden oder Stellen als Gerichte zu- 
ständig sind, steht die Anrufung des Gerichts 
hinsichtlich der Gdbühren einer Beschwerde 
gleich. 

§65 

Schiffe, Sdiiffslbauwerke und grundstücks- 
gleiche Rechte 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten 
entsprechend für die Zwangsversteigerung 
von Schiffen und Schiffslbauwerken sowie für 
die Zwangsversteigerung oder die Zwangsver- 
waltung von Rechten, die den Vorschriften 
der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 


Vermögen unterliegen, einschließlich der un- 
beweglichen Kuxe. 

§66 

Zwangsliquidation einer Bahneinheit 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag 
auf Eröffnung der Zwangsliquidation einer 
Bahneinheit wird dieselbe Geibühr wie nach 
§ 60 erhöben. 

(2) Für das Verfahren selbst werden die 
Flälfte der vollen Gebühr und, wenn das Ver- 
fahren eingestellt wird, drei Zehntel der vol- 
len Gebühr enhoben. Die Gebühr bestimmt 
sich nach dem Gesamtwert der Bestandteile 
der Bahneinheit. 

(3) Für das Beschwerdeverfahren gilt § 64 
entsprechend. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Gebühren in Strafsachen 

§ 67 

Grundlage der Gebührenbemessung 

(1) In Strafsachen bemessen sich die Ge- 
richtsgebühren für alle Rechtszüge nach der 
rechtskräftig erkannten Strafe. 

(2) Bei Verurteilung zu Jugendstrafe von 
unbestimmter Dauer bemißt sich die Gebühr 
nach dem im Urteil festgesetzten Mindest- 
maß. Bestimmt das Urteil das Mindestmaß 
nicht ausdrücklich, so wird das gesetzliche 
Mindestmaß zugrunde gelegt. 

(3) Ist auf Geldstrafe erkannt, so bleibt 
bei der Bemessung der Gebühr die Ersatz- 
freiheitsstrafe außer Betracht. Nach der Geld- 
strafe bestimmt sich die Gebühr auch dann, 
wenn auf die Geldstrafe an Stelle einer ver- 
wirkten Freiheitsstrafe erkannt ist (§ 27 b 
des Strafgesetzbuches). Ist neben einer Frei- 
heitsstrafe auf Geldstrafe erkannt, so wird 
die Gebühr nach jeder Strafe gesondert be- 
rechnet. 

(4) Ist auf Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Wertersatz an Stelle von Einziehung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung oder 
Abführung des Mehrerlöses erkannt, so ist 
bei der Bemessung der Gebühren der Wert 
der Gegenstände, auf die sich die Entschei- 
dung bezieht, wie eine Geldstrafe zu behan- 
deln. Besteht der Gegenstand nicht in einem 
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Geldbetrag, so setzt das Gericht den Wert 
fest. Der Wert wird nach dem Zeitpunkt der 
Verurteilung bestimmt. 

(5) Eine Gebühr wird für alle Rechtszüge 
auch bei rechtskräftiger Anordnung einer 
Maßregel der Sicherung und Besserung er- 
hoben. Ist die Maßregel neben einer Strafe 
angeordnet worden, so wird die Gebühr ge- 
sondert berechnet. 

§ 68 

Nachträgliche Bildung einer Gesamtstrafe 
oder einer Einheitsstrafe 

(1) Wird auf Grund des § 79 -des Strafge- 
setzbuches eine Gesamtstrafe gebildet, so be- 
mißt sich die Gebühr für das neue Verfahren 
nach dem Betrag, um den die Gesamtstrafe 
die früher erkannte Strafe übersteigt. Dies 
gilt entsprechend, wenn ein Urteil in dem 
auf Jugendstrafe erkannt ist, nach § 31 
Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes in ein neues 
Urteil einbezogen wird. 

(2) In den Fällen des § 460 der Strafpro- 
zeßordnung und des § 66 des Jugendgerichts- 
gesetzes verbleibt es bei den Gebühren für 
die früheren Verfahren. 

§ 69 

Mehrere Angeschuldigte 

(1) Betrifft eine Strafsache rnehrere An- 
geschuldigte, SO ist die Gebühr von jedem 
gesondert nach Maßgabe der gegen ihn er- 
kannten Strafe oder angeordneten Maßregel 
der Sicherung und Besserung zu erheben. 

(2) Wird wegen derselben Tat auf Ein- 
ziehung, Ersatzeinziehung, Wertersatz an 
Stelle von Einziehung, Unbrauchbarmachung, 
Verfallerklärung oder Abführung des Mehr- 
erlöses erkannt, so wird hierfür nur eine Ge- 
bühr erhoben; mehrere wegen der Tat Ver- 
urteilte haften als Gesamtschuldner. 

§ 70 

Gebührensätze im ersten Rechtszug 

(1) Für das Verfahren im ersten Rechts- 
zug werden erhoben 

bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe 

bis zu zwei Wochen 20 Deutsche Mark, 

von mehr als zwei Wochen 

bis zu einem Monat 40 Deutsche Mark, 

von mehr als einem Monat 

bis zu drei Monaten 60 Deutsche Mark, 


von mehr als drei Monaten 

bis zu sechs Monaten 100 Deutsche Mark, 

von mehr als sechs Monaten 

bis zu einem Jahr 150 Deutsche Mark, 

von mehr als einem Jahr 

bis zu zwei Jahren 200 Deutsche Mark, 

von mehr als zwei Jahren 

bis zu fünf Jahren 300 Deutsche Mark, 

von mehr als fünf Jahren 500 Deutsche Mark; 

bei Verurteilung zu Geldstrafe 

bis zu fünfzig Deutsche Mark 

5 Deutsche Mark, 

von mehr als fünfzig bis 
zu einhundert Deutsche Mark 

10 Deutsche Mark, 

von mehr als einhundert 

Deutsche Mark 10 vom Hundert 

des Betrages der Strafe, jedoch höchstens 
20 000 Deutsche Mark; die Gebühr darf den 
Betrag der Strafe nicht übersteigen. § 9 
Abs. 1 gilt insoweit nicht. 

(2) Ist der zur Kostentragung verurteilte 
Beschuldigte für straffrei erklärt oder wird 
im Urteil von Strafe abgesehen, so beträgt 
die Gebühr 5 Deutsche Mark. 

(3) Ist eine Maßregel der Sicherung und 
Besserung angeordnet worden, so wird eine 
Gebühr von 100 Deutsche Mark erhoben. Bei 
Entziehung der Erlaubnis zum Führen von 
Kraftfahrzeugen beträgt die Gebühr dreißig 
Deutsche Mark; daneben fällt für die Ein- 
ziehung des Führerscheins keine weitere Ge- 
bühr an. 

§ 71 

Strafbefehl und Strafverfügung 

(1) In den Verfahren bei Strafbefehlen 
und Strafverfügungen wird die Hälfte der 
Gebühren des § 70 erhoben. Die Gebühr 
darf jedoch den Betrag der Strafe nicht über- 
steigen; § 9 Abs. 1 gilt insoweit nicht. 

(2) Hat nach § 411 Abs. 1, § 413 Abs. 4 
der Strafprozeßordnung eine Hauptverhand- 
lung stattgefunden, oder wird der gegen den 
Strafbefehl oder die Strafverfügung erhobene 
Einspruch wegen Ausbleibens des Angeklag- 
ten in der Hauptverhandlung durch Urteil 
verworfen (§§ 412, 413 Abs. 4 der Strafpro- 
zeßordnung), so werden die vollen Gebühren 
des § 70 erhoben. 
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§ 72 


Berufungs- und Revisionsverfahren 

(1) Für das Berufsver fahren und für das 
Revisionsverfahren werden die Gebühren 
des § 70 erhoben, wenn in dem Rechtszug 
eine Hauptverhandlung stattgefunden hat. 


(2) Ein Viertel der Gebühren des § 70 
wird erhoben, 


472 der Strafprozeßordnung die Kosten auf- 
erlegt, so wird eine Gebühr von vierzig Deut- 
sche Mark, im Falle des § 176 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung eine Gebühr von zwan- 
zig Deutsche Mark erhoben. 

(2) Werden dem Anzeigenden im Falle 
einer unwahren Anzeige die Kosten auferlegt 
(§ 469 der Strafprozeßordnung), so wird eine 
Gebühr von vierzig Deutsche Mark erhoben. 


1. wenn das Rechtsmittel vor Beginn der 
Haupt Verhandlung zurückgenommen wird; 

2. wenn das Rechtsmittel durch Beschluß 
als unzulässig verworfen wird. 

(3) Die Hälfte der Gebühren des § 70 
wird erhoben, 

1. wenn das Rechtsmittel nach Beginn der 
Hauptverhandlung zurückgenommen wird; 

2. wenn die Berufung wegen Ausbleibens des 
Angeklagten in der Hauptverhandlung 
verworfen wird (§ 329 der Strafprozeßord- 
nung); 

3. wenn die Revision durch Beschluß des Re- 
visionsgerichts als offensichtlich unbegrün- 
det verworfen wird (§ 349 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung). 

§ 73 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) Wird ein Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens als unzulässig oder unbegrün- 
det verworfen oder abgelehnt, so wird die 
Hälfte der Gebühren des § 70 erhoben. 

(2) Wird nach Anordnung der Wiederauf- 
nahme des Verfahrens (§ 370 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung) das frühere Urteil auf- 
rechterhalten, so werden die vollen Gebüh- 
ren des § 70 erhoben. Führt die Wiederauf- 
nahme zu einer Aufhebung des früheren Ur- 
teils, so gilt für die Gebührenerhebung das 
neue Verfahren mit dem früheren Verfahren 
zusammen als ein Rechtszug. 

(3) Diese Vorschriften gelten auch für das 
Wiederaufnahmeverfahren, das sich gegen 
einen Strafbefehl richtet (§ 373 a der Straf- 
prozeßordnung). 


§ 74 

Klageerz wingungs verfahren, unwahre 
Anzeige 

(1) Werden dem Antragsteller im Klage- 
erzwingungsverfahren nach den §§177 oder 


§ 75 


Zurücknahme des Strafantrags • 


(1) Wird das Verfahren nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens infolge Zurücknahme 
des Antrags, durch den es bedingt war, ein- 
gestellt, so wird eine Gebühr von dreißig 
Deutsche Mark erhoben. 


(2) Das Gericht kann die Gebühr herab- 
setzen oder beschließen, daß von der Erhe- 
bung einer Gebühr abgesehen wird. 


§ 76 

Verurteilung im Privatklage verfahren 

Für das Verfahren auf erhobene Privat- 
klage gelten, wenn der Beschuldigte zu einer 
Strafe verurteilt wird, die §§67 bis 70, 72 
und 73. § 77 Abs. 2 und § 80 bleiben unbe- 
rührt. 


§ 77 

Freisprechung Im Privatklageverfahren 

(1) Wird In dem Verfahren auf erhobene 
Privatklage der Beschuldigte freigesprochen 
oder für straffrei erklärt, so wird für das 
Verfahren in jedem Rechtszug eine Gebühr 
von vierzig Deutsche Mark erhoben. 


(2) Die im Absatz 1 bestimmte Gebühr 
wird für das Berufungsverfahren sowie für 
das Revisionsverfahren auch dann erhoben, 
wenn das von dem Privatkläger eingelegte 
Rechtsmittel auf Grund einer Hauptverhand- 
lung verworfen wird. Wird das Rechtsmittel 
vor Beginn der Hauptverhandlung zurück- 
genommen oder durch Beschluß als unzuläs- 
sig verworfen, so beträgt die Gebühr zehn 
Deutsche Mark. Wird das Rechtsmittel nach 
Beginn der Hauptverhandlung zurückgenom- 
men oder wird die Berufung des Privatklä- 
gers wegen Versäumungen nach § 391 Abs. 3 
der Strafprozeßordnung oder die Revision 
durch Beschluß des Revisionsgerichts als 
offensichtlich unbegründet nach § 349 Abs. 2 
der Strafprozeßordnung verworfen, so wird 
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eine Gebühr von zwanzig Deutsche Mark er- 
hoben. 

§ 78 

Erledigung der Privatklage vor der Haupt- 
verhandlung 

(1) Wird die Privatklage zurückgewiesen 
oder erledigt sich das Verfahren vor Beginn 
der Hauptverhandlung durch Zurücknahme 
der Klage oder durch Einstellung, so wird 
eine Gebühr von zehn Deutsche Mark erho- 
ben. Erledigt sich das Verfahren erst nach 
Beginn der Hauptverhandlung, so beträgt 
die Gebühr zwanzig Deutsche Mark. 

(2) Tritt die Erledigung im Berufungs- 
oder Revisionsverfahren ein, so wird für die- 
sen Rechtszug die in Absatz 1 bestimmte Ge- 
bühr und für jeden der vorausgegangenen 
Rechtszüge eine Gebühr von zwanzig Deut- 
sche Mark erhoben. Erledigt sich das Verfah- 
ren nach einer Zurückverweisung, so wird für 
jeden Rechtszug eine Gebühr von zwanzig 
Deutsche Mark erhoben. 

(3) Stellt das Gericht das Verfahren wegen 
Geringfügigkeit ein (§ 383 Abs. 2, § 390 
Abs. 5 der Strafprozeßordnung), so wird 
keine Gebühr erhoben. 

§ 79 

Widerklage 

Die §§ 77 und 78 gelten für das Verfahren 
auf erhobene Widerklage entsprechend. 

§ 80 

Wiederaufnahme eines Privatklage- 
verfahrens 

(1) Wird die Wiederaufnahme eines Privat- 
klageverfahrens von dem Privatkläger bean- 
tragt, so wird, wenn der Antrag als unzu- 
lässig oder unbegründet verworfen wird, 
eine Gebühr von zwanzig Deutsche Mark er- 
hoben. 

(2) Wird die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens auf Antrag des Privatklägers angeord- 
net, so ist, sofern auf eine höhere Strafe er- 
kannt wird, die Vorschrift des § 73 Abs. 2 
Satz 2 anzuwenden; im übrigen wird eine 
Gebühr von vierzig Deutsche Mark erhoben. 

§ 81 

Mehrere Beschuldigte im Privatklage- 
verfahren 

Sind in einem Privatklageverfahren meh- 
rere Personen als Beschuldigte beteiligt, so 


fallen die Gebühren der §§ 77 bis 80 für 
jeden Beschuldigten gesondert an. Für jeden 
Rechtszug wird jedoch höchstens das Drei- 
fache der im § 77 Abs. 1 bestimmten Gebühr 
erhoben. 

§ 82 

Nebenklage 

Werden dem Nebenkläger Kosten aufer- 
legt, so sind die Gebühren zu erheben, welche 
nach den §§ 77, 78, 80 und 81 anfallen wür- 
den, wenn ein Privatkläger das Rechtsmittel 
eingelegt oder die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens beantragt hätte. 

§ 83 

Selbständige Einziehungsverfahren 

Für das Verfahren in den Fällen der §§430 
bis 432 der Strafprozeßordnung beträgt die 
Gebühr in jedem Rechtszug vierzig Deutsche 
Mark. Sie beträgt zwanzig Deutsche Mark, 
wenn durch Beschluß entschieden wird (§ 431 
Abs. 4 der Strafprözeßordnung). 

§ 84 

Herabsetzung, Erhöhung 

Die Gebühren der §§ 77 bis 80, 83 kann 
das Gericht bis auf fünf Deutsche Mark her- 
absetzen oder bis auf das Zwanzigfache er- 
höhen. 

§ 85 

Zurückweisung einer Beschwerde 

(1) Für die Zurückweisung einer Be- 
schwerde wird, wenn sie sich gegen eine Ent- 
scheidung der im § 73 Abs. 1, im § 80 Abs. 1 
oder im § 83 Satz 2 bezeichneten Art richtet, 
die dort bestimmte Gebühr, im übrigen eine 
Gebühr von fünf Deutsche Mark erhoben. 
Die Gebühr darf den Betrag der Strafe nicht 
übersteigen; § 9 Abs. 1 gilt insoweit nicht. 
§ 46 Abs. 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Die Gebühr wird von dem Beschuldig- 
tend nur erhoben, wenn gegen ihn rechts- 
kräftig eine Strafe erkannt oder eine Maß- 
regel der Sicherung und Besserung angeord- 
net ist. 

(3) Im Kostenfestsetzungsverfahren wird 
eine volle Gebühr (§ 10) für das Beschwerde- 
verfahren erhoben, soweit die Beschwerde als 
unzulässig verworfen oder zurückgewiesen 
wird. 
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§ 86 

Entschädigungsverfahren 

Soweit dem Verletzten oder seinem Erben 
im Strafverfahren ein aus der Straftat er- 
wachsener vermögensrechtlicher Anspruch 
(§ 403 der Strafprozeßordnung) zuerkannt 
ist, wird für jeden Rechtszug eine volle Ge- 
bühr (§ 10) nach dem Wert des zuerkannten 
Anspruchs erhoben. 

S 87 

Vollstreckung in das Vermögen 

Für das Verfahren zur Vollstreckung einer 
Entscheidung über eine Vermögensstrafe, 
einen aus der Straftat erwachsenen ver- 
mögensrechtlichen Anspruch, eine Buße oder 
über Erstattung von Kosten (§§ 406 b, 
406 d, 463, 464 der Strafprozeßordnung) 
werden Gebühren nach den Vorschriften des 
zweiten Abschnitts gesondert erhoben. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Gebühren in gerichtlichen Verfahren nach 

dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

§ 88 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung, 
Rechtsbeschwerde 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung, über die 
Rechtsbeschwerde und zur Änderung eines 
rechtskräftigen Bußgeldbescheides (§§ 54, 56 
und 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten) wird die Hälfte der Gebühren 
des § 70 erhoben. 

(2) Hat eine mündliche Verhandlung nach 
§55 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten stattgesunden, so werden 
die vollen Gebühren des § 70 erhoben. 

(3) Wird die Rechtsbeschwerde zurückge- 
nommen, so wird ein Viertel der Gebühren 
des § 70 erhaben. Für die Gebühr in dem 
Verfahren zur Änderung eines rechtskräfti- 
gen Bußgeldbescheides gilt § 73 Abs. 2 Satz 2 
entsprechend. 

(4) Die Gebühr beträgt höchstens 10 000 
Deutsche Mark und darf den Betrag der 
Geldbuße nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 gilt 
insoweit nicht. 


§ 89 

Selbständige Anträge und sonstige 
Beschwerden 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
des Betroffenen auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 47 Abs. 2 und 3, über die Beschwerde 
nach § 42 Abs. 3 Satz 2 und über die sofor- 
tige Beschwerde nach § 69 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten wird 
die in § 85 Abs. 1 bestimmte Gebühr erho- 
ben, wenn das Gericht die angefochtene Maß- 
nahme, Anordnung oder Bestätigung auf- 
rechterhält. 

(2) Die Gebühr wird von dem Betroffenen 
nur erhoben, wenn eine Geldbuße gegen ihn 
rechtskräftig festgesetzt ist. 

§ 90 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 
des Fünften Abschnitts 

Die Vorschriften des § 67 Abs. 1 und 4 
sowie des § 69 gelten in gerichtlichen Verfah- 
ren nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten entsprechend. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§ 91 

Schreibgebühren 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebühren 
erhoben für 

1. Ausfertigung und Abschriften, die auf An- 
trag erteilt werden; 

2. Abschriften, die angefertigt werden, weil 
die Partei es unterläßt, einem von Amts 
wegen zuzustellenden Schriftsatz die er- 
forderliche Zahl von Abschriften beizufü- 
gen; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder 
Art, wenn sachliche oder persönliche Ge- 
bührenfreiheit gewährt ist; Absatz 2 bleibt 
unberührt. 

(2) Für die erste einer Partei oder einem 
Beschuldigten erteilte Ausfertigung oder Ab- 
schrift jeder gerichtlichen Entscheidung und 
jedes vor Gericht abgeschlossenen Vergleichs 
werden Schreibgebühren nicht erhoben. Dies 
gilt für die erste vollständige Ausfertigung 
oder Abschrift auch dann, wenn eine Aus- 
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fertigung unter Weglassung des Tatbestandes 
und der Entscheidungsgründe bereits erteilt 
worden ist, ohne daß Schreibgebühren er- 
hoben worden sind. 

(3) Die Schreibgebühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 
Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, auch 
wenn die Herstellung auf mechanischem 
Wege (Druck, Lichijbild usw.) stattgefunden 
hat. Jede angefangene Seite wird als voll 
gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form, Grundbuchblätter, Registerblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibge- 
bühr nach dem Zeitaufwand berechnet, 
der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung 
zur Herstellung benötigt wird. Sie beträgt 
für jede angefangene Fünftelstunde 50 Deut- 
sdie Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in den 
Absätzen 4 und 5 genannten Art Abschrif- 
ten durch Ablichtung hergestellt, so werden 
für jede Seite ohne Rücksicht auf Zeilen- 
und Silbenzahl 50 Deutsche Pfennig, bei grö- 
ßerem Format als DIN B 4 eine Deutsche 
Mark erhoben. 

(7) Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für bestimmte 
Arten von Fällen zur Vermeidung von Un- 
billigkeiten die Schreibgebühren niedriger 
festzusetzen. 

§ 92 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgdbühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung von Zeugen und Sachverständi- 
gen zu zahlenden Beträge; erhält ein Sach- 
verständiger für die Sachverständigentä- 
tigkeit aus der Bundes- oder Landeskasse 
eine laufende, nicht auf den Einzelfall ab- 
gestellte Vergütung, so ist der Betrag zu 
erheben, der nach dem Gesetz über die 


Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen zu zahlen wäre; 

4. die bei Geschäften außerhalb der Ge- 
richtsstelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften gewähr- 
ten Vergütungen (Reisekostenvergütung, 
Auslagenersatz) und die Kosten für die 
Bereitstellung von Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder auslän- 
dischen Behörden, öffentlichen Einrich- 
tungen oder Beamten zustehen, und zwar 
auch dann, wenn die Kasse des Gerichts 
aus Gründen der Gegenseitigkeit, der 
Verwaltungsvereinfachung und dgl. an 
die Behörden, Einrichtungen oder Beam- 
ten keine Zahlungen zu leisten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden Be- 
träge; 

7. Rechnungsgebühren (§ 94); 

8. die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen sowie Beträge, die mittellosen Per- 
sonen für die Reise zum Ort einer Ver- 
handlung, Vernehmung oder Untersu- 
chung und für die Rückreise gewährt 
werden; 

9. die Kosten der Beförderung von Tieren 
und Sachen, mit Ausnahme der hierbei 
erwachsenen Postgebühren, der Verwah- 
rung von Sachen, der Bewachung von 
Schiffen sowie der Verwahrung und Füt- 
terung von Tieren; 

10. die Kosten der Beugehaft in Höhe der 
für die Strafhaft geltenden Sätze, die Ko- 
sten einer sonstigen Haft nur dann, wenn 
sie nach den für die Strafhaft geltenden 
Vorschriften zu erheben wären; 

11. die Kosten für die einstweilige Unter- 
bringung (§ 126 a der Strafprozeßord- 
nung), die Unterbringung zur Beobach- 
tung (§81 der Strafprozeßordnung, § 73 
des Jugendgerichtsgesetzes) und für die 
einstweilige Unterbringung in einem Er- 
ziehungsheim (§71 Abs. 2, § 72 Abs. 3 
des JugendgeriÄtsgesetzes). 

§ 93 

Vornahme mehrerer Geschäfte auf 
derselben Reise 

Sind die im § 92 Nr. 4 bezeichneten Auf- 
wendungen durch mehrere Geschäfte veran- 
laßt, die sich auf verschiedene Rechtssachen 
beziehen, so werden die Aufwendungen auf 
die mehreren Geschäfte unter Berücksichti- 
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gung der Entfernungen und der auf die ein- 
zelnen Geschäfte verwendeten Zeit angemes- 
sen verteilt. Jeder Zahlungspflichtige haftet 
jedoch gegenüber der Staatskasse ohne 
Rücksicht auf 'diese Verteilung für die Ausla- 
gen, die bei gesonderter Erledigung des Ge- 
schäfts entstanden wären. 

§ 94 

Rechnungsgebühren 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch einen 
dafür besonders bestellten Beamten oder An- 
gestellten (Redinungsbeamten) vorgenom- 
men werden, sind als Auslagen Rechnungs- 
gebühren zu erhelben, die nach dem für die 
Arbeit erforderlichen Zeitaufwand bemessen 
werden. Sie betragen 4 Deutsche Mark für 
die Stunde; die letzte, bereits begonnene 
Stunde wird voll gerechnet. 

(2) Die Rechnungsgebühren setzt das Ge- 
richt, das den Rechnungsbeamten beauftragt 
hat, von Amts wegen fest. § 4 Abs. 1 Satz 
2, 3 und 4, Abs. 2 und 4 gilt entsprechend. 
Beschwerdeberechtigt sind die Staatskasse 
und derjenige, der für die Rechnungsgebüh- 
ren als Kostenschuldner in Anspruch genom- 
men worden ist. 


ACHTER ABSCHNITT 
Kostenzahlung und Kostenvorsdiuß 

§ 95 

Kostenschuldner in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ist 
Schuldner der Kosten derjenige, der das Ver- 
fahren der Instanz beantragt hat. Dies gilt 
nicht im amts gerichtlichen Entmündigungs- 
verfahren wegen Geisteskrankheit oder Gei- 
st essdiwäche. 

(2) In den Fällen des § 37 Abs. 1 ist 
Schuldner der Gebühren derjenige, auf des- 
sen Betreiben das schiedsrichterliche Verfah- 
ren eingeleitet worden ist. 

§ 96 

Kostenschuldner im Konkursverfahren 

(1) Im Konkursverfahren ist der Antrag- 
steller Schuldner der im § 49 und im § 56 
Abs. 2 bestimmten Gebühren. Wird der An- 
trag auf Eröffnung oder Wiederaufnahme 


des Verfahrens abgewiesen oder zurückge- 
nommen, so ist der Antragsteller auch 
Schuldner der in dem Verfahren entstandenen 
Auslagen. 

(2) Im übrigen ist Schuldner der Gebüh- 
ren und Auslagen der Gemeinschuldner. 

§ 97 

Kostenschuldner im Vergleichsverfahren 

Im Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses ist Schuldner der Kosten der 
Vergleichsschuldner. 

§ 98 

Kostenschuldner im Zwangsversteigerungs- 
und Zwangsverwaltungsverfahren 

(1) Im Zwangs versteigerungs- und Zwangs- 
verwaltungsverfahren ist Schuldner der im 
§ 60, im § 61 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4, im 
§ 63 und im § 66 Abs. 1 und 2 bestimmten 
Geibühren und der im Verfiahren entstehen- 
den Auslagen, soweit sie nicht dem Erlös 
entnommen werden können, der Antrag- 
steller. 

(2) Schuldner der Gebühr für die Ertei- 
lung des Zuschlags ist, vorbehaltlich des § 99 
Nr. 3, nur der Ersteher. Im Falle der Ab- 
tretung der Rechte aus dem Meistgebot oder 
der Erklärung, für einen Dritten geboten zu 
haben (§ 81 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung), 
haften der Ersteher und der Meistbietende 
als Gesamtschuldner. 

§ 99 

Sonstige Kostenschuldner 
Kostenschuldner ist ferner 

1. derjenige, dem durch gerichtliche Entschei- 
dung die Kosten des Verfahrens auferlegt 
sind; 

2. derjenige, der sie durch eine vor Gericht 
abgegebene oder dem Gericht mitgeteilte 
Erklärung oder in einem vor Geridit ab- 
geschlossenen oder dem Gericht mitgeteil- 
ten Vergleich übernommen hat; dies gilt 
auch, wenn die Kosten nach § 98 der Zivil- 
prozeßordnung als übernommen anzuse- 
hen sind; 

3. derjenige, der nach den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts für die Kostenschuld 
eines anderen kraft Gesetzes haftet; 
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4. der Vollstreckungsschuldner für die not- 
wendigen Kosten der Zwangsvollstreckung. 

§ 100 

Auslagenschuldner in ibesonderen Fällen 

(1) Der Beschuldigte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gegen einen Straf- 
besdieid einer Verwaltungsbehörde zurück- 
nimmt, ist Schuldner der entstandenen Aus- 
lagen. 

(2) Wird der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung gegen einen Bußgeldbescheid oder 
eine Maßnahme der Verwaltungsbehörde 
oder der Antrag auf Änderung oder Auf- 
hebung des rechtskräftigen Bußgeldbeschei- 
des (§ 54, § 47 Abs. 2 und 3, § 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) zu- 
rückgenommen, so ist der Antragsteller 
Schuldner der entstandenen Auslagen. 

§ 101 

Schuldner der Schreibgebühren 

Schuldner der Schreibgebühren ist ferner 
der Antragsteller. Im Falle des § 91 Abs. 1 
Nr. 2 ist Schuldner der Schreibgebühren nur 
die Partei, die es unterlassen hat, einem von 
Amts wegen zuzustellenden Schriftsatz die 
erforderlidie Zahl von Abschriften beizufü- 
gen. 

§ 102 

Erlöschen der Zahlungspflicht 

Die durch gerichtliche Entscheidung be- 
gründete Verpflichtung zur Zahlung von 
Kosten erlischt, soweit die Entscheidung 
durch eine andere gerichtliche Entscheidung 
aufgehoben oder abgeändert wird. Soweit 
die Verpflichtung zur Zahlung von Kosten 
nur auf der aufgehobenen oder abgeänderten 
Entscheidung beruht hat, werden bereits ge- 
zahlte Kosten zurückerstattet. 

§ 103 

Mehrere Kostenschuldner 

(1) Mehrere Kostenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Soweit einer Partei die Kosten durch 
geriAtliche Entscheidung auferlegt oder von 
ihr durch eine vor dem Gericht abgegebene 
oder ihm mitgeteilte Erklärung übernom- 
men sind, soll die Haftung der anderen Par- 
tei nur geltend gemacht werden, wenn eine 


Zwangsvollstreckung in das bewegliche Ver- 
mögen der ersteren erfolglos geblieben ist 
oder aussichtslos erscheint. 

§ 104 

Haftung von Streitgenossen 

Besteht eine Partei aus mehreren Personen, 
so haften sie als Gesamtschuldner, wenn die 
Kosten nicht durch gerichtliche Entscheidung 
unter sie verteilt worden sind. 

§ 105 

Verpflichtung zur Zahlung von Kosten in 
besonderen Fällen 

Die nach § 100 Abs. 4, § 658 Abs. 2 der 
Zivilproizeßordnung, §§ 57 bis 60, § 142 der 
Konkursordnung, § 466, § 471 Abs. 4, § 472 
der Strafprozeßordnung begründete Ver- 
pflichtung zur Zahlung von Kosten besteht 
auch gegenüber der Staats'kasse. 

§106 

Fälligkeit der Gebühren 

In bürgerlichen Rechtsstrekigkeiten, im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon- 
kurses und im Konkursverfahren wird die 
Gebühr mit der Stellung des Antrags fällig, 
durch den das Verfa!hren bedingt ist; soweit 
die Geibühr eine Entscheidung oder sonstige 
gerichtliche Handlung voraussetzt, wird sie 
mit dieser fällig. 

§107 

Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 

(1) Die Gebühren des § 60 werden mit der 
Entscheidung, die Gebühren des § 61 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 werden im Verteilungstermin 
und, wenn das Verfahren vorher aufgehoben 
wird, mit der Aufhebung fällig, 

(2) Die Gebühr des § 61 Abs. 1 Nr. 3 wird 
mit der Verkündung des Zuschlags und, wenn 
der Zuschlag vom Beschwerdegericht erteilt 
wird, mit der Zustellung des Beschlusses an 
den Ersteher fällig. Wird der Zuschlags- 
beschluß aufgöhoben, so wird die Geibühr nicht 
etihoben oder, wenn sie bezahlt Ist, erstattet. 

(3) Im Verfahren der Zwangsverwaltung 
werden die Gebühren mit der Aufhebung des 
Verfahrens, und, wenn es länger als ein Jahr 
dauert, am Ende eines jeden Jahres fällig. 
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§ 108 

Niederlegumg des Schiedsspruchs oder des 
schleds richterlichen V er gleichs 

Die im § 37 Abs. 1 bestimmte Gebühr wird 
mit der Niederlegung des Schieidsspruchs oder 
des schiedsrichterlichen Vergleichs fällig. 

§ 109 

Fälligkeit der Gebühren in sonstigen Fällen, 
Fälligkeit der Auslagen 

(1) Im übrigen werden die Gdbühren sowie 
die Auslagen fällig, solbald eine unbedingte 
Entscheidung über die Kosten ergangen ist 
oder das VerfaJhren oder die Instanz durch 
Vergleich, Zurücknahme oder anderweitige 
Erledigung beendigt ist. 

(2) In Strafsachen werden die Kosten, die 
dem verurteilten Beschuldigten zur Last fal- 
len, erst mit der Rechtskraft des Urteils fällig. 
Satz 1 gilt in gerichtlidien Verfahren nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ent- 
sprechend. 

§ 110 

Fälligkeit der Schreibgebühren 

(1) Die Schreibgebühren werden sofort nach 
Aushändigung oder Absendung der Schrift- 
stücke fällig, 

(2) Die Anfertigung der auf Antrag zu er- 
teilenden Ausfertigungen und Abschriften 
kann von der vorherigen Zahlung eines die 
Schreibgebühren deckenden Betrags abhängig 
gemacht werden. § 4 Abs. 1 bis 4 gilt ent- 
sprechend. 

§ 111 

Vorauszahlung 

(1) Der Termin zur mündlichen Verhand- 
lung soll auf Grund der Klage erst nach Zah- 
lung der erforderten Prozeßgeibühr bestimmt 
werden. Das gleiche gilt im Mahnverfahren 
bei dem Antrag des Gläubigers auf Bestim- 
mung eines Termins zur mündlichen Verhand- 
lung nach Erhe'bung des Widerspruchs oder 
nach Erlaß eines Vollstreckungäbefehls unter 
Vorbehalt der Ausführung der Rechte des Be- 
klagten. Wird (der Klageantrag erweitert, so 
soll vor Zahlung der erforderten Prozeß- 
gdbühr keine gerichtliche Handlung vorge- 
nommen werden. 

(2) Der Zahlungsbefehl soll erst nach Zah- 
lung der Im § 38 Abs. 1 bestimmten Gebühr 
erlassen werden. 


(3) Der Termin zur Abnahme des Offen- 
barungseids soll erst nach Zahlung der im § 40 
Abs. 1 Nr. 5 vorgesehenen Gebühr bestimmt 
werden. 

(4) Über Anträge auf Zwarigsvollstreckungs- 
handlungen der Im § 42 Abs. 1 Nr. 2 bezeich- 
neten Art soll erst nach Zahlung der Gebühr 
(§ 42 Abs. 1 Nr. 2, § 43 Abs. 2) entschieden 
werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit 
dem Antragsteller das Armenrecht bewilligt 
ist; sie gelten ferner nicht, wenn dem Antrag- 
steller Gebührenfreiheit zusteht oder wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß ihm die alsbal- 
dige Zahlung der Gebühr mit Rücksicht auf 
seine Vermögenslage oder aus sonstigen Grün- 
den Schwierigkeiten bereiten würde. Absatz 4 
gilt nicht im Arrestverfahren. 

§ 112 

Vorschuß im Zwangsverstelgerungs- 
un d Zwangs verwalt ungsve rf ahren 

(1) Im Zwangsversteigerungsverf ahren ist 
spätestens bei Bestimmung des Zwangsverstei- 
gerungstermlns ein Vorschuß In Höhe des 
Doppelten der im § 61 Abs. 1 Nr. 1 bestimm- 
ten Gebühr zu erhelben, 

(2) Im Zwangsverwaltungsverfahren hat der 
Antragsteller jährlich einen angemessenen Ge- 
bührenvorschuß zu zahlen. 

(3) Die Anordnung des Verfahrens, die Zu- 
lassung des Beitritts zum Verfahren oder die 
Fortsetzung des Verfahrens kann nicht von 
der Zahlung eines Vorschusses abhängig ge- 
macht werden. 

§ 113 

Vorschuß In Strafsachen 

(1) In Strafsachen hat der Privatkläger oder 
derjenige, der als Privatkläger oder Neben- 
kläger eine Berufung oder Revision einlegt 
oder eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
beantragt, einen Gebührenvorschuß In Höhe 
ider Hälfte der im § 77 Abs. 1 bestimmten Ge- 
bühr für die Instanz zu zahlen. § 81 gilt ent- 
sprechend. Der Widerkläger ist zur Zahlung 
eines Gebührenvorschusses nicht verpflichtet. 

(2) Wer als Privatkläger 'das Verfahren nach 
den §§ 430 bis 432 der Strafprozeßordnung 
betreibt oder als Privatkläger oder Neben- 
kläger In einem solchen Verfahren ein Rechts- 
mittel einlegt oder die Wiederaufnahme des 
Verfahrens beantragt, hat gleichfalls den Im 
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Absatz 1 bestimmten Gdbüihremvorsdiuß zu 
bezahlen. 

§ 114 

Ausl ag envorschuß 

(1) Wird die Vornahme einer Handlung, 
mit der Auslagen ver*bunden sind, beantragt, 
so hat der Antragsteller einen zur Deckung 
der Auslagen hinreichenden Vorschuß zu zah- 
len. Das Gericht soll die Vornahme der Hand- 
lung von der vorherigen Zahlung des Vor- 
schusses abhängig machen. 

(2) Die Vorschußpflicht nach Absatz 1 be- 
steht in Strafsachen nur für den Privatkläger, 
den Widerkläger sowie für den Nebenkläger, 
der Berufung oder Revision eingelegt hat. 

(3) Bei Handlungen, die von Amts wegen 
vorgenommen werden, kann ein Vorschuß zur 
Deckung der Auslagen erhoben werden. Dies 
gilt nicht in Strafsachen. 


S 115 

Fortdauer der Vorschußpflicht 

Die Verpflichtung zur Zahlung der vorzu- 
schießenden Beträge bleibt bestehen, auch 
wenn die Kosten des Verfahrens einem an- 
deren auferlegt oder von einem anderen über- 
nommen sind. § 103 Abs. 2 gilt entsprechend. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschrift 

§ 116 

Forst- und Feldrügesachen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
das gerichtliche Verfahren in Forst- und Feld- 
rügesachen entsprechend. 


Anlage (zu § 10 Abs. 2) 


Die volle Gebühr beträgt bei Gegenständen im Wert 


bis 

ZU 

50 

Deutsche Mark einschließlich 

3 Deutsche Mark 

» 

» 

100 

55 

55 

55 

4 

55 

55 

» 

» 

150 

55 

55 

55 

6 

55 

55 

» 

» 

200 

55 

55 

55 

8 

55 

55 


» 

300 

55 

55 

55 

12 

55 

55 

n 

JJ 

400 

55 

55 

55 

16 

55 

55 

jj 

JJ 

500 

>5 

55 

55 

20 

55 

55 

» 

55 

600 

55 

55 

55 

24 

55 

55 


55 

700 

55 

55 

55 

27 

55 

55 

)) 

55 

800 

55 

55 

55 

30 

55 

55 

J) 

55 

900 

55 

55 

55 

33 

55 

55 

» 

55 

1 000 

>5 

55 

55 

36 

55 

55 


55 

1 100 

55 

55 

55 

39 

55 

55 

» 

55 

1 200 

55 

55 

55 

42 

55 

55 


55 

1 300 

55 

55 

55 

45 

55 

55 

jj 

55 

1400 

55 

55 

55 

48 

55 

55 

n 

55 

1 500 

55 

55 

55 

51 

55 

55 

jj 

55 

1 600 

55 

55 

55 

54 

55 

55 

» 

55 

1 700 

55 

55 

55 

57 

55 

55 

» 

55 

1 800 

55 

55 

55 

59 

55 

55 

Jj 

55 

1 900 

55 

55 

>5 

61 

55 

55 


55 

2 000 

55 

55 

55 

63 

55 

55 


55 

2 300 

55 

55 

55 

67 

55 

55 


55 

2 600 

55 

55 

55 

71 

55 

55 
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bis 

ZU 

2 900 

Deutsche Mark einschließlich 

75 Deutsche Mark 

5> 


3 200 

JJ 

JJ 

JJ 

79 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

3 500 

JJ 

JJ 

JJ 

83 

JJ 

JJ 

„ 

» 

3 800 

JJ 

JJ 

JJ 

87 

JJ 

JJ 

„ 


4 100 

JJ 

JJ 

JJ 

91 

JJ 

JJ 

n 


4 400 

JJ 

JJ 

JJ 

95 

JJ 

JJ 

j> 


4 700 

JJ 

JJ 

JJ 

99 

JJ 

JJ 

jj 

J) 

5 000 

JJ 

JJ 

JJ 

103 

JJ 

JJ 

?j 


5 400 

JJ 

JJ 

JJ 

108 

JJ 

JJ 

JJ 

» 

5 800 

JJ 

JJ 

JJ 

113 

JJ 

JJ 

» 

J3 

6 200 

JJ 

JJ 

JJ 

118 

JJ 

JJ 

J5 

J> 

6 600 

JJ 

JJ 

JJ 

123 

„ 

JJ 

jj 

J3 

7 000 

JJ 

JJ 

JJ 

128 

JJ 

JJ 


3J 

7 400 

JJ 

JJ 

JJ 

133 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

7 800 

JJ 

JJ 

JJ 

138 

JJ 

JJ 

» 

» 

8 200 

JJ 

JJ 

JJ 

143 

„ 

JJ 

j> 

J) 

8 600 

JJ 

JJ 

JJ 

148 

JJ 

JJ 

n 

J> 

9 000 

JJ 

JJ 

JJ 

153 

JJ 

JJ 

jj 

3> 

9 500 

J» 

JJ 

JJ 

158 

JJ 

JJ 

jj 

„ 

10 000 

JJ 

J» 

JJ 

163 

JJ 

JJ 

jj 


10 800 

JJ 

JJ 

JJ 

168 

JJ 

JJ 

J> 

» 

11 600 

JJ 

JJ 

JJ 

173 

JJ 

JJ 

jj 

» 

12 400 

JJ 

JJ 

JJ 

178 

JJ 

JJ 

„ 

»5 

13 200 

J» 

JJ 

JJ 

183 

JJ 

JJ 


JJ 

14 000 

J» 

JJ 

JJ 

188 

JJ 

JJ 

j) 

» 

14 800 

J» 

JJ 

JJ 

193 

JJ 

JJ 


JJ 

15 600 

JJ 

JJ 

JJ 

198 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

16 400 

JJ 

JJ 

JJ 

203 

JJ 

JJ 


JJ 

17 200 

JJ 

JJ 

JJ 

208 

JJ 

JJ 


n 

18 000 

JJ 

JJ 

JJ 

213 

JJ 

JJ 

« 

JJ 

18 800 

JJ 

JJ 

JJ 

218 

JJ 


„ 

» 

19 600 

JJ 

JJ 

JJ 

223 

JJ 

JJ 

»j 

JJ 

20 400 

JJ 

JJ 

JJ 

228 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

21 200 

J» 

JJ 

JJ 

233 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

22 000 

JJ 

JJ 

JJ 

238 

JJ 

JJ 

M 

JJ 

22 800 

JJ 

JJ 

JJ 

243 

JJ 

JJ 

„ 

» 

23 600 

JJ 

JJ 

JJ 

248 

JJ 

JJ 

)) 

JJ 

24 400 

JJ 

JJ 

JJ 

253 

JJ 

JJ 

» 

„ 

25 200 

JJ 

JJ 

JJ 

258 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

26 000 

JJ 

JJ 

JJ 

263 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

26 800 

JJ 

JJ 

JJ 

268 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

27 600 

JJ 

JJ 

JJ 

273 

JJ 

JJ 

„ 

JJ 

28 400 

JJ 

JJ 

JJ 

278 

JJ 

JJ 

SJ 

JJ 

29 200 

JJ 

JJ 

JJ 

283 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

30 000 

JJ 

JJ 

JJ 

288 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

30 800 

JJ 

JJ 

JJ 

293 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

31 600 

JJ 

JJ 

JJ 

298 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

32 400 

JJ 

JJ 

JJ 

303 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

33 200 

JJ 

JJ 


308 

JJ 

JJ 

JJ 

JJ 

34 000 

JJ 

JJ 

JJ 

313 

JJ 

JJ 

5> 

JJ 

34 800 

JJ 

JJ 

JJ 

318 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

35 600 

JJ 

JJ 

JJ 

323 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

36 400 


JJ 

JJ 

328 

JJ 

JJ 

» 

JJ 

37 200 

JJ 

JJ 

JJ 

333 


JJ 


JJ 

38 000 

JJ 

JJ 

JJ 

338 

JJ 

JJ 

3J 

JJ 

38 800 

JJ 

JJ 

JJ 

343 

JJ 

JJ 
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von dem Mehtibetrag für je 1000 Deutsche Mark 6 Deutsche Mark. 
Werte über 50 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 
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Anlage 2 zu Artikel X § 7 


Gesetz über die Kosten in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Kostenordnung) 


ERSTERTEIL 

Gerichtskosten 

ERST1ER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

1. Geltungsbereich 

§ 1 

In den Angelegenheiten der freiwilligen 
Geriditsbarkeit werden, soweit bundesrecht- 
lich nichts anderes bestimmt ist, Kosten 
(Gebühren und Auslagen) nur nach diesem 
Gesetz erhoben. 

2. Kostenschuldner 

§ 2 

Allgemeiner Grundsatz 
Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet 

1. bei Geschäften, die nur auf Antrag vorzu- 
nehmen sind, jeder, der die Tätigkeit des 
Gerichts veranlaßt, bei der Beurkundung 
von Rechtsgeschäften insbesondere jeder 
Teil, dessen Erklärung beurkundet ist; 

2. bei Geschäften, die von Amts wegen vor- 
genommen werden, derjenige, dessen In- 
teresse wahrgenommen wird. 

§ 3 

Weitere Kostenschuldner 
Kostenschuldner ist ferner 

1. derjenige, dem durch eine gerichtliche Ent- 
scheidung die Kosten auferlegt sind; 


2. derjenige, der sie durch eine vor Gericht 
abgegebene oder dem Gericht mitgeteilte 
Erklärung übernommen hat; 

3. derjenige, der nach den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts für die Kostenschuld 
eines anderen kraft Gesetzes haftet; 

4. der Vollstreckungsschuldner für die not- 
wendigen Kosten der Zwangsvollstreckung. 

§ 4 

Gebührenschuldner in besonderen Fällen 

Die Gebühr für die Eintragung des Er- 
stehers als Eigentümer wird nur von diesem 
erhoben; für die Gebühren, die durch die 
Eintragung der Sicherungshypothek für For- 
derungen gegen den Ersteher erwachsen, haf- 
tet neben den Gläubigern auch der Ersteher. 

§ 5 

Mehrere Kostenschuldner 

(1) Mehrere Kostenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. Sind an einer Beurkun- 
dung mehrere beteiligt und betreffen ihre 
Erklärungen verschiedene Gegenstände, so 
beschränkt sich die Haftung des einzelnen 
auf den Betrag, der entstanden wäre, wenn 
die übrigen Erklärungen nicht beurkundet 
worden wären. 

(2) Sind durch besondere Anträge eines 
Beteiligten Mehrkosten entstanden, so fallen 
diese ihm allein zur Last. 

§ 6 

Haftung der Erben 

Für die Kosten, die durch die Eröffnung 
einer Verfügung von Todes wegen, die Si- 
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cherung eines Nadilasses, die Errichtung eines 
Nachlaßinventars, eine Nachlaßpflegschaft, 
eine Nachlaß Verwaltung oder eine Pflegschaft 
für einen Nacherben entstehen, haften nur 
die Erben, und zwar nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über Nach- 
laßverbindlichkeiten. Das gleiche gilt für die 
Kosten, die durch die Entgegennahme von 
Erklärungen über die Annahme, Ablehnung 
oder Kündigung des Amtes als Testaments- 
vollstrecker entstehen. 

3. Fälligkeit 


Abs. 1, §§ 25, 30 des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, jedoch in Grundbuchsachen nach den §§ 
71 bis 77, § 81 der Grundbuchordnung und 
in Schiffsregistersachen nach den §§ 75 bis 
82, § 89 der Schiffsregisterordnung zulässig. 
Soweit in erster Instanz das Landgericht zu- 
ständig ist, entscheidet über die Beschwerde 
das Oberlandesgericht. Die Beschwerde ist 
auch statthaft, wenn der Beschwerdegegen- 
stand fünfzig Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Die Kosten für die Beschwerde bestimmen 
sich nach § 130, §§ 135 bis 138 dieses Ge- 
setzes. 


5 ^ 

Gebühren werden mit der Beendigung des 
gebührenpflichtigen Geschäfts, Auslagen so- 
fort nach ihrer Entstehung fällig. 


4. Vorauszahlung und 
Sicherstellung 


§ 8 


Vorschüsse 


(1) Bei Geschäften, die auf Antrag vorzu- 
nehmen sind, hat der zur Zahlung der Ko- 
sten Verpflichtete einen zur Deckung der Ko- 
sten hinreichenden Vorschuß zu zahlen. Bei 
Verrichtungen von Amts wegen kann ein 
Vorschuß nur zur Deckung der Auslagen er- 
hoben werden. Auf die Verpflichtung zur 
Zahlung des Vorschusses finden die allgemei- 
nen Vorschriften über die Zahlungspflicht 
Anwendung. 

(2) Bei Geschäften, die auf Antrag vorzu- 
nehmen sind, soll die Vornahme des Ge- 
schäfts davon abhängig gemacht werden, daß 
der Vorschuß gezahlt oder sichergestellt 
wird. Dies gilt nicht, wenn dem Antragstel- 
ler das Armenrecht bewilligt ist oder wenn 
ihm Gebührenfreiheit zusteht; es gilt ferner 
nicht, wenn glaubhaft gemacht ist, daß eine 
etwaige Verzögerung einem Beteiligten einen 
nicht oder nur schwer zu ersetzenden Scha- 
den bringen würde, oder wenn aus einem 
anderen Grund das Verlangen nach vorhe- 
riger Zahlung oder Sicherstellung der Kosten 
nicht angebracht erscheint, insbesondere wenn 
die Berichtigung des Grundbuchs oder die 
Eintragung eines Widerspruchs beantragt 
wird. 

(3) Gegen Anordnungen nach Absatz 2 ist 
auch wegen der Höhe des Vorschusses die 
Beschwerde nach den §§ 19, 20, 21, 23, § 24 


§ 9 

Zurückzahlung von Vorschüssen 

Vorschüsse werden nur insoweit zurück- 
gezahlt, als sie den Gesamtbetrag der für 
das Geschäft bis zu dessen Beendigung ent- 
standenen Kosten übersteigen. 


§ 10 

Zurückbehaltungsrecht 

(1) Ausfertigungen, Abschriften sowie zu- 
zückzugebende Urkunden, die aus Anlaß des 
Geschäfts eingereicht sind, können zurück- 
behalten werden, bis die in der Angelegen- 
heit erwachsenen Kosten bezahlt sind. 

(2) Von der Zurückbehaltung ist abzuse- 
hen, 

1. wenn der Eingang der Kosten mit Sicher- 
heit zu erwarten ist; 

2. wenn glaubhaft gemacht wird, daß die 
Verzögerung der Herausgabe einem Be- 
teiligten einem nicht oder nur schwer zu 
ersetzenden Schaden bringen würde, und 
nicht anzunehmen ist, daß die Kosten ent- 
zogen werden sollen; 

3. wenn das Schriftstück nicht vom Kosten- 
schuldner, sondern von einem Dritten 
eingereicht ist, dem gegenüber die Zurück- 
behaltung eine unbillige Härte wäre. 

(3) § 14 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 


5. Kostenfreiheit 


§ 11 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die nach 
den Haushaltsplänen des Bundes und der 
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Länder für Rechnung des Bundes oder eines 
Landes verwalteten öffentlichen Anstalten 
und Kassen. 

(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschriften, 
durch die eine sachliche oder persönliche Be- 
freiung von Kosten gewährt ist, bleiben in 
Kraft. Landesrechtliche Vorschriften, die in 
weiteren Fällen eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewähren, bleiben 
unberührt. 

(3) Nach dem — Tag des Inkrafttretens des 
Gesetzes — in Kraft tretende bundes- oder 
landesrechtliche Vorschriften, die Gebühren- 
freiheit gewähren, gelten für die Beurkun- 
dungs- und Beglaubigungsgebühren nur, 
wenn sie ausdrücklich auch hiervon Befrei- 
ung gewähren. 


§ 12 

Einschränkungen 

(1) Die persönliche Gebührenfreiheit steht 
der Inanspruchnahme für die Gebühren 
nicht entgegen, wenn die Haftung auf der 
Vorschrift des § 3 Nr. 3 (Haftung nach bür- 
gerlichem Recht) beruht, oder wenn der Ko- 
stenschuldner als Erbe nach § 6 oder als An- 
teilsberechtigter nach § 115 Abs. 6 für die 
Kosten haftet. 

(2) Die Gebührenfreiheit entbindet, soweit 
nidit ein anderes bestimmt ist, nicht von der 
Verpflichtung zur Zahlung der Auslagen. 


§ 13 


Gebührenfreiheit für einzelne 
Gesamtschuldner 


Wenn einzelnen von mehreren Gesamt- 
schuldnern Gebührenfreiheit zusteht, so ver- 
mindert sich der Gesamtbetrag der Gebühren 
um den Betrag, den die befreiten Beteiligten 
an die Nichtbefreiten auf Grund gesetzlicher 
Vorschrift zu erstatten hätten. 


6. Der Kostenanspruch 
§ 14 

Kostenansatz, Erinnerung, Beschwerde 

(1) Die Kosten werden bei dem Gericht 
angesetzt, bei dem die Angelegenheit anhän- 
gig ist oder zuletzt anhängig war, auch wenn 
die Kosten bei einem ersuchten Gericht ent- 
standen sind oder die Angelegenheit bei 
einem anderen Gericht anhängig war. Die 


Kosten eines Rechtsmittelverfahrens werden 
bei dem mit dem Rechtsmittel befaßten Ge- 
richt angesetzt. 

(2) Über Erinnerungen des Kostenschuld- 
ners und der Staatskasse gegen den Kosten- 
ansatz entscheidet das Geridit, bei dem die 
Kosten angesetzt sind. Die Entscheidung er- 
geht gebührenfrei. Das Gericht kann seine 
Entscheidung von Amts wegen ändern. 
Schwebt das Verfahren wegen der Haupt- 
sache oder wegen der Entscheidung über den 
Geschäftswert, den Kostenansatz oder die 
Kostenfestsetzung in der Rechtsmittelinstanz, 
so ist hierzu auch das Rechtsmittelgericht 
befugt. 

(3) Gegen Entscheidungen nach Absatz 2 
ist die Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 3, § 568 
Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivilprozeß- 
ordnung zulässig. Gegen die Entscheidung, 
die ein Landgericht als Beschwerdegericht 
trifft, ist die weitere Beschwerde statthaft, 
wenn sie das Landgericht wegen der grund- 
sätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung 
stehenden Frage zuläßt. Die weitere Be- 
schwerde kann nur darauf gestützt werden, 
daß die Entscheidung auf einer Verletzung 
des Gesetzes beruht; die §§ 550 und 551 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. Für 
die weitere Beschwerde gilt § 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

(4) Erinnerungen oder Beschwerden kön- 
nen in allen Fällen zu Protokoll der Ge- 
schäftsstelle oder schriftlich ohne Mitwirkung 
eines Rechtsanwalts eingelegt werden. Die 
Kosten für die Beschwerde bestimmen sich 
nach § 130, §§ 135 bis 138. 

(5) Der Kostenansatz kann auch im Ver- 
waltungsweg berichtigt werden, solange nicht 
eine gerichtliche Entscheidung getroffen ist. 


§ 15 

Nachforderung 

Kosten können wegen unrichtigen Ansat- 
zes nur nachgefordert werden, wenn der be- 
richtigte Ansatz vor Ablauf des nächsten Ka- 
lenderjahres nach endgültiger Erledigung der 
Angelegenheit dem Zahlungspflichtigen mit- 
geteilt ist. Ist innerhalb dieser Frist dem 
Zahlungspflichtigen davon Mitteilung ge- 
macht, daß ein Wertermittlungsverfahren 
eingeleitet ist, so ist die Angelegenheit erst 
mit der Beendigung dieses Verfahrens end- 
gültig erledigt. 
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§ 16 

Nichterhebung von Kosten wegen 
unrichtiger Sachbehandlung 

(1) Kosten, die bei richtiger Behandlung 
der Sache nicht entstanden wären, werden 
nicht erhoben. Das gleiche gilt von Auslagen, 
die durch eine von Amts wegen veranlaßte 
Verlegung eines Termins oder Vertagung 
einer Verhandlung entstanden sind. 

(2) Die Entscheidung trifft das Gericht. 
Solange nicht das Gericht entschieden hat, 
können Anordnungen nach Absatz 1 im Ver- 
waltungsweg erlassen werden. Eine im Ver- 
waltungsweg getroffene Anordnung kann 
nur im Verwaltungsweg geändert werden. 

§ 17 

Verjährung 

(1) Ansprüche auf Zahlung von Kosten 
verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Ka- 
lenderjahres, in dem der Antrag fällig ge- 
worden ist. 

(2) Ansprüche auf Rückerstattung von 
Kosten verjähren in vier Jahren naA Ab- 
lauf des Kalenderjahres, in dem der An- 
spruch entstanden ist. 

(3) Auf die Verjährung sind die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches an- 
zuwenden; die Verjährung wird nicht von 
Amts wegen berücksichtigt. Die Verjährung 
der Ansprüche auf Zahlung von Kosten wird 
auch durch die Aufforderung zur Zahlung 
und durch eine dem Schuldner mitgeteilte 
Stundung unterbrochen; ist der Aufenthalt 
des Kostenschuldners unbekannt, so genügt 
die Zustellung durch Aufgabe zur Post unter 
seiner letzten bekannten Anschrift. Bei Ko- 
stenbeträgen unter zwanzig Deutsche Mark 
wird die Verjährung nicht unterbrochen. 

7. Geschäftswert 
§ 18 

Grundsatz 

(1) Die Gebühren werden nach dem Wert 
berechnet, den der Gegenstand des Geschäfts 
zur Zeit der Fälligkeit hat (Geschäfts wert). 

(2) Maßgebend ist der Hauptgegenstand 
des Geschäfts. Früchte, Nutzungen, Zinsen, 
Vertragsstrafen und Kosten werden nur be- 
rücksichtigt, wenn sie Gegenstand eines be- 
sonderen Geschäfts sind. 

(3) Verbindlichkeiten, die auf dem Gegen- 
stand lasten, werden bei Ermittlung des Ge- 
schäftswertes nicht abgezogen; dies gilt auch 
dann, wenn GegenstanddesGeschäfts ein Nach- 
laß oder eine sonstige Vermogensmasse ist. 


§ 19 
Sachen 

(1) Bei der Bewertung von Grundbesitz 
ist, sofern sich aus dem Inhalt des Geschäfts 
nicht genügend Anhaltspunkte für einen 
höheren Wert ergeben, der letzte Einheits- 
wert maßgebend, der zur Zeit der Fälligkeit 
der Gebühr festgestellt ist. Das Gericht hat 
jedoch auf der Grundlage des Einheitswerts 
den Wert selbständig nach freiem Ermessen 
zu ermitteln, wenn der Gegenstand des ge- 
bührenpflichtigen Geschäfts vom Gegenstand 
der Einheitsbewertung wesentlich abweicht 
oder wenn der Wert infolge bestimmter 
Umstände, die nach dem Feststellungszeit- 
punkt des Einheitswerts eingetreten sind, sich 
wesentlich verändert hat. Wird der Einheits- 
wert nicht nachgewiesen, so ist das Finanz- 
amt um Auskunft über die Höhe des Ein- 
heitswerts zu ersuchen. Ist der Einheitswert 
noch nicht festgestellt, so ist dieser vorläufig 
zu schätzen; die Schätzung ist nach der ersten 
Feststellung des Einheitswerts zu berichtigen; 
die Angelegenheit ist erst mit der Feststellung 
des Einheitswerts endgültig erledigt (§ 15). 

(2) Im übrigen ist der Wert einer Sache 
der gemeine Wert. Er wird durch den Preis 
bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäfts- 
verkehr nach der Beschaffenheit der Sache 
unter Berücksichtigung aller den Preis be- 
einflussenden Umstände bei einer Veräuße- 
rung zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder 
nur persönliche Verhältnisse bleiben außer 
Betracht. 

§ 20 

Kauf-, Vorkaufs- und Wiederkaufsredit 

(1) Beim Kauf von Sachen ist der Kauf- 
preis maßgebend; der Wert der vorbehal- 
tenen Nutzungen und der vom Käufer über- 
nommenen oder ihm sonst infolge der Ver- 
äußerung obliegenden Leistungen wird hin- 
zugerechnet. Ist der Kaufpreis niedriger als 
der Wert der Sache (§ 19), so ist dieser maß- 
gebend; beim Kauf eines Grundstücks bleibt 
eine für Rechnung des Erwerbers vorgenom- 
mene Bebauung bei der Ermittlung des 
Wertes außer Betracht. 

(2) Als Wert eines Vorkaufs- oder Wie- 
derkaufsrechts ist in der Regel der halbe 
Wert der Sache anzunehmen. 

§ 21 

Erbbaurecht, Wohnungseigentum, 
Wohnungserbbaurecht 

(1) Bei der Bestellung eines Erbbaurechts 
beträgt der Wert achtzig vom Hundert des 
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Werts des belasteten Grundstücks (§ 19 
Abs. 1). Eine für Rechnung des Erbbau- 
berechtigten erfolgte Bebauung des Grund- 
stücks bleibt bei der Ermittlung des Grund- 
stückswerts außer Betracht. Ist als Entgelt für 
die Bestellung des Erbbaurechts ein Erbbau- 
zins vereinbart, dessen nach § 24 errechneter 
Wert den nach Satz 1 und 2 berechneten 
Wert übersteigt, so ist der Wert des Erbbau- 
zinses maßgebend; entsprechendes gilt, wenn 
statt des Erbbauzinses ein fester Kapital- 
betrag vereinbart ist. 

(2) Bei der Begründung von Wohnungs- 
eigentum (Teileigentum) sowie bei Ge- 
schäften, die die Aufhebung oder das Er- 
löschen von Sondereigentum betreffen, ist als 
Geschäftswert die Hälfte des Werts des 
Grundstücks (§19 Abs. 1) anzunehmen. 

(3) Bei Wohnungserbbaurechten (Teilerb- 
baurechten) gilt Absatz 2 entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Werts des 
Grundstücks der Einheitswert des Erbbau- 
rechts oder, wenn ein solcher nicht festgestellt 
ist, der nach Absatz 1 zu bestimmende Wert 
des Erbbaurechts tritt. 


§ 22 


Grunddlenstb afkei ten 


Der Wert einer Grunddienstbarkeit be- 
stimmt sich nach dem Wert, den sie für tdas 
herrschende Grundstück hat; ist der Betrag, 
um den sich der Wert des dienenden Grund- 
stücks durch die Dienstbarkeit mindert, 


größer, so ist dieser höhere Betrag maß- 


§23 

Pfandrechte und sonstige Sicherheiten, Rang- 
änderunigen 

(1) Der Wert eines Pfandrechts oder der 
sonstigen Sicherstellnng leiner Forderunig 
durch Bürgschaft, Sicherungsübereignung oder 
dgl. bestimmt sich nach dem Betrag der For- 
derung xmd, wenn der als Pfand oder zur 


Sicherung dienende Gegenstand einen gerin- 
geren Wert hat, nach diesem. 

(2) Als Wert einer Hypothek, Schiffshypo- 
thek oder Grunidschidd gilt ider Nennbetrag 
der Schuld, als Wert einer Rentenschuld der 
Nennbetrag der Ablösungssumme; bei der 
Einbeziehung in diie Mithaft und bei der Ent- 
lassung aus der Mithaft ist jedoch der Wert 
des Grundstücks (Schiffs, Schiffsbauwerks) 
maßgdbend, wenn er geringer ist. 

(3) Bei Einräumung des Vorrangs oder des 
gleichen Rangs_ ist der Wert des vortreten- 
den Rechts, höchstens jedoch der Wert des 
zurücktreteniden Rechts miaßgebend. Die Vor- 
merkung gemäß § 1179 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs zugunsten eines nach- oder gleich- 
stehenden Berechtigten steht der Vorrangs- 
einräumung gleich. 

§ 24 

Wiederkdhrende Nutzungen oder Leistungen 

(1) Der Wert des Rechts auf wiiederkeh- 
rende oder idauernde Nutzungen oder Lei- 
stxmgen wird unter Zugrundelegung des ein- 
jährigen Bezugswerts nach Maßgabe fcylgen- 
der Vorschriften berechnet: 

a) Der Wert von Nutzungen oder Leistun- 
gen, die auf bestimmte Zeit beschränkt 
sind, ist idie Summe der einzelnen Jahres- 
werte, höchstens jedoch das Fünfunid- 
zwanzigfache ides Jahreswerts; ist die 
Dauer des Rechts außerdem clurch das 
Leben einer oder mehrerer Personen be- 
'dingt, so idarf der nach Absatz 2 zu be- 
rechnende Wert nicht überschritten wer- 
den; 

b) Biezugsrechte von unbeschränkter Dauer 
sind mit dem Fünifundzwanziigfachen, 
Nutziungen oder Leistungen von unbe- 
stimmter Dauer — vorbehaltlich der 
Vorschriften des Absatz 2 — mit dem 
Zwölf einhalbfachen des Jahreswerts; zu 
bewerten. 

(2) Ist 'die Nutzung oder Leistung auf -die 
Lebensdauer einer Person beschränkt, so gilt 
als Geschäftswert bei einem Lebensalter 
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der einjährigen Nutzung oder Leistung. 
Hängt die Dauer der Nutzung oder Leistung 
von der Lebensdauer mehrerer Personen ab, 
so entscheidet, je nachdem ob das Recht mit 
dem Tode des zuerst oder ides zuletzt Ster- 
benden erlischt, das Ldbensalter des Älteste- 
ten oder des Jüngsten. 

(3) Der Geschäftswert ist höchstens das 
Fünffache des einjährigen Bezugs, wenn das 
Recht dem Ehegatten oder einem früheren 
Ehegatten »des Verpflichteten oder einer Per- 
son zusteht, idie mit dem Verpflichteten in 
gerader Linie verwandt, verschwägert oder 
durch Annahme an Kindes Statt verbunden 
oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad 
verwandt oder bis zum zweiten Grad ver- 
schwägert ist, auch wenn die die Schwäger- 
schaft begründende Ehe nicht mehr besteht. 

(4) Der Geschäftswert des einem unehe- 
lichen Kind gegen seinen Erzeuger zustehen- 
den Unterhaltsrechts bestimmt sich nach dem 
Betrag des einjährigen Bezugs. Ist dieser Be- 
trag in den einzelnen Jahren verschieden, so 
kommt ider höchste Betrag zum Ansatz. 

(5) Der einjährige Wert von Nutzungen 
wird zu 4 vom Hundert des Werts des 
Gegenstandes, der die Nutzungen gewährt, 
angenommen, sofern nicht ein anderer Wert 
festgestellt werden kann. 

(6) Für die Berechnung ides Geschäftswer- 
tes ist der Beginn des Bezugsrechts maß- 
gebend. Bildet das Recht später den Gegen- 
stand eines göbührenpflichtigen Geschäfts, so 
ist der spätere Zeitpunkt maßgebend. Steht 
im Zeitpunkt 'des Geschäfts ider Beginn des 
Bezugsrechts noch nicht fest oder Ist das 
Recht in anderer Weise bedingt, so ist der 


Geschäftswert nach den Umständen des Fal- 
les niedriger anzusetzen. 

S 25 

Miet- und Pachtrechte, Dienstverträge 

(1) Der Wert eines Miet- oder Pachtrechts 
bemißt sich nach dem Wert aller Leistungen 
des Mieters oder Pächters während der gan- 
zen Vertragstzeit. Bei Miet- oder Pachtrech- 
ten von unibestimmter Vertragsdauer ist der 
Wert idreier Jahre maßgebend; ist jedoch die 
Auflösung des Vertrags erst nach einem län- 
geren Zeitraum zulässig, so ist dieser maß- 
gebend. In keinem Fall 'darf der Wert den 
fünfundzwanzigfachien Betrag der einjähri- 
gen Leistung übersteigen. 

(2) Der Wert eines Dienstvertrags bemißt 
sich nach idem Wert aller Bezüge des zur 
Dienstleistung Verpflichteten während der 
ganzen Vertragszeit, höchstens jedoch nach 
dem 'dreifachen Jahresbetrag der Bezüge. 

§ 26 

Anmeldungen zum Handelsregister, 
Eintragungen in das Handelsregister 

(1) Bei Anmeldungen zum Handelsregister 
und bei Eintragungen in das Handelsregister 
richtet sich der Geschäfts wert, sofern nicht ein 
bestimmter Geldbetrag in das Register einzu- 
tragen ist, nach den folgenden Vorschriften. 

(2) Der Geschäftswert richtet sich nach dem 
letzten Einheitswert des Betriebsvermögens, 
der zur Zeit der Fälligkeit der Gebühr festge- 
stellt ist. 

(3) Der Geschäftswert beträgt, wenn es sich 
um clie erste Eintragung der Firma handelt, 

bei einem Einheitswert des Betriebsvermögens 


bis zu 10 000 Deutsche Mark 3 000 Deutsche Mark, 
„ „ 20 000 „ „ 6 000 „ „ , 

„ „ 30 000 „ „ 10 000 „ „ , 

„ „ 50 000 „ „ 16 000 „ „ , 

„ „ 100 000 „ „ 20 000 „ „ , 

von dem Mehrbetrag bis zu 
1 Million Deutsche Mark 

für je 100 000 Deutsche Mark 5 000 „ » , 


von dem Mehrbetrag bis zu 

3 Millionen Deutsche Mark 

für je 400 000 Deutsche Mark 15 000 

von dem Mehrbetrag über 

3 Millionen Deutsche Mark 

für je 500 000 Deutsche Mark 20 000 
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Bei der Berechnung des Geschäftswertes sind 
Einheitswerte über 100 000 Deutsche Mark 
bis zu 1 Million Deutsche Mark auf volle 
100 000 Deutsche Mark, Einheitswerte über 
1 Million bis zu 3 Millionen Deutsche Mark 
auf volle 400 000 Deutsche Mark und höhere 
Einheitswerte auf volle 500 000 Deutsche 
Mark aufzurunden. 

(4) Wenn es sich um eine spätere Ein- 
tragung handelt, ist die Hälfte des in Absatz 3 
bestimmten Wertes zugrunde zu legen. 

(5) Der Geschäftswert für Eintragungen, die 
dasselbe Unternehmen betreffen und gleich- 
zeitig angemeldet werden, ist einheitlich nach 
den Absätzen 2 bis 4 zu bemessen; er kann 
jedoch nach billigem Ermessen eine bis drei 
Stufen höher angenommen werden. Dies gilt 
auch, wenn die Eintragung eines bestimmten 
Geldbetrages und andere Eintragungen Zu- 
sammentreffen. Ist die Hälfte des einzutra- 
genden Geldbetrages höher, so ist diese maß- 
gebend. Der Wert für Eintragungen, die sich 
auf Prokuren beziehen, ist jedoch gesondert zu 
bemessen. 

(6) Wird der Einheitswert nicht nachge- 
wiesen, so ist das Finanzamt um Auskunft 
über die Höhe des Einheitswerts zu ersuchen. 
Ist der Einheitswert noch nicht festgestellt, so 
ist dieser vorläufig zu schätzen; die Schätzung 
ist nach der ersten Feststellung des Elnheits- 
wrets zu berichtigen; die Angelegenheit ist 
erst mit der Feststellung des Einheitswerts 
endgültig erledigt (§ 15). 

(7) Ist eine Firmenänderung nur deshalb 
einzutragen, weil der Ortsname sich geändert 
hat, oder handelt es sich um eine ähnliche Ein- 
tragung, die für das Unternehmen keine wirt- 
schaftlldie Bedeutung hat, so beträgt der Ge- 
schäftswert ein Zehntel des im Absatz 3 be- 
stimmten Wertes, höchstens jedoch 3000 Deut- 
sche Mark. 

(8) Betrifft die Anmeldung oder Eintragung 
nur eine Zweigniederlassung, so ist der Ge- 
schäftswert unter Berücksiditigung der Be- 
deutung und des Betriebskapitals der Zweig- 
niederlassung nach billigem Ermessen niedri- 
ger festzusetzen. 

(9) Bei der Anmeldung einer Kommandit- 
gesellschaft bestimmt sich der Geschäftswert 
nach Absatz 3; er kann nach billigem Ermes- 
sen eine bis drei Stufen höher angenommen 
werden. Ist die einzutragende Einlage des 
Kommanditisten höher als der nach Satz 1 be- 
stimmte Wert, so richtet sich der Wert nadi 
der Einlage. 


(10) Bei der Beurkundung von Anmeldun- 
gen beträgt der Geschäftswert, auch wenn 
mehrere Anmeldungen in derselben Verhand- 
lung beurkundet werden, in keinem Fall mehr 
als 1 Million Deutsche Mark. Dies gilt auch, 
wenn ein bestimmter Geldbetrag in das Re- 
gister einzutragen ist. 


§27 


Beschlüsse von Aktiengesellschaften, anderen 
Vereinigungen und Stiftungen 


§ 26 gilt entsprechend für Beschlüsse, deren 
Gegenstand keinen bestimmten Geldwert hat 
und die von Organen von Aktiengesell- 
schaften, anderen Vereinigungen und Stif- 
tungen, für deren Betriebsvermögen ein Ein- 
heitswert festgestellt wird, gefaßt werden. 
Als Geschäftswert ist die Hälfte des in § 26 
Abs. 3 bestimmten Wertes, höchstens 1 Mil- 
lion Deutsche Mark anzunehmen. 


§ 28 

Anmeldungen zu einem Register, 
Eintragungen In ein Register, 
Beurkundung von Beschlüssen 

Kommt die Feststellung eines Einheits- 
werts des Betriebsvermögens nicht in Be- 
tracht, so bestimmt sich bei Anmeldungen zu 
einem Register, bei Eintragungen in ein Re- 
gister und bei der Beurkundung von Be- 
schlüssen (§ 47), deren Gegenstand keinen 
bestimmten Geldwert hat, der Geschäftswert 
nach § 30 Abs. 2. 


§ 29 

Anmeldungen zum Güterrechtsregister, 

Eintragungen in das Güterrechtsregister, 
Eintragungen auf Grund von Eheverträgen 

Bei Anmeldungen zum Güterrechtsregister 
und Eintragungen In dieses Register bestimmt 
sich der Wert nach § 30 Abs. 2, bei Eintra- 
gungen auf Grund von Eheverträgen nach 
§ 39 Abs. 3. 


§ 30 

Angelegenheiten ohne bestimmten 
Geschäftswert, 

nichtvermögensrechtliche Angelegenheiten 

(1) Soweit In einer vermögensrechtlichen 
Angelegenheit der Wert sich aus den Vor- 
schriften dieses Gesetzes nicht ergibt und 
auch sonst nicht feststeht, ist er nach freiem 
Ermessen zu bestimmen; Insbesondere ist bei 
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Änderungen bestehender Rechte, sofern die 
Änderung nicht einen bestimmten Geldwert 
hat, sowie bei Verfügungsbeschränkungen der 
Wert nach freiem Ermessen festzusetzen. 

(2) In Ermangelung genügender tatsäch- 
licher Anhaltspunkte für eine Schätzung ist 
der Wert regelmäßig auf 3000 Deutsche, Mark 
anzunehmen. Er kann nach Lage des Falles 
niedriger oder höher, jedoch nicht unter 
200 Deutsche Mark und nicht über 1 Million 
Deutsche Mark angenommen werden. 

(3) In nichtvermögensrechtlichen Angele- 
genheiten ist der Wert nach Absatz 2 zu 
bestimmen. 

§ 31 

Festsetzung des Geschäftswerts 

(1) Das Gericht setzt den Geschäftswert 
durch Beschluß gebührenfrei fest, wenn ein 
Zahlungspflichtiger oder die Staatskasse dies 
beantragt oder es sonst angemessen erscheint. 
§14 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) Das Gericht kann eine Beweisaufnahme, 
insbesondere die Begutachtung durch Sach- 
verständige auf Antrag oder von Amts 
wegen anordnen. Die Kosten können ganz 
oder teilweise einem Beteiligten auferlegt 
werden, der durch Unterlassung der Wert- 
angabe, durch unrichtige Angabe, unbegrün- 
detes Bestreiten oder unbegründete Be- 
schwerde die Abschätzung veranlaßt hat. 

(3) Gegen den Beschluß findet Beschwerde 
nach Maßgabe des § 14 Abs. 3 und 4 statt. 

8. Volle Gebühr, Rahmen- 
gebühren, Nebengeschäfte 

§ 32 

Volle Gebühr 

Die volle Gebühr bestimmt sich nach der 
Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage beige- 
fügt ist. 

§ 33 

Mindestbetrag einer Gebühr, Aufrundung 

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist drei 
Deutsche Mark. Pfennigbeträge sind auf volle 
zehn Deutsche Pfennig aufzurunden. 

§ 34 

Rahmengebühren 

Ist die Gebühr nur nach einem Mindest- 
und Höchstbetrag bestimmt, so ist die Ge- 


bühr im Einzelfall unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere des Umfangs 
und der Bedeutung der Sache, nach billigem 
Ermessen zu bestimmen. 

§ 35 

Nebengeschäfte 

Die für ein Geschäft bestimmte Gebühr 
umfaßt die gesamte auf das Geschäft ver- 
wendete Tätigkeit des Gerichts, einschließlich 
der Nebengeschäfte. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Gebühren in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

1. Beurkundungen und ähnliche 
Geschäfte 

§ 36 

Einseitige Erklärungen und Verträge 

(1) Für die Beurkundung einseitiger Erklä- 
rungen wird die volle Gebühr erhoben; un- 
erheblich ist, ob die Erklärung von einer 
oder von mehreren Personen abgegeben 
wird. 

(2) Für die Beurkundung von Verträgen 
wird das Doppelte der vollen Gebühr er- 
hoben. 

§ 37 

Vertragsangebot 

Für die Beurkundung eines Antrags zum 
Abschluß eines Vertrags wird das Eineinhalb- 
fache der vollen Gebühr erhoben. 

§ 38 

Besondere Fälle 

(1) Die Hälfte der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für jede besondere Beurkundung von Zu- 
stimmungserklärungen einzelner Teilneh- 
mer zu einer bereits anderweitig beurkun- 
deten Erklärung; 

2. für die Beurkundung der Annahme eines 
anderweitig beurkundeten Vertragsantrags; 

3. für die Beurkundung der Wiederaufhebung 
eines noch von keiner Seite erfüllten Ver- 
trags; 
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4. für die Beurkundung einer Vollmacht oder 
des Widerrufs einer Vollmacht; 

5. für die Beurkundung 

a) des Antrags auf Eintragung oder Lö- 
schung im Grundbuch, im Schiffsregi- 
ster, im Schiffsbauregister und im Ka- 
belbuch sowie einer Eintragungs- oder 
Löschungsbewilligung, 

b) der Zustimmung nach § 27 der Grund- 
buchordnung, nach §§ 35, 74 der 
Schiffsregisterordnung und nach § 22 
Abs, 1 des Kabelpfandgesetzes vom 
31. März 1925 (Reidisgesetzbl. I S. 37); 

6. für die Beurkundung 

a) der Auflassung, 

b) der Einigung über die Einräumung 
oder Aufhebung von Sondereigentum, 

c) der Einigung über die Bestellung oder 
Übertragung eines Erbbaurechts, 

d) der Abtretung von Ges chäftant eilen 
einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, 

wenn das zugrunde liegende Rechtsgeschäft 
bereits beurkundet ist; 

7. für die Beurkundung der Anmeldung zum 
Handelsregister und ähnlichen Registern 
sowie für die Aufnahme einer besonderen 
Verhandlung über die Zeichnung einer 
Firma oder Untersdirift. 

(2) Ein Viertel der vollen Gebühr wird 
erhoben für die Beurkundung von Erklä- 
rungen, die dem NachlaßgeriAt gegenüber 
abzugeben sind (§ 111 Abs. 1 und § 116 
Abs. 3); die Wert Vorschrift des § 111 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(3) Ein Viertel der vollen Gebühr wird 
ferner erhoben für die Beurkundung von 
Zustimmungserklärungen zur Ehelichkeits- 
erklärung oder zur Annahme an Kindes 
Statt, 

§ 39 

Geschäftswert 

(1) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
dem Wert des Rechtsverhältnisses, auf das 
sich die beurkundete Erklärung bezieht. 
Handelt es sich um Veränderungen eines 
Rechtsverhältnisses, so darf der Wert des von 
der Veränderung betroffenen Rechtsverhält- 
nisses nicht überschritten werden, und zwar 


auch dann nicht, wenn es sich um mehrere 
Veränderungen desselben Rechtsverhältnisses 
handelt, 

(2) Bei Verträgen, die den Austausch von 
Leistungen zum Gegenstand haben, ist nur 
der Wert der Leistungen des einen Teils und, 
wenn der Wert der Leistungen verschieden 
ist, der höhere maßgebend. 

(3) Bei Eheverträgen bestimmt sich der 
Gesdiäftswert nach dem zusammengerech- 
neten Wert der gegenwärtigen Vermögen 
beider Ehegatten und, wenn der Ehevertrag 
nur das Vermögen eines Ehegatten betrifft, 
nach diesem. Bei Ermittlung des Vermögens 
werden die Schulden abgezogen. Betrifft der 
Ehevertrag nur bestimmte Gegenstände, so 
ist deren Wert maßgebend. 

(4) Bei der Beurkundung von Satzungen 
ist der Wert höchstens auf 10 Millionen 
Deutsche Mark anzunehmen. 

§ 40 

Geschäftswert bei zustimmenden 

Erklärungen einzelner Mitberechtigter 

Bei zustimmenden Erklärungen einzelner 
Mitberechtigter bestimmt sich der Geschäfts- 
wert nach dem Anteil an dem Gegenstand 
des Geschäfts. Bei Gesamthandverhältnissen 
ist der Ant^eil entsprechend der Beteiligung 
an dem Gesamthandvermögen zu bemessen, 

§ 41 

Geschäfts wert bei Vollmachten 

(1) Bei Vollmachten zum Abschluß eines 
bestimmten Rechtsgeschäfts ist der für dieses 
maßgebende Wert zugrunde zu legen. 

(2) Der Wert einer allgemeinen Vollmacht 
ist nach freiem Ermessen zu bestimmen; 
dabei ist der Umfang der erteilten Ermäch- 
tigung und das Vermögen des Vollmacht- 
gebers angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Bei der von einem Mitberechtigten aus- 
gestellten Vollmacht bestimmt sich der Wert 
nach dem Anteil des Mitberechtigten. § 40 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) In allen Fällen ist der Wert mit höch- 
stens einer Million Deutsche Mark anzu- 
nehmen. 

(5) Auf den Widerruf einer Vollmacht 
finden die vorstehenden Vorschriften ent- 
sprechende Anwendung. 
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§ 42 

Ergänzung und Änderung beurkundeter 
Erklärungen 

Für die Beurkundung von Ergänzungen 
und Änderungen einer beurkundeten Erklä- 
rung wird derselbe Gebührensatz wie für die 
ursprüngliche Beurkundung erhoben, jedoch 
nicht mehr als die volle Gebühr. 

§ 43 

Anerkennung einer schriftlich abgegebenen 
Erklärung 

Für die Anerkennung des Inhalts einer 
schriftlich abgegebenen Erklärung (§ 176 
Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit), einschließ- 
lich der Beurkundung ergänzender oder än- 
dernder Erklärungen, wird dieselbe Gebühr 
wie für die Beurkundung der Erklärung er- 
hoben. 

§ 44 

Mehrere Erklärungen in einer Urkunde 

(1) Werden in einer Verhandlung mehrere 
Erklärungen beurkundet, die denselben Ge- 
genstand haben (z. B. der Kauf und die Auf- 
lassung, die Schulderklärung und die zur 
Hypothekenbestellung erforderlichen Erklä- 
rungen), so wird die Gebühr nur einmal von 
dem Wert dieses Gegenstandes nach dem 
höchsten in Betracht kommenden Gebühren- 
satz berechnet. Dies gilt auch dann, wenn von 
mehreren Erklärungen die einen den ganzen 
Gegenstand, die anderen nur einen Teil davon 
betreffen (z. B. das Schuldversprechen und 
die Bürgsdhaft für einen Teil der Schuld); 
unterliegen in diesem Fall die Erklärungen 
verschiedenen Gebührensätzen, so werden 
die Gebühren gesondert berechnet, wenn dies 
für den Kostenschuldner günstiger ist. 

(2) Haben die in einer Verhandlung be- 
urkundeten Erklärungen einen verschiedenen 
Gegenstand, so gilt folgendes: 

a) Unterliegen alle Erklärungen dem gleichen 
Gebührensatz, so wird dieser nur einmal 
nach den zusammengerechneten Werten 
berechnet. 

b) Sind verschiedene Gebührensätze anzu- 
wenden, so wird jede Gebühr für sich be- 
rechnet; soweit mehrere Erklärungen dem 
gleichen Gebührensatz unterliegen, wer- 
den die Werte zusammengerechnet; ins- 
gesamt darf in diesem Fall nicht mehr 


erhoben werden, als bei Zugrundelegung 
des höchsten der angewendeten Gebühren- 
sätze vom Gesamtwert zu erheben sein 
würde. 

(3) Treffen Erklärungen, die sich auf eine 
Rangänderung beziehen, mit anderen Erklä- 
rungen in einer Urkunde zusammen, so gilt 
als Gegenstand der Rangänderung das vor- 
tretende oder das zurücktretende Recht, je 
nachdem es für den Kostenschuldner nach 
den vorstehenden Vorschriften günstiger ist. 
Die Vormerkung gemäß § 1179 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs zugunsten eines nach- oder 
gleichstehenden Berechtigten steht der Rang- 
änderung gleich. 

§ 45 

Beglaubigung von Unterschriften 

(1) Für die Beglaubigung von Unter- 
schriften oder Handzeichen wird ein Viertel 
der vollen Gebühr, höchstens jedoch ein 
Betrag von 250 Deutsche Mark, erhoben. Der 
Wert ist ebenso zu bestimmen, wie wenn die 
Erklärung, unter der die Unterschrift oder 
das Handzeichen beglaubigt wird, beurkundet 
würde. 

(2) Für die nach den Staatsschuldbuch- 
esetzen erforderlichen Unterschriftsbeglau- 
igungen wird nur die Mindestgebühr er- 
hoben. 

§ 46 

Verfügungen von Todes wegen 

(1) Für die Beurkundung eines Testaments 
wird die volle, für die Beurkundung eines 
Erbvertrags oder eines gemeinschaftlichen 
Testaments wird das Doppelte der vollen 
Gebühr erhoben. 

(2) Für die Beurkundung des Widerrufs 
einer letztwilligen Verfügung, der Aufhebung 
oder Anfechtung eines Erbvertrags sowie des 
Rücktritts von einem Erbvertrag wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben; ist die 
Anfechtung dem Nachlaßgericht gegenüber 
zu erklären, so gilt § 38 Abs. 2. Wird gleich- 
zeitig eine neue Verfügung von Todes wegen 
beurkundet, so wird die Gebühr für den 
Widerruf oder die Aufhebung nur insoweit 
erhoben, als der Geschäftswert der neu 
errichteten Verfügung hinter dem der wider- 
rufenen oder aufgehobenen Verfügung zu- 
rückbleibt. 

(3) Wird ein Erbvertrag gleichzeitig mit 
einem Ehevertrag beurkundet, so wird die 
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Gebühr nur einmal berechnet, und zwar nach 
dem Vertrag, der den höchsten Geschäfts- 
wert hat. 

(4) Wird über den ganzen Nachlaß oder 
einen Bruchteil davon verlFügt, so ist der 
Gebührenberechnung der Wert des nach Ab- 
zug der Verbindlichkeiten verbleibenden 
reinen Vermögens oder der Wert des ent- 
sprechenden Bruchteils des reinen Vermögens 
zugrunde zu legen. Vermächtnisse, Pflicht- 
teilsrechte und Auflagen werden nicht ab- 
gezogen. 

(5) Der Berechnung der Gebühren sind in 
der Regel die Angaben des Verfügenden über 
den Geschäftswert zugrunde zu legen. Eine 
Nachforderung des deshalb zu wenig ange- 
setzten Betrags wird durch § 15 nidit aus- 
geschlossen; die Verjährung des Anspruchs 
(§ 17) beginnt in diesem Fall erst mit dem 
Ablauf des Jahres, in dem die Verfügung 
eröffnet oder zurückgegeben ist. 

§ 47 

Beschlüsse von Gesellschaftsorganen 

Für die Beurkundung von Beschlüssen von 
Hauptversammlungen, Aufsichtsräten und 
sonstigen Organen von Aktiengesellschaften, 
anderen Vereinigungen und Stiftungen wird 
das Doppelte der vollen Gebühr erhoben. Die 
Gebühr beträgt in keinem Falle mehr als 
6000 Deutsche Mark. 

§ 48 

Verlosung, Auslosung und Vernichtung 

von Wertpapieren, Wahlversammlungen 

(1) Das Doppelte der vollen Gebühr wird 
erhoben für die Beurkundung des Hergangs 
bei Verlosungen, bei der Auslosung oder 
Vernichtung von Wertpapieren sowie bei 
W ahlversammlungen . 

(2) Für das Einzählen von Losen wird 
neben der im Absatz 1 bestimmten Gebühr 
eine weitere Gebühr in Höhe der Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben. 

(3) Der Geschäftswert bestimmt sich, so- 
weit nicht ein bestimmter Geldbetrag fest- 
steht, nach § 30 Abs. 2; er beträgt in allen 
Fällen höchstens eine Million Deutsche Mark. 

(4) Wird die Auslosung und Vernichtung 
in einer Verhandlung beurkundet, so wird 
die Gebühr nur einmal erhoben. 


§ 49 

Eide, eidesstattliche Versicherungen, 
Vernehmung von Zeugen und Sachverstän- 
digen, Augenscheinseinnahmen 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben für die 
Abnahme von Eiden und Versicherungen an 
Eides Statt, für die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen sowie für die Mitwir- 
kung bei Augenscheinseinnahmen, sofern 
diese Geschäfte nicht Teil eines anderen Ver- 
fahrens sind. 

(2) Bei einer eidesstattlichen Versicherung 
zur Erlangung eines Erbscheins oder eines 
Zeugnisses der in den §§ 108 bis HO bezeich- 
neten Art bestimmt sich der Geschäftswert 
nach den §§ 106, 108 und HO. Treten in 
Erbscheins verfahren weitere Erben einer an- 
derweit beurkundeten eidesstattlichen Ver- 
sicherung bei, so bestimmt sich die Gebühr 
nach dem Wert ihres Anteils an dem Nach- 
laß. 

(3) Wird mit der eidesstattlichen Versiche- 
rung zugleich der Antrag auf Erteilung eines 
Erbscheins oder eines Zeugnisses der in den 
§§ 108 und HO bestimmten Art beurkundet, 
so wird dafür eine besondere Gebühr nicht 
erhoben. 

§ 50 

Bescheinigungen, Abmarkungen, 
Verklarungen, Proteste, Schätzungen 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

1 . für die Erteilung von Bescheinigungen über 

Tatsachen oder Verhältnisse, die urkund- 
lich nachgewiesen oder offenkundig sind; 

2. für die Mitwirkung bei Abmarkungen; 

3. für die Aufnahme von Protesten und ähn- 
lichen Urkunden; 

4. für die Aufnahme von Schätzungen. 

(2) Für die Aufnahme von Verklarungen 
sowie Beweisaufnahmen nach dem Binnen- 
schiffahrtsgesetz und dem Flößereigesetz wird 
das Doppelte der vollen Gebühr, mindestens 
ein Betrag von 20 Deutsche Mark erhoben. 
Für die nachträgliche Ergänzung der Ver- 
klarung wird eine volle Gebühr, mindestens 
der Betrag von 10 Deutsche Mark, erhoben. 

§ 51 

Wechsel- und Scheckproteste 

(1) Für die Aufnahme von Wechsel- und 
Scheckprotesten wird die Hälfte der vollen 
Gebühr erhoben. 
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(2) Daneben wird für jeden Weg, der zur 
Erledigung des Protestes zurückzulegen ist, 
eine Wegegebühr von 3 Deutsche Mark er- 
hoben. Die dem Protestbeamten zustehenden 
Reisekosten werden auf die Wegegebühr 
angerechnet. Die Wegegebühr wird auch dann 
erhoben, wenn der Auftrag zur Protest- 
erhebung nach Antritt des Weges seine 
Erledigung gefunden hat. 

(3) Die Protestgebühr ist auch dann zu 
zahlen, wenn ohne Aufnahme des Protestes 
an den Protestbeamten gezahlt oder die 
Zahlung ihm nachgewiesen wird. 

(4) Enthält der Wechsel Notadressen, so 
ist für die Aufnahme eines jeden Protestes 
wegen Verweigerung der Ehrenannahme oder 
wegen unterbliebener Ehrenzahlung ein 
Viertel der vollen Gebühr zu erheben. 

(5) Für das Zeugnis über die Protest- 
erhebung (Artikel 90 Abs. 2 des Wechsel- 
gesetzes und Artikel 59 Abs. 2 des Scheck- 
gesetzes) werden eine Gebühr von 3 Deut- 
sche Mark und die durch die Abschriften 
erwachsenen Schreibgebühren erhoben. 


Vermögensverzeichnisse, Siegelungen 

(1) Für die Aufnahme von Vermögens- 
verzeichnissen sowie für Siegelungen und Ent-, 
Siegelungen wird nach dem Wert der ver- 
zeichneten oder versiegelten Gegenstände die 
Flälfte der vollen Gebühr erhoben. Das 
gleiche gilt für die Mitwirkung als Urkunds- 
person bei der Aufnahme von Vermögens- 
verzeichnissen. Nimmt das Geschäft einen 
Zeitaufwand von mehr als zwei Stunden in 
Anspruch, so erhöht sich die Gebühr für jede 
weitere angefangene Stunde um 4 Deutsche 
Mark. 

(2) Für die Siegelung, einschließlich der 
Entsiegelung und der Aufnahme eines Ver- 
mögensverzeichnisses, wird die Gebühr nur 
einmal nach dem Gesamtzeitaufwand er- 
hoben. 

. § 53 ' 

Freiwillige Versteigerung von Grundstücken 

(1) Bei freiwilligen Versteigerungen zum 
Zwecke der Veräußerung oder Verpachtung 
von Grundstücken und sonstigen Gegen- 
ständen, die der Zwangsvollstreckung In das 
unbewegliche Vermögen unterliegen, werden 
erhoben 


1. für das Verfahren Im allgemeinen die 
Hälfte der vollen Gebühr; 

2. für die Aufnahme einer gerichtlichen Schät- 
zung die Hälfte der vollen Gebühr; 

3. für die Abhaltung des Versteigerungs- 
termins die volle Gebühr; 

4. für die Beurkundung des Zuschlags die 
volle Gebühr. 

(2) Die im Absatz 1 Nr. 1 bestimmte Ge- 
bühr wird mit dem Eingang des Antrags 
fällig und ist auch dann zu erheben, wenn 
die Versteigerung einer Ortsbehörde über- 
tragen wird. 

(3) Der Versteigerungstermin gilt als ab- 
gehalten, wenn zur Abgabe von Geboten 
aufgefordert ist. 

(4) Werden mehrere Grundstücke zum 
Zwecke der Veräußerung in demselben Ver- 
fahren versteigert, so werden die Gebühren 
von dem zusammengerechneten Wert der 
mehreren Grundstücke berechnet. Die Ge- 
bühr für die Beurkundung des Zuschlags 
wird jedoch für jeden Ersteher nach dem 
zusammengerechneten Betrag seiner Gebote 
erhoben; ist der zusammengerechnete Wert 
der ihm zugeschlagenen Grundstücke höher, 
so ist dieser maßgebend. 

(5) Werden In dem Verfahren mehrere 
Versteigerungstermine abgehalten, so werden 
für jeden Termin die Gebühren besonders 
erhoben. 

(6) Schuldner der Kosten für die Beurkun- 
dung des Zuschlags Ist, vorbehaltlich der 
Vorschrift Im § 3 Nr. 3, nur der Ersteher. 
Hinsichtlich der übrigen Kosten gelten die 
allgemeinen Vorschriften über die Zahlungs- 
pflicht. 

(7) Tritt der Meistbietende die Rechte aus 
dem Meistgebot oder der Veräußerer den 
Anspruch gegen den Ersteher ab, oder er- 
klärt der Meistbietende, für einen Dritten 
geboten zu haben, oder tritt ein Dritter 
diesen Erklärungen bei, so bleibt die Be- 
urkundung gebührenfrei, wenn sie in dem 
Protokoll über die Versteigerung geschieht. 
Das gleiche gilt, wenn nach Maßgabe der 
Versteigerungsbedingungen für den An- 
spruch gegen den Ersteher die Bürgschaft 
übernommen oder eine sonstige Sicherheit 
bestellt und dies in dem Protokoll über die 
Versteigerung beurkundet wird. 
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§ 54 

Versteigerung von beweglichen Sachen 
und Rechten 

(1) Für die Versteigerung von beweglichen 
Sachen, von Früchten auf dem Halm oder 
von Holz auf dem Stamm sowie von Forde- 
rungen oder sonstigen Rechten wird das 
Dreifache der vollen Gebühr nach dem zu- 
sammengerechneten Wert der Gegenstände 
erhoben. 

(2) Soweit sich das Verfahren erledigt, 
bevor zur Abgabe von Geboten aufgefordert 
worden ist, ermäßigt sich die Gebühr auf ein 
Viertel der vollen Gebühr. 

(3) Die Kosten können aus dem Erlös vor- 
weg entnommen werden. 


§ 55 

Beglaubigung von Abschriften 

(1) Für die Beglaubigung von Abschriften 
wird, soweit nicht § 131 anzuwenden ist, 
eine Gebühr von 30 Deutsche Pfennig für 
jede angefangene Seite erhoben; ist die Schrift 
nicht in deutscher Sprache abgefaßt, so erhöht 
sich die Gebühr auf 40 Deutsche Pfennig. 
Mindestens werden zwei Deutsche Mark 
erhoben. 

(2) Werden die Abschriften durch das Ge- 
richt hergestellt, so kommen die Schreib- 
gebühren hinzu. 


§ 56 

Sicherstellung der Zeit 

Für die Sicherstellung der Zeit, zu der eine 
Privaturkunde ausgestellt ist, einschließlich 
der über die Vorlegung ausgestellten Be- 
scheinigung, wird eine Gebühr von 3 bis 25 
Deutsche Mark erhoben. 


§ 57 

Erfolglose Verhandlung 

Unterbleibt die beantragte Beurkundung 
infolge Zurücknahme des Antrags oder aus 
ähnlichen Gründen, nachdem das Gericht mit 
den Beteiligten darüber verhandelt hat, so 
wird die Hälfte der vollen Gebühr, jedoch 
nicht mehr als die für die beantragte Be- 
urkundung bestimmte Gebühr erhoben; die 
Gebühr darf 100 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. 


§ 58 

Geschäfte außerhalb der Gerichtsstelle, 
an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit 

(1) Wird ein Geschäft auf Verlangen des 
Antragstellers oder mit Rücksicht auf die Art 
des Geschäfts außerhalb der Gerichtsstelle 
vorgenommen, so wird eine Zusatzgebühr in 
Höhe der Hälfte der vollen Gebühr erhoben, 
die jedoch den Betrag von 60 Deutsche Mark 
und die für das Geschäft selbst zu erhebende 
Gebühr nicht übersteigen darf. Werden 
mehrere Erklärungen in einer Verhandlung 
beurkundet, so wird die Gebühr nur einmal 
erhoben, und zwar, soweit die beurkundeten 
Erklärungen verschiedene Gegenstände be- 
treffen, nach deren zusammengerechnetem 
Wert. 

(2) Haben die Gerichtspersonen den Weg 
zu dem Ort des Geschäfts angetreten, so wird 
die Zusatzgebühr auch dann erhoben, wenn 
das Geschäft aus einem in der Person der 
Beteiligten liegenden Grund nicht ausgeführt 
wird. 

(3) Für Beurkundungen an Sonntagen und 
allgemeinen Feiertagen sowie zur Nachtzeit 
(§ 188 Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozeßordnung) 
wird eine Gebühr in Höhe der Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben, die jedoch den Be- 
trag von 60 Deutsche Mark und die für das 
Geschäft selbst zu erhebende Gebühr nicht 
übersteigen darf. Treffen mehrere der in 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zu, so 
wird die Zusatzgebühr nur einmal erhoben. 

(4) Die Vorschriften dieses Paragraphen 
gelten nicht für Geschäfte der im § 50 Nr. 2 
und 4 sowie in den §§ 51, 52 und 54 be- 
zeichneten Art; im Fall des § 53 wird die 
Zusatzgebühr nur erhoben, wenn der Ver- 
steigerungstermin außerhalb der Gerichts- 
stelle abgehaken wird. 


§ 59 


Erklärungen in fremder Sprache 

(1) Gibt ein Beteiligter die zu beurkun- 
dende Erklärung in einer fremden Sprache 
ab, so wird für die Beurkundung eine Zusatz- 
gebühr in Höhe der Hälfte der für die Be- 
urkundung erwachsenden Gebühr bis zum 
Höchstbetrag von 60 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Schuldner der Zusatzgebühr sowie der 
durch die Zuziehung eines Dolmetschers ent- 
standenen Auslagen ist der Beteiligte, der die 
Verhandlung in der fremden Sprache ver- 
anlaßt hat. 
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2. Grundbuchsachen 
§ 60 

Eintragung des Eigentümers 

(1) Für die Eintragung eines Eigentümers 
oder von Miteigentümern wird die volle 
Gebühr erhoben. 

(2) Die Gebühr ermäßigt sich auf die 
Hälfte bei Eintragung ^ des Ehegatten oder 
von Abkömmlingen des eingetragenen Eigen- 
tümers, einschließlich der an Kindes Statt an- 
genommenen Personen, auch wenn die Ge- 
nannten infolge der Auseinandersetzung des 
Gesamtguts einer Gütergemeinschaft oder 
eines Nachlasses oder wenn sie nachträglich 
als Miteigentümer von Grundstücken ein- 
getragen werden, die zu einer Gütergemein- 
schaft gehören; bei der Eintragung infolge 
einer Erbauseinandersetzung oder der Aus- 
einandersetzung einer Gütergemeinschaft 
macht es keinen Unterschied, ob inzwischen 
die Erben oder diejenigen, die die Güter- 
gemeinschaft fortgesetzt haben, im Grund- 
buch eingetragen worden sind oder nicht. 

(3) Werden Gebühren auf Grund der 
Absätze 1 und 2 nebeneinander erhoben, so 
wird zunächst die volle Gebühr nach dem 
Gesamtwert berechnet; die so berechnete Ge- 
bühr mindert sich um die Hälfte des Anteils 
der Personen, deren Eintragung nach Ab- 
satz 2 nur die halbe Gebühr erfordert. 

(4) Werden auf Grund eines gleichzeitig 
gestellten Antrags derselbe Eigentümer oder 
dieselben Miteigentümer bei mehreren Grund- 
stücken eingetragen, über die das Grundbuch 
bei demselben Grundbuchamt geführt wird, 
so werden die Gebühren nur einmal nach 
dem zusammengerechneten Wert erhoben. 

(5) Wird der Eigentümer auf Grund des 
§ 82 a der Grundbuchordnung von Amts 
wegen eingetragen, so wird für die Eintra- 
gung einschließlich des vorangegangenen Ver- 
fahrens vor dem Grundbuchamt oder Nach- 
laßgericht das Doppelte der in den Absätzen 
1 und 2 bestimmten Gebühren erhoben. 

§ 61 

Eigentumswechsel bei Gemeinschaften 
zur gesamten Hand 

(1) Geht ein Grundstück, das für mehrere 
zur gesamten Hand eingetragen ist, auf 
einen oder mehrere der Mitberechtigten oder 
auf eine aus denselben Personen bestehende 
andere Gesamthandgemeinschaft über, so 


wird die Gebühr so berechnet, als ob die Be- 
teiligten nach Bruchteilen berechtigt wären; 
die Anteile der Erwerber bleiben unberück- 
sichtigt. Geht ein Grundstück von einem oder 
mehreren eingetragenen Eigentümern, die in 
einer Gesamthandgemeinsdiaft stehen, auf 
diese Gemeinschaft über, so wird die Gebühr 
so berechnet, als ob es sich um eine Gemein- 
schaft nach Bruchteilen handele; die Anteile 
der Veräußerer bleiben unberücksichtigt. 
Treten sonst Änderungen in der Person der 
an der gesamten Hand Berechtigten ein, so 
wird der Anteil des ausscheidenden oder neu 
eintretenden Mitberechtigten zugrunde gelegt. 

(2) Die Anteile sind entsprechend der Be- 
teiligung an dem Gesamthandvermögen zu 
bemessen. Mindestens sind die Gebühren 
nach dem kleinsten Anteil zu berechnen. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für offene Handelsgesellschaften 
und Kommanditgesellschaften. 

§ 62 

Eintragung von Belastungen 

(1) Für die Eintragung einer Hypothek, 
Grundschuld oder Rentenschuld, einer Dienst- 
barkeit, eines Dauerwohnrechts, eines Dauer- 
nutzungsrechts, eines Vorkaufsrechts, einer 
Reallast, eines Erbbaurechts oder eines ähn- 
lichen Rechts an einem Grundstück wird die 
volle Gebühr erhoben. 

(2) Werden Belastungen auf Grund von 
Gutsüberlassungsverträgen oder von Erb- 
oder Gesamtgutsauseinandersetzungen zu- 
gleich mit der Eintragung des neuen Eigen- 
tümers eingetragen, so wird die im Absatz 1 
bestimmte Gebühr nur zur Hälfte erhoben. 

(3) Als gebührenfreies Nebengeschäft der 
Eintragung des Rechts (§ 35) gilt insbeson- 
dere die gleichzeitig beantragte Eintragung 
der Unterwerfung unter die sofortige 
Zwangsvollstreckung, eines Rangvorbehalts 
oder des Ausschlusses der Brieferteilung. Wird 
gleichzeitig mit dem Antrag auf Eintragung 
des Rechts beantragt, eine Cöschungsvormer- 
kung gemäß § 1179 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs zugunsten des Berechtigten einzutragen, 
so wird für diese Eintragung eine weitere 
Gebühr nicht erhoben. 

§ 63 

Eintragung mehrerer Rechte, Belastung 
mehrerer Grundstücke 

(1) Werden ein oder mehrere Grundstücke 
mit mehreren Rechten der im § 62 bezeich- 
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neten Art belastet, so wird die Gebühr für 
die Eintragung jedes Rechts besonders er- 
hoben. Wird gemäß § 50 der Grundbuch- 
ordnung bei einer Hypothek, Grundschuld 
oder Rentenschuld, die in Teilbeträgen meh- 
reren Berechtigten 2:usteht, lediglich der Ge- 
samtbetrag des Rechts eingetragen, so gilt 
dies als Belastung mit nur einem Recht. 

(2) Werden mehrere Grundstücke mit 
einem und demselben Recht belastet, so wird 
die Gebühr nur einmal erhoben, wenn die 
Eintragung auf Grund eines gleichzeitig ge- 
stellten Antrags erfolgt und das Grundbuch 
über die Grundstücke bei demselben Grund- 
buchamt geführt wird. Als Belastung mit 
einem und demselben Recht gilt audi die 
Belastung mehrerer Grundstücke mit einem 
Nießbrauch, mit einer beschränkten persön- 
lichen Dienstbarkeit, mit einem Altenteil 
oder mit einem Vorkaufsrecht. 

(3) Wird gleichzeitig die Belastung meh- 
rerer Grundstücke mit einem und demselben 
Recht beantragt und wird das Grundbuch 
über die Grundstücke bei verschiedenen 
Grundbuchämtern geführt, so wird für die 
Eintragung auf dem Grundstück, das den 
höchsten Wert hat, die im § 62 Abs. 1 oder 2 
bestimmte Gebühr in voller Höhe erhoben; 
für jede weitere Eintragung wird die Hälfte 
der im § 62 Abs. 1 oder 2 bestimmten Gebühr 
angesetzt, und zwar nach dem Wert des 
Grundstücks, wenn er geringer ist als der 
Wert des Rechts. Dabei wird der Wert meh- 
rerer Grundstücke, über die das Grundbuch 
bei demselben Grundbuchamt ' geführt wird, 
zusammengerechnet. Gleichzeitig sind die 
Anträge gestellt, wenn sie bei einem Grund- 
buchamt gemeinsam eingereicht sind, bei ge- 
sonderter Antragstellung, wenn sie innerhalb 
eines Monats bei den beteiligten Grundbuch- 
ämtern eingehen. 

(4) Soweit der Antrag nicht gleichzeitig 
gestellt ist, wird für jede Eintragung die 
Hälfte der im § 62 Abs. 1 oder 2 bestimmten 
Gebühr erhoben, und zwar nach dem Wert 
des Grundstücks, #enn er geringer ist, als der 
Wert des Rechts. Dabei wird der Wert meh- 
rerer Grundstücke, über die das Grundbuch 
bei demselben Grundbuchamt geführt wird, 
zusammengerechnet. 

§ 64 

Eintragung von Veränderungen 
und Löschungsvormerkungen 

(1) Für die Eintragung von Veränderungen 
eines Rechts wird die Hälfte der vollen Ge- 


bühr erhoben. Als Veränderung eines Rechts 
gilt auch die Löschungsvormerkung (§ 1179 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs), soweit sie nicht 
gemäß § 62 Abs. 3 Satz 2 gebührenfrei ein- 
zutragen ist. 

(2) Bezieht sich eine Veränderung auf 
mehrere Rechte, so wird die im Absatz 1 
bestimmte Gebühr für jedes Recht besonders 
erhoben, auch wenn es nur der Eintragung 
eines einheitlichen Vermerks bedarf. 

(3) Beziehen sich mehrere Veränderungen, 
deren Eintragung gleichzeitig beantragt ist, 
auf ein und dasselbe Recht, so wird, gleich- 
viel ob es der Eintragung eines oder mehrerer 
Vermerke bedarf, die Gebühr nur einmal 
nach dem zusammengerechneten Wert der 
Veränderungen erhoben. 

(4) Der Wert des veränderten Rechts darf, 
auch wenn es sich um mehrere Veränderun- 
gen desselben Rechts handelt, nicht über- 
schritten werden. Handelt es sich um den 
Übergang eines Rechts, so finden die Vor- 
schriften des § 61 entsprechende Anwendung. 

(5) Änderungen des Ranges eingetragener 
Rechte sind nur als Veränderungen des zu- 
rücktretenden Rechts, Löschungsvormerkun- 
gen zugunsten eines nach- oder gleich- 
stehenden Gläubigers (§ 1179 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) nur als Veränderungen des 
Rechts zu behandeln, auf dessen Löschung 
der vorgemerkte Anspruch gerichtet ist; für 
die Wertberechnung bleibt die Vorschrift des 
§ 23 Abs. 3 unberührt. 

(6) Betreffen die Veränderungen Rechte, 
mit denen mehrere Grundstücke gemeinsam 
belastet sind, so gelten die Vorschriften des 
§ 63 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

§ 65 

Eintragung von Verfügungsbeschränkungen 

(1) Für die Eintragung von Verfügungsbe- 
schränkungen, insbesondere einer Nacherb- 
folge, einer Testamentvollstreckung oder 
einer Beilastung des Anteils gemäß § 1010 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, wird, soweit nicht 
die Eintragung nach § 69 gebührenfrei vor- 
zunehmen ist, die Hälfte der vollen Gebühr 
erhoben. 

(2) Bezieht sich eine Verfügungsbeschrän- 
kung auf mehrere Rechte, so wird diie im 
Absatz 1 bestimmte Gebühr für jedes Recht 
besonders erhoben, auch wenn es nur der 
Eintragung eines Vermerks bedarf. Betreffen 
die Eintragungen Rechte, mit denen mehrere 
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Grunidstücke gemelrisam belastet sind, so gilt 
§ 63 Abs. 2 und 3 entsprechend; eine Ver- 
füguingsbeschränkung, die Eigentum an meh- 
reren Grundstücken ibetrifft, steht einer Be- 
lastung der Grundstücke mit einem und dem- 
selben Recht gleich. 

(3) Bezidhen sich mehrere Verfügunigsbe- 
schränkimgen, deren Eintragung gleichzeitig 
beantragt ist, auf ein und dasselbe Recht, so 
wird die Gdbühr, gleichviel ob es emes oider 
mehrerer Vermerke bedarf, nur einmal nach 
dem zusammengerechneten Wert erhoben. 

(4) Der Wert des betroffenen Rechts darf, 
auch wenn es sich um mehrere Verfügungs- 
beschränkungen hinsichtlich desselben Rechts 
handelt, nicht überschritten werden. 

§ 66 

Eintragung von Vormerkungen und 
Widersprüchen 

(1) Für die Eintragung einer Vormerkung 
wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die für 
die endgültige Eintragung zu erheben sein 
würde, mindestens jedoch ein Viertel der 
vollen Gebühr. Für die Eintragung einer Vor- 
merkung, durch die der Anspruch auf Ein- 
tragung einer Veränderung oder der Aufhe- 
bung eines Rechts am Grundstück gesichert 
werden soll, wird die gleihe Gebühr er- 
hoben, die für die gesicherte Eintragung zu 
erheben sein würde; die Vorshriften über 
die Eintragung einer Löshungsvormerkung 
(§ 64) bleiben unberührt. 

(2) Für die Eintragung eines Widerspruhs 
wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die für 
die Grundbuhberichtigung zu erheben sein 
würde, zu deren Siherung der Widerspruh 
eingetragen wird; mindestens wird jedoh ein 
Viertel der vollen Gebühr erhoben. 

§,67 

Sonstige Eintragungen 

(1) Für alle Eintragungen, die unter keine 
der vorstehenden Vorshriften fallen und 
auh niht als Ndbengeshäft gebührenfrei 
sind, wird ein Viertel der vollen Gebühr er- 
höben. Dies gilt insbesondere 

1. für die Eintragung »des Verzihts auf das 
Eigentum am Grundstück; 

2. für die Eintragung des Ausshlusses der 
Erteilung eines Briefs sowie für die Ein- 
tragung der Aufhebung dieses Aus- 
shlusses; 


3. für iden Vermerk von Rehten, die dem 
jeweiligen Eigentümer zustehen, einschließ- 
lih des Vermerks hierüber auf dem 
Grundbuhblatt des belasteten Grund- 
stücks; 

4. für die Eintragung der ohne Eigentums- 
übergang stattfindenden Teilungen, Ver- 
einiigungen und Zushreibungen von 
Grundstücken; 

5. für die Anlegung eines Grundbuhblatts 
für ein noh niht im Grundbuh eingetra- 
genes oder aus dem Grundbuh ausgeshie- 
denes Grundstück sowie für die nahträg- 
lihe Aussheidung eines Grundstücks aus 
dem Grundbuh; 

6. für die Eintragung der Unterwerfung 
unter idie sofortige Zwangsvollstreckung 
bei einer Hypothek, Grundshuld oder 
Rentenshuld. 

(2) § 60 Abs. 4, § 63 Abs. 2, § 64 Abs. 3 
gelten entsprehend, jedoh ist mindestens 
ein Viertel der vollen Gebühr zu erheben. 

(3) Der Wert bestimmt sih nah § 30. 

§ 68 

Löshungen und Entlassung aus der Mithaft 

Für jede LÖshung wird die Hälfte der für 
die Eintragung bestimmten Gebühr erhoben; 
für die Eintragung der Entlassung aus der 
Mithaft wird die Hälfte der Gebühr erhoben, 
die für die Eintragung der Einbeziehung in 
die Mithaft zu erheben sein würde. Minde- 
stens wird ein Viertel der vollen Gebühr er- 
hoben. 

§ 69 

Gebührenfreie Eintragungen und 
Löshungen, Zwishenverfügungen 

(1) Gebühren werden niht erhoben 

1. für die Umshreibung unübersihtliher 
Grundbuhblätter uiiid für die Neufassung 
einzelner Teile eines Grundbuhblatts; 

2. für Eintragungen und Löshungen, die ge- 
mäß § 18 Abs. 2 oder § 53 der Grundbuh- 
ordnung von Amts wegen erfolgen; 

3. für Eintragungen und Löshungen, die 
vorgenommen werden, um Übereinstim- 
mung zwishen dem Grundbuh und den 
nah § 2 Abs. 2 der Grundbuhordnung 
maßgebenden amtlihen Verzeihnissen zu 
erhalten; 
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4. für die Eintragung der Vereinigung meh- 
rerer Grundstücke zu einem Grundstück 
und für die Zuschreibung eines oder meh- 
rerer Grundstücke zu einem anderen 
Grundstück als dessen Bestandteil ein- 
schließlich hierzu notwendiger Grund- 
stücksteilungen und der Aufnahme des er- 
forderlichen Antrags durch das Grunid- 
buchamt, sofern die das amtliche Verzeich- 
nis (§ 2 Albs. 2 der Grundbuchordnunig) 
führende Behörde bescheinigt, daß die 
Grundstücke örtlich und wirtschaftlich ein 
einheitliches Grundstück darstellen; 

5. für die Zusammenschreibung mehrerer 
Grundstücke auf einem Grundbuchblatt 
(§4 der Grundbuchordnung); 

6. für die Beseitigung von Doppelbuchungen, 
einschließlich des vorangeangenen Verfah- 
rens vor dem Grundbuchamt. 

(2) Gebührenfrei sind ferner, soweit nicht 
ein anderes bestimmt ist, Eintragungen und 
Löschungen, die auf Ersuchen oder Anord- 
nung eines Gerichts, insbesonidere des Ver- 
gleichs-, Konkurs- oder Vollstreckungs- 
gerichts, erfolgen; ausgenommen sind die 
Bintragung des Erstehers als Eigentümer, die 
Eintragung der Sicherungshypothek für die 
Forderung gegen den Ersteher und Eintra- 
gungen auf Grund einer einstweiligen Ver- 
fügung (§ 941 der Zivilprozeßordnung). 

(3) Für Zwischenverfügungen ides Grund- 
buchamts (§ 18 Abs. 1 der Grundbuchord- 
nung) werden besondere Gebühren nicht er- 
hoben. 

§ 70 

Löschung gegenstandsloser Rechte 
und Klarstellung der Rangverhältnisse 

(1) Für die Löschung gegenstandsloser Ein- 
tragungen (§ 84 der Grundbuchordnung) 
sowie für das vorausgegangene Verfahren vor 
dem Grundbuchamt, einschließlich der Be- 
urkundung der Erklärungen der Beteiligten, 
werden Gebühren nicht erhoben. Das Grund- 
buchamt kann die Gebühr für die Löschung 
einem Beteiligten auferlegen, wenn dies nach 
den Umständen angemessen erscheint. 

(2) Für Eintragungen und Löschungen zur 
Beseitigung unklarer oder unübersichtlicher 
Rangverhältnisse (§ 102 Abs. 2, § Lll der 
Grundbuchordnung) werden Gebühren nicht 
erhoben; gebührenfrei ist auch das voran- 
gegangene Verfahren vor dem Grundbuch- 
amt, einschließlich der Beurkundung von Er- 


klärungen der Beteiligten. Die Auslagen 
werden von demjenigen erhoben, dem das 
Grundbuchamt sie gemäß § 114 der Grund- 
buchordnung auferlegt hat. 

§71 

Erteilung von Hypotheken-, Grundschuld- 
oder Rentenschuldbriefen 

(1) Für die Erteilung eines Hypotheken-, 
Grundschuld- oder Rentenschuldbriefs, eines 
Teilbriefs oder eines neuen Briefes wird ein 
Viertel der vollen Gebühr erhoben. Für die 
Eintragung des Erteilungsvermerks in das 
Grundbuch wird daneben keine Gebühr 
erhoben. 

(2) Für die Erteilung eines Gesamtbriefs 
wird die im Absatz 1 bestimmte Gebühr nur 
einmal erhoben, wenn die mehreren Grund- 
stücke bei demselben Grundbuchamt ein- 
getragen sind. Sind die belasteten Grund- 
stücke bei verschiedenen Grundbuchämtern 
eingetragen, so werden für die gemäß § 59 
Abs. 2 der Grundbuchordnung zu erteilenden 
besonderen Briefe die Gebühren besonders 
erhoben, und zwar nach dem Wert, nach 
dem sich die Gebühren für die Eintragung 
des Rechts bestimmen; ist das Recht schon 
eingetragen, so ist der Wert maßgebend, nach 
dem die Eintragungsgebühr zu erheben wäre, 
falls das Recht im Zeitpunkt der Briefertei- 
lung eingetragen würde. Wird im Fall des 
Eintritts in die Mithaft die Mitbelastung 
lediglich auf dem bisherigen Brief vermerkt 
(§ 63 der Grundbuchordnung), so wird hier- 
für neben der Eintragungsgebühr eine be- 
sondere Gebühr nicht erhoben. 

(3) Bei Erteilung eines gemeinschaftlichen 
Briefes (§ 66 der Grundbuchordnung) werden 
die Werte der einzelnen Hypotheken zu- 
sammengerechnet. 

§ 72 

Vermerke auf dem Brief 

Für die Ergänzung des Grundbuchauszugs 
auf dem Brief sowie für sonstige Vermerke 
auf dem Brief wird, sofern es sich nicht um 
eine gebührenfreie Nebentätigkeit handelt, 
eine Gebühr von ■ 3 bis 25 Deutsche Mark 
erhoben. 

§ 73 

Beglaubigte Abschriften 

Für die Erteilung beglaubigter Abschriften 
aus dem Grundbuch wird eine Gebühr von 
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3 bis 25 Deutsche Mark erhoben; daneben 
werden die durch die Abschriften erwach- 
senen Schreibgebühren erhoben. Gebühren- 
frei ist die Erteilung der beglaubigten Ab- 
schriften, der Auskunft und der Mitteilungen 
gemäß § 19 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung. 

§ 74 

Grundbucheinsicht 

Für die Einsicht des Grundbuchs werden 
Gebühren nicht erhoben. 

> 

§ 75 

Eintragungsanträge 

Für die Aufnahme von Anträgen auf Ein- 
tragungen und Löschungen werden Gebühren 
nach Maßgabe des Beurkundungsabschnitts 
besonders erhoben, soweit sie in der Form 
des § 29 der Grundbuchordnung gestellt 
werden müssen. Im übrigen ist die Aufnahme 
und Entgegennahme von Anträgen gebühren- 
frei. 

§ 76 

Wohnungs- und Teileigentum 

(1) Für die Eintragung der vertraglichen 
Einräumung von Sondereigentum (§ 7 Abs. 1 
des Wohnungseigentumsgesetzes) und für die 
Anlegung der Wohnungsgrundbücher (Teil- 
eigentumsgrundbücher) im Falle des § 8 des 
Wohnungseigentumsgesetzes wird die Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr 
wird auch dann besonders erhoben, wenn die 
Eintragung von Miteigentum und die Ein- 
tragung des Sondereigentums gleichzeitig be- 
antragt werden. 

(2) Für die Eintragung von Änderungen 
des Inhalts des Sondereigentums gilt § 64 
entsprechend. 

(3) Für die Eintragung der Aufhebung 
von Sondereigentum (§ 4 Abs. 1 des Woh- 
nungseigentumsgesetzes) und für die An- 
legung des Grundbuchblatts für das Grund- 
stück (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 3 des 
Wohnungseigentumsgesetzes) wird die Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben. 

(4) Für das Wohnungserbbaurecht (Teil- 
erbbaurecht) gelten die Absätze 1 bis 3 ent- 
sprechend. 


§77 

Grundstücksgleiche Rechte 

(1) Die für Grundstücke geltenden Vor- 
schriften finden auf Erbbaurechte sowie auf 
das Bergwerkseigentum und sonstige Berech- 
tigungen, die den für Grundstücke geltenden 
Vorschriften unterliegen, entsprechende An- 
wendung. 

(2) Wird ein Bergwerk mit unbeweglichen 
Anteilen der Gewerken in Ausführung eines 
nach den maßgebenden bergrechtlichen Vor- 
schriften gefaßten Beschlusses auf die Ge- 
werkschaft eingetragen, so wird für die 
Eintragung, einschließlich der vorläufigen 
Vermerke, der Anlegung des Gewerkenbuchs 
und der Ausfertigung und Aufbewahrung 
der Kuxscheine, die volle Gebühr erhoben. 
Die gleiche Gebühr wird für die Umschrei- 
bung eines Kuxes in dem Gewerkenbuch auf 
einen anderen Berechtigten erhoben. Für die 
Eintragung von Pfandrechten auf Kux- 
scheinen und die Eintragung von Verände- 
rungen und Löschungen werden dieselben 
Gebühren erhoben wie bei entsprechenden 
Eintragungen und Löschungen im Grund- 
buch. Für die Erteilung beglaubigter Ab- 
schriften aus dem Gewerkenbuch und dessen 
Einsicht gelten die Vorschriften der §§ 73, 74 
entsprechend. 

§ 78 

Bahneinheiten 

(1) Die für Grundstücke geltenden Vor- 
schriften finden auf Bahneinheiten entspre- 
chende Anwendung, 

(2) Die Gebühr für die Anlegung und die 
Schließung des Bahngrundbuchs bestimmt 
sich nach § 67; das gleiche gilt für den Ver- 
merk über das Erlöschen der Genehmigung, 
einschließlich der erforderlichen öffentlichen 
Bekanntmachung des Vermerks. 

(3) Wird infolge Veräußerung der Bahn 
der Eigentumswechsel auf dem Grundbudi- 
blatt des Bahngrundstücks eingetragen, so 
werden dafür Gebühren nicht erhoben. 

(4) Die Kosten der Anlegung des Bahn- 
grundbuchs sowie der Vermerke über die Zu- 
gehörigkeit eines Grundstücks zur Bahn- 
einheit trägt der Bahneigentümer. Die Kosten 
fallen jedoch, wenn ein Gläubiger durch den 
Antrag auf Eintragung einer vollstreckbaren 
Forderung die Anlegung des Bahngrundbuchs 
veranlaßt hat, diesem Gläubiger, und wenn 


133 



das Bahngrundbudi aus Anlaß eines Zwangs- 
versteigerungsverfahrens auf Ersuchen des 
Vollstreckungsgerichts angelegt ist, dem Er- 
steher zur Last. 

3. Registersachen 

§ 79 

Eintragungen in das Handelsregister 

(1) Für Eintragungen in das Handels- 
register wird die volle Gebühr erhoben. Wenn 
kein bestimmter Geldbetrag in das Register 
eingetragen wird, wird das Doppelte der 
vollen Gebühr erhoben. Das Doppelte der 
vollen Gebühr wird auch erhoben, wenn die 
Eintragung bestimmter Geldbeträge und 
andere Eintragungen Zusammentreffen (§ 26 
Abs. 5 Satz 1 bis 3). 

(2) Die in Absatz 1 Satz 2 bestimmte Ge- 
bühr darf 

a) für die Eintragung einer Prokura oder 
deren Änderung den Betrag von 

400 Deutsche Mark, 

b) für die Eintragung des Erlöschens der 
Prokura den Betrag von 

200 Deutsche Mark, 

c) für die Löschung der Firma den Betrag 

von 600 Deutsche Mark, 

d) für alle sonstigen Eintragungen, wenn 
kein bestimmter Geldbetrag in das Re- 
gister eingetragen wird und es sich nicht 
um die erste Eintragung der Firma han- 
delt, den Betrag von 1200 Deutsche Mark 

nicht übersteigen. 

(3) Wird die Eintragung einer Firma ge- 
löscht (rot unterstrichen) und die Firma 
gleichzeitig in der anderen Abteilung des 
Handelsregisters eingetragen, so werden die 
Gebühren für die Löschung (Rotunterstrei- 
chung) und die neue Eintragung besonders 
erhoben. 

(4) Die Vermerke über die Eintragung 
oder Aufhebung einer Zweigniederlassung im 
Register der Hauptniederlassung werden ge- 
bührenfrei eingetragen. 

§ 80 

Eintragungen in das Vereinsregister und in das 
sächsische Genossenschaftsregister 

(1) Für Eintragungen in das Vereinsregister 
werden erhoben 


1. für die erste Eintragung des Vereins das 
Doppelte der vollen Gebühr; 

2. für alle späteren Eintragungen die volle 
Gebühr; 

3. für Löschung der Gesamteintragung die 
Hälfte der vollen Gebühr. 

(2) Werden auf Grund derselben Anmel- 
dung mehrere Eintragungen der im Absatz 1 
Nr. 2 bezeidineten Art vorgenommen, so wird 
die Gebühr nur einmal erhoben. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 2, 3 
und des Absatzes 2 gelten entsprechend für 
das sächsische Genossenschaftsregister (Arti- 
kel 166 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuch). 

§ 81 

Eintragungen in das Güterrechtsregister 

Für Eintragungen in das Güterrechtsregister 
wird die volle Gebühr erhoben. 

§ 82 

Musterregister 

(1) Für jede Eintragung und Niederlegung 
eines einzelnen Musters oder Modells nach § 7 
des Gesetzes betreffend das Urheberrecht an 
Mustern und Modellen vom 11. Januar 1876 
(Reichsgesetzbl. S. 11) — Geschmackmuster- 
gesetz — ■ wird, wenn die Schutzfrist auf nicht 
länger als drei Jahre beansprucht wird (§ 8 
Abs. 1 des Geschmacksmustergesetzes), eine 
Gebühr von 3 Deutsche Mark für jedes Jahr 
erhoben. Wird ein Paket mit Mustern oder 
Modellen 'niedergelegt (§ 9 Abs. 4 des Ge- 
schmacksmustergesetzes), so werden für jedes 
darin enthaltene Muster oder Modell 30 Deut- 
sche Pfennig, insgesamt jedoch mindestens 
3 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Nimmt der Urheber gemäß § 8 Abs. 2 
des Geschmacksmustergesetzes eine längere 
Schutzfrist in Anspruch, so wird für jedes 
weitere Jahr bis zum zehnten Jahre einschließ- 
lich eine Gebühr von 6 Deutsche Mark, vom 
elften bis fünfzehnten Jahre eine Gebühr von 
9 Deutsche Mark für jedes einzelne Muster 
oder Modell erhoben. 

(3) Für jeden Eintragungsschein sowie für 
jeden sonstigen Auszug aus dem Musterregister 
wird eine Gebühr von je 3 Deutsche Mark 
erhoben. 

§ 83 

Genossenschaftsregister 

Für Eintragungen in das Genossenschafts- 
register, in die Liste der Genossen, für Vor- 
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merkungen in dieser Liste sowie für die Zu- 
rückweisung oder Zurücknahme von Anträgen 
auf Eintragung der Vormerkung werden Ge- 
bühren nicht erhoben; jedoch werden Postge- 
bühren in allen Fällen und Schreibgebühren 
für Ausfertigungen und Abschriften jeder Art 
erhoben. 

§ 84 

Eintragungen in das Schiffsregister, 
Schiffsurkunden 

(1) Für die Eintragung des Schiffs in das 
Schiffsregister und für die Eintragung von 
Veränderungen, die das Schiff betreffen, wird 
ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. Der 
Wert bestimmt sich bei der Eintragung des 
Schiffs nach dem Wert des Schiffs; bei der 
Eintragung von Veränderungen gilt § 30 
Abs. 2. Bei der Verlegung des Heimathafens 
(Heimatorts) wird nur eine Gebühr bei dem 
Gericht des neuen Heimathafens (Heimatorts) 
erhoben. Die Eintragung von Veränderungen 
der amtlichen Kennzeichen des Schiffs ist ge- 
bührenfrei. 

(2) Für die Löschung der Eintragung des 
Schiffs wird eine Gebühr nur im Fall des § 20 
Abs. 2 Satz 2 der Schiffsregisterordnung er- 
hoben; die Gebühr beträgt ein Viertel der vol- 
len Gebühr; der Wert bestimmt sich nach dem 
Wert des Sdiiffs. Für die Eintragung, daß das 
Schiff das Recht zur Führung der Bundesflagge 
verloren hat oder daß das Schiff seinen Hei- 
matort im Ausland hat, wird eine Gebühr 
nidit erhoben; das gleiche gilt für Eintragun- 
gen in den Fällen des § 17 Abs. 2 der Schiffs- 
registerordnung. 

(3) Für die Eintragung eines neuen Eigen- 
tümers, für die Eintragung oder Löschung 
einer Schiffshypothek, eines Arrestpfandrechts 
oder eines Nießbrauchs und für die Eintra- 
gung von Veränderungen, die sich auf das 
Eigentum, die Schiffshypothek oder den Nieß- 
brauch beziehen, ferner für die Eintragung 
oder Löschung von Vormerkungen, Wider- 
sprüchen und Verfügungsbeschränkungen gel- 
ten die für die entsprechenden Eintragungen 
im Grundbuch gegebenen Vorschriften sinnge- 
mäß mit der Maßgabe, daß in jedem Fall nur 
ein Viertel der vollen Gebühr erhoben wird. 

(4) Bei einer Reederei wird für die Eintra- 
gung eines neuen Mitreeders oder Verpfän- 
dung oder Pfändung einer Schiffspart, für die 
Eintragung einer Verfügungsbeschränkung, die 
eine Schiffspart betrifft, und für die Eintra- 
gung eines Korrespondentreeders eine Gebühr 
von 10 bis 250 Deutsche Mark erhoben. 


(5) Für die Erteilung des Schiffszertifikatu, 
des Schiffsbriefs oder des Flaggenzeugnisses 
und für den Vermerk von Veränderungen auf 
dem Zertifikat oder dem Brief wird eine Ge- 
bühr von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben. 
Für den Vermerk von Veränderungen der 
amtlichen Kennzeichen werden weder Gebüh- 
ren noch Schreibgebühren erhoben. Für die 
Erteilung eines Auszugs aus dem Schiffszertifi- 
kat werden nur Schreibgebühren erhoben. 

§ 85 

Eintragungen in das Schiffsbauregister und in 
das Kabelbuch 

Für Eintragungen In das Schiffsbauregister 
und in das Kabelbuch gilt § 84 Abs. 1 bis 4 
entsprechend. Für die Eintragung des Schiffs- 
bauwerks und des Kabels wird eine Gebühr 
nicht erhoben. Die Übertragung der im 
Schiffsbauregister eingetragenen Hypotheken 
in das Schiffsregister ist gebührenfrei. 

§ 86 

Anmeldung und Anträge 

Für die Aufnahme von Anmeldungen zum 
Handels-, Vereins- und Güterrechtsregister 
werden Gebühren nach Maßgabe des Beur- 
kundungsabsdinitts besonders erhoben. Das 
gleiche gilt in Schiffsregister-, Schiffsbauregi- 
ster- und Kabelpfandsachen für die Aufnahme 
von Anträgen, die in der Form des § 37 der 
Schiffsregisterordnung gestellt werden müssen. 
Im übrigen ist die Aufnahme und Entgegen- 
nahme von Anträgen und Anmeldungen ge- 
bührenfrei. 

§ 87 

Gebührenfreie Geschäfte des Registergerichts 
Gebühren werden nicht erhoben 

1. für die aus Anlaß eines Vergleichs- oder 
Konkursverfahrens von Amts wegen vor- 
zunehmenden Eintragungen sowie für Ein- 
tragungen und Löschungen, die auf Ersu- 
chen und Anordnung eines Gerichts, ins- 
besondere des Vollstreckungsgerichts erfol- 
gen; ausgenommen sind die Eintragung des 
Erstehers als Eigentümer eines Schiffs oder 
eines Schiffsbauwerks, die Eintragung der 
Schiffshypothek für die Forderung gegen 
den Ersteher sowie Eintragungen auf 
Grund einer einstweiligen Verfügung 
(§ 941 der Zivilprozeßordnung); 

2. für Entscheidungen über Anträge und Be- 
schwerden der im § 126 des Gesetzes über 
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die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit bezeichneten Art. 

§ 88 

Löschungsverfahren 

(1) Für die Zurückweisung des Widerspruchs 
gegen eine angedrohte Löschung im Fall des 
§ 141 des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die für 
die Löschung bestimmte Gebühr besonders er- 
hoben. Das gleiche gilt für die Verwerfung 
oder Zurückweisung der Beschwerde gegen die 
Zurückweisung des Widerspruchs. 

(2) Für Lösdiungen nach den §§ 142 bis 
144, §§ 159 und 161 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit und nach den §§ 2, 3 des Gesetzes vom 
9. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 914) 
werden keine Gebühren erhoben. Im übrigen 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 89 

Beglaubigte Abschriften, Bescheinigungen 

(1) Für die Erteilung beglaubigter Abschrif- 
ten aus den in diesem Abschnitt genannten Re- 
gistern wird eine Gebühr von 3 bis 25 Deut- 
sche Mark erhoben; daneben werden die durch 
die Abschriften erwachsenen Schreib gebühren 
erhoben. 

(2) Das gleiche gilt für Bescheinigungen aus 
den genannten Registern. 

(3) Bescheinigungen nach § 66 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind gebührenfrei. 

(4) § 73 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 90 

Registereinsicht 

Für die Einsicht der in diesem Abschnitt ge- 
nannten Register werden Gebühren nicht er- 
hoben. 

4. Familienrechtliche 
Angelegenheiten 

§ 91 

Gebührenfreie Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts 

Für die Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts werden nur die in den §§ 92 bis 99 
bestimmten Gebühren erhoben; im übrigen ist 
die Tätigkeit des Vormundschaftsgerichts ge- 
bührenfrei. 


§ 92 

Vormundschaft 

(1) Bei Vormundschaften wird für jedes 
Jahr eine Gebühr in Fiöhe von 50 Deutsche 
Pfennig von jeden angefangenen 1000 Deut- 
sche Mark des nach Abzug der Verbindlich- 
keiten verbleibenden Mündel Vermögens er- 
hoben. Die Gebühr wird erstmalig bei Ein- 
leitung der Vormundschaft und später zu Be- 
ginn jedes Kalenderjahrs fällig; für das bei 
der Einleitung der Vormundschaft laufende 
und das folgende Kalenderjahr wird nur eine 
Jahresgebühr erhoben; das bei Beendigung der 
Vormundschaft laufende Jahr wird voll ge- 
rechnet. 

(2) Erstreckt sich eine Vormundschaft auf 
mehrere Mündel, so werden die Gebühren für 
jedes Mündel besonders erhoben. 

(3) Geht eine vorläufige Vormundschaft in 
eine endgültige über oder wird eine Vormund- 
schaft von einem anderen Gericht übernom- 
men, so bildet das Verfahren eine Einheit. 

§ 93 

Pflegschaft, Beistandsdiaft 

(1) Bei Pflegschaften oder Beistandschaften 
für einzelne Rechtshandlungen wird die volle 
Gebühr nach dem Wert des Gegenstands er- 
hoben, auf den sich die Rechtshandlung be- 
zieht. Ist der Fürsorgebedürftige an dem Ge- 
genstand der Rechtshandlung nur mitberech- 
tigt, so ist der Wert seines Anteils maßgebend; 
bei Gesamthandverhältnissen ist der Anteil 
entsprechend der Beteiligung an dem Gesamt- 
handvermögen zu bemessen. Bei einer Pfleg- 
schaft oder Beistandschaft für mehrere Für- 
sorgebedürftige wird die Gebühr nach dem 
zusammengerechneten Wert einheitlich erho- 
ben. Die Gebühr wird mit der Anordnung 
fällig. Sie wird nicht erhoben, wenn für den 
Fürsorgebedürftigen eine Vormundschaft oder 
eine Dauerpflegschaft (Absatz 2) besteht oder 
gleichzeitig anzuordnen ist. 

(2) Bei sonstigen Pflegschaften oder Bei- 
standschaften (Dauerpflegschaften) mit Aus- 
nahme der Nachlaßpflegsdiaft (§ 105) bestim- 
men sich die Gebühren nach § 92. 

§ 94 

Einzelne Verrichtungen des Vormundschafts- 
gerichts 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 
1, für Entscheidungen über den LFnterhalt 
eines Kindes nach § 1612 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs; 
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2. für die Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts im Falle der Wieder Verheiratung 
des Vaters oder der Mutter; 

3. für die in § 1639 Abs. 1, § 1642 Abs. 2, 
§§ 1666 bis 1669, § 1682 Abs. 2, § 1684 
und § 1760 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs vorgesehenen vormundschaftsge- 
richtlichen Entscheidungen und Anordnun- 
gen; 

4. für die Übertragung der elterlichen Ge- 
walt oder ihrer Ausübung, für die Über- 
tragung des Rechts, für die Person oder 
das Vermögen des Kindes zu sorgen, sowie 
für Entscheidungen nach § 1634 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

5. für die Übertragung der Entscheidungs- 
befugnis in den persönlichen und vermö- 
gensrechtlichen Angelegenheiten des Kindes ; 

6. für die Anordnung auf Herausgabe des 
Kindes an einen Elternteil; 

7. für die Ersetzung der Einwilligung des ge- 
setzlichen Vertreters oder des Sorgeberech- 
tigten zur Eingehung der Ehe oder der 
Genehmigung des gesetzlichen Vertreters 
zu einer ohne seine Einwilligung geschlos- 
senen Ehe; für die Ersetzung der Einwilli- 
gung oder Genehmigung eines Vormundes 
oder Pflegers wird eine Gebühr nicht er- 
hoben; 

8. für Entscheidungen des Vormundschafts- 
gerichts in den Fällen der §§ 1597, 1735 a 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§'30 Abs. 2. Bezieht sich die Entscheidung 
oder Anordnung des Vormundschaftsgerichts 
auf mehrere Fürsorgebedürftige, so wird nur 
eine Gebühr erhoben. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 ist 
nur der Elternteil, der sich wiederverheiraten 
will, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 7 nur der 
Elternteil, dessen Einwilligung oder Genehmi- 
gung ersetzt wird, zahlungspflichtig. In den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 6 ist nur der 
Elternteil zahlungspflichtig, den das Vor- 
mundschaftsgericht nach seinem billigen Er- 
messen bestimmt. 

§ 95 

Weitere Verrichtungen des Vormundschafts- 
gerichts 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

1. für die nach § 1643 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs erforderliche Genehmigung zu 
einem Rechtsgeschäft; 


2. für Verfügungen nach § 112, § 1629 
Abs. 2, § 1631 Abs. 2, §§ 1645, 1674, 
1693, § 2282 Abs. 2, § 2290 Abs. 3, 
§§ 2347, 2351 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs; 

3, für sonstige Fürsorgetätigkeiten des Vor- 
mundschaftsgerichts für ein unter elter- 
licher Gewalt stehendes Kind. 

Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn für den 
Fürsorgebedürftigen eine Vormundschaft oder 
Dauerpflegschaft besteht, oder wenn die Ver- 
richtungen des Vormundschaftsgerichts in den 
Rahmen einer Einzelpflegschaft (§ 93 Abs. 1) 
fallen. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 bestimmt 
sich der Geschäftswert nach dem Wert des Ge- 
genstandes, auf den sich das Rechtsgeschäft 
bezieht; ist der Fürsorgebedürftige an dem 
Gegenstand des Rechtsgeschäfts nur mitberech- 
tigt, so ist der Wert seines Anteils maßgebend; 
bei Gesamthandverhältnissen ist der Anteil 
entsprechend der Beteiligung an dem Gesamt- 
handvermögen zu bemessen. In den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2, 3 bestimmt sich der Wert 
nach § 30 Abs. 2. 

(3) Die Vorschrift des § 94 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 

§ 96 

Freigrenze bei geringem Vermögen 

Betrifft die Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts eine minderjährige, geisteskranke, 
geistesschwache oder gebrechliche Person, so 
gilt folgendes: 

Die in den §§ 92, 93 und 95 bestimmten Ge- 
bühren sowie die Schreib- und Rechnungsge- 
bühren bleiben außer Ansatz, wenn das reine 
Vermögen des Fürsorgebedürftigen nicht mehr 
als 5000 Deutsche Mark beträgt; bei Vor- 
mundschaften und Dauerpflegschaften (§ 92 
und § 93 Abs. 2) werden überdies die Ge- 
bühren nur von dem 5000 Deutsche Mark 
übersteigenden Betrag des reinen Vermögens 
berechnet. 

§ 97 

Verfügungen des Vormundschaftsgerichts, die 
sich nicht auf Mündel, Pflegebefohlene oder 
unter elterlicher Gewalt stehende Kinder 
beziehen 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 
1. für Entscheidungen, welche die persön- 
lichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten 
oder geschiedener Ehegatten zueinander 
oder das eheliche Güterrecht betreffen; 
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2. für die Ersetzung der Zustimmung anteils- 
berechtigter Abkömmlinge zu Rechtsge- 
schäften des überlebenden Ehegatten im 
Fall der fortgesetzten Gütergemeinschaft; 

3. für sonstige Verfügungen des Vormund- 
schaftsgerichts, die sich nicht auf Mündel, 
Pflegebefohlene oder unter elterlicher Ge- 
walt stehende Kinder beziehen. 

(2) Der Gesdiäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 Abs. 2. 

§98 

Annahme an Kindes Statt 

(1) Die volle Gebühr wird erhdben für 
die Bestätigung des Vertrages, durch den je- 
mand an Kindes Statt angenommen oder das 
Annahmeverhältnis aufgehoben wird. 

(2) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 Abs. 2. 

(3) Im Verfahren über die Bestätigung eines 
Annahmever träges werden Gebühren nicht 
erhofben, wenn das reine Vermögen des Kin- 
des nicht mehr als 5000 Deutsche Mark be- 
trägt. 

§99 

Voll] äh rlgkeit s erkl ärung 

Die volle Gebühr wird erhoben für die Voll- 
jährigkeitserklärung, Der Geschäftswert be- 
stimmt sich nach § 30 Abs. 2; dabei ist das 
reine Vermögen des für volljährig zu Erklä- 
renden angemessen zu berücksichtigen. 

5. Nachlaß- und Teilungssachen 

§100 

Verwahrung von Verfügungen von Todes 

wegen 

Für die amtliche Verwahrung einer Ver- 
fügung von Todes wegen wird bei der An- 
nahme ein Viertel der vollen GeSbühr erhoben. 

§ 101 

Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen 

Für die Eröffnung einer Verfügung von 
Todes wegen wird die Flälfte der vollen Ge- 
bühr erhcjben. 

§102 

Gemeinsame Vorschriften zu den §§ 100, 101 

(1) In den Fällen der §§ 100 und 101 finden 
die Wertvorschriften des § 46 Abs. 4 ent- 
sprechende Anwendung. 


(2) Werden mehrere Verfügungen von 
Todes wegen desselben Erblassers bei demsel- 
ben Gericht gleichzeitig eröffnet, so ist nur 
eine Gebühr nach dem zusammengerechneten 
Wert zu erheben; soweit mehrfach über den 
ganzen Nachlaß oder über denselben Bruch- 
teil verfügt ist, kommt der Wert nur einmal 
In Betracht. 

(3) Die Gebühr nach § 101 wird von dem 
Nachlaßgericht erhöben, auch wenn die Er- 
öffnung bei einem anderen Gericht stattge- 
funden hat. 

(4) Für die Nachforderung und die Verjäh- 
rung der Gebühr des § 100 gelten die Vor- 
schriften des § 46 Abs. 5 entsprechend. 

§ 103 

Sicherung des Nachlasses 

(1) Bei der Sicherung eines Nachlasses durch 
Siegelung oder auf andere Weise wird für das 
ganze Verfahren, einschließlich der erforder- 
lichen Anordnungen wegen Aufbewahrung 
und Auslieferung des Nachlasses, die volle Ge- 
bühr erhoben. Die Geibühr wird mit der An- 
ordnung fällig. 

(2) Neben der Gebühr werden idie Gebüh- 
ren für die Siegelung, Entsiegelung oder Auf- 
nahme des Vermögens Verzeichnisses (§ 52) be- 
sonders er^hoben. 

§ 104 

Ermittlung des Erben 

Für die Ermittlung von Etben wird auch 
dann, wenn sie nach landesgesetzlichen Vor- 
schriften von Amts wegen stattfindet, keine 
Gebühr erhoben. 

§105 

Nachlaßpflegschaften, Gesamtguts- 
verwaltung 

(1) Für eine Nachlaßverwaltung, eine Ge- 
samtgutsverwaltung, eine sonstige Nachlaß- 
pflegschaft oder eine Pflegschaft für einen ab- 
wesenden Beteiligten nach § 88 ides Gesetzes 
über die Angelegenheiten ider freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit wird die volle Gdbühr erhoben. 
Sie wird mit der Anordnung fällig. Maßge- 
bend Ist der Wert des von der Verwaltung 
Older Pflegschaft betroffenen Vermögens. 

(2) Auf die Gdbühr wird eine nach § 103 
entstandene Geibühr angerechnet, wenn die 
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Nachlaßpflegschaft zur Sicherung des Nach- 
lasses eingeleitet wird. 

(3) Wird der Antrag auf Anordnung einer 
Nachlaß- oder Gesamtgutsverwaltung abge- 
lehnt oder vor Erlaß einer Entscheidung zu- 
rückgenommen, so wird ein Viertel der vollen 
Gdbühr von dem Antragsteller erhoben; ist 
der Antrag von einem Gläubiger gestellt, so 
bestimmt sich der Geschäftswert nach der For- 
derung, jedoch nach dem Wert der Masse (Ab- 
satz 1 Satz 3), wenn dieser geringer Ist. 

§ 106 
Erbschein 

(1) Für die Erteilung eines Eribscheins, ein- 
schließlich des vorangegangenen Verfahrens, 
wird die volle Gebühr erhoben. Für die Be- 
urkundung der eidesstattlichen Versicherung 
wird daneben die Gebühr des § 49 besonders 
erholben; sie wird beim Nachlaßgericht ange- 
setzt, auch wenn die Erklärung von einem an- 
deren Gericht aufgenommen ist. 

(2) Maßgebend ist der Wert des nach Abzug 
der Nachlaßverbindlichheiten verbleibenden 
reinen Nachlasses im Zeitpunkt des Erbfalls. 
Wird der Erbschein nur über das Erbrecht 
eines Miterben erteilt, so bestimmt sich der 
Wert nach dessen Erbteil. Bei Erteilung eines 
beschränkten Erbscheins 2369 des Bürger- 
lichen Geset 2 ^buchs) ist der Wert der im Inland 
befindlichen Gegenstände maßgebend. 

(3) Wird ein Erbschein für einen bestimm- 
ten Zweck ge'bührenfrei oder zu ermäßigten 
Geibühren erteilt, so werden die im Absatz 1 
bestimmten Gebühren nacherhoiben, wenn von 
dem Erbschein zu einem anderen Zweck Ge- 
brauch gemacht wird. 

§ 107 

Einziehung des Erbscheins 

Für die Einziehung oder Kraftloserklärung 
eines Erbscheins wird die Hälfte der vollen Ge- 
bühr erhoben. § 106 Abs. 2 gilt entsprechend. 
Die Geibühr bleibt außer Ansatz, wenn in dem- 
selben Verfahren ein neuer Erbschein erteilt 
wird. 

§ 108 

Andere Zeugnisse 

(1) Die Vorschriften über den Erbschein gel- 
ten entsprechend 

1. für das Zeugnis über die Fortsetzung der 
Gütergemeinschaft nach § 1507 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs; an Stelle des Nach- 


lasses tritt der halbe Wert des Gesamtguts 
der fortgesetzten Gütergemeinschaft; 

2. für das erste Zeugnis über die Ernennung 
eines Testamentsvollstreckers; für jedes 
weitere Zeugnis wird ein Viertel der vollen 
Gebühr erhoben. Der Wert bestimmt sich 
nach § 30 Abs. 2. 

(2) Absatz 1 findet auf Zeugnisse für Samt- 
gutsverwalter, auf Beisitzbescheinigungen 
un d ähnliche Zeugnisse des Nachlaß ge ridits 
entsprechende Anwendung. 

§ 109 

Feststellung des Erbrechts des Fiskus 

(1) Für das Verfahren zur Feststellung des 
Erbrechts des Fiskus oder der an seine Stelle 
tretenden Körperschaft, Stiftung oder Anstalt 
des öffentlichen Rechts^ wird dieselbe Gebühr 
wie für die Erteilung eines Erbscheins erhoben. 

(2) Wird auf Grund der FeststeHung ein 
Erbschein erteilt, so wird hierfür eine beson- 
dere Gebühr nicht erheben. 

§ 110 

Beschränkte Zeugnisse, Bescheinigungen 

(1) Ein Viertel der vollen Gebühr bis zum 
Höchstbetrag von 15 Deutsche Mar^k wird er- 
hoben 

1. für die Zeugnisse nach §§ 36, 37 der 
Grundbuchordnung und § 42 der Schiffs- 
register Ordnung; 

2. für die nach den Staatsschuldbuchgesetzen 
erforderlichen Bescheinigungen, daß ein 
Rechtsnachf olger von Todes wegen, ein die 
Gütergemeinschaft fortsetzender Ehegatte 
oder ein Testamentsvollstrecker über die 
Buchforderung verfügen kann. 

(2) Maßgebend ist im Fall des Absatzes 1 
Nr. 1 der Wert des Grundstücks, des Schiffs, 
des Schiffslbauwerks oder des betroffenen 
Rechts, Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 ider Be- 
trag der Forderung. 

(3) Für die In dem Verfahren abgegebene 
eidesstattliche Versicherung wird die Gebühr 
des § 49 besonders erhöben. 

(4) 5 106 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 111 

Erklärungen gegenüber dem Nachlaßgericht 

(1) Ein Viertel der vollen Gebühr wird 
für die Entgegennahme folgender Erklärun- 
gen erhoben: 
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1 . Ablehnung der fortgesetzten Gütergemein- 
schaft 1484 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs), Verzicht eines anteilsberechtigten 
Abkömmlings (§ 1491 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) oder Aufhebung der fortge- 
setzten Gütergemeinschaft (§ 1492 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

2. Aussdilagung der Erbschaft, Anfechtung 
der Annahme oder Ausschlagung der Erb- 
schaft oder Anfeditung der Versäumung 
der Ausschlagungsfrist (§§ 1945, 1955, 
1956, § 2308 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs); 

3. Anmeldung von Forderungen im Falle des 
§ 2061 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

4. Anfeditung eines Testaments oder Erbver- 
trags (§ 2081, § 2281 Abs. 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs); 

5. Anzeige des Vorerben oder des Nacherben 
über den Eintritt der Nadierbfolge 
(§ 2146 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

6. Bestimmung der Person des Testaments- 
vollstreckers oder Ernennung von Mitvoll- 
streckern (§ 2198 Abs. 1 Satz 2 und § 2199 
Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), An- 
nahme oder Ablehnung des Amtes des Te- 
stamentsvollstreckers (§ 2202 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs) sowie Kündigung dieses 
Amtes (§ 2226 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs); 

7. Anzeigen des Verkäufers oder Käufers 
einer Erbschaft über deren Verkauf 
nach § 2384 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sowie Anzeigen in den Fällen des § 2385 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Bei der Berechnung der Gebühren 
wird, wenn eine vermögensrechtliche Ange- 
legenheit vorliegt, der Wert der Vermögens- 
masse nach Abzug der Schulden zugrunde ge- 
legt; im übrigen ist der Wert nach § 30 Abs. 
2 zu bestimmen. Im Fall des Absatzes 1 
Nr. 3 wird die Gebühr einheitlich nach dem 
Gesamtbetrag der angemeldeten Forderun- 
gen erhoben; Schuldner der Gebühr ist der 
Miterbe, der die Aufforderung erlassen hat. 
Wird im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 die Erb- 
schaft von mehreren neben- oder nacheinan- 
der berufenen Personen gleichzeitig durch 
Erklärung vor dem Nadilaßgerlcht oder 
durch Einreichung einer Urkunde ausge- 
schlagen, so wird die Gebühr nur einmal 
nach dem Wert der ausgeschlagenen Erbschaft 
erhoben. 


(3) Für die Aufnahme der Anmeldungen 
und Erklärungen werden Gebühren nach § 
38 Abs. 2 besonders erhoben, soweit sie in 
öffentlich beglaubigter Form abzugeben oder 
gerichtlich oder notariell zu beurkunden 
sind; im übrigen Ist die Aufnahme der An- 
meldungen und Erklärungen gebührenfrei. 

§ 112 

Testamentsvollstrecker 

Die Hälfte der vollen Gebühr wird erho- 
ben für die Ernennung oder Entlassung von 
Testamentsvollstreckern und für sonstige an- 
läßlich einer Testamentsvollstreckung zu tref- 
fenden Anordnungen. Der Wert bestimmt 
sich nach § 30 Abs. 2. 

§ 113 

N achlaßinventar, Fristbestimmungen 

Die Hälfte der vollen Gebühr wird erho- 
ben 

1. für die Entgegennahme eines Nachlaßin- 
ventars, für die Bestimmung einer Inven- 
tarfrist oder einer neuen Inventarfrist 
und für die Verlängerung der Inventar- 
frist, einschließlich der Anordnung wegen 
Aufnahme des Inventars durch einen No- 
tar oder einen sonstigen zuständigen Be- 
amten; maßgebend ist der Wert des Nach- 
lasses nach Abzug der Schulden; 

2. für die Fristbestimmungen nach § 2151, 
§§ 2153 bis 2155, §§ 2192, 2193 des Bür- 
gerlichen Gesetzbudis. 

§ 114 

Gebührenfreie Erledigung in den Fällen 
der §§ 111 bis 113 

Die in den §§ 111 bis 113 auf geführten 
Verrichtungen bleiben gebührenfrei, wenn sie 
im Zusammenhang mit einem anderen nach 
den Vorschriften dieses Unterabschnitts ge- 
bührenpflichtigen Verfahren stehen. 

§ 115 

Gerichtliche Vermittlung der Auseinander- 
setzung 

(1) Für die gerichtliche Vermittlung der 
Auseinandersetzung eines Nachlasses oder des 
Gesamtguts einer Gütergemeinschaft, ein- 
schließlich des vorangegangenen Verfahrens, 
wird die Vierfache der vollen Gebühr erho- 
ben. Die Gebühr ermäßigt sich 


140 



1. auf das Doppelte der vollen Gebühr, wenn 
das Verfahren ohne Bestätigung der Aus- 
einandersetzung abgeschlossen wird, 

2. auf die Hälfte der vollen Gebühr, wenn 
sich das Verfahren vor Eintritt in die Ver- 
handlung durch Zurücknahme oder auf 
andere Weise erledigt. 

Die Vorschriften des § 59 gelten entspre- 
chend. 

(2) Wird mit einem Dritten vor dem Tei- 
lungsgericht zum Zweck der Auseinanderset- 
zung ein Vertrag geschlossen, so wird von 
dem Dritten die Hälfte der nach dem Beur- 
kundungsabschnitt zu berechnenden Gebühr 
erhoben. 

(3) Für die Beurkundung einer vertrags- 
mäßigen Auseinandersetzung, für die Auf- 
nahme von Vermögensverzeichnissen und 
Schätzungen sowie für Versteigerungen wer- 
den die Gebühren nach Maßgabe des Beur- 
kundungsabschnitts besonders erhoben. 

(4) Wird die Vermittlung der Auseinander- 
setzung einem Notar übertragen, so wird 
je die Hälfte der vollen Gebühr erhoben 

1. für das gerichtliche Verfahren, einschließ- 
lich der Anordnung von Beweisaufnahmen, 

2. für die Bestätigung der Auseinanderset- 
zung. 

(5) Die Gebühr bestimmt sich nach dem 
Wert der den Gegenstand der Auseinander- 
setzung bildenden Vermögensmasse. Dabei 
werden die Werte mehrerer Massen, die in 
demselben Verfahren auseinandergesetzt 
werden, zusammengerechnet. Trifft die Aus- 
einandersetzung des Gesamtguts einer Güter- 
gemeinschaft mit der Auseinandersetzung 
des Nachlasses eines Ehegatten zusammen, so 
wird die Gebühr einheitlich nach dem zusam- 
mengerechneten Wert des Gesamtguts und 
des übrigen Nachlasses erhoben. 

(6) Für die Kosten des Verfahrens (Ab- 
sätze 1 und 4) haften die Anteilsberechtig- 
ten als Gesamtschuldner. 

§ 116 

(1) Für das bei Vererbung einer Heim- 
stätte im § 40 der Verordnung zur Ausfüh- 
rung des Reichsheimstättengesetzes vom 19. 
Juli 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1027) vorge- 
sehene Verfahren vor dem Nachlaßgericht 
wird ein Viertel der vollen Gebühr nach dem 
Wert der Heimstätte (§ 31 der Verordnung) 


erhoben. Führt das Nachlaßgericht die Eini- 
gung der Beteiligten über die Heimstätten- 
folge herbei (§ 26 Nr. 3 der Verordnung), 
so erhöht sich die Gebühr auf die Hälfte 
der vollen Gebühr; mit der Gebühr ist auch 
die Aufnahme der Einigungserklärungen 
durch das Nachlaßgericht abgegolten. 

(2) Für das Zeugnis des Nachlaßgerichts 
zum Nachweis der Heimstättenfolge (§ 29 
Abs. 2 und § 34 der Verordnung) wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. Schuld- 
ner der Gebühr ist der Heimstättenfolger. 
Wird ein Erbschein erteilt, so ist die Gebühr 
für das Zeugnis auf die Gebühr für den Erb- 
schein anzurechnen. 

(3) Für die Aufnahme der dem Nachlaß- 
gericht gegenüber abzugebenden Erklärun- 
gen werden Gebühren nach § 38 Abs. 2 be- 
sonders erhoben, soweit sie in öffentlich be- 
glaubigter Form abzugeben sind. Im übrigen 
ist die Aufnahme von Erklärungen durch 
die Gebühr des Absatzes 1 abgegolten. 

(4) Die Gebührenermäßigung nach § 35 des 
Reichsheimstättengesetzes vom 25. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1291) bleibt un- 
berührt. 

6. Sonstige Angelegenheiten 
§ 117 

Genehmigung und Beaufsichtigung von 
Stiftungen 

(1) Für die Genehmigung einer Familien- 
stiftung wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Für die Aufsicht über Stiftungen oder 
deren Verwaltung wird für jedes angefan- 
gene Kalenderjahr die volle Gebühr erhoben. 
Die Gebühr wird zu Beginn jedes Zeitab- 
schnitts im voraus fällig. Sie kann in ein- 
fach liegenden Fällen nadi Ermessen des Ge- 
richts bis auf ein Viertel der vollen Gebühr 
ermäßigt werden. 

(3) Die Gebühr bestimmt sich nach dem 
Wert des Stiftungsvermögens nach Abzug 
der Schulden. 

§ 118 

Ordnungsstrafverfahren 

(1) In einem Ordnungsstrafverfahren nach 
den §§ 132 bis 139, § 159 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit wird in jedem Rechtszug das 
Dreifache der vollen Gebühr erhoben 
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1. für die Festsetzung der Ordnungsstrafe; 

2. für die Verwerfung des Einspruchs. 

(2) Die Gebühr wird nach dem festgesetz- 
ten oder angedrohten Betrag der Ordnungs- 
strafe berechnet; sie darf den Betrag der 
Ordnungstrafe nicht übersteigen. 

(3) Jede Wiederholung der Ordnungsstrafe 
gilt als ein besonderes Verfahren. 

(4) Für die Androhung von Strafen wer- 
den Gebühren nicht erhoben. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 
gelten in anderen Fällen der Festsetzung von 
Ordnungsstrafen entsprechend. Sie gelten 
auch für die Festsetzung von Ordnungsstra- 
fen gegen Vormünder (Pfleger, Beistände). 
Sie gelten nicht für die Festsetzung von Ord- 
nungsstrafen gegen Zeugen und Sachverstän- 
dige. 

§ 119 

Ernennung von Sachverständigen, Bestellung 
eines Verwahrers, Verkauf oder Hinterlegung 
von Pfändern 

Die volle Gebühr wird erhoben 

1. für die Ernennung und Beeidigung von 
Sachverständigen zur Feststellung des Zu- 
stands oder Werts von Sachen; wird ge- 
richtlich Beweis erhoben, so werden da- 
neben die Gebühren nach § 49 Abs. 1 und 
§ 50 Abs. 1 Nr. 4 erhoben; 

2. für die Bestellung eines Verwahrers nach 
den §§ 432, 1217, 1281, 2039 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs, einschließlich der Ent- 
scheidung über seine Vergütung; 

3. für Anordnungen des Gerichts über den 
Verkauf oder die Hinterlegung von Pfän- 
dern und anderen Gegenständen. 

§ 120 

Ernennung und Abberufung von Vorstands- 
mitgliedern usw. 

Soweit nicht in diesem Gesetz oder In son- 
stigen bundesrechtlichen Vorschriften ein an- 
deres bestimmt ist, wird das Doppelte der 
vollen Gebühr erhoben für die Erledigung 
der Im Bürgerlichen Gesetzbuch in dem Titel 
„Juristische Personen", im Aktiengesetz, im 
Genossenschaftsgesetz oder im Gesetz, be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter 


Haftung, den Gerichten zugewiesenen An- 
gelegenheiten (Ernennung und Abberufung 
von Vorstandsmitgliedern und Liquidatoren, 
Ernennung von Revisoren, Ermächtigung zur 
Berufung einer Hauptversammlung oder 
Generalversammlung oder zur Einsicht von 
Büchern) sowie für Entscheidungen und An- 
ordnungen ähnlicher Art. 

§ 121 

Bestellung eines Vertreters des Grundstücks- 
oder Schiffseigentümers, Zustellung von 
Willenserklärungen, Kraftloserklärung von 
Vollmachten 

(1) Die Hälfte der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für die Bestellung eines Vertreters des 
Grundstückseigentümers oder des Schiffs- 
eigentümers nach § 1141 Abs. 2 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs und § 42 Abs. 2 des 
Gesetzes über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbauwerken vom 15. 
November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1499);. 

2. für die Bewilligung der öffentlichen Zu- 
stellung einer Willenserklärung nach § 132 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

3. für die Bewilligung der Kraftloserklärung 
von Vollmachten nach § 176 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Der Wert bestimmt sich nach § 30 
Abs. 2. 

§ 122 
Dispache 

(1) Für die Bestellung eines Dispacheurs, 
einschließlich der Bestimmung seiner Ver- 
gütung, und für die Entscheidung über seine 
Verpflichtung zu der von Ihm abgelehnten 
Aufmachung der Dispache wird Insgesamt 
die volle Gebühr erhoben. Maßgebend für 
die Gebühr ist der Betrag des Havariescha- 
dens und, wenn der Wert des Geretteten an 
Schiff, Fracht und Ladung geringer Ist, dieser 
geringere Wert. 

(2) Für die Verhandlung über die Dispa- 
che, einschließlich der Bestätigung, wird eben- 
falls die volle Gebühr erhoben. Maßgebend 
Ist die Summe der Anteile, die die an der 
Verhandlung Beteiligten an dem Schaden zu 
tragen haben. Wird die Dispache bestätigt, 
so haften die an dem Verfahren Beteiligten 
für die Kosten als Gesamtschuldner. 
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§ 123 

Offenbarungseid 

(1) Für die Verhandlung in dem Termin 
zur Abnahme eines Offenbarungseides nach 
den §§ 259, 260, 2006, § 2028 Abs. 2, § 2057 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs und nach § 83 
Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenhei- 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die 
volle Gebühr erhoben, auch wenn die Eides- 
leistung unterbleibt. 

(2) Erledigt sich das Verfahren vor Ein- 
tritt in die Verhandlung infolge Zurück- 
nahme des Antrags oder in anderer Weise, 
so ermäßigt sich die Gebühr entsprechend den 
Vorschriften des § 129. 

§ 124 

Verteilungsverfahren bei Enteignungen 
und dgl. 

(1) Soweit bei der Enteignung, bei 
der Flurbereinigung, bei der Beschädigung 
von Grundstücken durch Bergbau oder in 
ähnlichen Fällen ein Verteilungsverfahren 
vorgesehen ist, wird dafür das Doppelte der 
vollen Gebühr nach dem zu verteilenden 
Gesamtbetrag erhoben. 

(2) Wird der Antrag auf Eröffnung des 
Verfahrens zurückgewiesen oder wird der 
Antrag vor Eröffnung des Verfahrens zu- 
rückgenommen, so bemißt sich die nach 
§ 129 zu erhebende Gebühr nach dem zu ver- 
teilenden Gesamtbetrag und, wenn ein Be- 
rechtigter den Antrag gestellt hat, nach dem 
von ihm beanspruchten Betrag, falls er ge- 
ringer ist als der Gesamtbetrag. 

§ 125 

Kapitalkreditbeschaffung für landwirtschaft- 
liche Pächter 

(1) Für die Niederlegung des Verpfän- 
dungsvertrags nach dem Pachtkreditgesetz 
vom 5. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 
494) einschließlich der Erteilung einer Be- 
scheinigung über die erfolgte Niederlegung 
wird die Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Ein Viertel der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für die Entgegennahme der Anzeige über 

die Abtretung der pfandgesicherten For- 
derung; 

2. für die Herausgabe des Verpfändungsver- 
trags. 


(3) Für die Erteilung einer beglaubigten 
Absdirift des Verpfändungsvertrags sowie 
einer Bescheinigung an den Pächter, daß ein 
Verpfändungsvertrag bei dem Amtsgericht 
nicht niedergelegt ist, werden 3 bis 25 Deut- 
sche Mark erhoben. Für Abschriften werden 
daneben die erwachsenen Schreibgebühren 
angesetzt. 

(4) Für die Niederlegung einer Vereinba- 
rung des Pächters und des Pfandgläubigers, 
durch welche die Erstreckung des Pfandrechts 
auf die nach seiner Entstehung vom Pächter 
erworbenen Inventarstücke ausgeschlossen 
wird, sowie für die Gestattung der Einsicht 
in die bei dem Amtsgericht niedergelegten 
Verpfändungs Verträge werden Gebühren 
nicht erhoben. 

§ 126 

Personenstandsangelegenheiten 

(1) Auf die Familienregister sowie auf die 
bei den Gerichten aufbewahrten Standesre- 
gister und Kirchenbücher finden die Vor- 
schriften der §§ 112, 113 der Ersten Verord- 
nung zur Ausführung des Personenstandsge- 
setzes entsprechende Anwendung. 

(2) Im übrigen werden in Personenstands- 
angelegenheiten für die Zurückweisung von 
Anträgen auf eine gerichtliche Anordnung 
sowie für die Verwerfung oder Zurückwei- 
sung einer Beschwerde gegen eine gerichtliche 
Entscheidung die in den §§129 und 130 be- 
stimmten Gebühren erhoben. 

§ 127 

Todeserklärung und Feststellung der 
Todeszeit 

(1) Das Doppelte der vollen Gebühr wird 
erhoben für 

a) die Todeserklärung, 

b) die Feststellung der Todeszeit, 

c) die Aufhebung oder Änderung der To- 
deserklärung oder die Feststellung der 
Todeszeit. 

(2) Wird ein Aufgebotsverfahren in ein 
Verfahren zur Feststellung der Todeszeit 
übergeleitet, so ist es für die Gebührenbe- 
rechnung als ein einheitliches Verfahren zu 
behandeln. 

(3) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 Abs. 2. 
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7. Ergänzende G e b ü h r e n Vor- 
schriften für Anträge, 
Beschwerden u s w. 

§ 128 

Gesuche, Anträge 

Gesuche und Anträge werden, soweit nichts 
anderes 'bestimmt ist, geibührenfrei aufgenom- 
men. 

§ 129 

Zurückweisung und Zurücknahme von 
Anträgen 

(1) Wird in Fällen, in denen das Gericht nur 
auf Antrag tätig wird, ein Antrag zurückge- 
wiesen, so wird, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, die Hälfte der vollen Gebühr, 
höchstens jedoch ein Betrag von 60 Deutsche 
Mark erhoben. 

(2) Wird ein Antrag zurückgenommen, be- 
vor über ihn eine EntscheLdung ergangen ist 
oder die beantragte Handlung stattgefunden 
hat, so wird, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, ein Viertel der vollen Gebühr, höchstens 
jedoch ein Betrag von 30 Deutsche Mark er- 
höben. 

(3) Der für die beantragte Verhandlung 
oder Entscheidung bestimmte Gebührensatz 
darf nicht überschritten werden. 

(4) Im Fall einer teilweisen Zurückweisung 
oder Zurücknahme ist die Gebühr nach dem 
Wert des zurück gewiesenen oder zurückge- 
nommenen Teils, jedoch nur insoweit zu er- 
heben, als die Gebühr für die Erledigung des 
ganzen Antrags die Gebühr für die teilweise 
Erledigung übersteigt. 

(5) Bei Zurückweisung oder Zurücknahme 
eines Antrags kann von der Erhebung von 
Kosten abgesehen werden, wenn der Antrag 
auf unverschuldeter Unkenntnis der tatsäch- 
lichen oder rechtlichen Verhältnisse beruht. 
§ 16 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 130 

Beschwerden, Anrufung des Gerichts gegen 

Entscheidungen anderer Behörden oder 
Dienststellen 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
wird, soweit nichts anderes bestimmt Ist, er- 
hoben 

1. in den Fällen der Verwerfung oder Zu- 
rückweisung die Hälfte der vollen Geibühr; 


2. In den Fällen der Zurücknahme ein Vier- 
tel der vollen Gebühr; betrifft die Zurück- 
nahme nur einen Teil des Beschwerde- 
gegenstandes, so Ist die Gebühr nur inso- 
weit zu erheben, als sich die Beschwerde- 
gebühr erhöht haben würde, wenn die 
Entscheidung auf den zurückgenommenen 
Teil erstreckt worden wäre. 

Im übrigen ist das Beschwerdeverfahren ge- 
bührenfrei. 

(2) Der Wert ist in allen Fällen nach § 30 zu 
bestimmen. 

(3) Richtet sich die Beschwerde gegen eine 
Entscheidung des Vormundschaftsgerichts und 
ist sie von dem unter elterlicher Gewalt ste- 
henden Kind, dem Mündel oder dem Pflege- 
befohlenen Oider im Interesse dieser Personen 
eingelegt, so ist sie In jedem Fall gdbührenfrei. 

(4) Werden Angelegenheiten der in diesem 
Abschnitt bezeichneten Art von anderen Be- 
hörden oder Stellen, insbesondere von Nota- 
ren, erledigt und ist in diesen Fällen eine An- 
rufung des Gerichts vorgeseihen, so steht diese 
hinsichtlich der Gelbühren einer Beschwerde 
gleich. Dies gilt nicht bei Anträgen auf Ände- 
rung von Entscheidungen des ersuchten oder 
beauftragten Richters oder des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle. Es gilt ferner 
nicht, wenn nach einem Verwaltungsverfahren 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ge- 
stellt wird. 

(5) Auslagen, die durch eine für begründet 
befundene Beschwerde entstanden sind, wer- 
tden nicht erhoben, soweit das Besch werde ver- 
fahren gemäß Absatz 1 Satz 2 geibührenfrel ist. 

§131 

Beglaubigte Abschriften 

Soweit nichts anderes bestimmt Ist, wird bei 
der Erteilung beglaubigter Abschriften der 
vom Gericht erlassenen Entscheidungen sowie 
der von ihm auf genommenen oder In Ur- 
schrift in seiner dauernden Verwahrung be- 
findlichen Urkunden eine Beglaubigungs- 
gebühr nicht erhoben. 

§ 132 

Vollstreckbare Ausfertigungen 

Für die Erteilung vollstreckbarer Ausferti- 
gungen von gerlchtUchen oider notariellen Ur- 
kunden wird die Hälfte der vollen Gebühr er- 
holben, wenn der Eintritt einer Tatsache oder 
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einer Rechtsnachfolge zu prüfen ist (§(§ 726 
bis 729 der Zivilprozeßordnung) oder es sich 
um die Erteilung einer weiteren vollstreck- 
baren Ausfertigung handelt. Das gleiche gilt 
im Fall der Erteilung vollstreckbarer Ausferti- 
gungen einer bestätigten Auseinandersetzung 
sowie in ähnlichen Fällen. 

§133 

Vollstreckungshandlungen 

Für die Vornahme von gerichtlichen Voll- 
streckungshandlungen in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit werden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, die für solche 
Handlungen im Gerichtskostengesetz vorge- 
sehenen Gebühren erhoben. 

§134 

Rechtskraftzeugnisse, Kostenfestsetzung 

Für die Erteilung von Rechtskraftzeugnis- 
sen und für die gerichtliche Festsetzung der 
einem Beteiligten zu erstattenden Kosten wer- 
den Gebühren nicht erhoben. 


DRITTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§ 135 

S chreibgdbühren 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebühren 

erhoiben für 

1. Ausfertigungen und Abschriften, die auf 
Antrag ertedt werden; 

2. Ausfertigungen und Abschriften, die ange- 
fertigt werden müsen, weil zu den Akten 
gegebene Urkxmden, von denen eine Ab- 
schrift zurückbehalten werden muß, zu- 
rückgefordert werden; in diesem Fall wird 
die bei den Akten zurückbehaltene Ab- 
schrift geibührenfrei ibeglaubigt; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder Art, 
wenn sachliche oder persönliche Gebüh- 
renfreiheit gewährt ist; Absatz 2 bleibt un- 
berührt. 

(2) Schreibgebühren werden nicht erhoben 

1. bei Beurkundungen von Verträgen für 
zwei Ausfertigungen oder Abschriften, bei 
sonstigen Beurkundungen für eine Ausfer- 
tigung oder Abschrift; 


2. für die erste einem Beteiligten erteilte Aus- 
fertigung oder Abschrift jeder gerichtlichen 
Entscheidung oder jedes vor Gericht abge- 
schlossenen Vergleichs; dies gilt für die 
erste vollständige Ausfertigung oder Ab- 
schrift auch dann, wenn eine Ausfertiigung 
unter Weglassung der Entscheidungsgründe 
bereits erteilt worden ist, ohne daß Schreib- 
gebühren erhoben worden sind. 

(3) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, 
die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 Silben 
enthält, 50 Deutsche Pfennig, auch wenn die 
Herstellung auf mechanischem Wege (Druck, 
Liditbild tisw.) stattgefunden hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuch'blätter, Registerblätter, Verzeich- 
nisse, Listen, Rechnungen, Zeichnungen und 
dgl. wird die Schreibgebühr nach dem Zeit- 
aufwand berechnet, ider bei durchschnittlicher 
Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt 
wird. Sie beträgt für jede angefangene Fünf- 
telstunde 50 Deutsche Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in 'den 
Absätzen 4 und 5 genannten Art Abschriften 
durch Ablichtung hergestellt, so werden für 
jede Seite ohne Rücksicht auf Zeilen- und Sil- 
benzahl 50 Deutsche Pfennig, bei größerem 
Format als DIN B 4 eine Deutsche Mark er- 
hoben. 

(7) Aufwendungen für die besondere Aus- 
stattung einer Urkunde (Verwendung beson- 
deren Papiers und dgl.) sind in jedem Fall zu 
erheben. 

(8) Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für bestimmte 
Arten von Fällen zur Vermeiidung von Unbil- 
liip-keiten die Schreibgebühren niedriger fest- 
zusetzen. 

§ 136 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen 
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zu zahlreiiickn Beträge sowie die an Ur- 
kumdszeugen zu zaMenden Vergütunigen; 
erhält ein Sachversitändilger für -die Sadi- 
verständigentätlgkeit aus der Bunides- 
oder Landes'kasse eine laufende, nicht auf 
den Einzelfall abgestellte Vergütung, so 
ist der Betrag zu erheben, der nach 
Gesetz über die Entsdiädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen zu zahlen wäre; 

4. die bei Gesichäften außerhalb der Ge- 
richtsstelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften gewähr- 
ten Vergütungen (Reisekostenvergütung, 
Auslagenersatz) und die Kosten für die 
Bereitstellung von Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder auslän- 
disdien Behörden, öffentlichen Einrich- 
tungen oder Beamten zustehen, und zwar 
auch dann, wenn die Kasse des Gerichts 
aus Gründen der Gegenseitigkeit, der 
Verwaltungsvereinfachung und dgl. an die 
Behörden, Einrichtungen oder Beamten 
keine Zahlungen zu leisten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden Be- 
träge; 

7. Rechnungsgebühren (§ 138); 

8. die Kosten einer Beförderung von Perso- 
nen sowie Beträge, die mittellosen Per- 
sonen für die Reise zum Ort einer Ver- 
handlung, Vernehmung oder Unter- 
suchung und für die Rückreise gewährt 
werden; 

9. die Kosten ider Beförderung von Tieren 
und Sachen, mit Ausnahme der hierbei er- 
wachsenen Postgeibühren, der Verwahrung 
von Sachen sowie der Verwahrung und 
Fütterung von Tieren; 

10. die Kosten der Beugehaft in Höhe der 
für die Strafhaft geltenden Sätze, die 
Kosten einer sonstigen Haft nur dann, 
wenn sie nach iden für idie Strafhaft gel- 
tenden Vorschriften zu erheben wären. 

§ 137 

Vornahme mehrerer Geschäfte auf derselben 
Reise 

Sind die lim § 136 Nr. 4 bezeichneten Auf- 
wendungen durch mehrere Geschäfte veran- 
laßt, so werden sie auf die mehreren Ge- 
schäfte unter Berücksichtigung der Entfer- 
nung und der auf idie einzelnen Geschäfte 
verwendeten Zeit angemessen verteilt. Jeder 
Zahlungspflichtige haftet jedoch gegenüber 


der Staatskasse ohne Rücksicht auf diese Ver- 
teilung für die Auslagen, die bei gesonderter 
Erledigung des Geschäfts entstanden wären. 

§ 138 

Rechnu ngsgebühr en 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch einen 
dafür besonders bestellten Beamten oder An- 
gestellten (Rechnungsbeamten) vorgenommen 
werden, sind als Auslagen Rechnungsgebüh- 
ren zu erheben, die nach dem für die Arbeit 
erforderlichen Zeitaufwand bemessen wer- 
den. Sie betragen 4 Deutsche Mark für die 
Stunde; die letzte, bereits begonnene Stunde 
wird voll gerechnet. 

(2) In Vormundschafts- und Pflegschafts- 
sachen werden unbeschadet der Vorschrift des 
§ 96 für idie Prüfung eingereichter Rechnun- 
gen Rechnungsgebühren nur erhoben, wenn 
die nachgewiesenen Bruttoeinnahmen mehr 
als 2000 Deutsche Mark für das Jahr betra- 
gen. Einnahmen aus idem Verkauf von Ver- 
mögensstücken rechnen nicht mit. 

(3) Die Rechnungsgebühren setzt -das Ge- 
richt, das den Rechnungsbeamten beauftragt 
hat, von Amts wegen fest. § 14 Abs. 2 Satz 2, 
3 und 4, Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. Be- 
schwerdeberechtigt sind die Staatskasse und 
derjenige, der für die Rechnungsgebühren als 
Kostenschuldner in Anspruch genommen 
worden ist. 

ZWEITER TEIL 
Kosten der Notare 

§ 139 

Verbot der Gebührenvereinbarung 

Die Kosten ider Notare bestimmen sich, so- 
weit bundesrechtlich nichts anderes vorge- 
schrieben Ist, ausschließlich nach diesem Ge- 
setz. Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten sind unwirksam. 

§140 

Anwendung des Ersten Teilis 

Für die Kosten der Notare gelten die Vor- 
schriften des Ersten Teils dieses Gesetzes ent- 
sprechend, sowalt in den nachstehenden Vor- 
schriften nichts anderes bestimmt ist. 
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§141 

Entsdieiidung idurch das Amtsgericht in 
Baden- Württemberg 

Soweit im Lande Baden-Württemberg die 
Gebühren für die Tätigkeit des Notars der 
Staatskasse zttffießen, entscheidet in den Fäl- 
len des § 14 Abs. 2 nnd des § 31 ((Erinnerung 
gegen den Kastenansatz, Festsetzung des Ge- 
schäftswerts) das Amtsgericht, in dessen Be- 
zirk (der Notar (Bezirksnotar) seinen Amts- 
sitz hat. 

§ 142 

Nichtanwendung des Ersten Teils 

Fließen die Gebühren für die Tätigkeit des 
Notars diesem selbst zu, so finden die folgen- 
den Vorschriften des Ersten Teils keine An- 
wendung: 

§ 14 (Kostenansatz, Eriinnerung, Be- 
schwerde), 

§ 15 (Nachforderung), 

§ 16 Abs. 2 (Entscheidung über die Nicht- 
erhebung von Kosten), 

§ 17 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 (Verjährung), 

§ 31 (Festsetzung des Geschäftswerts), 

§ 136Nr. 7, § 138 (Rechnungsgebühren). 

§143 

Anwendung von Kostenbetfreiungs- 
vorschriften 

(1) Soweit in den Absätzen 2 bis 5 nichts 
anderes bestimmt ist, gelten ibundes- oder 
landesrechtlichie Vorschriften, die Gebühren- 
oder Auslagenbefreiung gewähren, nicht für 
den Notar, dem 'die Gebühren für seine 
Tätigkeit selbst zufließen. 

(2) Die im § 28 der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht in ider Fassung des Fünften 
Teils, Kapital VIII »der Zweiten Notverord- 
nung vom 5. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 279) bestimmte Gebührenfreiheit gilt auch 
für den Notar, wenn (die Notare am Ort der 
Amtshandlung für das Amtsgeschäft aus- 
schließlich zuständig sind. 

(3) Ist am Ort der Amtshandlung durch 
Bundes- oder Landesrecht sachliche Gebüh- 
renbefreiung gewährt, so kann der Notar, 
dem die Gebühren für seine Tätigkeit selbst 
zufließen, idie in den §§ 36 bis 59, §§ 71, 132, 
144, 148 bestimmten Gebühren um 80 vom 
Hundert ermäßigen; § 33 bleibt unberührt. 


Bei persönlicher Gebührenfreiheit gilt das 
gleiche gegenüber dem (befreiten Kosten- 
schuldner; auf andere Beteiligte, diie mit idem 
Befreiten als Gesamtschuldner haften, er- 
streckt sich ‘die in Satz 1 vorgesehene Ermäßi- 
gung insoweit, als sie von dem Befreiten auf 
Grund gesetzlicher Vorschrift 'Erstattung ver- 
langen können. 

(4) Die im Absatz 3 vorgesehene Ermäßi- 
igung tritt ohne weiteres ein, wenn am Ort 
der Amtshandlung die Notare für Beurkun- 
dungen lauisschließllch zuständig sind. 

(5) Wird nur 'die nach Absatz 3 oder 4 er- 
mäßigte Gebühr erhoiben, so sind bei der Be- 
uiikun'dung SchreLbgebühren für alle Ausfer- 
tigungen und Abschriften (der Verhandlung 
ZU entrichten. Bei persönlicher Gebührenfrei- 
heit gilt dies nicht, wenn einer der Beteiligten 
die vollen Gebühren zu entrichten hat. 

§ 144 
Entwürfe 

(1) Fertiigt der Notar auf Erfordern nur 
den Entwurf einer Urkunde, so wird (die für 
die Beurkundung bestimmte Gebühr er- 
hoben. Nimmt ider Notar idemnächst auf 
Grund des Entwurfs eine oder mehreire Be- 
urkundungen vor, so wird die Entwurfsge- 
bühr auf (diie Beurkundungsgebühren in der 
Reihenfolge ihrer Entstehung angerechnet. 
Beglaubigt der Notar deminächst unter einer 
von ihm entrCv'orfenen Urkunde Unterschrif- 
ten oder Handzeichen, so wird für 'die erste 
Beglaubigung eine Gebühr nicht erhoben, für 
weitere gesonderte Beglaubigungen werden 
die Geibühren besonders erhoben. 

(2) Fertigt der Notar über ein Rechtsge- 
schäft, 'das der behördlichen Nachprüfung 
unterliegt, im Einverständnis mit den Betei- 
ligten einen Entwurf zur Vorlegung bei einer 
Behörde, kommt das Rechtsgeschäft jedoch 
auf Grund (der behördlichen Maßnahme nicht 
zustande, so wird die Hälfte der für idie Be- 
urkundung bestimmten Gebühr, mindestens 
aber eine volle Gebühr, erhoben; jedoch wird 
die ;für die Beurkun(dung bestimmte Gebühr 
erhoiben, wenn sie geringer ist als eine volle 
Gebühr. 

(3) Die im Absatz 2 bestimmte Gebühr 
wird auch erhoben, wenn der Notar auf Er- 
fordern den Entwurf einer Urkunde für ein 
Rechtsgeschäft, das (der gerichtlichen oider 
notariellen Beurkundung bedarf, aushändigt, 
die Beurkundung aber infolge Zurücknahme 
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des Auftrags oder laus ähnlichen Gründen 
unteiiblelbt. Daneben werden die im § 57 
und im § 129 Abs. 2 bestimmten Gebühren 
nicht erhöben. 

§ 145 

Vollzug des Geschäftes 

(1) Bei Grundstücks Veräußerungen erhält 
der Notar neben der Beurkunidungs- oder 
Entwurfsgebühr die Hälfte der vollen Ge- 
bühr, wenn er auf Verlangen der Beteiligten 
zum Zwecke des Vollzugs des Gesichäftes 
tätig wird. Dies gilt jedoch nidit, wenn sich 
die Tätigkeit des Notars auf die ihm nach 
besonderen Vorschriften obliegenden Mittei- 
lungen an Behörden und auf den Verkehr 
mit dem Grundbuchamt beschränkt. 

(2) In anderen Fällen erhält der Notar für 
Anträge und Besdiwerden, die er auf Grund 
einer von ihm aufgenomimenen oder entwor- 
fenen Urkunde bei Gerichten, ‘ Behörden oder 
anderen Dienststellen einreicht, idie Hälfte 
der vollen Gebühr, wenn es notwendig ist, 
den Antrag oder die Beschwerde tatsächlich 
oder rechtlich näher zu begründen und der 
Beteiligte dies verlangt. 

(3) Betreibt der Notar, der den Entwurf 
nicht gefertigt, sondern nur die Unterschrift 
oder das Handzeichen beglaubigt hat, im 
Auftrag des Antragstellers den Vollzug eines 
Antrags auf Eintragung, Veränderung oder 
Löschung einer Hypothek, Grundschuld oder 
Rentensdiuld oder einer Schiffshypothek, so 
erhält er hierfür ein Viertel der vollen Ge- 
bühr. Beschränkt sich die Tätigkeit des No- 
tars darauf, den Antrag an das Grundbuch- 
amt oder das Registergericht zu übermitteln, 
so erhält er hierfür keine Gebühr. 

(4) Für die Erwirkung der Legalisation der 
eigenen Unterschrift und für die Erledigung 
von Beanstandungen, einschließlich des Be- 
schwerdeverfahrens, erhält der Notar keine 
Gebühr. 

(5) Der Geschäftswert ist in den Fällen der 
Absätze 1 und 3 ebenso wie bei .der Beurkun- 
dung, im Fall des Absatzes 2 nach § 30 zu be- 
stimmen. 

§ 146 

Sonstige Geschäfte, Neben tätigkeit 

(1) Soweit für eine im Auftrag eines Be- 
teiligten ausgeübte Tätigkeit des Notars eine 
Gebühr nicht bestimmt ist, erhält der Notar 
die Hälfte der vollen Gebühr. 


(2) Für idie ein Geschäft vorbereitende oder 
fördernde Tätigkeit (z. B. Raterteilung, Ein- 
sicht des Grundbuchs, öffentlicher Register 
oder von Akten) erhält der Notar die Ge- 
bühr nach Absatz 1 nur, wenn diese Tätig- 
keit nicht schon als Nebengeschäft (§ 35) 
durch eine dem Notar für das Hauptgeschäft 
oder für erfolglose Verhandlungen (§ 57) zu- 
stehende Gebühr abgegolten wird. 

(3) Für das Aufsuchen von Urkunden, die 
von dem Notar aufgenommen sind oder von 
ihm verwahrt werden, erhält er in keinem 
Fall eine Gebühr. 

§ 147 

Auseinandersetzungen 

(1) Für die Vermittlung einer Auseinander- 
setzung durch den Notar gelten nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 .die Vorschriften des 
§ 115. 

(2) Ist die Vermittlung dem Notar von 
dem Gericht übertragen, so erhält er das 
Dreieinhalbfache und, wenn die Bestätigung 
der Auseinandersetzung dem Gericht zusteht, 
das Dreifache der vollen Gebühr. Die Gebühr 
ermäßigt sich 

1. auf das Doppelte der vollen Gebühr, wenn 
das Verfahren ohne Bestätigung der Aus- 
einandersetzung abgeschlossen wird, 

2. auf die Hälfte der voUen Gebühr, wenn 
sich das Verfahren vor Eintritt in die Ver- 
handlung durch Zurücknahme oder auf 
andere Weise erledigt. 

§ 148 

Erhebung, Verwahrung und Ablieferung von 
Geld, Wertpapieren und Kostbarkeiten 

(1) Werden an den Notar Zahlungen ge- 
leistet, so erhält er für die Auszahlung oder 
Rückzahlung bei Beträgen 

bis zu 1000 Deutsche Mark einschließlich 

1 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag bis zu 10 000 Deut- 
sche Mark einschließlich 

0,6 vom Hundert, 

von dem Mehrbeträge über 10 000 Deut- 
sche Mark 0,3 vom Hundert. 

Unbare Zahlungen stehen baren Zahlungen 
gleich. Der Notar kann die Gebühr bei der 
Ablieferung an den Auftraggeber entnehmen. 

(2) Ist Geld in mehreren Beträgen geson- 
dert ausgezahlt oder zurückgezahlt, so wird 
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die Gebühr von jedem Betrag besonders er- 
hoben. 

(3) Die Mindestgebühr beträgt eine Deut- 
sche Mark. 

(4) Für die Ablieferung oder Rückliefe- 
rung von Wertpapieren und Kostbarkeiten 
erhält der Notar die in den Absätzen 1 bis 3 
bestimmte Gebühr nach dem Wert. 

(5) Die Gebühr wird im Fall des § 51 
Abs. 3 auf die Protestgebühr, nicht jedoch 
auf die Wegegebühr, angerechnet. 

§ 149 

Bescheinigung 

Für die Erteilung einer Bescheinigung nach 
§ 23 der Bundesnotarordnung erhält der No- 
tar eine Gebühr von 3 Deutsche Mark. 

§ 150 

Zuziehung eines zweiten Notars 

(1) Der zweite Notar, der auf Verlangen 
eines Beteiligten anstatt der Zeugen zu einer 
Beurkundung zugezogen wird, erhält die 
Hälfte der dem beurkundenden Notar zu- 
stehenden Gebühr und im Fall des § 58 da- 
neben die dort bestimmte Zusatzgebühr. 

(2) Ist der zweite Notar ohne Verlangen 
eines Beteiligten anstatt der Zeugen zugezo- 
gen, so darf der mit der Beurkundung beauf- 
tragte Notar dafür an Gebühren nicht mehr 
als 2,50 Deutsche Mark für jede angefangene 
Stunde in Rechnung stellen. 

§ 151 

Schreib- und Postgebühren 

(1) Der Notar, dem die Gebühren für 
seine Tätigkeit selbst zufließen, erhält 
Schreibgebühren auch für die ihm auf Grund 
besonderer Vorschriften obliegenden Mittei- 
lungen an Behörden. 

(2) Er kann außer den im Dritten Ab- 
schnitt des Ersten Teils genannten Auslagen 
erheben 

1 . Postgebühren 

a) für die Übersendung auf Antrag erteil- 
ter Ausfertigungen und Abschriften, 

b) für die in Absatz 1 genannten Mittei- 
lungen; 

2. die im Orts- und Fernverkehr zu entrich- 
tenden Fernsprechgebühren. 


§ 152 

Reisekosten 

(1) Für Geschäftsreisen, die der Notar im 
Auftrag eines Beteiligten vornimmt, erhält 
er Reisekostenvergütung und Auslagenersatz 
nach den für Bundesbeamte der Reisekosten- 
stufe II geltenden Vorschriften. Ist es nach 
den Umständen, insbesondere nach dem 
Zweck der Geschäftsreise erforderlich, ein an- 
deres als ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 
rendes Beförderungsmittel zu benutzen, so 
erhält der Notar Ersatz der notwendigen 
Aufwendungen, bei Benutzung eines eigenen 
Kraftwagens 25 Deutsche Pfennig für jeden 
angefangenen Kilometer des Hin- und Rück- 
wegs. 

(2) Fließen die Gebühren für die Tätigkeit 
des Notars diesem selbst zu, so erhält er 
außerdem ein Abwesenheitsgeld von 15 Deut- 
sche Mark für jeden Werktag. Für Geschäfts- 
reisen von nicht mehr als 4 Stunden beträgt 
das Abwesenheitsgeld 7,50 Deutsche Mark. 
Das Abwesenheitsgeld ist auf die im § 58 
Abs. 1 bestimmte Zusatzgebühr anzurechnen. 
§137 gilt für das Abwesenheitsgeld entspre- 
chend, und zwar auch, wenn auf derselben 
Reise Notargeschäfte und Rechtsanwaltsge- 
schäfte erledigt werden. 

§ 153 

Einforderung der Kosten 

(1) Fließen die Kosten dem Notar selbst 
zu, so dürfen sie nur auf Grund einer dem 
Zahlungspflichtigen mitgeteilten, von dem 
Notar unterschriebenen Berechnung der Ge- 
bühren und Auslagen eingefordert werden. 

(2) In der Berechnung sind der Geschäfts- 
wert, die Gebührenvorschriften, die Beträge 
der angesetzten Gebühren und Auslagen so- 
wie etwa verauslagte Gerichtskosten und 
empfangene Vorschüsse anzugeben. 

(3) Der Notar hat die Berechnung in Ab- 
schrift zu seinen Akten zu bringen. Er hat 
sie ferner unter jeder von ihm erteilten Aus- 
fertigung sowie unter jedem Beglaubigungs- 
vermerk aufzustellen. Hat der Notar eine 
Urkunde entworfen und demnächst beglau- 
bigt, so sind auch die Kosten des Entwurfs 
unter der Beglaubigung zu vermerken. 

§ 154 

Beitreibung der Kosten 

Die Kosten werden auf Grund einer mit 
der Vollstreckungsklausel des Notars ver- 
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sehenen Ausfertigung der Kostenberechnung 
(§ 153) nadi den Vorschriften der Zivilpro- 
zeßordnung beigetrieben; § 798 der Zivil- 
prozeßordnung gilt entsprechend. Die Voll- 
streckungsklausel, die zum Zwecke der 
Zwangsvollstreckung gegen einen zur Dul- 
dung der Zwangsvollstreckung Verpflichteten 
erteilt wird, hat den Aussprudi der Dul- 
dungspflidit zu enthalten. 

§ 155 

Einwendungen gegen die Kostenberechnung 

(1) Einwendungen gegen die Kostenberedi- 
nung (§ 153), einsdiließlich soldier gegen die 
Zahlungspflicht und gegen die Erteilung der 
Vollstreckungsklausel, ,sind bei dem Land- 
gericht, in dessen Bezirk der Notar den 
Amtssitz hat, im Wege der Beschwerde nach 
den Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
geltend zu madien. Das GeriAt soll vor der 
EntsAeidung die Beteiligten und die Vorge- 
setzte Dienstbehörde des Notars hören. Be- 
anstandet der ZahlungspfliAtige dem Notar 
gegenüber die KostenbereAnung, so kann 
der Notar die EntsAeidung des LandgeriAts 
beantragen. Die VorsArift des § 567 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung ist in Verfahren 
naA Satz 1 und 3 niAt anzuwenden. 

(2) Gegen die EntsAeidung des Landge- 
ricits findet binnen der Notfrist von einem 
Monat seit der Zustellung die weitere Be- 
sAwerde statt. Sie ist nur zulässig, wenn der 
BesAwerdegegenstand fünfzig DeutsAe 
Mark übersteigt und das BesAwerdegeriAt 
sie wegen der grundsätzHAen Bedeutung der 
zur EntsAeidung stehenden Frage zuläßt. Die 
VorsAriften des § 568 Abs. 2 und 3 der 
Zivilprozeßordnung finden keine Anwen- 
dung. Die weitere BesAwerde kann nur dar- 
auf gestützt werden, daß die EntsAeidung 
auf einer Verletzung des Gesetzes beruht; 
die VorsAriften der §§ 550 und 551 der Zi- 
vilprozeßordnung gelten entspreAend. Für 
die weitere BesAwerde gilt § 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung niAt. 

(3) NaA Ablauf des Kalenderjahrs, das 
auf das Jahr folgt, in dem die vollstreckbare 
Ausfertigung der KostenbereAnung zuge- 
stellt ist, können neue BesAwerden (Ab- 
satz 1) niAt mehr erhoben werden. Soweit 
die Einwendungen gegen denKostenanspruA 
auf Gründen beruhen, die naA der Zustel- 
lung der vollstreAbaren Ausfertigung ent- 
standen sind, können sie auA naA Ablauf 
dieser Frist geltend gemaAt werden. 


(4) Die BesAwerden können in allen Fäl- 
len zu Protokoll der GesAäftsstelle oder 
sAriftliA ohne Mitwirkung eines Anwalts 
eingelegt werden. Das Verfahren vor dem 
LandgeriAt ist gebührenfrei. Die Kosten für 
die weitere BesAwerde bestimmen siA naA 
§ 130, §§ 135 bis 138. Die geriAtliAen Aus- 
lagen einer für begründet befundenen Be- 
sAwerde können ganz oder teilweise dem 
Gegner des BesAwerdeführers auferlegt wer- 
den. 

(5) Die dem Notar Vorgesetzte Dienstbe- 
hörde kann den Notar in jedem Fall anwei- 
sen, die EntsAeidung des LandgeriAts her- 
beizuführen (Absatz 1) und gegen die Ent- 
sAeidung des LandgeriAts die weitere Be- 
sAwerde zu erheben (Absatz 2). Die hierauf 
ergehende geriAtliAe EntsAeidung kann 
auA auf eine Erhöhung der KostenbereA- 
nung lauten. Gebühren und Auslagen wer- 
den in diesem Verfahren von dem Notar 
niAt erhoben. 

§ 156 

ZurüAzahlung, SAadensersatz 

(1) Wird die KostenbereAnung abgeändert 
oder ist der endgültige Kostenbetrag gerin- 
ger als der erhobene VorsAuß, so hat der 
Notar die zuviel empfangenen Beträge zu er- 
statten. Hatte der KostensAuldner seine Ein- 
wendungen gegen die KostenbereAnung in- 
nerhalb eines Monats seit der Zustellung der 
vollstreAbaren Ausfertigung im Wege der 
BesAwerde (§ 155 Abs. 1 Satz 1) erhoben, 
so hat der Notar darüber hinaus den SAa- 
den zu ersetzen, der dem KostensAuldner 
durA die VollstreAung oder durA eine zur 
Abwendung der Vollstreckung erbraAte Lei- 
stung entstanden ist. 

(2) Über die VerpfliAtungen gemäß Ab- 
satz 1 wird auf Antrag des KostensAuldners 
in dem Verfahren naA § 155 entsAieden. 
Die EntsAeidung ist naA den VorsAriften 
der Zivilprozeßordnung vollstreAbar. 

DRITTER TEIL 
Schlußvorschriften 

§ 157 

LandesreAtliAe VorsAriften 

(1) Unberührt bleiben die landesreAt- 
liAen KostenvorsAriften für 
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1. Verfahren zwecks anderweitiger Festset- 
zung von Altenteils- und ähnlichen Bezü- 
gen; 

2. die in landesrechtlichen Vorschriften vor- 
gesehenen Geschäfte der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, 

(2) Ist für ein in landesrechtlichen Vor- 
schriften vorgesehenes Geschäft der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit wegen der Gebühren 
nichts bestimmt, so wird die Hälfte der vol- 
len Gebühr erhoben. 

§ 158 

Andere Behörden und Dienststellen 
Soweit andere Stellen als Gerichte, Notare 
oder Gerichtsvollzieher in bestimmten An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zuständig sind oder als gerichtliche Hilfsbe- 
amte tätig werden, bleiben die landesrecht- 
lichen Kostenvorschriften unberührt. Sind 


jedoch diesen Stellen die Aufgaben des 
Grundbuchamts, des Vormundschaftsgerichts 
oder des Nachlaßgerichts übertragen, so fin- 
den auf ihre Tätigkeit die Vorsdiriften des 
Ersten Teils dieses Gesetzes Anwendung; in 
den Fällen des § 14 Abs. 2 und des § 31 
(Erinnerung gegen den Kostenansatz, Fest- 
setzung des Geschäftswerts) entscheidet das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Stelle ihren 
Sitz hat. 

§ 159 

Gerichtstage, Sprechtage 

Die zur Abhaltung eines Gerichtstags (aus- 
wärtigen Amtstags) bestimmten Räumlich- 
keiten gelten als Gerichtsstelle im Sinne die- 
ses Gesetzes. Hält ein Notar außerhalb seiner 
Geschäftsstelle regelmäßige Sprechtage ab, so 
gilt dieser Ort als Amtssitz im Sinne dieses 
Gesetzes. 


Anlage zu § 32 

Die volle Gebühr beträgt bei einem Geschäftswert 


bis 

ZU 50 

Deutsche Mark einschließlich 

3 

Deutsche Mark 

n 

„ 100 

55 

55 

55 

4 

55 

>5 

n 

200 

55 

55 

55 

5 

55 

55 

jj 

„ 300 

53 

55 

55 

6 

55 

>5 


„ 500 

55 

55 

55 

7 

55 

35 

53 

„ 1 000 

55 

55 

55 

10 

55 

55 

55 

„ 2 000 . 

55 

35 

55 

15 

35 

35 

55 

„ 3 000 

55 

55 

55 

20 

55 

55 

55 

„ 4 000 

55 

55 

>5 

25 

55 

55 

55 

„ 6 000 

55 

53 

55 

30 

55 

55 

53 

„ 8 000 
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ERSTER TEIL 
Allgemeine Einleitung 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregie“ 
rung durch Beschluß vom 18. Juli 1952 — zur 
Bundestagsdrucksache Nr. 3581 (Verhand- 
lungen des Deutschen Bundestags, I. Wahl- 
periode 1949, Stenographische Berichte Band 
12, S. 10187 A) — ersucht, den Entwurf eines 
Gesetzes vorzulegen, das eine umfassende 
organische Reform des derzeitigen Gebühren- 
und Kosten Wesens zum Inhalt hat. Auf Grund 
dieses Beschlusses wurde der vorliegende Ent- 
wurf ausgearbeitet. Er enthält 

1. Änderungen des Gerichtsikostengesetzes 
(Artikel I), der Kostenordnung (Artikel II), 
der Justizverwaltungs'kostenordnung (Ar- 
tikel IV), der Justizibeltreibungsordnung 
(Artikel V) und anderer Gesetze (Artikel 
IX); 

2. ein Gesetz über Kosten der Gerichtsvoll- 
zieher (Artikel III); 

3. ein Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen (Artikel VI); 

4. eine Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte (Artikel VII) und Vorschriften 
über Gebühren und Auslagen von Rechts- 
beiständen (Artikel VIII); 

5. Schlußvorschriften (Artikel X). 

In der Erkenntnis, daß die vom Deutschen 
Bundestag geforderte Reform einer gründ- 
lichen Vorbereitung bedürfe, setzte die 20. 
Konferenz der Justizminister drei Kommissio- 
nen ein. 

Der Kommission, die mit der Vorbereitung 
der Reform des Gerichtskostengesetzes, des 
Kostenrechts für Gerlchtsvollzidher, der 
Justizverwaltungskostenordnung, der Justiz- 
beitreibungsordnung und des Rechts der Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen 
befaßt war, gehörten die Landesjustizverwal- 
tungen von Bayern, die iden Vorsitz führte, 
von Baden-Württemberg, Berlin und Nieder- 
sachsen sowie das Bundesjustizministerium an. 
Die Landesjustizverwaltung von Nordrhein- 
Westfalen nahm an den Beratungen teil. 

Der mit der Vorbereitung der Reform der 
Kostenordnung befaßten Kommission gehör- 
ten die Landesjustizverwaltungen von Nieder- 
sachsen, die den Vorsitz führte, von Hamburg 
und Nordrhein-Westfalen sowie das Bundes- 


justizministerium an. Vertreter der Gemein- 
schaft des Deutschen Notariats nahmen an den 
Beratungen teil. 

Mit der Reform des Gebührenrechts für 
Rechtsanwälte war eine Kommission befaßt, 
der die Landesjustizverwaltungen von Nord- 
rhein- Westfalen, die den Vorsitz f ührte, von 
Hessen und Rheinland-Pfalz sowie das Bun- 
desjustizministerium angehörten. Vertreter 
des Deutschen Anwaltvereins nahmen an den 
Beratungen teil. 

Auf den Vorarbeiten dieser Kommissionen be- 
ruht der vorliegende Entwurf. 

IL 

1. Der Entwurf strebt an, das Kostenrecht zu 
vereinfachen, soweit dies bei der Vielgestaltig- 
keit der gerichtlichen Verfahren, in denen Ko- 
sten erhoben werden, überhaupt möglich ist. 
Auf folgende Vereinfachungen Ist besonders 
hinzuweisen: 

a) Die Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte und das Gesetz über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen sollen 
einheitlich in allen Zweigen der Gerichtsbar- 
keit gelten. 

b) In der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte und In dem Gesetz über Kosten der 
Gerichtsvollzieher Ist das Gebührenrecht für 
Rechtsanwälte und für Gerichtsvollzieher um- 
fassend bundeseinheitlich geregelt. Vorschrif- 
ten, die neben diesen Gesetzen bestehen, sind 
nur noch für wenige Atisnahmefälle vorge- 
sehen. Daher treten zahlreiche verstreute Bun- 
des- und landesrechtliche Vorschriften außer 
Kraft. 

c) Durch die Im Artikel IX § 3 vorgesehene 
bundesrechtliche Vorschrift über die Kosten- 
erstattung in Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbankelt werden zahlreiche landes- 
rechtliche Vorschriften auf dem Gebiet der 
bundesrechtlich geregelten Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit abgelöst. 

d) Die Zuschläge, die nach dem Gesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Kostenrechts 
vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) 
erhoben werden, sind In die Gebührenstaffeln 
und in die sonst in den Gesetzen bestimmten 
Gebühren eingerechnet. Die Geibührenibe träge 
sind auf- oder abgerundet. Die Staffeln der 
verschiedenen Kostengesetze sind insofern an- 
einander angeglichen, als nunmehr alle Staffeln 
das System der Wertsprünge befolgen (vgl. 
die Begründung zu § 8 des Gerichtskosten- 
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gesetzes). Audi die Staffel der Bundesge'büh- 
renordnung für Reditsanwälte übernimmt 
nun dieses System. Die violle Gebühr braudit 
bei den gdbräulidien Werten nicht mehr er- 
rechnet zu werden. Sie kann nunmehr aus Ta- 
bellen abgelesen werden, die den Gesetzen als 
Anlage beigefügt sind. 

e) Vereinfadit ist ferner die Erhdbung von 
Auslagen inslbesondere dadurdi, idaß der An- 
satz von Postgdbühren weitgehend weggefal- 
len ist (vgl. § 72 des Gerichtskostengesetzes 
und § 139 der Kostenordnung). 

f) Neben dem Gericht^kostengesetz und der 
Kostenordnung bestehende Vorschriften, die 
dauernde Bedeutung für die in diesen Gesetzen 
geregelten Materien halben, sind in die Gesetze 
selbst eingearbeitet worden. Im übrigen sol- 
len sie als Reditsvorsdiriften außer Kraft tre- 
ten. Nicht eingearbeitet sind die Kosten Vor- 
schriften, die in besonderen Verfahrensgeset- 
zen enthalten sind. Ihre Enarbeitung hätte 
namentlich die Kostenordnung zu umfang- 
reich und damit unübersichtlich gemacht. Es 
hätte auch das Verständnis der Kostenvoj- 
schriften erschwert, wenn sie aus dem Ver- 
fahrensgesetz, auf das sie zugeschnitten sind, 
herausgelöst worden wären. 

2. Die Kostengesetze sind, soweit möglich, an- 
einander angeglichen worden. Hinzuweisen ist 
besonders auf folgendes: 

a) Die Vorschriften über die Gebühren in Ver- 
fahren der Zwangsversteigerung und der 
Zwangsverwakung sind aus der Kostenord- 
nung in das Gerichtskostengesetz übernom- 
men worden, wohin sie systematisch gehören. 
Damit ist der Geltung^ereich beider Gesetze 
klar abgegrenzt. Das Gerichtskostengesetz ist 
das Kostengesetz für die streitige, die Kosten- 
ordnung das Kostengesetz für die freiwillige 
Gerichtsbarkeit. 

b) Die Rechtsmittel in Kostensachen sind über- 
all an § 13 der Kostenordnung angeglichen und 
damit vereinheitlicht worden (vgl. z. B. 4, 
9 des Gerichtskostengesetzes, §§ 9,11 des Ge- 
setzes über Kosten der Gerichtsvollzieher, § 16 
des Gesetzes über die Entschädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen, §§ 10, 126 der 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte). 

c) Auch die Anfechtung von Vorschuß an Ord- 
nungen ist vereinheitlicht (vgl. § 4 a des Ge- 
richtskostengesetzes und § 7 Abs. 3 der Ko- 
stenordnung). 

d) Die Vorschriften des Gerichtskostengesetzes 
über Kostenzahlung und Kosten Vorschuß 


(vgl* §§ 74 ff.) sind nach dem Vollbild der 
Kostenordnung systemiatisch eingeordnet. 

3. Schließlich hat sich der Entwurf zum Ziel 
gesetzt, Streitfragen zu klären und, soweit er- 
forderlich, die einzelnen Kostenvorschriften 
der neueren Rechtsentwicklung und den Be- 
dürfnissen der Praxis anzupassen. 

4. Es ist vorgesehen, daß der Wortlaut des Ge- 
richtskostengesetzes und der Kostenordnung 
von den gesetzgelbenden Körperschaften neu 
beschlossen und anschließend vei^kündet wird 
(vgl. Artikel X § 7). Damit wird erreicht, daß 
der Wortlaut der nach den zahlreichen Än- 
derungen unübersichtlich gewordenen Gesetze 
zuverlässig und ver'bindlich vorliegt. 

ZWEITER TEIL 

Die einzelnen Vorschriften 

Artikel I 

Änderungen des Gerichtskosten- 
gesetzes 

Zu Nr. 1 

Der Wortlaut des § 1 ist dem § 1 der Kosten- 
ordnung angepaßt, um auch hier den Begriff 
„Kosten klarzustellen. Das Gesetz über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal- 
tung ist neu aufgenommen, weil der Dritte Ab- 
schnitt der Kostenordnung, der von den Ko- 
sten im Zwangsversteigerungs- und Zwangs- 
verwaltungsverfahren handelt, in das Gerichts- 
kostengesetz eingegliedert worden ist (vgl. zu 
Nr. 30). Ferner ist das Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten mit aufgenommen, weil die 
Kosten Vorschriften für gerichtliche Verfahren 
nach diesem Gesetz nun in dem Gerichts- 
kostengesetz enthalten sind (vgl. zu Nr. 40). 

Zu Nr. 2 

Die Vorschrift des bisherigen § 2 ist gegen- 
standslos geworden, da eine Urkunden- und 
Stempelsteuer nicht mehr erhoben wird (vgl. 
Verordnung vom 20. August 1941 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 510 — ). 

Zu Nr. 3 

Als neuer § 2 ist die Vorschrift des bishe- 
rigen § 90 eingestellt. 
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1. Absatz 1 sieht vor, den Bund und die Län- 
der sowie die näher bezeicfaneten öffentlichen 
Anstalten und Kassen des Bundes und der 
Länder nicht nur, wie bisher, von der Zahlung 
der Gebühren, sondern auch vom Ersatz der 
Auslagen zu befreien. Die dem Kostenschuld- 
ner besonders in Rechnung zu stellenden Aus- 
lagen (vgl. §§ 71, 72, 73) pflegen nur einen 
geringen Bruditeil der Gebühren zu betragen. 
Der Verwaltungsaufwand für die Aufstellung 
der Kostenrechnungen, für die Übersendung 
der Rechnungen, für die Geldbewegungen, 
zwischen öffentlichen Kassen und für die hier- 
bei notwendigen Ausgabe- und Einnahme- 
Anweisungen sowie Aus- und Einbudiungen 
lohnt sich allein wegen der Auslagen in vielen 
Einzelfällen und, auf die Dauer gesehen, ganz 
allgemein nicht. Aus Gründen der Verein- 
fachung der öffentlichen Verwaltung ist es 
zwedkmäßig, diesen unnötigen Aufwand zu 
vermeiden, indem die Befreiung auf die Aus- 
lagen erstreckt wird. Die Länder nehmen 
gegenseitig Recht vor Gerichten anderer Län- 
der, der Bund und die Länder nehmen gegen- 
seitig Recht vor Gerichten der Länder und des 
Bundes. Im ganzen gesehen wird sidi der ge- 
ringe Ausfall an Einnahmen, der durch die 
Auslagenfreiheit im einzelnen Fall beim ein- 
zelnen Gericht entstehen kann, ausgleidien. 

2. Absatz 2 ist an § lO Abs. 2 der Kosten- 
ordnung angeglichen (vgl. Artikel II zu Nr. 7 
unter 2). 

3. Absatz 3 ist nur sprachlich geändert. 

Zu Nr. 4 

1. Die Vorsdirift des § 4 ist spradilich ver- 
bessert und an den Wortlaut des § 13 der 
Kostenordnung angepaßt. 

2. Im Absatz 1 ist — wie im § 18 Abs. 2 — 
klargestellt, daß das Gericht der höheren In- 
stanz die Entscheidung nur ändern kann, wenn 
es mit einem Rechtsmittel wegen der Haupt- 
sache oder wegen der Entscheidung über clen 
Kostenansatz, den Streitwert oder die Kosten- 
festsetzung befaßt ist (vgl. zu Nr. 17 unter 1). 

3. Nach Absatz 2 ist gegen die Beschwerde- 
entscheidungen der Landgerichte die weitere 
Beschwerde zum Oberlandesgericht als Rechts- 
beschwerde zulässig, wenn sie vom Beschwerde- 
gericht wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
der zur Entscheidung stehenden Frage zuge- 
lassen ist. Durch diese Vorschrift, die dem § 13 
Abs. 3 der Kostenordnung entspricht, wird es 
ermöglicht, die Rechtseinheit innerhalb des 
Oberlandesgerichtsbezirks auch wegen solcher 


Kostenrechtsfragen zu erreichen, die sonst, 
z. B., weil sie nur im amtsgerichtlichen Ver- 
fahren auftauchen, vom Oberlandesgericht 
nicht entschieden werden könnten. 

4. Im Absatz 3 ist die Beschwerde in Straf- 
sachen wie im bisherigen Absatz 2 geregelt. 
Eingefügt sind die gerichtlichen Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(vgl. zu Nr. 1). 

5. Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz 3. 

6. Der neue Absatz 5 entspricht dem § 13 
Abs. 5 der Kostenordnung. 

Zu Nr. 5 

Der neue § 4 a regelt die Beschwerde gegen 
Vorschußanordnungen. 

Nach § 7 Abs. 3 der Kostenordnung wird 
über Erinnerungen gegen die Anordnung, daß 
die gerichtliche Tätigkeit vom Vorschuß der 
Kosten abhängig gemacht wird, im Aufsichts- 
weg entschieden. Hieraus hat die zur Kosten- 
ordnung ergangene Rechtsprechung den Schluß 
gezogen, daß wegen der Abhängigmachung 
vom Vorschuß als solchem ledigliA die Auf- 
sichtsbeschwerde, wegen der Höhe des Vor- 
schusses die Erinnerung nach § 13 der Kosten- 
ordnung (vgl. die entsprechende Vorschrift des 
§ 4 des Gerichtskostengesetzes) und, wenn der 
Antrag zurückgewiesen würd, weil kein Vor- 
schuß geleistet worden ist, das gegen die Sach- 
entscheidung zulässige Rechtsmittel gegeben 
ist, mit dem aber die Berechtigung der Vor- 
schußanordnung und die Höhe des Vorschusses 
nicht mehr angegriffen werden kann (vgl. Ent- 
scheidungen des Kammergerichts und des 
Oberlandesgerichts München in Jahrbuch für 
Entscheidungen in Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit Bd. 15 S. 317 und 
Bd. 17 S. 322; ferner des Kammergerichts in 
Juristische Wochenschrift, 1936 S. 3081). 

Wird die Tätigkeit des Richters vom Vorschuß 
abhängig gemacht, so wird damit der Rechts- 
schutz von einer Bedingung abhängig gemacht. 
Es widerspricht rechtsstaatlichen Grundsätzen, 
daß die Aufsichtsbehörde darüber zu entschei- 
den hat, ob der Richter den Rechtsschutz von 
der Zahlung eines Kosten vor Schusses abhängig 
machen darf. Der Entwurf läßt daher gegen 
den Beschluß, der die gerichtliche Tätigkeit auf 
Grund der Vorschriften des Gerichtskosten- 
gesetzes vom Vorschuß abhängig macht, die 
Beschwerde zum übergeordneten Gericht zu. 
Für den Geltungsbereich des Gerichtskosten- 
gesetzes, das eine dem .§ 7 Abs. 3 der Kosten- 
ordnung entsprechende Vorschrift nicht ent- 
hält, ist die Zulässigkeit der Beschwerde in 


155 



solchen Fällen auch anerkannt. Da es jedoch 
erforderlich ist, die Beschwerde für den Gel- 
tungsbereich der Kostenordnung ausdrücklich 
zuzulassen, ist zur Vermeidung von Zweifeln 
eine entsprechende Vorschrift im Gerichts- 
kostengesetz zweckmäßig. 

Wegen der Vorschußpflichten, die in den 
Prozeßgesetzen selbst vorgesehen sind (vgl. 
z. B. §§ 379, 911, 933 ZPO, § 379 a StPO), 
richtet sich die Anfechtbarkeit der Vorschuß- 
anordnung dagegen nach dem Prozeßredit. 
Daher bestimmt der Entwurf ausdrücklich, 
daß § 4 a nur gilt, wenn die riditerliche Tä- 
tigkeit auf Grund „dieses Gesetzes‘% nämlich 
des Gerichtskostengesetzes, vom Vorschuß ab- 
hängig gemacht worden ist. 

Der Entwurf läßt die Sachbesch werde zu und 
überträgt damit dem für die Sachentscheidung 
zuständigen Richter auch die Entscheidung 
darüber, ob die Gewährung von Rechtsschutz 
vom Vorschuß abhängig gemacht werden darf. 
Um eine Zweispurigkeit der Rechtsbehelfe zu 
vermeiden, ist diesem Richter auch die Ent- 
scheidung über die Höhe des Vorschusses über- 
tragen. Da es sich nicht nur um eine Entschei- 
dung über Kosten, sondern auch über die Zu- 
lässigkeit der Gewährung von Rechtsschutz für 
die Hauptsache handelt, Ist die Beschwerde 
auch zugelassen, wenn der Beschwerdegegen- 
stand 50 DM nicht übersteigt. Dagegen er- 
scheint es nicht erforderlich, die weitere Be- 
schwerde vorzusehen. 

Zu Nr. 6 

§ 5 ist an die neue Fassung des § 18 ange- 
glichen (vgl. zu Nr. 17). Wie dort. Ist in Satzl 
nunmehr auf die rechtskräftige Entscheidung 
oder die anderweitige Erledigung der Haupt- 
sache abgestellt. Der neue Satz 2 sichert die 
Nachforderung der Kosten, wenn die Berich- 
tigung des Kostenansatzes infolge einer Ände- 
rung der Wertfestsetzung notwendig wird, die 
nach Ablauf der im Satz 1 bestimmten Frist 
erfolgt. 

Zu Nr. 7 

Nach der im Schrifttum und in der Recht- 
sprechung einhellig vertretenen Auffassung 
und nach dem Zweck der Vorschrift ist § 6 
bei begründeten Beschwerden, für die Gebüh- 
ren erhoben werden (vgl. § 38 Abs. 1, § 47 
Abs. 1), nicht anwendbar. Um dies auch im 
Wortlaut des Gesetzes zum Ausdruck zu brin- 
en, sieht Absatz 1 vor, die Auslagen einer 
egründeten Beschwerde nicht mehr im § 6 
Abs. 1 Satz 2, sondern im § 38 zu regeln. 


Absatz 2 Ist sprachlich verbessert und an den 
Wortlaut des § 15 Abs. 2 der Kostenordnung 
angepaßt. 

Zu Nr. 8 

Nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs, die auf die Verjährung des Kosten- 
anspruchs Anwendung finden, ist der Ver- 
pflichtete nach Vollendung der Verjährung 
berechtigt, die Leistung zu verweigern (§ 222 
BGB). Die Verjährung wird also nicht von 
Amts wegen berücksichtigt. Da in der Recht- 
sprechung jedoch angenommen worden ist, 
daß § 222 BGB wegen der öffentlich-recht- 
lichen Natur des Kostenanspruchs auf ihn 
nicht angewendet werden könne, stellt § 6 a 
Abs. 3 ausdrücklich klar, daß die Verjährung, 
wie im bürgerlichen Recht, nur dann zu be- 
rüchsichtigen ist, wenn sie geltend gemacht 
wird. Da die Kosten für die Inanspruchnahme 
einer besonderen staatlichen Tätigkeit zu ent- 
richten sind, der Verpflichtete also die Ge- 
bühren für eine in seinem besonderen Inter- 
esse erbrachte Leistung des Staates schuldet, 
ist es nicht gerechtfertigt, die Verjährung von 
Amts wegen zu berücksichtigen. 

Zu Nr. 9 

In § 7 ist die Mindestgebühr — wie in der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte und in 
der Kostenordnung — auf 3 DM erhöht, weil 
die bisherige Mindestgebühr von 2 DM zu 
niedrig ist. Die Erhöhung der Mindestgebühr 
ist auch ein Ausgleich für den Wegfall be- 
stimmter Auslagen (vgl. zu Nr. 42). 

Zu Nr. 10 

a) In Übereinstimmung mit den Empfehlun- 
gen der Mehrzahl der Landesjustizverwaltun- 
gen bezweckt der Entwurf in § 8 keine allge- 
meine Gebührenerhöhung, da die Gebühren 
bereits durch das im Entwurf berücksichtigte 
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Kostenrechts vom 7. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 401) an die Zeltverhältnisse an- 
gepaßt worden sind. Eine wesentliche weitere 
allgemeine Erhöhung der Gerichtsgebühren 
würde die rechtsschutzsuchende Bevölkerung 
erheblich belasten und angesichts des höheren 
Kostenrisikos, das schon bisher beträchtlich ist, 
die Rechtsverfolgung unangemessen erschwe- 
ren, zumal eine Erhöhung der Gerichtsgebüh- 
ren nicht ohne Einfluß auf die Höhe der Ge- 
bühren der Rechtsanwälte und Notare blei- 
ben könnte. Außerdem würde eine Gebühren- 
erhöhung, wie die Erfahrungen der Vergan- 
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genheit zeigen, eine wesentliche Vermehrung 
der Armenrechtsgesuche zur Folge haben. 

b) Das nach dem Gesetz vom 18. Juni 1878 
(Reichsgesetzbl. S. 141) geltende System der 
Wertklassen ist auf Grund der Verordnung 
vom 23. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 744) 
durch ein System ersetzt worden, nach dem 
bei Werten über 60 DM Gebühren als Wert- 
prozente erhoben werden. Dieses, durch eine 
Aufrundungsbestimmung gemilderte System 
ist zwar individuell, hat aber erhebliche Nach- 
teile. Die Gebühren müssen im Einzelfall erst 
errechnet werden. Das hat dazu geführt, daß 
sich die Praxis zur Ermittlung der Gebühren 
privater Gebührentabellen bedient. Infolge 
der durch das Kostenmaßnahmengesetz vorge- 
schriebenen Gebührenzuschläge ergeben die 
Gebühren bereits bei der vollen Gebühr Pfen- 
nigbeträge, die die Gebührenberechnung er- 
schweren. Der Entwurf kehrt daher zum Sy- 
stem der Wertklassen zurück. Dieses System, 
das für den Bereich der Kostenordnung bereits 
gilt, ist auch für die Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte vorgesehen. Die Staffel ist 
in der Anlage zu § 8 des Entwurfs enthalten. 
In die Staffel ist der Zuschlag nach dem Ge- 
setz vom 7. August 1952 eingearbeitet. Bei 
Werten bis zu 500 DM, die bisher zuschlagfrei 
waren, sind die Gebühren erhöht. Dies ist er- 
forderlich, weil die für diese Werte bisher vor- 
gesehenen geringeren Gebühren regelmäßig 
nicht einmal die baren Auslagen decken. Die 
Erhöhung wird durch den Wegfall des An- 
satzes der Postgebühren, die gerade bei den 
kleinen Werten fühlbar sind, gemildert (vgl. 
zu Nr. 42 unter 1). Bei höheren Werten er- 
geben sich aus dem System der Wertsprünge 
gewisse nicht vermeidbare Gebührenunter- 
schiede; sie fallen aber im allgemeinen nicht 
ins Gewicht. 

In Verfahren vor den Arbeitsgerichten werden 
auch weiterhin die im § 12 Abs. 1 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes bestimmten, erheblich geringe- 
ren Gebühren erhoben. Für die höheren 
Reditszüge in Arbeitssachen werden im Ar- 
tikel IX § 12 des Entwurfs im wesentlichen 
die bisherigen Gebühren aufrechterhalten. 

Zu Nr. 11 

Der neue § 9 Abs. 2 regelt den Streitwert 
für die Berufungs- und Revisionsinstanz. 

Wenn der Rechtsmittelkläger die Berufungs- 
und Revisionsanträge erst während der Be- 
gründungsfrist (§§ 519, 554 ZPO) einreicht 
und dabei nur noch eine teilweise Aufhebung 
des angefochtenen Urteils begehrt, so berechnet 


sich die Prozeßgebühr nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichthofes zunächst so, wie wenn 
das Urteil seinem ganzen Umfang nach an- 
gefochten worden wäre. 'Soweit das Urteil mit 
den Berufungs- oder Revisionsanträgen end- 
gültig nicht mehr angegriffen wird, ermäßigt 
sich die Prozeßgebühr gemäß §30 Satz 2GKG 
auf die Hälfte (vgl. u. a. Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes in Zivilsachen Bd. 1 
S. 205; Bd. 7 S. 142; Bd. 15 S. 39; Beschluß 
vom 21. April 1955 V ZR 188/54; Urteil vom 
25. November 1955 V ZR 188/54.) 

Nach den §§ 519, 554 ZPO kann die Erklä- 
rung, inwieweit das Urteil angefochten und 
seine Aufhebung beantragt werde, noch inner- 
halb der Begründungsfrist, die zu der Frist 
für die Einlegung der Berufung oder Revision 
hinzutritt, abgegeben werden. Da der Rechts- 
mittelkläger keine Gebührennachteile dadurch 
erleiden soll, daß er die Überlegungsfrist, die 
ihm damit gewährt ist, ausnützt, sieht der 
Entwurf vor, daß sich der Streitwert im Be- 
rufungs- und Revisionsverfahren in erster 
Linie nach den Anträgen des Rechtsmittelklä- 
gers bestimmt. Nur dann, wenn nach diesen 
Anträgen das Urteil in vollem Umfang ange- 
fochten worden ist, oder wenn das Rechts- 
mittelverfahren endet, ohne daß solche An- 
träge gestellt werden, oder wenn die Beru- 
fungs- und Revisionsanträge nicht innerhalb 
der Begründungsfrist eingereicht werden, soll 
die volle Beschwer für den Wert maßgebend’ 
sein. Der Nachteil, daß für die verhältnis- 
mäßig kurze Zeit von der Einlegung des 
Rechtsmittels bis zur Stellung der Anträge 
oder bis zum Ende des Rechtsmittelverfahrens 
der Streitwert nicht endgültig feststeht, muß 
gegenüber den berechtigten Interessen des 
Rechtsmittelklägers zurücktreten. 

Zu Nr. 12 

1. § 10 enthält nur noch Vorschriften, die 
dem bisherigen Absatz 1 entsprechen. Wegen 
der besseren Übersicht sind die Vorschriften 
der bisherigen Absätze 2 bis 4 nun in einen 
§ 10 a übernommen. 

2. Absatz 1 erstreckt die bisher nur für Miet- 
und Pachtverhältnisse geltende Regelung auf 
ähnliche Nutzungsverhältnisse, um insbeson- 
dere die mietähnlichen Dauerwohnrechte und 
die öffentlichrechtlidien, auf Gebrauchsüber- 
lassung gerichteten Leistungsverhältnisse ein- 
zubeziehen. 

3. Durch Artikel 7 Nr. 3 des Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Kostenrechts 
vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) 
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ist an Stelle des bis dahin maßgebend gewe- 
senen vierteljährlichen Zinses der für die 
Dauer eines Jahres zu entrichtende Zins als 
Streitwert bestimmt worden. Damit sollten 
die in Miet- und Pachtsachen zu erhebenden 
Gebühren in ein angemessenes Verhältnis zu 
dem gerade in diesen Sachen recht erheblichen 
Arbeitsaufwand gebracht werden. Die durch 
das Gesetz vom 7. August 1952 erfolgte Er- 
höhung des Streitwerts auf das Vierfache hat 
jedoch zu zahlreichen Beschwerden geführt, 
die einer Berechtigung nicht entbehren. Die 
Auswirkungen des Streitwerts auf die Kosten 
eines Räumungsprozesses in der ersten Instanz 
sind aus den nachstehenden Beispielen zu er- 
sehen. Dabei sind die Gebühren, die sich nach 
den neuen Gebührentabellen der Entwürfe für 
dieses Gesetz und für eine Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte ergeben, in Klam- 
mern beigefügt. 

1. B e i s p i e 1 


Monatlicher Mietzins 50 DM 



Streitwert 

V4 Jahres- 
miete 

= 150 DM 

Streitwert 

V 2 Jahres- 
miete 

= 300 DM 

Streitwert 

Jahres- 

miete 

== 600 DM 

3 Gerichts - 
gebühren 

18 (18) 

27 (36) 

64,80 (72) 

3 Anwalts- 
gebühren 
des Klägers 

24 (30) 

45 (57) 

104,40 (105) 

3 Anwalts- 
gebühren 
des Be- 
klagten 

24 (30) 

45 (57) 

104,40 (105) 


66 (78) 

117 (150) 

273,60 (282) 

2. Beispiel 

MonatllAer Mietzins 200 DM 


Streitwert 

Streitwert 

Streitwert 


= 600 DM 

= 1200 DM 

2400 DM 

3 Geridits- 
gebühren 

64,80 (72) 

127,50 (126) 

202,50 (213) 

3 Anwalts- 
gebühren 
des Klägers 

104,40 (105) 

191,40 (189) 

326,40 (333) 

3 Anwalts- 
gebühren 
des Be- 
klagten 

104,40 (105) 

191,40 (189) 

326,40 (333) 


273,60 (282) 

510,30 (504) 

855,30 (879) 


Die Kostenlast, die entsteht, wenn der Ver- 
mieter 2. B. die Räumung eines zahlungs- 


unfähigen oder zahlungsunwilligen Mieters er- 
reichen will, ist bei einem Streitwert, der nach 
dem Jahresbetrag des Mietzinses berechnet 
wird, unangemessen hoch; besonders, wenn 
man berücksichtigt, daß der Vermieter die von 
ihm vorgeschossenen Gerichts- und Rechtsan- 
waltskosten von einem zahlungsunfähigen 
Mieter nicht wieder zu erlangen vermag. Die 
hohen Gebühren ' verursachen namentliA auf 
seiten der verklagten Mieter eine Vermehrung 
der ArmenreAtsgesuAe und geben auf beiden 
Seiten Anlaß, in der ersten Instanz von der 
Zuziehung von ReAtsanwälten abzusehen. 
Absatz 2 Satz 1 sieht daher vor, den Streit- 
wert naA dem halben Jahresbetrag des zu 
entriAtenden Zinses zu bemessen. 

4. Absatz 2 Satz 2 klärt die Streitfrage, wie 
der Streitwert zu berechnen ist, wenn die 
Räumung niAt nur auf Grund eines Miet-, 
Pacht- oder ähnlichen Nutzungsverhältnisses, 
sondern z. B. auA auf Grund Eigentums oder 
Besitzes verlangt wird. Entsprechend der im 
Satz 1 vorgesAlagenen Regelung soll der Wert 
der Nutzung eines halben Jahres maßgebend 
sein. 


Zu Nr. 13 

1. § 10 a Abs. 1 entspriAt dem bisherigen 
§10 Abs. 2. § 10 a Abs. 2 entspricht dem bis- 
herigen § 10 Abs. 4. 

2. Absatz 3 ersetzt den bisherigen § 10 Abs. 3 
Satz 1. Es ersAeint zweckmäßig, für die bis- 
herige, umständliche und auA niAt vollstän- 
dige Einzelaufzählung gesetzlicher VorsArif- 
ten eine allgemeine Umschreibung zu suAen. 
Ferner ersAeint es gereAtfertigt, den Inhalt 
der VorsArift zu erweitern. Dies gilt zunäAst 
für RentenansprüAe, die auf Grund § 845 
BGB erhoben werden, und für Rentenansprü- 
che, die unter dem Gesichtspunkt der Auf- 
opferung, 2. B. bei ImpfsAäden, geltend 
gemaAt werden. Darüber hinaus ist es 
aber gereAtfertigt, den kraft Gesetzes ent- 
stehenden RentenansprüAen gleichgeriAtete 
AnsprüAe, die aus Vertragsverletzung ent- 
stehen, gleiAzustellen. Es ist nicht einzu- 
sehen, warum beispielsweise für einen Renten- 
anspruA gegen die Eisenbahn, wenn er außer 
auf das HaftpfliAtgesetz und auf unerlaubte 
Handlung auch noch auf den Beförderungsver- 
trag gestützt wird, ganz andere Grundsätze 
für die Bemessung des Streitwerts gelten sol- 
len. Satz 1 umfaßt daher alle diese Fälle. 
DurA Satz 2 werden jedoA von der günstige- 
ren Regelung des Satzes 1 diejenigen Ansprü- 
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che ausgenommen, die auf Verträgen beruhen, 
deren Gegenstand gerade die Leistung eines 
derartigen Ersatzes ist, insbesondere Garan- 
tieverträge, Versicherungsverträge oder Ren- 
tenverträge. 

3. Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 10 
Abs. 3 Satz 2. 

4. § 10 a Abs. 5 bestimmt zur Behebung von 
Zweifeln nunmehr ausdrücklich, daß Rück- 
stände aus der Zeit vor der Rechtshängi^eit 
dem Streitwert hinzuzurechnen sind, weil es 
sidi insoweit um bereits ziffernmäßig be- 
stimmte Ansprüche handelt. Da die Hinzu- 
rechnung aller Rückstände jedoch zu Härten 
führen kann, bestimmt Absatz 5 ferner, daß 
nur die Rückstände aus den letzten sechs Mo- 
naten vor der Rechtshängigkeit dem Streitwert 
hinzuzu rechnen sind. Da im Verfahren nach 
den §§ 627, 627 b ZPO über Rückstände nicht 
erkannt werden kann, beschränkt sich die An- 
wendbarkeit der Vorschrift auf die in den Ab- 
sätzen 1, 3 und 4 genannten Fälle. 

Zu Nr. 14 

Die Bemessung des Werts im Offenbarungseid- 
verfahren nach § 807 ZPO ist sehr umstritten. 
Daher ist eine gesetzliche Regelung erforder- 
lich. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Eidesleistung einerseits dem ganzen Anspruch 
des Gläubigers nützt, eine Beschränkung des 
Verfahrens auf einen Teil des Anspruchs also 
nicht ins Gewicht fallen kann, daß anderer- 
seits aber durch die Eidesleistung nur in sel- 
tenen Fällen erhebliche Vermögenswerte für 
den Vollstreckungszugriff zutage gefördert 
werden. Der Entwurf schlägt im neuen § 13 a 
daher den Mittelweg vor, zwar die ganze, aus 
dem Vollstreckungstitel noch geschuldete For- 
derung zu bewerten, höchstens jedoch 2000 DM 
als Wert anzunehmen. Die halbe Gebühr für 
das Offenbarungseidverfahren (vgl. § ^ 33 
Abs. 1 Nr. 5) kann daher 31,50 DM nicht 
übersteigen. 

Zu Nr. 15 

Der neue § 13 b klärt die Streitfrage, ob sich 
im Arrestverfahren der für die Gebührenbe- 
rechnung maßgebende Streitwert nach § 3 
oder nach § 6 der Zivilprozeßordnung be- 
stimmt. Da der Arrest nur eine vorläufige 
Sicherungsmaßnahme ist, kann es unbillig 
sein, als Streitwert den gesamten Betrag der 
Forderung zugrunde zu legen. Für einstwei- 
lige Verfügungen entspricht es der herr- 
sAenden Auffassung, daß sich der Wert nach 
§ 3 der Zivilprozeßordnung richtet. Der 


Entwurf bestimmt das gleiche für Arrest- 
verfahren, um auch in diesen Verfahren für 
das richterliche Ermessen genügend Raum 
zu lassen. 

Zu Nr. 16 

§ 17 ist sprachlich verbessert. Die Aufzäh- 
lung der unberührt bleibenden Vorschriften 
ist durch die Aufnahme des neuen § 9 
Abs. 2, des § 9 Abs. 3 (bisher § 9 Abs. 2), 
des neuen § 10 a und des § 12 vervollstän- 
digt worden. 

Zu Nr. 17 

1. Nach der bisherigen Fassung des § 18 
Abs. 1 kann die Festsetzung des Streitwerts 
von dem Gericht, das sie getroffen hat, 
sowie von dem Gericht der höheren In- 
stanz im Laufe des Verfahrens auch von 
Amts wegen geändert werden. Wann eine 
Änderung des Streitwerts „im Laufe des 
Verfahrens" erfolgt, ist streitig. Nach über- 
wiegender Ansicht beziehen sich die Worte 
„im Laufe des Verfahrens“ nur auf die Ab- 
änderungsbefugnis des höheren Gerichts. Der 
Entwurf stellt dies klar, indem er bestimmt, 
daß das höhere Gericht die Streitwertfest- 
setzung abändern kann, wenn es mit einem 
der näher bezeichneten Rechtsmittel befaßt 
ist. 

2. Da von der Festsetzung des Streitwerts 
nicht nur die Höhe der Gerichtsgebühren, 
sondern häufig auch die Höhe der Gebüh- 
renansprüche der Rechtsanwälte abhängt, 
erfordert es die Rechtssicherheit, die Befug- 
nis zur Änderung der gerichtlichen Wert- 
festsetzung zeitlich zu begrenzen. Die im 
Entwurf für die Änderung vorgesehene Jah- 
resfrist reicht aus, um den Rechnungsprü- 
fungsstellen genügend Zeit für die Überprü- 
fung ZU lassen. 

Der Antrag auf erstmalige Festsetzung des 
Streitwerts durch das Gericht ist nach dem 
Entwurf nicht befristet. Solange der Streit- 
wert vom Gericht nicht festgesetzt ist, hat 
der Kostenbeamte den Streitwert beim Ko- 
stenansatz selbst anzunehmen. Der Kosten- 
ansatz ist zu berichtigen, soweit das Gericht 
den Wert später abweichend festsetzt. Die 
Erinnerung gegen den Kostenansatz ist nicht 
befristet (§ 4). Das Recht der Staatskasse 
auf Nachforderung von Gebühren, das nach 
§ 5 überdies befristet ist, und das Recht auf 
Rückerstattung zuviel bezahlter Gebühren 
unterliegen aber der Verjährung (§ 6 a Abs. 1 
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und 2). Es wäre nicht sinnvoll, den Antrag 
auf richterliche Festsetzung des Wertes und 
damit die richterliche Überprüfung des vom 
Kostenbeamten angenommenen Wertes zu 
befristen, wenn nidit zugleich die Erinne- 
rung gegen den Kostenansatz (§ 4) befristet 
würde. Dies ist aber nicht zweckmäßig, weil 
eine soldie Befristung, die auch für die Staats- 
kasse gelten müßte, die Überprüfung der 
Kostenrechnungen durch die Rechnungsprü- 
fungsstellen zu sehr einengen würde. 

3. Nach Absatz 2 Satz 1 soll die Festsetzung 
des Streitwertes durch das Rechtsmittelge- 
richt nicht mit der Beschwerde anfechtbar 
sein. Dies ist bedeutsam, wenn das Landge- 
richt als Berufungsgericht den Streitwert fest- 
setzt. Da in diesen Fällen gegen die Entschei- 
dung des Landgerichts in der Hauptsache 
kein Rechtsmittel gegeben ist, erscheint es 
unzweckmäßig, das höhere Gericht mit der 
Streitwertfestsetzung zu befassen. 

4. Absatz 2 Satz 2 befristet die Beschwerde 
gegen die Streitwertfestsetzung in entspre- 
chender Weise wie die Befugnis des Gerichts 
zur Änderung der Wertfestsetzung. 

Zu Nr. 18 

1. Ob in Ehesachen die Vernehmung einer 
Partei (§ 619 ZPO) zum Zwecke des Bewei- 
ses oder nur zur Aufklärung erfolgt, läßt 
sich oft nur schwer feststellen. In beiden 
Fällen pflegt die Vernehmung zeitraubend 
zu sein. Häufig ist sie für die Entscheidung 
ausschlaggebend. Es ist daher gerechtfertigt, 
in Ehesadien die Beweisgebühr (§ 20 Abs. 1 
Nr. 2) auch für die Anordnung der Partei- 
vernehmung zü erheben, d. h. auch dann, 
wenn die Vernehmung ausnahmsweise keine 
Beweiserhebung darstellen sollte. 

2. Absatz 3 Satz 2 ist durch die Vorschrift 
über die Mindestgebühr (§ 7) gegenstands- 
los und daher aufzuheben. 

Zu Nr. 19 

1. Die Vorschrift des § 21 ist übersichtlicher 
gegliedert worden. 

2. Nach Nr. 1 soll die Urteilsgebühr 
auch für Versäumnisurteile, die auf Antrag 
des Berufungs- oder Revisionsklägers ergehen, 
erhoben werden. Solche Versäumnisurteile 
erfordern eine weitergehende Prüfung als 
sonstige Versäumnisurteile. Nach § 542 ZPO 
hat das Berufungsgericht u. a. auch zu prüfen, 


ob das festgestellte Sachverhältnis dem tat- 
sächlichen mündlichen Vorbringen des Beru- 
fungsklägers nicht entgegensteht. Bei Aus- 
bleiben des Revisionsbeklagten ist eine recht- 
liche Nachprüfung des angefochtetenen Ur- 
teils im wesentlichen im gleichen Umfang 
vorzunehmen wie im Falle streitiger Ver- 
handlung. Diese häufig recht schwierigen und 
zeitraubenden Prüfungen rechtfertigen die 

Urteilsgebühr. 

« 

Zu Nr. 20 

Die Aufzählung der Zwischenurteile, für 
die nach § 22 keine Urteilsgebühr erhoben 
wird, ist zur Klarstellung um die Urteile 
vervollständigt, auf die § 387 ZPO anzu wen- 
den ist. Das sind die in § 387 ZPO selbst 
genannten Urteile, ferner aber auch Urteile 
in den Fällen, in denen andere Vorschriften 
auf § 387 ZPO verweisen (vgl. § 372 a und 
§ 402 ZPO). 

Zu Nr. 21 

Ob die Erklärung der Parteien, die Haupt- 
sache sei erledigt, der Zurücknahme der 
Klage in dem Sinn gleichsteht, daß sie den 
Wegfall (§ 29 Abs. 1) oder die Ermäßigung 
der Prozeßgebühr (§ 29 Abs. 2 ZPO) zur 
Folge hat, ist streitig. § 29 Abs. 3 verneint 
dies ausdrücklich. 

Der Wegfall oder die Ermäßigung der Pro- 
zeßgebühr ist — anders als im Fall der 
Klagerücknahme — nicht gerechtfertigt, weil 
nach § 91 a ZPO noch über die Kosten ent- 
schieden werden muß und diese Entscheidung 
grundsätzlich eine Prüfung der Sach- und 
Rechtslage in der Hauptsache notwendig 
macht. 

Zu Nr. 22 

§ 30 Abs. 2 sieht für den Fall der Zurück- 
nahme des Rechtsmittels die dem neuen 
§ 29 Abs. 3 entsprechende Ergänzung vor. 

Zu Nr. 23 

§ 31 Abs. 2 Satz 3 ist geändert, um Streit- 
fragen, die durch die bisherige Fassung aus- 
gelöst worden sind, zu beseitigen. Die ent- 
sprechende Anwendung des § 29, die nun- 
mehr vorgeschrieben ist, ergibt, daß die im 
Absatz 2 Satz 1 bestimmte Hälfte der Pro- 
zeßgebühr nicht nur — wie bisher — weg- 
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fallen (§ 29 Abs* 1), sondern sich auch auf 
ein Viertel der im Satz 1 bestimmten Ge- 
bühr, d. i. auf Vs der vollen Gebühr ermä- 
ßigen kann (§ 29 Abs. 2). Die im bisherigen 
Satz 3 enthaltene Aufzählung ist durch die 
Aufnahme der Fälle, in denen der Wider- 
spruch zurückgenommen wird, ergänzt 
worden. 

Zu Nr. 24 

§ 32 ist übersichtlidier gegliedert worden. 
Neu ist, daß für die Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen eine halbe Gebühr 
zu erheben ist. Durch die bisher für das 
ganze Verfahren vorgesehene Gebühr wird 
dem durch eine solche Vernehmung verur- 
sachten Zeit- und Arbeitsaufwand nicht 
Rechnung getragen. Ferner ist für Beschlüsse 
nach § 91 a der Zivilprozeßordnung eine 
dem § 22 a des Gerichtskostengesetzes ent- 
sprechende Vorschrift eingefügt worden. 

2. Absatz 5 ist neu gefaßt, um entstandene 
Streitfragen zu beseitigen. Klargestellt ist, 
daß die in den Absätzen 1 und 2 bestimmten 
Gebühren auch in der Berufungsinstanz er- 
hoben werden, weil es sich auch hier um ein 
summarisches Verfahren handelt. Ferner ist 
klargestellt, daß die Gebühren nicht um die 
Hälfte erhöht werden, wenn die Hauptsache 
in der Berufungsinstanz anhängig ist und 
beim Berufungsgericht der Hauptsache der 
Arrest oder die einstweilige Verfügung be- 
antragt wird (vgl. § 943 ZPO). In solchen 
Fällen ist die Erhöhung der Gebühren nicht 
gerechtfertigt, weil das Arrestverfahren ein 
erstinstanzliches Verfahren ist. 

Zu Nr. 25 

1. Nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 a wird die halbe 
Gebühr erhoben für das Verfahren über An- 
träge nach § 271 Abs. 2, § 515 Abs. 3, § 566 
ZPO, nachdem die Klage, Berufung oder Re- 
vision zurückgenommen ist. Die Auslegung 
der Vorschrift ist streitig (vgl. Entscheidun- 
gen des Reichsgerichts in Zivilsachen Bd. 155 
S. 382 und Entscheidungen des Bundesge- 
richtshofes in Zivilsachen Bd. 15 S. 394). Da 
der Ausspruch der nach den genannten Vor- 
schriften eintretenden Rechtsfolgen nur einen 
geringen Arbeitsaufwand verursacht, ist die 
Erhebung einer besonderen Gebühr für das 
Verfahren nicht gerechtfertigt. Der Entwurf 
sieht daher die Aufhebung der Gebühren- 
vorschrift vor. 


2. In Absatz 3 Satz 1 ist der Gebührenzu- 
schlag nach dem Gesetz vom 7. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 401) eingearbeitet wor- 
den. Ferner ist der Einsicht in das Schuld- 
nerverzeichnis die Erteilung einer mündlichen 
Auskunft über das Bestehen oder Nichtbe- 
stehen einer Eintragung gleichgestellt wor- 
den. 

3. Der neue Absatz 4 sieht für das durch das 
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Zwangsvollstreckung vom 20. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 952) auf Antrag einzu- 
leitende Verfahren auf Löschung der Eintra- 
gung im Schuldnerverzeichnis (§ 915 Abs. 2 
ZPO) eine feste Gebühr von 3 DM vor. 

Zu Nr. 26 

1. Die Vorschrift des § 33 a Ist übersichtlicher 
geordnet worden. 

2. Wird lediglich beantragt, eine Einigung 
der Parteien zu Protokoll zu nehmen, so 
soll die im Absatz 1 bestimmte Gebühr nach 
Absatz 2 b nicht erhoben werden, weil eine 
Entscheidung nach §§ 627 oder 627 b Abs. 1 
ZPO nicht beantragt worden ist. Die gleiche 
Anordnung hatte bereits die allgemeine Ver- 
fügung des früheren Reichsministers der 
Justiz vom 30. Juni 1943 (Deutsche Justiz 
S. 348), deren Aufhebung vorgesehen ist, 
getroffen (vgl. Artikel X § 4 Abs. 2 Nr. 4 b). 

Zu Nr. 27 

Nach dem neuen § 34 Abs. 1 Nr. 4 soll ein 
Viertel der vollen Gebühr erhoben werden 
für Verfahren auf Vollstreckungsschutz (§§ 
765 a, 813 a ZPO, §§ 30, 31 des Wohnraum- 
bewirtschaftungsgesetzes), Verfahren auf 
Vollstreckungsschutz für Landwirte (§ 851 a 
ZPO) und für Vermieter oder Verpächter 
(§ 851 b ZPO) sowie für Verfahren auf Zu- 
lassung der Austauschpfändung (§ 811 a 

ZPO). Angesichts der erheblichen Arbeitslast, 
die durch solche Verfahren verursacht wird. 
Ist die Gebühr gerechtfertigt. 

Zu Nr. 28 

Die Vorschrift des neuen § 38 Abs. 2 Satz 2 
ist aus § 6 Abs. 1 Satz 2 alter Fassung hier- 
her übernommen worden (vgl. zu Nr. 7). 
Gleichzeitig wird damit klargestellt, daß auch 
der unterlegene Gegner Auslagen nur zu tra- 
gen hat, soweit ihm das Beschwerdegericht 
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die Kosten nach § 91 der Zivilprozeßord- 
nung auferlegt hat. 

Zu § 29 

Nach dem zur Aufhebung vorgesehenen 
§ 43 Abs. 1 Satz 2 werden von der Aktiv- 
masse, nach der sich die Gebühren für die 
Eröffnung und Durchführung des Konkurs- 
verfahrens (§§41, 42) regelmäßig beredinen, 
die Massekosten — mit Ausnahme der ge- 
richtlidien Kosten des gemeinschaftlichen 
Verfahrens und der Gebühren des Konkurs- 
verwalters und des Gläubigeraussdiusses — 
sowie die Masseschulden abgesetzt. Diese 
Vorsdirift hat sidi als unzweckmäßig erwie- 
sen. Da die Wertberechnung, die sie fordert, 
unverhältnismäßig schwierig und zeitraubend 
ist, ist die regelmäßig nur geringfügige Ge- 
bührenerhöhung, die die Außerkraftsetzung 
der Vorsdirift bewirkt, ihrer Beibehaltung 
vorzuziehen. 

Zu Nr. 30 

1. Bisher enthält das Gerichtskostengesetz 
nur die Vorsdiriften für die den Gerichten 
zugewiesene Zwangsvollstreckung in das be- 
weglidie Vermögen. Die Kosten der Zwangs- 
vollstreckung in das unbewegliche Vermögen 
sind in den §§ 138 ff. der Kostenordnung 
geregelt. Systematisch gehören diese Vor- 
schriften aber nidit in die Kostenordnung, 
die von den Kosten in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt, sondern, 
da die Zwangsvollstreckung in das unbeweg- 
liche Vermögen ein Teil der streitigen Ge- 
richtsbarkeit ist, in das Gerichtskostengesetz. 
Der Entwurf gliedert daher die Vorsdiriften 
über die Kosten der Zwangsvollstreckung in 
das unbeweglidie Vermögen als §§ 48 d bis k 
und als §§ 77, 86, 89 b in das Geriditskosten- 
gesetz ein. 

2. Der wesentlidie Inhalt der bisherigen Vor- 
sdiriften ist beibehalten worden. Auf fol- 
gende Änderungen ist jedoch hinzuweisen: 

a) Die Gebührenstaffeln der Kostenordnung 
und des Geriditskostengesetzes stimmen nicht 
überein. Der Entwurf sieht anstelle der 
10/10-Gebühr nadi der Kostenordnung 
grundsätzlich die 3/10-Gebühr nadi dem Ge- 
richtskostengesetz vor. Wie die nachstehende 
vergleidiende Übersicht zeigt, bewirkt dies 
bei den kleineren und mittleren Werten 
keine nennenswerten Gebührenunterschiede: 


10/1 0-Gebühr 3/10-Gebühr 
der Kosten- des Geridits- 
Wert Ordnung nach kostengesetzes 
der Staffel des nach der Staffel 
Entwurfs des Entwurfs 


500 

7 

6 

600 

10 

7,20 

1 000 

10 

10,80 

1 100 

15 

11,70 

2 000 

15 

18,90 

2 300 

20 

20,10 

3 000 

20 

23,70 

3 200 

25 

23,70 

4 000 

25 

27,30 

4 400 

30 

28,50 

6 000 

30 

35,40 

7 000 

35 

38,40 

8 000 

35 

42,90 

8 200 

40 

42,90 

10 000 

40 

48,90 

18 000 

60 

63,90 

19 600 

65 

66,90 

20 400 

70 

68,40 

22 000 

70 

71,40 

24 400 

80 

75,90 

26 000 

80 

78,90 

29 200 

90 

84,90 

30 000 

90 

86,40 

30 800 

100 

87,90 

34 000 

100 

93,90 

35 600 

110 

96,90 

39 600 

110 

104,40 

40 400 

125 

105,90 

91 000 

200 

197,70 

100 000 

200 

213,90 


Erst bei sehr hohen Werten erhöhen sich die 
Gebühren. Die 3/10-Gebühr nach dem Ge- 
richtskostengesetz ist z. B. höher als die 
10/10-Gebühr nach der Kostenordnung bei 
einem Wert von 500 000 DM um 133,90DM, 
bei einem Wert von 1 Million DM um 
283,90 DM, bei einem Wert von 10 Millio- 
nen DM um 2983,90 DM. Diese Erhöhung 
ist tragbar und kann im Interesse der Ein- 
heltlidikeit der Gebührenstaffel für alle im 
Gerichtskostengesetz geregelten Angelegen- 
heiten in Kauf genommen werden. 

b) Im § 48 d Abs. 2 (bisher § 128 Abs. 2 
der Kostenordnung) ist in Satz 2 nunmehr 
die Frage geregelt, wie der Wert berechnet 
wird, wenn das Verfahren nur wegen einer 
Teilforderung betrieben wird. Dies soll nur 
bei öffentlichen Lasten (§10 Abs. 1 Nr. 3 
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ZVG) sowie bei Ansprüchen aus persönlichen 
Titeln (§10 Abs. 1 Nr. 5 ZVG) berücksich- 
tigt werden, weil nur in diesen Fällen von 
vornherein feststeht, daß der Gläubiger we- 
gen des Mehrbetrages aus dem Erlös keine 
Befriedigung erlangt. 

Dafür begrenzt Satz 1 die Wertbestimmung; 
höchstens soll der Einheitswert maßgebend 
sein. Diese Begrenzung rechtfertigt sich aus 
der Erfahrenstatsache, daß der Erlös den 
Wert des Gegenstands des Verfahrens nicht 
zu überschreiten pflegt. Auf den Einheits- 
wert (vgl. dazu § 18 der Kostenordnung) 
muß zurückgegriffen werden, weil bei der 
Anordnung des Verfahrens der Wert nach 
§ 74 a Abs. 5 ZVG noch nicht festgesetzt ist. 
Auch bei der Anordnung des Beitritts ist am 
Einheitswert festgehalten, um zu vermeiden, 
daß für den Beitritt andere Gebühren erho- 
ben werden, als für die Anordnung des Ver- 
fahrens. 

c) Im § 48 e Abs. 1 Nr. 1 (bisher § 129 
Abs. 1 Nr. 1 der Kostenordnung) ist zur 
Vermeidung von Zweifeln ausdrücklich be- 
stimmt, daß die Verfahrensgebühr auch das 
Eins tellungs verfahren nach den §§ 30 a bis d, 
§ 180 Abs. 2 ZVG umfaßt. Für den Fall, daß 
das Zwangsversteigerungsverfahren infolge 
eines solchen Einstellungsverfahrens nicht 
durchgeführt wird, ist eine Ermäßigung der 
Verfahrensgebühr vorgesehen. 

Als Absatz 3 ist die Vorschrift des Artikels 9 
Satz 1 des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Zwangsvollstreckung vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 952) 
eingefügt. 

Im Absatz 4 ist aus den oben unter b) er- 
örterten Gründen hilfsweise der zuletzt fest- 
gestellte Einheitswert für maßgeblich erklärt. 

d) Im § 48 g Abs. 2 (bisher § 134 Abs. 2 der 
Kostenordnung, ist bestimmt, daß die Hypo- 
thekengewinnabgabe nicht als öffentliche 
Last im Sinne dieser Vorschrift gelten, son- 
dern den Grundpfandrechten gleichgestellt 
werden soll, weil sich die Hypothekenge- 
winnabgabe von Grundpfandredhten herlei- 
tet und weitgehend nadi den Bedingungen 
des Grundpfandrechts zu verzinsen und zu 
tilgen ist (vgl. §§ 106 bis 108 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes). 

e) Im § 48 h Abs. 1 Nr. 2 (bisher § 135 
Abs. 1 Nr. 2 der Kostenordnung) ist für den 
Fall der Zurücknahme einer Beschwerde 1/10 
der vollen Gebühr vorgesehen. Würde an- 


stelle der bisherigen 1/2-Gebühr nach der 
Kostenordnung eine 2/10-Gebühr nach dem 
Gerichtskostengesetz bestimmt, so würde eine 
Gebührenerhöhung eintreten. Da aber die 
Zurücknahme der Beschwerde gebührenmä- 
ßig begünstigt werden soll, schlägt der Ent- 
wurf vor, in diesen Fällen eher eine Gelbüh- 
rensenkung In Kauf zu nehmen. 

Nach Absatz 1 soll ferner der neue § 38 
Abs. 2 Satz 2 entsprechend anwendbar sein. 

In Absatz 2 ist die Verweisung auf § 24 der 
Kostenordnung durch eine Verweisung auf 
die Wertbestimmung des § 3 der Zivilprozeß- 
ordnung ersetzt. 

Absatz 3 ist nur sprachlich geändert. 

f) Im § 48 k Abs. 2 (bisher § 137 Abs. 2 der 
Kostenordnung) sind für die sehr selten vor- 
kommenden Fälle der Liquidation einer 
Bahneinheit an Stelle des Dreifachen und des 
Doppelten der vollen Gebühr nach der 
Kostenordnung nur 1/2 und 3/10 der vollen 
Gebühr nach dem Gerichtskostengesetz vor- 
gesehen. Bei den hohen Werten, die hier in 
Betracht kommen, würden sich sonst zu 
hohe Gebühren ergeben. 

Zu Nr, 31 ff. 

Auf dem Gebiete der Gebühren in Straf- 
sachen legt sich der Entwurf im Hinblick auf 
die im Gang befindliche große Strafrechts- 
reform eine gewisse Zurückhaltung auf. Es 
werden nur in begrenztem Umfang Refor- 
men vorgeschlagen, die das bisherige System 
nicht grundsätzlich ändern. Im wesentlichen 
beschränkt sich der Entwurf auf die Schlie- 
ßung von Lücken und die Bereinigung von 
Streitfragen. An einigen Stellen wurde eine 
redaktionelle Überarbeitung vorgenommen. 

Zu Nr. 31 

Während § 49 Abs. 1 nur redaktionell über- 
arbeitet ist, soll der neu eingefügte Absatz 2 
eine Lücke des Gesetzes schließen. Der allge- 
meine Grundsatz des Absatzes 1, daß sich die 
Gerichtsgebühren nach der Höhe der rechts- 
kräftig erkannten Strafe bemessen, läßt 
Zweifel für die Fälle aufkommen, daß es sich 
um die Verurteilung zu Jugendstrafe von 
unbestimmter Dauer handelt. Absatz 2 
bringt eine Klarstellung, Die vorgeschlagene 
Regelung lehnt sich an die Richtlinien zum 
Jugendgerichtsgesetz (zu § 74 Nr. 3 Satz 3) 
an. Bei der Bemessung der Gebühr wird in 
erster Linie das im Urteil festgesetzte Min- 
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destmaß zugrunde gelegt. Dabei geht der Ent- 
wurf davon aus, daß der Richter in aller 
Regel das Mindestmaß audi dann im Urteil 
festsetzt, wenn es dem gesetzlidien Mindest- 
maß entspricht. Für die Ausnahmefälle, in 
denen dies nicht geschieht, soll nach Ab- 
satz 2 das gesetzlidie Mindestmaß maß- 
gebend sein. 

Absatz 3 in der Fassung des Entwurfs faßt 
die bisherigen Absätze 2 und 3 ohne sachliche 
Änderungen zusammen und ist um sprach- 
liche Verbesserungen bemüht. Der Entwurf 
bedient sich im Interesse der Vereinfachung 
im Satz 1 des technischen Begriffs der Ersatz- 
freiheitsstrafe. Dieser hat sich in der Wissen- 
schaft und in der Praxis allgemein einge- 
bürgert. 

In Absatz 4 schlägt der Entwurf vor, auch 
die Ersatzeinziehung und deii Wertersatz an 
Stelle von Einziehung ausdrücklich zu erwäh- 
nen. Damit werden Lücken geschlossen und 
Streitfragen bereinigt (zum Wertersatz vgl. 
Entscheidungen des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts in Strafsachen 1951 S. 529). 
Der Wertersatz soll jedoch nur dann gebüh- 
renreditlidi wie eine Geldstrafe behandelt 
werden, wenn er an die Stelle von Ein- 
ziehung tritt, wie dies insbesondere bei Ver- 
stößen gegen die Steuer- und Zollgesetze 
vorgesehen ist (vgl. namentlich § 401 Abs. 2, 
§ 401 a Abs. 2, § 403 Abs. 2 RAbgO). Ab- 
satz 4 soll hingegen nicht anwendbar sein, 
wenn der Wertersatz einen anderen Charak- 
ter trägt, wie dies in einem Teil der landes- 
rechtlichen Forstgesetze der Fall ist. 

Die Neufassung des Absatzes 5 stellt klar, 
daß die Grundsätze, die Absatz 1 für die Be- 
messung der Gerichtsgebühren bei Verurtei- 
lung zu Strafe aufstellt, auch bei Anordnung 
von Maßregeln der Sicherung und Besserung 
gelten. 

In § 50 hält der Entwurf bei der nachträg- 
lichen Bildung einer Gesamtstrafe an der ge- 
bührenrechtlichen Behandlung des bisherigen 
Rechts fest und dehnt diese Regelung in 
Schließung einer Gesetzeslücke auf den Fall 
der Einheitsstrafe des Jugendstrafrechts aus. 
Die vorgeschlagene Lösung weidit von der 
Empfehlung der Richtlinien zum Jugend- 
gerichtsgesetz (zu § 74 Nr. 3 Satz 4) ab, die 
sich weniger gut in das System des § 50 ein- 
fügt. 

In § 51 Abs. 1 ist in Anpassung an § 49 
Abs. 5 neben der Verurteilung zu Strafe auch 


die Anordnung einer Maßregel der Sicherung 
und Besserung erwähnt. 

Wenn sich ein Strafverfahren gegen mehrere 
Angeklagte richtet und auf Einziehung oder 
eine andere in § 49 Abs. 4 GKG erwähnte 
Maßnahme erkannt wird, kann bei dem 
jetzigen Rechtszustand unter Umständen 
von jedem der Verurteilten eine nach § 49 
Abs. 4 berechnete Gebühr erhoben werden. 
Dies kann unbillige Härten mit sich bringen. 
Der Entwurf schlägt daher in § 51 Abs. 2 
vor, daß stets nur eine einzige Gebühr an- 
fallen soll. Für diese sollen mehrere wegen 
derselben Tat Verurteilte als Gesamtschuld- 
ner haften. Soweit es sich um Einziehung 
handelt, soll Absatz 2 zunächst dann gelten, 
wenn auf diese Maßnahme ohne Rücksicht 
darauf erkannt worden ist, wem die Gegen- 
stände gehören. Der Absatz soll aber auch, 
für den Fall anwendbar sein, daß die Ein- 
ziehung auf Grund von Vorschriften ausge- 
sprochen worden ist, die voraussetzen, daß 
der Gegenstand dem Täter oder Teilnehmer 
gehört (vgl. insbesondere § 40 StGB). Ein 
durchschlagender innerer Grund, die beiden 
Fälle verschieden zu behandeln, liegt nicht 
vor. Absatz 2 enthält somit eine Ausnahme 
von Absatz 1 in Verbindung mit § 49 Abs. 4, 
wonach die Gebühr von jedem Verurteilten 
besonders nach der gegen ihn erkannten 
Strafe erhoben wird. 

Zu Nr. 32 

Wird die Erlaubnis zum Führen von Kraft- 
fahrzeugen vom Gericht entzogen, so ist 
nach § 42 m Abs. 2 StGB ein von einer deut- 
schen Behörde ausgestellter Führerschein im 
Urteil einzuziehen. Die vorgeschlagene Neu- 
fassung des § 52 Abs. 3 Satz 2 stellt klar, 
daß für die Einziehung des Führerscheins 
nicht etwa eine besondere, nach § 49 Abs. 4 
zu berechnende, Gerichtsgebühr erhoben 
wird. In solchen Fällen soll es vielmehr bei 
der für die Maßregel der Entziehung der 
Fahrerlaubnis bestimmten Gebühr sein Be- 
wenden haben. 

Zu Nr. 33 

Der vorgeschlagene neue § 53 Abs. 1 faßt 
den bisherigen Satz 1 Halbsatz 2 mit Satz 2 
zusammen. Durch diesen Austausch der Satz- 
zeichen wird klargesetllt, daß die Vorschrift 
des § 7 Abs. 1 über die Mindestgebühr 
grundsätzlich auch bei Verurteilung durch 
Strafbefehl und Strafverfügung gilt. Wird in 
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diesen Verfahren eine Geldstrafe bis zu 
50 DM ausgesprochen, so soll die Gerichts- 
gebühr 3 DM und nicht 2,50 DM betragen. 
Die Ausnahme von § 7 Abs. 1 greift nur 
dann Platz, wenn die Gebühr den Betrag der 
Strafe übersteigen würde. 

Zu Nr. 34 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 55 ent- 
hält insofern eine bedeutsame sachliche 
Änderung, als vorgesehen ist, nicht wie bis- 
her ein Viertel, sondern die Hälfte der Ge- 
bühren des § 52 zu erheben, wenn die Revi- 
sion nach § 349 Abs. 2 StPO durch Beschluß 
des Revisionsgerichts als offensichtlich unbe- 
gründet verworfen wird. In diesem Falle 
wird nicht nur die Zulässigkeit des Rechts- 
mittels (vgl. die §§ 319, 322, 346, 349 Abs. 1 
der Strafprozeßordnung), sondern auch die 
Sache selbst geprüft und das Verfahren durch 
eine sachliche Endentscheidung zum Ab- 
schluß gebracht. 

Im übrigen ist § 55 neu gegliedert und 
sprachlich überarbeitet. 

Zu Nr. 35 

Das geltende Recht sieht in § 57, was die 
Höhe der Gebühr anlangt, eine Aufgliede- 
rung vor, je nachdem, ob es sich um eine 
Übertretung, ein Vergehen oder ein Ver- 
brechen handelt. Für Übertretungen ist die 
Vorschrift jedoch im wesentlichen gegen- 
standslos, seitdem § 172 Abs. 2 Satz 3 StPO 
In der Fassung des Dritten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes vom 4. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 735) bestimmt, daß das Klage- 
erzwingungsverfahren nicht Zulässig ist, 
wenn das Verfahren ausschließlich eine Über- 
tretung zum Gegenstand hat. Es besteht 
keine Notwendigkeit, überhaupt nach der 
Art der Straftat zu unterscheiden. Der Ent- 
wurf schlägt daher eine einheitliche Gebühr 
von 40 DM vor. Auf dieser Grundlage er- 
gibt sich im Falle des § 176 Abs. 2 StPO eine 
Gebühr von 20 DM. 

Im übrigen ist die Vorschrift redaktionell 
umgestaltet und die Höhe der Gebühr des 
Absatzes 2 dem neuen Absatz 1 angepaßt 
worden. 

§ 58 Abs. 1 entspricht dem bisherigen Satz 1. 
Die Änderung dieser Vorschrift wird durch 
die Neufassung des § 57 notwendig. Es ist 
zweckmäßig, die Gebühr nicht durch Verwei- 
sung auf § 57 zu bestimmen, sondern eine 


selbständige Gebühr vorzusehen. Hierfür er- 
scheint ein Betrag von 30 DM angemessen. 

§58 Abs. 2 entspricht dem bisherigen Satz 2. 
Da von der Erhebung der Gerichtsgebühr 
des Absatzes 1 überhaupt abgesehen werden 
kann, ist es sinnvoll, auch die Ermäßigung 
bis zum gesetzlichen Mindestbetrag (§ 7 
Abs. 1) zuzulassen. 

Zu Nr, 36 

Ebenso wie in § 55 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 
Nr. 3 sieht der Entwurf in der vorgeschlage- 
nen Neufassung des § 60 Abs. 2 Satz 2 und 
3 auch für das Privatklageverfahren eine 
unterschiedliche Behandlung vor, je nachdem 
ob die Revision durch Beschluß als unzulässig 
oder als offensichtlich unbegründet nach 
§ 349 Abs. 2 StPO verworfen wird. Im übri- 
gen folgt der Entwurf im wesentlichen der 
bisherigen Fassung. Abweichend von der bis- 
herigen Fassung sind die einzelnen Fälle der 
Verwerfung des Rechtsmittels durch Be- 
schluß nicht mehr im Gesetz selbst aufge- 
führt. Neben den §§ 319, 322, 346, 349 
Abs. 1 In Verbindung mit § 384 StPO waren 
in der bisherigen Fassung § 390 Abs. 4 StPO 
und § 401 Abs. 1 StPO nicht erwähnt. 

Zu Nr, 37 

Durch den vorgeschlagenen neuen § 61 

Abs. 2 Satz 2 wird eine Lücke des Gesetzes 
geschlossen und eine Streitfrage bereinigt. 
Zweifelhaft war, wie eine Erledigung nach 
Zurückverweisung gebührenrechtlich zu be- 
handeln war. Es erscheint zweckmäßig, die 
Erledigung nach Zurückverweisung ebenso zu 
behandeln, wie eine Erledigung in der Rechts- 
mittelinstanz. Eine Besserstellung des Privat- 
klägers im erstgenannten Falle ist nicht ge- 
rechtfertigt. 

Zu Nr. 38 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 62 
bringt eine wesentliche Vereinfachung. Der 
bisherige § 62 begünstigt den Widerkläger 
Im Privatklageverfahren aus dem Gedanken 
heraus, daß die Widerklage ein Verteidi- 
gungsmittel des Beschuldigten ist. Diesem 
Gesichtspunkt wird jedoch dadurch hinrei- 
chend Rechnung getragen, daß der Wider- 
kläger von der Vorschußpflicht nach § 83 
GKG befreit ist. Es besteht kein durchschla- 
gender innerer Grund, den Widerkläger 
nicht mit Gebühren zu belasten, wenn seine 
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Widerklage erfolglos geblieben ist. Da die 
Widerklage grundsätzlich als Privatklage an- 
zusehen ist, erscheint in gebührenrechtlicher 
Hinsicht ein Unterschied nicht veranlaßt. 

Für den Anwendungsbereich des § 62 gilt 
auch die Vorschrift des § 64, wenn von der 
Widerklage mehrere Personen betroffen sind. 

Zu Nn 39 

Der Entwurf schlägt in § 69 Abs. 1 vor, die 
— nach Lage der gegenwärtigen Verhältnisse 
zu niedrige — Gebühr für die Zurückwei- 
sung einer Beschwerde in Strafsachen von 

2 DM auf 5 DM zu erhöhen. Nadi dieser Ge- 
bührenerhöhung bedarf es, ebenso wie in 
§ 52 Abs. 1 und in § 53 Abs. 1 einer Vor- 
schrift, daß die Gebühr den Betrag der Strafe 
nicht übersteigen und insoweit auch der sonst 
vorgesehene Mindestbetrag der Gebühr von 

3 DM unterschritten werden darf. Wegen 
der entsprechenden Anwendung des § 38 
Abs. 2 Satz 2 sei auf die Ausführungen zu 
Nr, 6 und zu Nr. 28 verwiesen. 

In § 69 Abs. 2 Ist in Anpassung an § 49 
Abs. 5 neben der Verurteilung zu Strafe auch 
die Anordnung einer Maßregel der Sicherung 
und Besserung erwähnt. 

Zu Nr. 40 

Nach § 72 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten sind für die Gebühren und 
Auslagen in Verfahren vor dem Gericht die 
Bestimmungen des Gerichtskostengesetzes 
über die Gebühren und Auslagen in Straf- 
sachen mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
die Hälfte der Gebührensätze erhoben wird. 
Diese Art der Regelung hat zu Zweifelsfra- 
gen geführt, da die gerichtlichen Tätigkeiten 
und die Rechtsbehelfe nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten nicht ohne weiteres 
mit denen nach der Strafprozeßordnung ver- 
gleichbar sind. So besteht schon für den 
Hauptanwendungsfall, dem Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung nach § 54 OWiG, 
Streit, ob § 52 oder § 53 GKG anzuwenden 
ist. Auch hinsichtlich der Gebühren für die 
gerichtliche Tätigkeit nach § 47 und § 66 
Abs. 2 OWiG bestehen Unklarheiten, die zu 
Meinungsverschiedenheiten geführt haben. 
Die Regelung des geltenden Rechts, die sich 
mit einer „entsprechenden Anwendung*" des 
Gerichtskostengesetzes begnügt, Ist mithin 
reformbedürftig. Es Ist erforderlich, die Ge- 
bühren für die gerichtlichen Tätigkeiten nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkelten im 


einzelnen und ausdrücklich zu regeln. Dabei 
kann allerdings aus Gründen der Verein- 
fachung an die Vorschriften über die Gebüh- 
ren in Strafsachen angeknüpft werden. Das 
führt zu der Notwendigkeit, die Vorschrif- 
ten in das Gerichtskostengesetz zu überneh- 
men. Dadurch wird eine Verweisung auf die 
allgemeinen Bestimmungen dieses Gesetzes 
überflüssig und § 72 OWiG kann auf einen 
Hinweis mit lediglich deklaratorischer Be- 
deutung beschränkt werden (vgl. Art. X 
§ 9). 

Folgende gerichtliche Tätigkeiten sind für 
eine Gebührenregelung in Erwägung zu 
ziehen: 

1 . Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 54 OWiG, 

2. die Rechtsbeschwerde nach § 56, einschließ- 
lich des besonderen Anwendungsfalles nach 
§ 24 Abs. 3 Satz 3, 

3. das Verfahren über die Wiederaufnahme 

des Verfahrens nach § 66 Abs. 2, ^ 

4. die selbständigen Anträge nach § 47 Abs. 2 
bis 4, 

5. die gerichtliche Zuständigkeitsüberprüfung 
nach § 58 und die damit in Zusammen- 
hang stehende Rechtsbeschwerde nach § 60, 

6. die sofortige Beschwerde nach 69 Abs. 1 
Satz 2, 

7. die Beschwerde nach § 42 Abs. 3 Satz 2, 

8. die richterlichen Anordnungen, Bestäti- 
gungen und Entscheidungen nach § 42 
Abs. 1 bis 3, 

9. die Umwandlung der Geldbuße In Erzwin- 
gungshaft nach § 69 Abs. 1. 

Eine gebührenrechtliche Regelung kommt je- 
doch nur für die Fälle Nr. 1 bis 3 und für 
den Fall Nr. 4 in Frage, soweit dort die An- 
träge nach § 47 Abs. 2 und 3 geregelt sind. 
Der selbständige Antrag eines Dritten nach 
§ 47 Abs. 4 scheidet aus, weil Dritten, die 
nicht betroffen sind, ebensowenig wie beim 
Einziehungsverfahren in erster Instanz 
Kosten auf erlegt werden können. Das Ver- 
fahren nach § 58 und die Rechtsbeschwerde 
nach § 60 scheiden aus, weil der Betroffene 
an diesem Verfahren nicht beteiligt ist. Die 
unter Nr. 6 und 7 genannten Rechtsmittel 
sind Beschwerden im Sinne der Strafprozeß- 
ordnung; sie fallen deshalb unter den 4. Ab- 
schnitt und es bedarf einer besonderen Rege- 
lung Im Abschnitt 4 a an sidi nicht. Da je- 
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doch in diesem Abschnitt die Gebühren in 
gerichtlichen Verfahren nach dem OWiG ab- 
schließend geregelt werden sollen und das 
Fehlen einer Regelung über die Beschwerden 
nach § 69 Abs. 1 Satz 2 und § 42 Abs. 3 
Satz 2 OWiG in der Praxis zu Irrtümern 
führen kann, ist es ein Gebot der Zweck- 
mäßigkeit, diese Fälle hier zu berücksichti- 
gen (vgl. § 70 b). Die unter Nr. 8 und 9 auf- 
gezählten richterlichen Tätigkeiten sind ge- 
bührenfrei. 

§ 70 a Abs. 1 des Entwurfs bestimmt, daß für 
die Verfahren nach den §§ 54, 56 und 66 
Abs. 2 OWiG jeweils die gleiche Gebühr er- 
hoben wird, weil jedes dieser Verfahren als 
ein Rechtszug angesehen werden kann. Der 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach 
§ 54 OWiG dient der Überprüfung des Buß- 
geldbescheides der Verwaltungsbehörde. Er 
ist nicht gleichbedeutend mit der Beschwerde 
im Sinne der Strafprozeßordnung, sondern 
verfahrensrechtlich mit dem Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung nach den §§ 450, 461 
RAbgO vergleichbar. Es Ist also nicht mög- 
lich, eine dem § 69 GKG entsprechende 
Regelung vorzusehen, sondern erforderlich, 
an § 52 GKG anzuknüpfen. Jedoch Ist in den 
Fällen ohne mündliche Verhandlung die 
Hälfte der dort vorgesehenen Gebühr ange- 
messen. Eine geringere Gebühr würde der 
Bedeutung der einschlägigen Verfahren, ins- 
besondere bei Devisen- und Wirtschaftszu- 
widerhandlungen, nicht gerecht. Hat jedoch 
nach § 55 Abs. 3 OWiG eine mündliche Ver- 
handlung stattgefunden, so wird die volle 
Gebühr erhoben (§ 70 a Abs. 2). 

Absatz 3 Satz 1 regelt die Gebühr bei Zu- 
rücknahme der Rechtsbeschwerde (§ 56 

OWiG). In den Fällen der Zurücknahme 
eines Antrags auf gerichtliche Entscheidung 
und auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
wird keine Gebühr erhoben. Der Antragstel- 
ler schuldet jedoch die entsprechenden Aus- 
lagen. Dies ist in § 79 Abs. 2 des Entwurfs 
bestimmt (vgl. Nr. 41). 

Beim Wiederaufnahmeverfahren nach § 66 
Abs. 2 OWiG ist ebenso wie bei dem Wieder- 
aufnahmeverfahren nach der Sträfprozeß- 
ordnung eine Sonderbestimmung über die 
Gebührenerhebung für den Fall erforderlich, 
daß das Verfahren zu einer Aufhebung des 
früheren Erkenntnisses führt. Dieser Not- 
wendigkeit trägt Absatz 3 Satz 2 Rechnung. 

Absatz 4 beschränkt die Höhe der Gebühr 
allgemein auf 10 000 DM. Dies entspricht 


dem geltenden Recht. Da die Mindestgebühr 
nach § 7 Abs. 1 des Entwurfs drei DM, die 
Mindestgeldbuße nach § 5 OWiG jedoch 
zwei DM beträgt, bedarf es ebenso wie in 
§ 52 Abs. 1, § 53 Abs. 1 und § 69 Abs. 1 
GKG einer Vorschrift, daß. die Gebühr den 
Betrag der Geldbuße nicht übersteigen und 
insoweit der sonst vorgesehene Mindest- 
betrag der Gebühr von drei DM unterschrit- 
ten werden darf. 

§ 70b regelt die Gebühren für das Verfah- 
ren nach § 47 Abs. 2 und 3 OWiG unter An- 
lehnung an § 69 Abs. 1 GKG. Dieser Unter- 
schied zu § 70 a des Entwurfs ist sachlich ee- 
rechtfertlgt, da die selbständigen Anträge 
nach § 47 OWiG nur Nebenfolgen des Ver- 
fahrens betreffen und deshalb der Be- 
schwerde im Sinne der Strafprozeßordnung 
entsprechen. Aus diesem Grund wird im Ab- 
satz 2 auch eine dem § 69 Abs. 2 GKG ent- 
sprechende Regelung vorgesehen. Die Be- 
stimmung über die Gebühren für die Be- 
schwerden nach § 69 Abs. 1 Satz 2 und § 42 
Abs. 3 Satz 2 OWIG dient in dieser Vor- 
schrift allein der Klarstellung (vgl. die allge- 
meine Begründung zu Nr. 40). 

§ 70 c bestimmt die entsprechende Anwen- 
dung von solchen Vorschriften des 4. Ab- 
schnitts, die allgemeine Bedeutung haben und 
vermeidet dadurch eine gesonderte Regelung 
für das gerichtliche Verfahren nach dem Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten. 

Zu Nr. 41 

§71 ist, soweit möglich, an den Wortlaut 
des § 138 der Kosten Ordnung angepaßt. 

1. Absatz 2 Satz 1 sieht vor, daß (die erste 
Ausfertiigung oder Abschrift jeder gericht- 
lichen Entscheidung, die einer Partei oder 
einem Beschuldigten erteilt wird, schueibge- 
bührenfrei ist, auch wenn sie den Tatbestand 
und die Entscheidungsgründe enthält. Da für 
das Verfahren als solches eine Pauschgeibühr 
erhoben wird, die grundsätzlich auch alles 
entstehende Schreibwerk abgilt, würde es 
nicht verstaniden werden, wenn die Partei 
oder der Beschuldigte gerade (das für ihn 
wesentlichste Schreibwerk, nämlich die Ent- 
scheidung mit den Gründen, nur gegen Zah- 
lung einer Schreibgebühr erlangen kann. 
Nach Satz 2 soll die Schreibgebührenfreiheit 
der ersten vollständigen Ausfertigung oder 
Abschrift nicht daran scheitern, daß eine ab- 
gekürzte Ausfertigung — ohne Tatbestand 
und Entscheidungsgründe — bereits schreib- 
gebührenfrei erteilt worden ist. 
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Der neue Absatz 2 umfaßt auch -die in den 
bisherigien Absätzen 2 und 3 geregelten Fälle. 
Diese Absätze fallen daher weg. 

2. Absatz 3 erhöht den durch Artikel 3 des 
Gesetzes über Maßnahmen auf idem Gebiet 
des Kostenrechts vom 7. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 401) bestimmten Schreiibge- 
bührensatz von 0,40 DM auf 0, 50 DM, weil 
der bisherige Satz den für das Schreibwerk 
entstehenden tatsächlichen Aufwand nicht 
deckt. 

3. Durch die Absätze 4 und 5 sind die bis- 
her im § 16 Abs. 2 und 3 der Kosten Ver- 
fügung enthaltenen Vorschriften in das Ge- 
setz übernommen worden. 

4. Absatz 6 ergänzt die Absätze 4 und 5 für 
den Fall, daß die dort genannten Abschriften 
durch Ablichtung hergestelh werden. 

5. Im bisherigen § 71 Abs. 4 Satz 3 ist vorge- 
sehen, daß die Schreibgöbühr für bestimmte 
Arten von Fällen im Verwaltungsweg ander- 
weitig geregelt werden kann. Da eine solche 
Ermächtigung an 'die Verwaltung mit rechts- 
staatlichen Grunidsätzen nicht vereinbar ist, 
sieht Absatz 7 vor, den Bundesminister der 
Justiz zum Erlaß einer Rechtsverordnung zu 
ermächtigen, die der Zustimmung des Bun- 
desrats bedarf. Die Ermächtigung beschränkt 
sich darauf, die Schreibgebühren für be- 
stimmte Arten von Fällen, z. B. für die bis- 
her in § 16 Abs. 4 und 5 der Kostenver- 
fügung genannten Fälle, zur Vermeidung von 
Unbilligkeiten niedriger festzusetzen, ida die 
Fälle, in denen höhere Schreibgebühren ange- 
messen sind, nach § 7 1 Abs. 4 und Abs, 5 d es 
Entwurfs im Gesetz selbst geregelt werden 
sollen. 

Zu Nr. 42 

§ 72 ist, soweit möglich, an den Wortlaut des 
§ 139 der Kostenordnung angepaßt. 

1. a) Nach idem bisherigen § 72 Nr, 1 sind 
Postgebühren zu erheben für idie Übersen- 
dung auf Antrag erteilter Ausfertigungen 
und Abschriften, für die Ladung von Zeugen 
und Sachverständigen und für 'die Übersen- 
dung 'der Kostenrechnung, Alle übrigen für 
Postsendungen vom Gericht aufgewandten 
Auslagen werden durch 'Gebühren mitabge- 
golten. 

Nach dem Gerichtskostengesetz vom 18. Juni 
1878 (Reichsgesetzbl. S. 141) waren dem 
Kostenschuldner sämtliche Postgebühren als 
bare Auslagen in Rechnung zu stellen. Als- 


bald nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wurden u. a. auch in der Presse Beschwerden 
darüber geführt, daß idie sogenannten Neben- 
kosten in keinem angemessenen Verhältnis 
zu den eigentlichen Gerichtsgebühren stän- 
den, idiese bei geringfügigen Streitgegenstän- 
den oft sogar überstiegen. Daher hat das Ge- 
setz vom 29. Juni 1881 (Reichsgesetzbl. 
S. 178) einige Erleichterungen in dieser Hin- 
sicht gebradit und u. a. den § 80 b in das 
Gerichtskostengesetz eingefügt, wonach für 
von Amts wegen bewirkte Zustellungen bare 
Auslagen nicht erhoben werden durften. Zur 
Begründung wurde auch darauf hingewiesen, 
daß die Belastung mit Postgebühren für von 
Amts weigen bewirkte Zustellungen zu Un- 
billigkeiten geführt habe, weil die Entschei- 
dung darüber, ob eine Zustellung von Amts 
wegen stattfinden soll, oft dem Einfluß der 
Beteiligten entzogen sei (Verhandlungen des 
Reichstags 1881 Anlage Nr. 93). Durch das 
Gesetz vom 1. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. 
S. 475) erfolgte eine grundlegende Änderung. 
Postgebühren durften danach nur für die von 
Amts wegen im Auslande bewirkten Zustel- 
lungen gesondert erhoben werden (§ 80 a). 
Zur Deckung 'der von den Parteien nicht ge- 
sondert zu ersetzenden baren Auslagen trat 
ein Pauschsatz zu den Gerichtsgebühren, der 
im allgemeinen 10 v, H. jedoch nicht mehr 
als 50 Mark betrug. Bestimmend war dafür 
das Bestreiben, die Kostenberechnung mög- 
lichst zu vereinfachen. Dieses Pauschsystem 
wurde durch Gesetz vom 29. Juni 1921 
(Reichsgesetzbl. S. 797) dahin geändert, daß 
der Pauschbetrag in die einzelnen Gerichts- 
gebühren mit eingerechnet wurde, also äußer- 
lich nicht mehr in Erscheinung trat (Ver- 
handlungen des Reichstags 1920 Anlage 
Nr. 1884). 

Die heutige Regelung beruht im wesenthchen 
auf dem Gesetz vom 21. Dezember 1922 
(Reichsgesetzbl. 1923 I S. 1), nach dem die 
Auslagen insbesondere für die Ladung von 
Zeugen und Sachverständigen gesondert zu 
erbeiben sind. Begrün-det wurde dies damit, 
daß auf die Berechnung dieser Auslagen an- 
gesichts der außerordentlichen Erhöhung der 
Postgebühren nicht mehr verzichtet werden 
könne (Verhandlungen des Reichstags 
1920/22, Anlage Nr. 5301 zu Nr, 40, 41). 
Der innere Grund dafür, /die Auslagen für 
bestimmte Postsendungen nicht mehr 'durch 
den in der Gerichtsgebühr enthaikenen Aus- 
lagenpauschsatz abzugelten, dürfte darin zu 
suchen sein, idaß 'die bei fortschreitender In- 
flation nötige laufende Erhöhung der Ge- 
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richtsigebüihren im Gesetzgebungsweg nicht 
so rasch erfolgen konnte, wie dies bei der Er- 
höhung der Postgebühren im Verordnungs- 
weg möglich war. 

Es diient der Vereinfachung der Kostenbe- 
rechnung, wenn, wie es der Entwurf vor- 
sieht, alle PoiStgdbühren durch die Verfah- 
renspauschgebühren mitabgegolten werden. 
Dem Einnahimeausfall stehen die Erhöhung 
der Mindestgebühr (vgl. zu Nr. 9), die Er- 
höhung der Gebühren bei Werten bis zu 
500 DM (vgl. zu Nr. 10) und die bei höheren 
Werten in Zwangsversteigerungs- und 
Zwangsverwaltungssachen eintretende Ge- 
bührenerhöhung (vgl. zu Nr. 30 unter 2 a) 
gegenüber. 

b) Nach Nr. 1 sind ferner die im Ferinver- 
kehr zu entrichtenden Fernsprechgebühren 
nicht mehr als Auslagen anzusetzen. 

Die Bundespost ist im Begriff, ihre gesamten 
Fernsprechanlagen auch für den Fernverkehr 
auf Selbstwählbetrieb umzustellen. Damit ist 
auch eine Änderung der Gebührenberech- 
nung für Ferngespräche verbunden. Bisher 
stellte die Post dem Teilnehmer für jedes 
Ferngespräch mit der Gebühren rechnung 
einen Gebührenzettel zu. Bei den Justizbe- 
hörden wurden die Gebührenzettel zu den 
Sachakten genommen und bildeten die 
Grundlage für 'den Kostenansatz. Nach der 
Umstell.ung auf Selbstwählbetrieb fallen die 
Göbührenzettel fort. Die Höhe der Gebühr 
für ein Ferngespräch wird bei der Post durch 
Automaten festgestelk. Der Automat regi- 
striert für jedes Ortsgespräch eine Rechnungs- 
einheit und für jedes Ferngespräch je nach der 
Zone, zu der das gewählte Ortsnetz gehört, 
nach der Zeitdauer des Gesprächs eine ent- 
sprechende Vielzahl von Rechnungseinheiten. 
In der Abrechnung der Post erscheint nur 
noch die Gesamtzahl der Rechnungseinheiten. 
Der Fernsprechteilnehmer kann die für ein 
Ferngespräch zu zahlende Gebühr nicht ohne 
technische Änderung seiner Anlage und nur 
durch zusätzliche Geräte (Gebührenanzeiger) 
feststellen. Der Gebührenanzeiger muß vom 
Teilnehmer selbst überwacht werden. Vor 
der Herstellung der Fernverbindung und un- 
mittelbar nach Beendigung des Ferngesprächs 
muß der Zählerstand abgelesen werden; der 
Unterschied mit z. Z. 0,16 DM vervielfacht 
ergibt die Gdbührenhähe. 

Zu den erheblichen Anschaffungskosten für 
die Gebühreinzähler tritt zusätzliches Perso- 
nal für die Überwachung der Zähleinrichtung. 
Der danach erforderllohe einmaHge und lau- 


fende Aufwand steht in keinem Verhältnis 
zu den Binnahmen, die den Gerichtskassen 
aus der Einziehung der im Fernsprechverkehr 
zu entrichtenden Fernsprechgebühren zu- 
fließen. Die an sich schon recht geringen Aus- 
lagen für Ferngespräche In Rechtssachen 
kommen zum großen Teil nicht wieder her- 
ein. Dies gilt insbesondere in Strafsachen, auf 
die erfahrungsgemäß der größte Teil der 
Ferngespräche in Rechtssachen entfällt. 

Es ist daher zweckmäßig, auch die Fernge- 
sprächsauslagen künftig nicht mehr in Rech- 
nung zu stellen, sondern sie durch die Ver- 
fahrenspaus chgebühren mit labzugelten. Eine 
Erhöhung dieser Gebühren ist angesichts der 
geringen Einnahmeminderung nicht gerecht- 
fertigt. Im Lande Niedersachen durchgeführte 
Stichprolben haben ergeben, daß zum Bei- 
spiel im März 1954 die Ferngesprächsaus- 
lagen in Rechtssachen nur 0,2 Vo der tatsäch- 
lich vereinnahmten Gebühren ausgemacht 
haben. 

c) In Nr. 1 ist neu vorgesehen, außer den 
Telegrafengebühren auch die Fernschreib- 
gebühren als Auslagen anzusetzen. 

2. Nr. 2 ist nur redaktionell geändert. 

3. In Nr. 3 ist auf das Gesetz über die Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen 
verwiesen. Wenn ein Sachverständiger von 
der Justizverwaltung für dieSachverständigen- 
tätlgkeit eine laufende, nicht auf den Einzel- 
fall abigestellte Vergütung erhält, z. B. ein 
f estangestellter Dolmetscher, soll demKosten- 
schuldner der Betrag in Rechnxmg gestellt 
werden, den ein Sachverständiger nadi dem 
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen zu erhalten hätte. Es 
wäre zu (Umständlich, idie auf die einzelne 
Sache entfallenden Personalkosten zu ermit- 
teln. 

4. Nr. 4 ist nur sprachlich geändert. 

5. In Nr. 5 ist klargestellt, daß dem Kosten- 
Schuldner die anderen in- oder ausländischen 
Behörden usw. zu zahlenden Beträge auch 
dann iln Rechnung gestellt werden, weinn aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung und 
dgl. aus der Kasse des Gerichts keine Zahlung 
zu leisten ist. Der pauschale Ausgleich, der 
zwisdien öffentlichen Kassen oder mit an- 
deren Staaten vereinbart worden ist, dient 
lediglich der Vereinfachung der wechselseiti- 
gen Abrechnung. Er kann dem Kostenschuid- 
ner nicht zugute kommen. 

6. Nr. 6 ist nur redaktionell geändert. 
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7. Wegen der in Nr. 7 eingefügten Redi- 
nunigsgebixhren vgl, § 73 und die Begründung 
zu Nr. 43 unter 2. 

8. In Nr. 8 ist der Zweck der Reise mittel- 
loser Personen naher umsdirieben. Es muß 
sich um eine Reise zu einer Verhandlung, 
Vernehmunig oder Untersuchung handeln. Zu 
einer „Verhandlung“ oder „Vernehmung“ 
reisen auch Personen, deren persönliches Er- 
scheinen angeordnet ist. Daher braucht die 
Reise zum Zwecke des persönilichen Erschei- 
nens vor Gericht nicht mehr besonders auf- 
geführt zu werden. Dagegen sind nun aus- 
drücklich auch Personen erfaßt, die zu einer 
„Untersuchung“, z. B. zu einer Blutentnahme 
oder zu einer erbbiologischen Untersuchung 
reisen (vgl. z. B. § 372 a ZPO). 

9. In Nr. 9 sind die Kosten der Bewachung 
von Schiffen eingefügt. 

10. Nach Nr. 10 richten sich die Haftkosten, 

wie bisher, grundsätzlich nach den für die 
Strafhaft geltenden Vorschriften. Damit wird 
auf § 10 der Justizverwaltungskostenord- 
nung und die auf Grund dieser Vorschrift er- 
lassenen Bestimmungen über die Höhe der 
Haftkosten verwiesen. Nach § 10 Abs. 1 der 
J ustiz verwal'tungsikostenordnung werden 

künftig Haftkosten nicht mehr erhoben, 
wenn der Gefangene die ihm zugewiesiene 
Arbeit verrichtet oder ohne sein Verschulden 
nicht arbeiten kann. Dies gilt auch, soweit 
Haftkosten nach § 72 Nr. 10 des Gerichts- 
kostengesetzes zu erheben sind. 

Für die Beugehaft ist jedoch nur wegen der 
Höhe der Haftkosten auf idie für die Straf- 
haft geltenden Sätze verwiesen, weil die 
Kosten der Beugehaft, wie bisher, in allen 
Fällen erhoben werden sollen. 

11. Die neue Nr. 11 dient der Klarstellung. 
Zu Nr. 43 

1, Der bisherige § 73 wird, soweit er Post- 
gebühren betrifft, durch den Wegfall gegen- 
standslos (vgl. zu Nr. 42 unter 1 a). Soweit 
er Auslagen für Zustellungen im Ausland und 
für öffentliche Bekantmachungen regdt, ist 
er im Hinblick auf § 72 Nr. 2 und 5 in der 
Fassung des Entwurfs überflüssig (vgl. zu 
Nr. 42 unter 2 und 5). Daher ist die Vor- 
schrift außer Kraft zu setzen. 

2. Als neuer § 73 ist eine dem § 142 der 
Kostenordnung entsprechende Vorschrift 
über die Rechnungsgebühren eingefügt, die 
durch die Eingliederung der Vorschriften 


über die Gebühren für Zwangsversteige- 
rungs- und Zwangsverwaltungssachen in das 
Gerichtskostengesetz notwendig geworden 
ist (vgl. zu Nr. 30 unter 1). Die für § 142 
der Kostenordnung in dem Entwurf vorge- 
sehenen Änderungen sind auch in den neuen 
§ 73 des Gerichtskostengesetzes eingearbei- 
tet. 

a) Die bisherigen Rechnungsgebühren, die 
1 bis 2,50 DM für die Stunde betragen, 
sind, was ihre Höhe anbelangt, nicht 
mehr zeitgemäß. Es ist auch nidit ange- 
messen, die Rechnungsgebühr nach dem 
Wert des Gegenstandes aus einem Ge- 
bührenrahmen zu bestimmen. Da es sich 
bei der Rechnungsgebühr um eine Aus- 
lage handelt, ist es vielmehr zweckmäßig, 
eine Stundenvergütung vorzusehen, die 
nur nach der erforderlichen und aufge- 
wandten Zeit zu berechnen Ist, Der Ent- 
wurf sieht für die Stunde 4 DM vor. 

b) Die Vorschrift des § 142 Abs. 3 Satz 2 
der Kostenordnung, daß Beschwerden 
über die Rechnungsgebühren im Auf- 
sichtsweg erledigt werden, ist mit rechts- 
staatlichen Grundsätzen nicht vereinbar. 
Nach dem Entwurf soll daher die Be- 
schwerde durch Bezugnahme auf § 4 des 
Gerichtskostengesetzes geregelt werden. 
Es ist zweckmäßig, die Beschwerdeberech- 
tigung abschließend zu bestimmen. Nach 
dem Entwurf sind beschwerdeberechtigt 
nur der als Kostenschuldner tatsächlich 
bereits in Anspruch Genommene und die 
Staatskasse. Der Rechnungsbeamte Ist 
nicht beschwerdeberechtigt, da sein An- 
spruch gegen den Staat auf Rechnungsge- 
bühren nicht im Kostenrecht, sondern im 
Beamten- oder Arbeitsrecht begründet 
ist. 

Zu Nr. 44 

1. Der 6. Abschnitt „Kostenzahlung und Ko- 
stenvorschuß“ ist in Anlehnung an die Ko- 
stenordnung (vgl. §§ 2 ff. der Kostenord- 
nung) neu geordnet, so daß die Vorschrif- 
ten über den Kostenschuldner vorangestellt 
sind und sodann die Vorschriften über die 
Fälligkeit der Kosten und schließlich die Vor- 
schriften über den Kostenvorschuß und die 
Sicherstellung der Kosten folgen. 

2. Auf folgende Änderungen ist hinzuweisen: 

a) § 74 entspricht dem bisherigen § 77. Zur 
Klarstellung ist im § 74 Abs. 1 Satz 2 be- 
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stimmt, daß der Antragsteller im amtsge- 
richtlichen Entmündigungsverfahren wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche nicht 
nach § 74 Abs. 1 Satz 2 Schuldner der Kosten 
ist. Die Haftung des Antragstellers für Ko- 
sten, die ihm nach § 658 Abs. 2 der Zivil- 
prozeßordnung auferlegt werden, wird hier- 
mit nicht berührt. Dies ist dadurch klarge- 
stellt, daß § 658 Abs. 2 der Zivilprozeßord- 
nung im § 84 des Gerichtskostengesetzes auf- 
gefünrt worden ist. 

b) § 75 entspricht dem bisherigen § 78. 

c) § 76 entspricht dem bisherigen § 78 a. 

d) Als § 77 sind die dem § 131 der Kosten- 
ordnung entsprechenden Vorschriften über 
den Kostensdiuldner in Zwangsversteige- 
rungs- und Zwangsverwaltungssachen einge- 
fügt (vgl. zu Nr. 30 unter 1). Um Zweifel 
über die Anwendbarkeit des § 74 Abs. 1 aus- 
zuschließen, Ist der Antragsteller ausdrücklich 
als Kostenschuldner bestimmt worden. Die 
Antragshaftung des Beschwerdeführers ergibt 
sich zweifelsfrei aus § 74 Abs. 1. Auch der 
Vollstreckungsschuldner braucht nicht ge- 
nannt zu werden, weil sich dessen Haftung 
aus § 78 Nr. 4 ergibt. 

e) § 78 entspricht dem bisherigen § 79. Zur 
Behebung entstandener Zweifel bestimmt 
Nr. 2, daß die Übernahme der Gerichtsko- 
sten in einem vor Gericht abgeschlossenen 
oder dem Gericht mitgeteilten Vergleich, 
auch wenn die Kosten nur nach der Ausle- 
gungsregel des § 98 ZPO als übernommen 
anzusehen sind, bewirkt, daß die Gerichts- 
kasse die Partei für die von ihr übernom- 
menen Kosten unmittelbar in Anspruch neh- 
men kann. 

f) § 79 Abs. 1 entspricht dem bisherigen 
§ 79 a. 

Absatz 2 dehnt die im Absatz 1 für das Ver- 
waltungsstrafverfahren enthaltene Regelung 
auf das gerichtliche Verfahren nach dem Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten aus (vgl. zu 
Nr. 40, Begründung zu § 70 a Abs. 3). 

g) § 80 entspricht dem bisherigen § 80. Die 
Postgebühren sind nicht mehr erwähnt, weil 
sie nicht mehr als Auslagen angesetzt wer- 
den sollen (vgl. ZU Nr. 42 unter 1 a). Im 
übrigen stellt die neue Fassung klar, daß im 
Fall des § 71 Abs. 1 Nr. 2 nur die Partei, 
die es unterlassen hat, die erforderlichen Ab- 
schriften beizufügen, Schuldner der durch 
ihre Unterlassung verursachten Schreibgebüh- 
ren ist. 


h) § 81 entspricht dem bisherigen § 81. 

Satz 1 bereinigt eine Streitfrage. Nach Ab- 
satz 1 bisheriger Fassung erlischt die durch 
gerichtliche Entscheidung begründete Ver- 
pflichtung zur Zahlung von Kosten (§ 78 
Nr. 1), soweit die Entscheidung aufgehoben 
oder geändert wird. Streitig ist, ob dies auch 
dann gilt, wenn die Parteien die Zahlungs- 
pflicht durch Vergleich abweichend regeln 
oder ob Satz 1 nur angewendet werden kann, 
wenn die Entscheidung durch eine andere 
Entscheidung aufgehoben oder abgeändert 
wird. Einem Vergleich, der die Wirkung 
einer nicht rechtskräftigen Entscheidung be- 
seitigt, kann nicht die gleiche Bedeutung bei- 
gelegt werden wie der Aufhebung oder Ab- 
änderung der Entscheidung durch Richter- 
spruch. Wie die Praxis zeigt, übernehmen 
z. B. Parteien, denen das Armenredit bewil- 
ligt ist, im Vergleichsweg oft die Gerichtsko- 
sten, obwohl dies durch den Stand des Pro- 
zesses nicht gerechtfertigt ist. Könnte durch 
einen solchen Vergleich die durch eine gericht- 
liche Entscheidung bereits begründete Ver- 
pflichtung des Gegners, die Gerichtskosten an 
die Staatskasse zu zahlen, beseitigt werden, so 
würde es den Parteien gestattet, nach Belie- 
ben über einen bereits entstandenen Kosten- 
anspruch des Staates zu verfügen. Um dies 
zu verhindern, sieht der Entwurf vor, daß 
§ 81 nur zutrifft, wenn die Entscheidung 
durch eine andere gerichtliche Entscheidung 
aufgehoben oder abgeändert wird. 

Im bisherigen Absatz 2 ist bestimmt, daß be- 
reits gezahlte Beträge, soweit der Kostenan- 
satz bestehen bleibt, nicht zurückgezahlt wer- 
den, wenn die Verpflichtung zur Kostenzah- 
lung nach dem bisherigen Absatz 1 erlischt. 
Der Entwurf sieht vor, diese auf fiskalischen 
Erwägungen beruhende Vorschrift zu 
ändern, weil es unbillig ist, denjenigen, der 
der Staatskasse Zahlungen geleistet hat, die e r 
der Staatskasse nicht sdiuldet, auf einen viel- 
leicht nicht durchsetzbaren Erstattungsan- 
spruch gegen den Prozeßgegner zu verwei- 
sen, Im Satz 2 des Entwurfs ist daher be- 
stimmt, daß bereits gezahlte Kosten zurück- 
erstattet werden, soweit die Verpflichtung 
zur Kostenzahlung nur auf der aufgehobenen 
oder abgeänderten Entscheidung beruht hat. 

i) § 82 entspricht dem bisherigen 5 82. 

k) § 83 entspricht dem bisherigen § 87. 

l) § 84 entspricht dem bisherigen § 88. 
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Die Vorschrift ist sprachlich geändert. Außer- 
dem ist § 658 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung 
eingefügt (vgl. zu Nr. 44 unter 2 a). 

m) § 85 entspricht dem bisherigen § 74 
Abs. 1, 

n) Als § 86 sind die den § 132, § 134 Abs. 2 
der Kostenordnung entsprechenden Vorschrif- 
ten über die Fälligkeit der Gebühren in 
Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwal- 
tungssachen eingefügt (vgl. zu Nr. 30 un- 
ter 1). 

o) § 87 entspricht dem bisherigen § 74 b. 

p) § 88 entspricht dem bisherigen § 75. 

In dem neuen Absatz 2 Satz 2 ist die Fällig- 
keit der Kosten für gerichtliche Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
entsprechend der für die Kosten in Strafsa- 
chen geltenden Regelung bestimmt. 

q) Der bisherige § 89, der bestimmt, daß Ge- 
richtskosten durch Verwendung von Marken 
entrichtet werden könnten, hat diese Fassung 
durch Artikel I Nr. 7 der Verordnung vom 
27. März 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 319) er- 
halten. Vorher lautete die Vorschrift: 

„Die Landesjustiz Verwaltung kann anordnen, 
daß die Entrichtung von Kosten durch Mar- 
ken erfolgen kann.‘‘ 

Der Entwurf sieht vor, die Vorschrift als 
entbehrlich aufzuheben. Die Einrichtung von 
Gerichtskostenmarken beruht zur Zeit auf 
der Justizkostenmarkenordnung vom 25. 
August 1938 (Sonderveröffentlichung der 
Deutschen Justiz Nr. 2), die in den Ländern, 
zum Teil mit geringfügigen Änderungen wei- 
tergilt; nur In Berlin Ist eine Kostenmarken- 
ordnung erlassen worden, die jedoch nur ge- 
ringfügig abweicht. Die Freizügigkeit der 
Gerichtskostenmarken ist durch ein zwischen 
den Ländern abgeschlossenes Verwaltungs- 
abkommen sichergestellt. Die Kostenschuldner 
zur Verwendung von Kostenmarken zu ver- 
pflichten, ist untunlich. Die Kostenschuldner 
verwenden Gerichtskostenmarken, die in 
allen Ländern zur Verfügung stehen, aus 
freien Stücken in ausreichendem Maße. Für 
eine bundesgesetzliche Vorschrift, die dem 
Kostenschuldner das Recht gibt, Kosten in 
allen Fällen durch Marken zu entrichten, be- 
steht kein Bedürfnis. 

Der neue § 89 entspricht dem bisherigen 
§ 76. Die Postgebühren sind nicht mehr er- 
wähnt, weil sie nicht mehr als Auslagen an- 
gesetzt werden sollen (vgl. zu Nr. 42 unter 


1 a). Wird die Anfertigung der Ausfertigung 
oder Abschrift von der vorherigen Zahlung 
det Schreibgebühren abhängig gemacht, so 
sieht Absatz 2 dieselben Rechtsbehelfe wie 
egen den Kostenansatz vor (§ 4 Abs. 1 
is 4), Dies Ist angezeigt, weil es sich hier wie 
dort um eine Anordnung des Kostenbeamten 
handelt (vgl. § 22 Abs. 3 der Kostenverfü- 
gung). 

r) § 89 a Abs. 1, 2, 5 entspricht dem bisheri- 
gen § 74 Abs. 2, 3, 4. 

In § 89 a Abs. 3 und 4 Ist vorgesehen, daß 
bestimmte Zwangsvollstreckungshandlungen, 
insbesondere die Bestimmung des Termins 
zur Abnahme des Offenbarungseids und die 
Entscheidung über den Antrag auf Erlaß 
eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlus- 
ses von der vorherigen Zahlung der Gebühr 
abhängig gemacht werden sollen. Damit wird 
eine Vereinfachung der Kosteneinziehung an- 
gestrebt. Es ist anzunehmen, daß sich das 
Publikum bald daran gewöhnen wird, dem 
Antrag auf solche gerichtliche Zwangsvoll- 
streckungshandlungen die Gebühr in Kosten- 
marken beizufügen, wie dies z. B. beim An- 
trag auf Erlaß des Zahlungsbefehls langst 
der Fall Ist. 

Im § 89 a Abs. 5 ist eingefügt, daß der An- 
tragsteller nicht nur, wie bisher, mit Rück- 
sicht auf seine Vermögenslage, sondern auch 
dann von der Vorwegleistungspflicht entbun- 
den werden kann, wenn ihm die alsbaldige 
Zahlung der Gebühr aus sonstigen Gründen 
Schwierigkeiten bereiten wird. Damit soll es 
ermöglicht werden, Devisen-, Transferschwie- 
rigkeiten usw. zu berücksichtigen. Im Arrest- 
verfahren sollen wegen dessen Eilbedürftig- 
keit die Vollstreckungshandlungen (Abs. 4) 
nicht von der Zahlung eines Vorschusses ab- 
hängig gemacht werden. 

s) Als § 89 b sind die den § 133, § 134 Abs. 4 
der Kostenordnung entsprechenden Vor- 
schriften über den Gebührenvorschuß in 
Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwal- 
tungssachen eingefügt (vgl. zu Nr. 30 unter 
1 a). Klargestellt ist, daß auch die Zulassung 
des Beitritts zum Verfahren nicht von der 
Zahlung eines Vorschusses abhängig gemacht 
werden kann. 

t) § 89 c entspricht dem bisherigen § 83. 

Bei § 83 Abs. 2 des geltenden Rechts ist 
zweifelhaft, ob die Vorschußpflicht nur die 
Fälle der selbständigen Verfahren im Auge 
hat, in denen die in § 83 Abs. 1 Genannten, 
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also der Privatkläger oder der Nebenkläger, 
die dort erwähnten Befugnisse (Einlegung 
von Berufung oder Revision, Beantragung 
der Wiederaufnahme des Verfahrens) aus- 
üben, oder ob die Vorschußpflicht des 
§ 83 Abs. 2 weiter auszudehnen ist. Diese 
weitere ^ Auslegung nimmt an, daß ein Ge- 
bührenvorschuß im Falle eines jeden — also 
auch eines auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft eingeleiteten — selbständigen Verfah- 
rens von dem Einziehungsbeteiligten, der 
einen Rechtsbehelf ergreift, erhoben werden 
darf. Die vorgesehene Neufassung bereinigt 
die Streitfrage im Sinne der einschränkenden 
Auslegung, der sich auch der Bundesgerichts- 
hof angeschlossen hat. 

u) § 89 d entspricht dem bisherigen § 84. 

Die Neufassung stellt die Verpflichtung zur 
Zahlung des Auslagenvorschusses auf die 
Handlung ab. Die bisherige Fassung ist inso- 
fern ungenau, als sie den Anschein erweckt, 
die Vorschußpflicht werde schon durch den 
Antrag auf Vornahme der Handlung ausge- 
löst, ohne Rücksicht darauf, ob das Gericht 
dem Antrag stattgibt oder nicht. Die Neu- 
fassung entspricht der Handhabung der 
Praxis. Neu bestimmt ist, daß — außer in 
Strafsachen — bei Amtshandlungen, die von 
Amts wegen vorgenommen werden, ein Vor- 
schuß zur Deckung der Auslagen erhoben 
werden kann. Dies entspricht dem § 7 der 
Kostenordnung. Die Amtshandlung darf je- 
doch in diesen Fällen nicht vom Vorschuß 
abhängig gemacht werden. 

v) § 89 e entspricht dem bisherigen § 86. 

w) Der bisherige § 85 ist nicht aufgenommen 
worden. Nach dieser Vorschrift haben bisher 
Angehörige fremder Staaten, die als Kläger 
auftreten, einen besonderen Gebührenvor- 
schuß zu leisten. Von dieser Verpflichtung ist 
der Kläger u. a. dann befreit, wenn in dem 
Staat, dem er angehört, ein Deutscher im 
gleichen Fall in bezug auf Vorauszahlung 
oder Sicherstellung der Gerichtskosten einem 
Inländer gleichgestellt ist. Ob diese Aus- 
nahme zutrifft, läßt sich nur sehr schwer 
feststellen, weil dazu in der Regel nicht nur 
die ausländischen Verfahrensordnungen, son- 
dern auch das schwer zugängliche und zum 
Teil sehr unübersichtliche Kostenrecht der 
ausländischen Staaten untersucht werden 
müssen. Im Schrifttum wird übereinstim- 
mend die Ansicht vertreten, daß § 85 für 
Ausländer keine praktische Bedeutung habe, 
weil kein Staat bekannt sei, in dem von 


einem Ausländer ein solcher besonderer Vor- 
schuß gefordert werde. Die aus der Gerichts- 
praxis eingeholten Berichte haben diese Auf- 
fassung bestätigt. Auch für Staatenlose, die 
ihren Wohnsitz nicht im Inland haben (§ 85 
Abs. 1 Satz 2), hat die Vorschrift keine prak- 
tische Bedeutung; denn bei einem im Aus- 
land wohnhaften Kläger kann nur selten er- 
kannt werden, ob es sich um einen Staaten- 
losen handelt. Es rechtfertigt sich daher, den 
bisherigen § 85 außer Kraft zu setzen. 

Zu Nn 45 

Die Vorschrift des bisherigen § 90 ist nun als 
§ 2 eingestellt. 


Artikel II 

Änderungen der Kostenordnung 

Zu Nr. 1 

Die Überschrift ist dem neuen sachlichen Gel- 
tungsbereich der Kostenordnung, der nur noch 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit umfaßt (vgl. zu Nr. 2 unter 1), 
angepaßt. Außerdem ist die Kostenordnung 
nunmehr als Gesetz bezeichnet (vgl. zu Nr. 2 
unter 3). 

Zu Nr. 2 

1. Da der Dritte Abschnitt der Kostenordnung, 
der die Gebühren in Verfahren der Zwangs- 
versteigerung und der Zwangsverwaltung 
regelt, in das Gerichtskostengesetz eingeglie- 
dert werden soll (vgl. Artikel I zu Nr. 1 
und 30), umfaßt der Geltungsbereich der 
Kostenordnung nach § 1 nur noch die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

2. Der Vorbehalt „reichsrechtlicher“ Sonder- 
vorschriften ist für „bundesrechtliche“ Vor- 
schriften aufrechterhalten. Da die Bundesein- 
heitlichkeit der Kostenvorschriften für die 
bundesrechtlich geregelten Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht gefährdet 
werden soll, ist den Ländern im § 158 ledig- 
lich Vorbehalten, in landesrechtlich geregelten 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit Kostenvorschriften zu erlassen. 

3. Die Kostenordnung ist eine gesetzes vertre- 
tende Verordnung, die auf Grund des Arti- 
kels 5 des Ersten Gesetzes zur Überleitung 
der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Fe- 
bruar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 91) erlassen 
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worden ist. Die Kostenordnung soll nach Ar- 
tikel X § 7 des Entwurfs als Ganzes neu be- 
sdilossen und verkündet werden. Im § 1 ist 
die Kostenordnung daher nunmehr als Gesetz 
bezeichnet. 

Zu Nr. 3 

§ 3 a entspricht dem bisherigen § 131 Abs. 2. 

Da die Gebühren für die Eintragung im 
Grundbuch auch weiterhin in der Kostenord- 
nung geregelt sind (vgl. §§ 54, 56) und der 
bisherige § 131 Abs. 2 den Sdiuldner solcher 
Gebühren bestimmt, kann der neue § 3 a nicht, 
wie die übrigen Vorschriften des bisherigen 
3. Abschnitts, in das Gerichtskostengesetz ein- 
gegliedert werden (vgl. zu Nr. 2 unter 1). Es 
ist vielmehr notwendig, ihn in der Kostenord- 
nung zu belassen und zweckmäßig ihn in die 
Allgemeinen Vorschriften über die Kosten- 
sdiuldner einzufügen. 

Zu Nr. 4 

Der neue § 7 Abs. 3 läßt, wenn die Amts- 
handlung vom Vorschuß abhängig gemacht 
wird, aus den zu § 4 a des Gerichtskostenge- 
setzes erörterten Gründen (vgl. Artikel I zu 
Nr. 5) die Sachbesdiwerde zu. Da die Be- 
schwerde in Sondergesetzen verschieden ge- 
regelt ist, sieht der Entwurf im Interesse der 
Einheitlichkeit die unbefristete Beschwerde 
nach dem Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vor. In Grund- 
buch- und Schiffsregister Sachen kann der Vor- 
schuß durch Zwischenverfügung (§18 GBO, 
§ 28 SchRegO) auferlegt werden. Da die 
Zwischenverfügung nicht nur den Vorschuß, 
sondern alle Eintragungshindernisse zu um- 
fassen pflegt, soll vermieden werden, daß sich 
die Beschwerde wegen der verschiedenen Be- 
schwerdepunkte auf demselben Rechtsgebiet 
etwa nach verschiedenen Vorschriften richtet. 
Daher ist in Grundbuchsachen die Beschwerde 
nach der Grundbuchordnung, in Schiffsregister- 
sachen die Beschwerde nach der Schiffsregister- 
ordnung vorgesehen. Die weitere Beschwerde 
wird ausgeschlossen. Die Regelung der Kosten 
für die Beschwerde lehnt sidi an § 13 Abs. 4 
Satz 2 an. 

Zu Nr. 5 

1. Der neue Absatz 2 /des § 9 entspricht dem 
§ 22 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 der Kostenverfügung. 
Die Beteiligten haben an diesen Vorschriften 
ein erhebliches Interesse. Es ist daher ange- 
zeigt, sie als Rechtsvorschriften aufrechtzuer- 
halten (vgl. zu Nr. 91). Die Vorschrift, daß 


von der Zurückbehaltung abzusehen ist, wenn 
der Bund, ein Land, eine Gemeinde, ein Ge- 
meindeverband oder eine sonstige Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts Kostenschuldner 
ist, wird nicht übernommen, weil sie entbehr- 
lich ist. Da in solchen Fällen der Eingang der 
Kosten stets mit Sicherheit zu erwarten ist, 
trifft Absatz 2 Nr. 1 zu. 

2. Die Vorschrift des bisherigen Absatzes 2, 
nach der über Erinnerungen gegen die Aus- 
übung des Zurückbehaltungsrechts im Auf- 
sichtsweg entschieden wird, der Rechtsweg also 
ausgeschlossen sein soll, ist mit rechtsstaat- 
lichen Grundsätzen nicht vereinbar. Die Zu- 
rückbehaltung wird, wie schon bisher nach 
§ 22 Abs. 3 der Kostenverfügung, zunächst 
der Kostenbeamte anzuordnen haben. Daher 
ist es angezeigt, dieselben Rechtsbehelfe wie 
gegen den Kostenansatz zuzulassen. Der neue 
Absatz 3 sieht deshalb die entsprechende An- 
wendung des § 13 Abs. 2 bis 4 vor. 

Zu Nr. 6 

Da § 10 nach dem Entwurf auch die Aus- 
lagenfreiheit regelt, ist die Überschrift ent- 
sprechend dem Sprachgebrauch des § 1 zu 
ändern. 

Zu Nr. 7 

1. § 10 Abs. 1 sieht vor, den Bund und die 
Länder sowie die näher bezeichneten öffent- 
lichen Anstalten und Kassen des Bundes und 
der Länder nicht nur, wie bisher, von der Zah- 
lung der Gebühren, sondern auch vom Ersatz 
der Auslagen zu befreien. Dieselbe Änderung 
ist für § 90 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes 
vorgeschlagen (vgl. Artikel I zu Nr. 3). 

2. Nach dem bisherigen § 10 Abs. 2 der Ko- 
stenordnung bleiben die „reichsrechtlichen“ 
Vorschriften, durch die für bestimmte Ange- 
legenheiten oder bestimmte Personengruppen 
Gebührenfreiheit gewährt wird, unberührt. 
Die landesrechtlichen Vorschriften dieser Art 
bleiben aufrechterhalten bis durch besondere 
Verordnung bestimmt wird, inwieweit für ge- 
wisse Angelegenheiten oder gewisse Personen 
Gebührenfreiheit zu gewähren ist. Dasselbe 
gilt nach dem bisherigen § 90 Abs. 2 des Ge- 
richtskostengesetzes in Verbindung mit Arti- 
kel 2 Abs. 2 b der Verordnung vom 27. März 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 319) für die Be- 
freiung von dem im Gerichtskostengesetz be- 
stimmten Gebühren. 

Die im § 10 Abs. 2 der Kostenordnung und 
im Artikel 2 Abs. 2 b der Verordnung vom 
27. März 1936 angekündigte Verordnung ist 
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nicht erlassen worden. Der fr. Reichsminlster 
der Justiz hatte den Entwurf einer Verord- 
nung fertiggestellt, die das Gebührenbefrei- 
ungsrecht des Reichs und der Länder verein- 
heitlichen und Gebührenbefreiungen nur noch 
in wenigen Fällen gewähren sollte. In den 
Verhandlungen, die über den Entwurf geführt 
worden waren, ergaben sich beträditliche 
Schwierigkeiten. Die weitere Bearbeitung des 
Entwurfs wurde schließlich während des Krie- 
ges eingestellt. 

Die Hindernisse, denen eine Bereinigung des 
Gebührenbefreiungsrechts begegnet, sind nicht 
geringer geworden; nicht nur, weil das Privi- 
leg der Gebührenbefreiung nicht so leicht auf- 
gehoben werden kann, sondern auch, weil die 
Befreiung von Gebühren regelmäßig der För- 
derung eines bestimmten staatspolitischen 
Zwecks dient. Die Gebührenbefreiung kann 
daher regelmäßig nur beseitigt werden, wenn 
der staatspolitisdie Zweck entfällt oder mit 
anderen Förderungsmitteln erreicht werden 
kann. Es ist daher zweckmäßig, das Gebühren- 
befreiungsrecht nicht schon jetzt global im 
Rahmen der Reform der Kostengesetzgebung, 
sondern nach und nach zu bereinigen, wenn 
sich bei anderen Gesetzgebungsvorhaben die 
Gelegenheit dazu bietet. 

Der Entwurf sieht deshalb im § 10 Abs. 2 der 
Kostenordnung und in dem neuen § 2 Abs. 2 
des Gerichtskostengesetzes vor, daß die bun- 
des- und landesrechtlichen Vorschriften, die 
eine sachliche oder persönliche Befreiung von 
Kosten gewähren, unberührt bleiben. Der Be- 
griff der sachlichen und persönlichen Kosten- 
freiheit hat sich eingebürgert. Im § 11 Abs. 1 
und im § 138 Abs. 1 Nr. 3 der Kostenordnung 
sowie in der Verordnung vom 15. April 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 368) ist er in die Geset- 
zessprache eingegangen. Daher verwendet ihn 
auch der Entwurf anstelle des umständliche- 
ren Ausdrucks der Kostenfreiheit für be- 
stimmte Angelegenheiten oder bestimmte Per- 
sonengruppen. 

3. Absatz 3 bestimmt, wie künftige bundes- 
und landesrechtliche Vorschriften über Ge- 
bührenbefreiungen auszulegen sind. 

Die Vorschriften des § 10 über die Befreiung 
von den Gerichtskosten gelten nach § 144, so- 
weit in den folgenden Vorschriften nichts an- 
deres bestimmt ist, auch für die Kosten der 
Notare. Nach § 144 c des Entwurfs ermäßigen 
sich insbesondere die Gebühren für notarielle 
Beurkundungen und Beglaubigungen um 80 
V. H.j wenn am Ort der Amtshandlung sach- 
liche oder persönliche Gebührenfreiheit für die 


Gerichtsgebühren gewährt ist. Daher greift der 
Gesetzgeber auch in die Gebühren der Notare 
ein, wenn er Befreiung von den Gerichtsge- 
bühren gewährt. Da die Gebühren, die dem 
Notar zufließen, das Entgelt für seine Tätig- 
keit darstellen, kann es ihm nicht zugemutet 
werden, auf den größten Teil seiner Gebühren 
in all den Fällen zu verzichten, in denen es 
für den Staat gerechtfertigt sein mag, von der 
Erhebung von Gebühren abzusehen. Vielmehr 
muß in jedem Falle, in dem Gebührenfreiheit 
gewährt werden soll, geprüft werden, ob da- 
mit nicht von dem Notar ein unzumutbares 
Opfer verlangt wird. § 144 und § 144 c Abs. 
3 bis 5 wirken aber insofern von selbst auf die 
Notargebühren ein, als sie die zunächst nur 
für die Gerichtsgebühren vorgesehenen Befrei- 
ungen — mit den im § 144 c bestimmten Ein- 
schränkungen — ohne weiteres auf die Notar- 
gebühren erstrecken. Diese Auswirkung einer 
Gebührenbefreiung wird oft übersehen. 

§10 Abs. 3 sichert die Notargebühren gegen 
solche Versehen, indem er bestimmt, daß künf- 
tige bundes- oder landesrechtliche Vorschrif- 
ten, die Gebührenfreiheit gewähren, für die 
Beurkundungs- und Beglaubigungsgebühren 
nur gelten, wenn sie ausdrücklich auch hier- 
von Befreiung gewähren. Der Gesetzgeber 
wird durch diese Vorschrift veranlaßt, künf- 
tig in jedem Fall zu prüfen, ob die Befrei- 
ungsvorschrift auch diese Gebühren umfassen 
soll. Die Vorschrift beschränkt sich auf die 
Beurkundungs- und Beglaubigungsgebühren, 
weil diese Gebühren die hauptsächliche Ein- 
nahmequelle der Notare sind. Sie soll aber für 
die Beurkundungs- und Beglaubigungsgebüh- 
ren nicht nur gelten, wenn diese einem Notar 
zufließen, sondern auch, wenn das Gericht die 
Beurkundung oder Beglaubigung vornimmt. 
Sonst würde ein zu großer Anreiz geschaffen 
werden, anstelle der Notare die Gerichte in 
Anspruch zu nehmen. 

Der Entwurf hat insoweit die Vorschriften 
des § 1 des Gesetzes über Gebührenbefreiun- 
gen beim Wohnungsbau vom 30. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 273) und des § 36 Abs. 3 
Satz 2 des Kindergeldgesetzes vom 13. No- 
vember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) zum 
Vorbild. 

Zu Nr, 8 

§ 13 Abs. 2 und 3 ist an die Neufassung des 
§ 4 des Gerichtskostengesetzes angeglichen. 

Zu Nr. 9 

Im § 15 Abs. 1 ist, wie im § 6 des Gerichts- 
kostengesetzes, die Regelung der Auslagen für 
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Fälle einer für begründet befundenen Be- 
schwerde nicht mehr enthalten (vgl. Artikel I 
zu Nr. 7). Die entsprechende Regelung erfolgt 
jetzt im § 123 (vgl. zu Nr. 66). Die Gebüh- 
ren- und Auslagenfreiheit bei Zurücknahme 
eines Antrags ist nun im § 122 geregelt (vgl. 
zu Nr. 65). 

Zu Nr. 10 

Im § 16 Abs. 3 ist, wie im § 6 a des Ge- 
richtskostengesetzes, neu bestimmt, daß die 
Verjährung nicht von Amts wegen berück- 
sichtigt wird (vgl. Artikel I zu Nr. 8). Im 
übrigen ist die Vorschrift nur sprachlich ge- 
ändert. 

Zu Nr. 11 

Die Vorschrift des § 17 Abs. 4, nach der eine 
Goldmark einer Deutschen Mark gleichzuset- 
zen ist. Ist durch die Währungsgesetzgebung 
gegenstandslos geworden und daher aufzu- 
heoen. 

Zu Nr. 12 

1. In Übereinstimmung mit der Mehrheit der 
Landesjustizverwaltungen hält der Entwurf 
grunidsätzlich an der Vorschrift des § 18 
Abs. 1 Satz 1 fest, nach der bei der Bewer- 
tung von Grundbesitz der zuletzt festgestellte 
Einheitswert maßgebend ist. Würde der Ein- 
heitswert etwa durch den Verkehrswert (ge- 
meinen Wert) abgelöst, so wären bei der Un- 
sicherheit einer solchen Bewertungsgrundlage 
zahlreiche Gebührenstreitigkeiten unvermeid- 
lich, es wäre sogar zu befürchten, daß die für 
die erforderlichen Schätzungen aufzuwenden- 
den Kosten, die sicherlich zum Teil die Staats- 
kasse treffen würden oder ihr aufzuerlegen 
wären, das Gebührenaufkommen nennenswert 
mindern würden. 

Daß die derzeit noch gültigen Einheitswerte 
z. T. wesentlich geringer sind als der Ver- 
kehrswert, wirkt sich auf die Kostenberech- 
nung nur aus, wenn die Gebühren nicht, wie 
z.B. bei Kaufverträgen (vgl. §19), nadi einer 
in Geld ausgedrückten Gegenleistung berech- 
net werden können, so bei Übergabeverträ- 
gen, Tausch Verträgen, Erbauseinandersetzun- 
gen und dgl. Den Einheitswert als Bewer- 
tungsgrundlage aufzugeben, ist auch deshalb 
nicht zweckmäßig, weil eine neue Feststellung 
der Einheitswerte zur Zeit vorbereitet wird 
und demnach angenommen werden kann, daß 
die Einheitswerte in absehbarer Zeit den wah- 
ren Wertverhältnissen wieder nahekommen. 
Einige Landesjustizverwaltungen haben vor- 


geschlagen, den Einheitswerten bis zur näch- 
sten Neufeststellung schematische Zuschläge 
hinzuzurechnen. Ein solches Verfahren müßte 
aber im Einzelfall zu Unbilligkeiten führen, 
weil nicht alle Einheitswerte hinter den wah- 
ren Werten Zurückbleiben und weil die be- 
stehenden Wertunterschiede ganz verschieden 
sind. 

2. Um grobe Unbilligkeiten zu vermeiden, 
läßt es der Entwurf jedoch zu, außer in den 
Fällen des unverändert bleibenden Satzes 2 
auch dann vom Einheitswert abzuweichen, 
wenn sich aus dem Inhalt des Geschäfts genü- 
gende Anhaltspunkte für einen höheren Wert 
ergeben. Das kann z. B. der Fall sein, wenn 
die Beteiligten bei Tauschverträgen, Erb- 
auseinandersetzungen und dgl. für Grund- 
stücke einen Wert veranschlagen, der höher 
als der Einheitswert Ist. 

3. Die neuen Sätze 3 und 4 sollen die ord- 
nungsmäßige Gebührenerhebung sicherstellen, 
auch wenn der Einheitswert noch nicht fest- 
gestellt ist oder wenn die Beteiligten den Ein- 
heitswertbescheid nicht vorlegen. 

Zu Nr. 13 

1. Da die Ermittlung des Geschäftswerts bei 
Erbbaurechten in der Praxis Schwierigkeiten 
bereitet hat, ist im § 19 a Abs. 1 hierfür eine 
besondere Vorschrift vorgesehen. Sie soll die 
Bewertung vereinfachen. Da bei der Bestel- 
lung eines Erbbaurechts ein Einheitswert noch 
nicht festgestellt ist, soll die Bewertung auf 
der Grundlage des Einheitswerts des mit dem 
Erbbaurecht belasteten Grundstücks (vgl. § 18 
Abs. 1) erfolgen. Jedoch ist für das Erbbau- 
recht ein unter diesem Wert liegender Wert 
anzunehmen, weil das Erbbauredit ein zwar 
weitreichendes, aber doch nur beschränktes 
dingliches Recht am Grundstück ist. Der Ent- 
wurf sieht im Interesse der Vereinfachung der 
Wertbestimmung den festen Betrag von 80 Vo 
des Einheitswerts des Grundstücks vor. Wie 
nach § 19 Abs. 1 Satz 2 Ffalbsatz 2 ist, wenn 
das Erbbaurecht an einem unbebauten oder 
für Rechnung des Erbbauberechtigten bebau- 
ten Grundstück bestellt wird, vom Wert des 
unbebauten Grundstücks auszugehen. 

Ist das Erbbaurecht entgeltlich bestellt und 
übersteigt das vereinbarte einmalige Entgelt 
den auf der Grundlage des Grundstück- 
einheitswertes ermittelten Wert, so soll ent- 
sprechend dem Grundgedanken des § 19 
Abs. 1 das Entgelt maßgebend sein. Ist als 
Entgelt ein Erbbauzins vereinbart, so ist des- 
sen nach § 22 kapitalisierter Wert mit dem 
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auf der Grundlage des Einheitswerts ermit- 
telten Wert zu vergleichen. Der Entwurf sieht 
nicht vor, auch sonstige laufende Leistungen 
des Erbbauberechtigten, z. B. die Übernahme 
von Bewirtschaftungskosten und dgl,, zu be- 
rücksichtigen, weil dies die Wertberechnung 
zu sehr erschweren würde. 

2. Nach Absatz 2 soll bei der Begründung 
von Wohnungseigentum (Teileigentum) sowie 
bei Geschäften, die die Aufhebung oder das 
Erlöschen von Sondereigentum betreffen, als 
Geschäftswert die Hälfte des Grundstücks- 
werts (§ 18 Abs. 1) maßgebend sein. Woh- 
nungseigentum wird dadurch begründet, daß 
(mit jedem Miteigentumsanteil Sondereigen- 
tum verbunden wird (vgl. § 3 Abs. 1, § 8 
Abs. 1 des Wohnungseigentumsgesetzes). Da- 
durch wird jeder Anteil, also das Grund- 
stückseigentum im ganzen, inhaltlich verän- 
dert. Entsprechendes gilt für die Aufhebung 
von Sondereigentum. Diese Veränderungen 
sind so erheblich, daß es gerechtfertigt ist, als 
Wert den halben Grundstückswert anzuneh- 
men. Bei der Bemessung der Höhe der Ein- 
tragungsgebühren ist darauf Rücksicht ge- 
nommen worden, daß keine zu hohe Gebüh- 
renbelastung eintritt (vgl. zu Nr. 47 unter 4.). 

3. In Absatz 3 sind die entsprechenden Be- 
stimmungen für Wohnungserbbaurechte (Teil- 
erbbaurechte) enthalten. Dabei ist darauf 
Rücksicht genommen, daß bei Begründung des 
Wohnungserbbaurechts ein Einheitswert für 
das Erbbaurecht, wenn dieses schon länger 
besteht, festgestellt sein kann. In solchem 
Falle ist es zweckmäßig, auf den Einheitswert 
des Erbbaurechts zurü(hzugreifen. 

4. Durch die Fassung „bei der Bestellung 
eines Erbbaurechts“, „bei der Begründung 
von Wohnungseigentum“ kommt zum Aus- 
druck, daß sich der Geschäftswert in den 
Fällen der Absätze 1 bis 3 nicht etwa deshalb 
erhöht, weil „dabei“ auch Bestimmungen 
über den Inhalt der Rechte getroffen werden. 

Zu Nr. 14 

Nach dem bisherigen § 21 Abs. 2 ist der 
Nennbetrag der Sdiuld bei einer Hypothek, 
Schiffshypothek oder Grundschuld maß- 
gebend, wenn der Wert des Grundstücks 
(Schiffs, Schiffsbauwerks) nicht geringer^ ist. 
Die uneingeschränkte Anwendung dieses 
Grundsatzes führt zu unbefriedigenden Er- 
gebnissen. Wird z. B. ein Baukredit für ein 
zu errichtendes Gebäude durch Grundpfand- 
recht an dem noch unbebauten Grundstück 
gesichert, so ist es nicht angemessen, anstelle 


des Nennbetrags des Grundpfandrechts den 
meist weit geringeren Wert des Bauplatzes als 
Geschäftswert anzunehmen. Der Entwurf 
sieht vor, anstelle des Nennbetrags der 
Schuld den geringeren Grundstückswert 
(Schiffswert usw.) nur dann als Geschäftswert 
anzunehmen, wenn später Grundstücke 
(Schiffe usw.) in die Mithaft einbezogen oder 
aus der Mithaft entlassen werden. In solchen 
Fällen rechtfertigt es sich, auf den geringeren 
Grundstückswert zurückzugreifen, weil hier 
der Nennbetrag des Grundpfandrechts nicht 
die Werteinschätzung offenbart, die die Be- 
teiligten der weiteren dinglichen Sicherung 
zuteil werden lassen. Diese für Eintragungs- 
gebühren in dem bisherigen § 56 Abs. 4 und 
§ 57 Abs. 4 bereits verwirklichten Grund- 
sätze werden nach der Neufassung des § 21 
Abs. 2 auch für die Beurkundungsgebühren 
gelten. Infolge der Neufassung des § 21 Abs. 2 
Satz 1 ist die Bezugnahme auf die Vor- 
schriften der § 56 Abs. 4, § 77 Abs. 3, § 78 
nicht mehr erforderlich. Der bisherige § 21 
Abs. 2 Satz 2 entfällt daher. 

Zu Nr. 15 

Die §§ 23 a, 23 b, 23 c, 23 d handeln von An- 
meldungen zu Registern, von Eintragungen 
in Register und von der Beurkundung von 
Beschlüssen. 


1. Das bisherige Recht 

1. Der Geschäftswert für die Beurkundung 
der Anmeldungen zum Handelsregister und 
zu ähnlichen Registern bestimmt sich bisher 
wie folgt (§ 35): 

a) Ist ein bestimmter Geldbetrag in das Re- 
gister einzutragen, z. B. eine Kapital- 
erhöhung, so ist dieser Betrag maßgebend. 
Höchstens aber beträgt der Geschäftswert 
eine Million Deutsche Mark. 

b) Ist kein bestimmter Geldbetrag einzu- 
tragen, z. B. bei der Eintragung einer Per- 
sonalgesellschaft oder bei Erteilung einer 
Prokura, so sind bisher als Geschäftswert 
regelmäßig 3000 DM, mindestens aber 
200 DM und höchstens 1 Million Deutsche 
Mark anzunehmen (§ 35 mit § 24 Abs. 2). 
In der Frage, wann vom Regelwert von 
3000 DM nach oben oder unten abzu- 
weichen ist und nach welchen Gesichts- 
punkten innerhalb des weiten Rahmens 
von 200 DM bis 1 Million Deutsche Mark 
der Geschäftswert im einzelnen Fall zu 
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bestimmen ist, hat sich eine einheitliche 
Linie nicht erreichen lassen. Um die unter- 
schiedliche Bewertung gleichliegender Fälle 
zu vermeiden, haben sich einzelne Gerichte 
und Notare an Tabellen gehalten, die von 
privater Seite aufgestellt worden sind; 
andere haben dies abgelehnt. Es besteht 
daher ein Bedürfnis für eine gesetzliche 
Regelung, die den Geschäftswert nach 
äußerlichen, leicht feststellbaren Merk- 
malen bestimmt, 

2. Der Geschäftswert für die Beurkundung 
der Beschlüsse von Gesellschaftsorganen be- 
stimmt sich bisher wie folgt (§ 41): 

a) Hat der Gegenstand des Beschlusses einen 
bestimmten Geldwert, z. B. bei einer Ka- 
pitalerhöhung, so ist dieser Wert maß- 
gebend. 

b) Hat der Gegenstand des Beschlusses keinen 
bestimmten Geldwert, so ist der Ge- 
schäftswert auf 20 000 DM, ausnahms- 
weise höher oder niedriger, jedoch nicht 
über 1 Million Deutsche Mark und nicht 
unter 1000 DM anzunehmen (§ 41 Abs. 2). 

Schon bald nach dem Erlaß der Kostenord- 
nung hat sich auch hier das Bedürfnis nach 
greifbaren Bewertungsmaßstäben gezeigt. 
Daher erging die Bekanntmachung des fr. 
Reichsministers der Justiz über die Bemes- 
sung der Gebühren bei der Beurkundung von 
Versammlungsbeschlüssen und bei Eintragun- 
gen in das Handelsregister vom 20. No- 
vember 1940 (Deutsche Justiz S. 1327) — ge- 
ändert durch Bekanntmachung vom 5. Juni 
1942 (Deutsche Justiz S. 388) und durch 
Bekanntmachung vom 19. Oktober 1942 
(Deutsche Justiz S. 687). Diese Bekannt- 
machung enthält eingehende Vorschriften 
über die Bemessung des Geschäftswerts. 
Grundsätzlich ist danach vom Grundkapital 
(Stammkapital) auszugehen. Dem Kapital- 
betrag entspricht eine in der Bekanntmadiung 
bestimmte Wertstufe. Nach dem erzielten 
Reingewinn, u. U. auch unter Berücksich- 
tigung anderer Gesichtspunkte, kann auch 
eine höhere oder geringere Wertstufe in Be- 
tracht kommen. 

3. Die Gerichtsgebühren für Eintragungen in 
das Handelsregister bemessen sich bisher nach 
dem Geschäftswert nur, wenn ein bestimmter 
Geldbetrag feststeht (vgl. § 72 Nr. 3 a) und 
bei einigen Eintragungen in das Handels- 
register einer Zweigniederlassung (§ 73 Abs. 1 


Satz 2). Im übrigen gelten Rahmengebühren. 
So beträgt z. B. der Gebührenrahmen für 
jede spätere Eintragung bei einer Kapital- 
gesellschaft 20 bis 1000 DM (mit dem Zu- 
schlag nach dem Gesetz vom 7. August 1952, 
Bundesgesetzbl. I S. 401, 24 bis 1200 DM), 
Die Bemessung der im einzelnen Fall nach 
dem Gebührenrahmen zu erhebenden Ge- 
bühr hat dieselben Schwierigkeiten bereitet, 
wie die Bemessung des Geschäftswerts nach 
den in den §§ 35, 41 bestimmten Wert- 
rahmen. Daher enthält die — oben unter 2 b 
— genannte Bekanntmachung des fr. Reichs- 
ministers der Justiz auch eingehende Vor- 
schriften über die Bemessung der Rahmen- 
gebühren, insbesondere eine Gebührentabelle, 
durch die die Gebührenrahmen des § 72 
Nr. 3 b, c und § 72 Nr. 4 b ausgefüllt werden. 

II. Der Entwurf 

1. Die neuen §§ 23 a bis c sehen einheitliche 
Wertvorschriften für die Beurkundung der 
Anmeldung zum Handelsregister, für die Be- 
urkundung von Beschlüssen und für Eintra- 
gungen in das Handelsregister vor. Da sie in 
die allgemeinen Bestimmungen eingereiht 
sind, gelten sie sowohl für Beurkundungen, 
wie auch für sonstige Amtsgeschäfte, z. B. die 
Eintragungen. Die Gebührenberechnung ist 
in dem Entwurf auch insofern vereinheitlicht, 
als die Gebühren auch in den Fällen, in denen 
bisher Rahmengebühren vorgesehen sind 
(§§ 72, 73), nunmehr nach dem Geschäfts- 
wert berechnet werden. Die in der Bekannt- 
machung des fr. Reichsministers der Justiz 
vom 20. November 1940 befolgte Methode, 
den Gebührenrahmen zu ergänzen, erfordert 
eine besondere Gebührenstaffel. Die Hand- 
habung der Kostenordnung wird aber er- 
schwert, wenn nicht alle Gebühren aus einer 
einzigen Staffel abgelesen werden können, 
sondern für einzelne Fälle besondere Staffeln 
benutzt werden müssen. Es ist daher zweck- 
mäßig, auch die im § 72 des Entwurfs ge- 
regelten Fälle auf den einheitlichen Geschäfts- 
wert (§ 23 a) und über diesen auf die für die 
ganze Kostenordnung einheitliche Staffel 
zurückzuführen. 

2. Soweit ein bestimmter Geldbetrag in das 
Register einzutragen Ist, hat die Bemessung 
des Gesdiäftswerts keine Schwierigkeiten be- 
reitet. Auch nach dem Entwurf ist daher 
dieser Geldbetrag als Geschäftswert maß- 
gebend. Dagegen haben sich die Vorschriften 
mit weit gespanntem Wertrahmen und die 
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Rahmengebühren in den hier in Betracht 
kommenden Fällen nicht bewährt. § 23 a 
sieht daher vor, den Geschäftswert nach 
einem leicht feststellbaren Wertmesser zu be- 
stimmen. Als solcher bietet sich der Einheits- 
wert des Betriebsvermögens an (§ 23 a Abs. 2). 
Der Einheitswert wird vom Finanzamt fest- 
gestellt und gegebenenfalls im finanzgericht- 
lichen Rechtsmittelverfahren überprüft. Der 
rechtskräftig festgestellte Einheitswert ist 
daher für die Gebührenberechnung eine 
sichere Grundlage, bei der kostspielige Schät- 
zungen und Gebührenstreitigkeiten weit- 
gehendvermieden werden. Die Vorschrift des 
§ 23 a Abs. 6 soll die ordnungsmäßige Ge- 
bührenerhebung auch sicherstellen, wenn der 
Einheitswert noch nicht festgestellt Ist oder 
der Einheitswertbescheid von den Beteiligten 
nicht vorgelegt wird. 

3. In § 23 a Abs. 3 sind Wertstufen vorge- 
sehen, die sich nach der Höhe des Einheits- 
werts richten. Die Stufen sind so gewählt, 
daß sich aus den Geschäftswerten Gebühren 
errechnen, die die bisherigen Höchstsätze 
nicht übersteigen. Unterhalb der bisherigen 
Höchstgebühr bewirken die Wertstufen eine 
Staffelung der Gebühren, die bis zum Ge- 
schäftswert von etwa 140 000 DM im all- 
gemeinen degressiven Charakter hat. Damit 
sind die Gebühren- und Wertrahmen, deren 
Schwerpunkt in der Mitte des Rahmens oder 
bei dem gesetzlich besonders bestimmten 
Regelwert liegen, zugunsten von möglichst 
durchgängigen Gebührenstaffeln, die von den 
Kostengesetzen durchweg bevorzugt werden, 
aufgegeben. 

Über die Auswirkungen im einzelnen gibt 
die nachstehende vergleichende Übersicht 
Aufschluß. 

4. Für SoniderfäUe, z. B. bei späteren Eintra- 
gungen (§ 23 a Abs. 4), bei Eintragungen, die 
keine wirtschaftliche Bedeutung haben (§ 23 a 
Abs. 7), für Eintragungen bei Zweignieder- 
lassungen (§ 23 a Abs. 8), sind in Anlehnung 
an das bisherige Recht ermäßigte Geschäfts- 
werte und dementsprechenid geringere Ge- 
bühren vorgesehen. 

5. § 23 a Abs. 5 regelt den Geschäftswert für 
mehrere Bintragungen, die dasselbe Unter- 
nehmen betreffen. Die Sätze 1 und 2 entspre- 
chen dem geltenden Recht. Treffen die Ein- 
tragung eines bestimmten Geldbetrages und 
andere Eintragungen zusammen, so ist nach 
Satz 3 die Hälfte des einzutrag enden Geld- 


betrages maßgebend, wenn sie höher ist als 
der nach den Sätzen 1 und 2 errechnete Wert. 
Nur auf die Hälfte des eilnzutragenden Geld- 
betrages ist abzustellen, weil nach § 72 Abs. 1 
In diesem Fall das Doppelte der vollen Ge- 
bühr erhoben wird. Satz 4 entspricht dem 
bisherigen § 74 Abs. 1 Satz 3. 

Wegen des Geschäftswerts für Anmeldungen 
ist eine besondere Regelung dieser Fälle nicht 
erforderlich; es gilt § 38. Zweifel, die sich bei 
der Anmeldung einer Kommanditgesellschaft 
ergeben können, behebt § 23 a Abs. 9. 

6. § 23 a Abs. 10 sieht einen Höchstwert von 
1 Million DM bei der Beurkundung von An- 
meldungen vor. Dies entspricht dem bisheri- 
gen § 35. 

7. § 23 b regelt den Geschäftswert für einen 
Teil der bisher im § 41 Abs. 2 bestimmten 
Fälle. Soweit für Vereinigungen ein Einheits- 
wert des Betriebsvermögens festgestellt wird, 
kann der Geschäftswert von Beschlüssen, 
deren Gegenstand keinen bestimmten Geld- 
wert hat, der Werttabelle des § 23 a entnom- 
men werden. Da nach § 41 des Entwurfs 
(bisher § 41 Abs. 1) die doppelte Gebühr zu 
erhaben ist, müssen die Werte jedoch halbiert 
werden, um die höchste Gebühr, wie bisher, 
erst bei einem Geschäftswert von etwa 50 
Millionen Deutsche Mark zu erreichen. 

8. In Anlehnung an das bisherige Recht 
regelt § 23 c den Geschäftswert für die Fälle, 
In denen auf einen Einheitswert des Betriebs- 
vermögens nicht zurückgegriffen werden 
kann, durch Verweisung auf die allgemeine 
Vorschrift des § 24 Abs. 2. Im einzelnen 
handelt es sich 

a) um die Beurkundung von Beschlüssen, 
deren Gegenstand keinen bestimmten 
Geldwert hat, wenn die Beschlüsse von 
Organen einer Vereinigung, für die kein 
Einheitswert des Betriabsvermögens fest- 
zustellen ist, gefaßt worden sind; 

b) um die Beurkundung von Anmeldungen 
zu einem Register und um Eintragungen 
in ein Register, wenn ein Einheitswert 
des Betriebsvermögens nicht In Betracht 
kommt. Dies hat vor allem Beideutung 
für Anmeldungen zu „ähnlichen“ Regi- 
stern (vgl. § 31 Abs. 1 Nr. 7), z. B. zum 
Vereinsregister, und für die entsprechen- 
den Eintragungen. 

9. § 23 d entspricht dem bisherigen § 76 
Satz 2 und, soweit er von Anmeldungen 
handelt, dem bisherigen § 35. 
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Vergleichende Übersicht 


Wert- 

stufe 

Betrieblicher 
Einheits- 
wert der 
Firma 

Geschäftswert 

5/10 = Gebühr 
(für Beurkundung der An- 
meldung zum Handels- 
register usw., 

§ 31 Abs. 1 Nr. 7) 


voller 

§ 23a 
Abs. 3 

Hälfte 

§ 23a 
Abs. 4 

S 23b 

bei 

vollem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

bei 

halbem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

Msher 
§ 33 

bei 

vollem 

Ge- 

schäfts 

wert 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


bis 







1 

10 000 

3 000 

1 500 

10 

7,50 

Mindest- 

40 

2 

20 000 

6 000 

3 000 

15 

10 

gebühr 

60 

3 

30 000 

10 000 

5 000 

20 

15 

2 DM, 

80 

4 

50 000 

16 000 

8 000 

27,50 

17,50 


110 

5 

100 000 

20 000 

10 000 

32,50 

20 


130 

6 

200 000 

25 000 

12 500 

40 

25 


160 

7 

300 000 

30 000 

15 000 

45 

27,50 


180 

8 

400 000 

35 000 

17 500 

50 

30 

Höchst- 

200 

9 

500 000 

40 000 

20 000 

55 

32,50 

gebühr 

220 

10 

600 OOO 

45 000 

22 500 


37,50 

773 DM 






\ 62,50 



250 

11 

700 000 

50 000 

25 000 

J 

40 


j 

12 

800 000 

55 000 

27 500 

\ 70 

42,50 


1 280 

13 

900 000 

60 000 

30 000 

/ 70 

45 



14 

1 Mill. 

65 000 

32 500 

77,50 

50 


310 

15 

1,4 „ 

80 000 

40 000 

85 

55 


340 

16 

1,8 „ 

95 000 

47 500 

100 1 

62,50 


400 

17 

2,2 „ 

110 000 

55 000 

107,50 ! 

70 


430 

18 

2,6 „ 

125 000 

62 500 

122,50 ^ 

} 77,50 


490 

19 

3 « 

140 000 

70 000 

130 i 


520 

20 

3,5 „ 

160 000 

80 000 

145 

85 


580 

21 

4 „ 

180 000 

90 000‘ 

160 

92,50 


640 

22 

4,5 „ 

200 000 

100 000 

175 

100 


700 

23 

5 „ 

220 000 

110 000 

190 

107,50 


760 

24 

5,5 „ 

240 000 

120 000 

205 

115 


820 

25 

6 « 

260 000 

130 000 

220 

122,50 


880 

26 

6,5 „ 

280 000 

140 000 

235 

130 


940 

27 

7 

300 000 

150 000 

250 

137,50 


1 000 

28 

7,5 „ 

320 000 

160 000 

265 

145 


1 060 

29 

8 „ 

340 000 

170 000 

280 

152,50 


1 120 

30 

8,5 „ 

360 000 

180 000 

295 

160 


1 180 

31 

9 „ 

380 000 

190 000 

310 

167,50 


1 240 

32 

9,5 „ 

400 000 

200 000 

325 

175 


1 300 

33 

10 „ 

420 000 

210 000 

340 

182,50 


1 360 

34 

10,5 „ 

440 000 

220 000 

355 

190 


1 420 

35 

11 » 

460 000 

230 000 

370 

197,50 


1 480 


20/10 = Gebühr 
(§S 41, 72) 


bei 

halbem 

Ge- 

schäfts- 

wert 


bisher 


für Beurkun- 
dung der Be-\ 
Schlüsse von 
GesellsdoaftsA 
Organen usw, 
§41 


\für Eintragun- 
gen in das 
Handels- 
register 
i 72 Nr. 3b 


10 


11 


DM 


DM 


DM 


30 

40 

60 

70 

80 

100 

110 

120 

130 

150 

160 

170 

180 

200 

220 

250 

280 

310 

340 

370 

400 

430 

460 

490 

520 

550 

580 

610 

640 

670 

700 

730 

760 

790 


20 bis 129 


24 


130 


220 

280 

340 

460 

SSO 

700 

820 

940 

1060 


/ 

\ 25,20 Ms 

/ 60 
61,20 Ms 120 


121,20 Ms 
180 


181,20 Ms 
240 


241.20 Ms 
300 

301.20 Ms 
360 

361.20 Ms 
420 


421,20 Ms 
480 


48ia0 Ms 
S40 


54ia0 Ms 
600 


180 











Wert- 

stufe 

Betrieblicher 
Einheits- 
wert der 
Firma 

Geschäftswert 

5/10 “ Gebühr 
(für Beurkundung der An- 
meldung zum Handels- 
register usw., 

§ 31 Abs. 1 Nr. 7) 

20/10 -= Gebühr 
(§§ 41, 72) 

voller 

§ 23a 
Abs. 3 

Hälfte 

§ 23a 
Abs. 4 
§ 23b 

bei 

vollem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

bei 

halbem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

bisher 

§ 

bei 

vollem 

Ge- 

schäfts 

wert 

bei 

halbem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

bis 

für Beurkun- 
dung der Be- 
schlüsse von 
Gesellschafts- 
organen usw. 
§41 

her 

'ür Eintragun- 
gen in das 
Handels- 
register 
§ 72 Nr. 3b 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 


DM 

DM 

DM 

DM . 

DM 


DM 

DM 

DM 

DM 

36 

11,5 Mill. 

480 000 

240 000 

385 

205 


1 540 

820 


l 601,20 bis 

37 

12 

» 

500 000 

250 000 

400 

212,50 


1 600 

850 

f 1 löO 

1 660 

38 

12,5 

yy 

520 000 

260 000 

415 

220 


1 660 

880 



39 

13 

yy 

540 000 

270 000 

430 

227,50 


1 720 

910 



40 

13,5 

» 

560 000 

280 000 

445 

235 


1 780 

940 

1 300 













661,20 bis 

41 

14 


580 000 

290 000 

460 

242,50 


1 840 

970 


720 

42 

14,5 

» 

600 000 

300 000 

475 

250 


1 900 

1000 



43 

15 

» 

620 000 

310 000 

490 

257,50 


1960 

1030 

i 1 420 


44 

15,5 


640 000 

320 000 

505 

265 


2 020 

1060 



45 

16 

» 

660 000 

330 000 

520 

272,50 


2 080 

1090 

1 


46 

16,5 

» 

680 000 

340 000 

535 

280 


2140 

1120 



47 

17 


700 000 

350 000 

550 

287,50 


2 200 

1150 



48 

17,5 

» 

720 000 

360 000 

565 

295 


2 260 

1180 

1 540 

721,20 bis 

49 

18 

» 

740 000 

370 000 

580 

302,50 


2 320 

1210 


840 

50 

18,5 

n 

760 000 

380 000 

595 

310 


2 380 

1240 



51 

19 


780 000 

390 000 

610 

317,50 


2 440 

1270 

1660 


52 

19,5 

» 

800 000 

400 000 

625 

325 


2 500 

1300 



53 

20 

» 

820 000 

410 000 

640 

332,50 


2 560 

1330 



54 

20,5 

» 

840 000 

420 000 

655 

340 


2 620 

1360 



55 

21 


860 000 

430 000 

670 

347,50 


2 680 

1390 













1 780 


56 

21,5 

» 

880 000 

440 000 

685 

355 


2 740 

1420 



57 

22 


900 000 

450 000 

700 

362,50 


2 800 

1450 



58 

22,5 


920 000 

460 000 

715 

370 


2 860 

1480 



59 

23 

» 

940 000 

470 000 

730 

377,50 


2 920 

1510 



60 

23,5 

» 

960 000 

480 000 

745 

385 


2 980 

1540 

1900 


61 

24 

» 

980 000 

490 000 

760 

392,50 


3 040 

1570 



62 

24,5 


1 000 000 

500 000 

775 

400 


3 100 

1600 



63 

25 

» 


510 000 


i 407,50 



1630 



64 

25,5 

yy 


520 000 


415 



1660 

i 2 020 

> 841,20 bis 

65 

26 



530 000 


422,50 



1690 

J 

960 

66 

26,5 



540 000 


430 



1720 

] 


67 

27 



550 000 


437,50 



1750 

j> 2 140 


68 

27,5 



560 000 


445 



1780 



69 

28 

» 


570 000 


452,50 



1810 

} 


70 

28,5 



880 000 


460 



1840 



71 

29 

yy 


590 OOOi 


467,50 



1870 

2 260 


72 

29,5 

yy 


600 000 


475 



1900 



73 1 

30 

yy 


610 000 


482,50 



1930 



74 1 

30,5 

yy 


620 000 


490 



1960 



75 

31 

yy 


630 000 


497,50 



1990 

1 

1 
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Wert- 

Stufe 

Betrieblidier 
Einheits- 
wert der 
Firma 

Geschäftswert 

5/10 = Gebühr 
(für Beurkundung der An- 
meldung zum Handels- 
register usw., 

§ 31 Abs. 1 Nr. 7) 

20/10 = Gebühr 
(§§ 41, 72) 

voller 

§ 23a 
Abs. 3 

Hälfte 

§ 23a 
Abs. 4 
§ 23b 

bei 

vollem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

bei 

halbem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

bisher 
§ 3S 

bei 

vollem 

Ge- 

schäfts 

wert 

bei 

halbem 

Ge- 

schäfts- 

wert 

bis 

für Beurkun- 
dung der Be- 
schlüsse von 
Gesellschafts- 
organen usw, 
§41 

her 

für Eintragun- 
gen in das 
Handels- 
register 
§ 72 Nr. 3h 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 

DM 

DM 

DM 

76 

31,5 Mül. 


640 000 


505 



2020 

> 2 380 


77 

32 



650 000 


512,50 



2050 

J 


78 

32,5 



660 000 


520 



2080 



79 

33 

» 


670 000 


527,50 



2110 



80 

33,5 



680 000 


535 



2140 

l 2 SOO 


81 

34 

» 


690 000 


542,50 



2170 

> 


82 

34,5 



700 000 


550 



2200 



83 

35 

» 


710 000 


557,50 



2230 


961,20 bis 

84 

35,5 

n 


720 000 


565 



2260 


1080 

85 

36 

99 


730 000 


572,50 



2290 

2 620 


86 

36,5 

» 


740 000 


580 



2320 



87 

37 

» 


750 000 


587,50 



2350 



88 

37,5 

» 


760 000 


595 



2380 



89 

38 

» 


- 770 000 


602,50 



2410 



90 

38,5 

7» 


780 000 


610 



2440 













2 740 


91 

39 

» 


790 000 


617,50 



2470 



92 

39,5 

» 


800 000 


625 



2500 



93 

40 

» 


810 000 


632,50 



2530 



94 

40,5 

y> 


820 000 


640 



2560 



95 

41 



830 000 


647,50 



2590 



96 

41,5 



840 000 


655 



2620 



97 

42 



850 000 


662,50 



2650 



98 

42,5 



860 000 


, 670 



2680 



99 

43 



870 000 


1 677,50 



2710 

^ 2 860 


100 

43,5 

» 


880 000 


685 



2740 



101 

44 



890 000 

! 

692,50 



2770 



102 

44,5 



900 000 


700 



2800 



103 

45 



910 000 


707,50 



2830 



104 

45,5 

» 


920 000 


715 



2860 


, 1 081,20 

105 

46 



930 000 


722,50 



2890 


bis 1 200 

106 

46,5 



940 000 


730 



2920 



107 

47 

» 


950 000 


737,50 



2950 



108 

47,5 

» 


960 000 


745 



2980 



109 

48 

» 


970 000 


752,50 



3010 

2 980 


110 

48,5 



980 000 


760 



3040 



111 

49 



990 000 

i 

767,50 



3070 



112 

49,51 bis 


1 000 000 


775 



3100 




50 

Mül. 











über 50 

» 








3100 
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Zu Nr. 16 

Nadi dem bisherigen § 24 Abs. 2 ist der 
regdmäßig auf 3000 DM anzunehmende 
Wert nur „ausnahmsweise" höher oder nied- 
riger anzunehmen. Die im Entwurf vorge- 
sehene, mit § 11 Abs. 1 des Gerichtskosten- 
gesetzes übereinstimmende Fassung, daß der 
Wert „nach Lage des Falles niedriger oder 
höher .... angenommen werden kann", gibt 
der Reditsprediung die Möglichkeit, zu einer 
mehr auf den Einzelfall abgestellten Bewer- 
tung zu kommen. 

Zu Nr. 17 

Die Änderung des § 25 Abs. 1 Satz 1 paßt 
diesen den staatsrechtlichen Verhältnissen an. 
Satz 2 wird durch die Verweisung auf § 13 
Abs. 2 Satz 3 und 4 an diese Vorschrift an- 
geglichen. 

Zu Nr. 18 

Die Überschrift ist den Änderungen zu Nr. 
19 und 21 angepaßt. 

Zu Nr. 19 

Wie im Gerichtskostengesetz ist auch für die 
im § 26 bestimmten Gebühren eine allge- 
meine Erhöhung nicht vorgesehen (vgl. Arti- 
kel I zu Nr. 10). Der Zuschlag nach dem Ge- 
setz vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 401) ist in die als Anlage beigefügte Ta- 
belle eingerechnet. Die bisher zuschlagfreien 
Gebühren für Werte unter 500 DM sind, 
wie im Gerichtskostengesetz, erhöht. Für die 
mittleren Werte ergeben sich gegenüber bis- 
her nur geringfügige, im Interesse der gleich- 
mäßigen DurAstaffelung unvermeidbare Ge- 
bührenunterschiede. Der bisherige Absatz 3 
ist als neuer § 26 a eingestellt. 

Zu Nr. 20 

Wie im Gerichtskostengesetz ist auch in 
§ 26 a (bisher § 26 Abs. 3) der Mindestbetrag 
einer Gebühr von 2 DM auf 3 DM herauf- 
gesetzt (vgl. Artikel I zu Nr. 9). 

Zu Nr. 21 

Über die Bemessung von Rabmengöbühren 
enthält nur § 15 der Kostenverfügung 

nähere Bestimmungen. Da die im Binzelfall 
entstehende Kostenschuld hiervon abhängt, 
ist es erforderlich, in der Kostenordnung 
Rechtsvorschriften hierüber vorzusehen (vgl. 
zu Nr, 91). Der Entwurf bestimmt im § 26 b 


nicht, daß in der Regel von der Mitte des 
Rahmens auszugehen ist, weil dies dazu ver- 
leiten könnte, die Vorschriften zu starr zu 
handhaben. Es kommt vielmehr auf alle Um- 
stände des Einzelfalles an, von denen der 
Umfang und die Bedeutung der Sache be- 
sonders hervorgehoben sind. 

Zu Nr. 22 

Die Aufhebung des § 28 ist aus » den gleichen 
Gründen wie die Aufhebung des bisherigen 
§ 89 des Gerichtskostengesetzes geboten (vgl. 
Artikel I zu Nr. 44 unter 2 q). 

Zu Nr. 23 

Die im § 31 Abs. 1 Nr. 6 enthaltene Aufzäh- 
lung der Geschäfte, für die die Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben wird, ist durch Ein- 
fügung der Einigung über die Einräumung 
oder Aufhebung von Sondereigentum (vgl. 
§ 4 Abs. 1 und 2 des Wohnungseigentums- 
gesetzes) vervollständigt worden. Die Vor- 
schrift ist der besseren Übersicht willen auf- 
gegliedert worden. 

Zu Nr. 24 

Der bisherige § 35 ist durch die Einfügung 
der §§ 23 a, 23 c gegenstandslos geworden 
und daher außer Kraft zu setzen (vgl. zu 
Nr. 15). 

Zu Nr. 25 

Die Fassung des § 38 Abs. 1 hatte zunächst 
zu Auslegungsschwierigkeiten geführt. Nach 
der herrschenden Rechtsprechung ist Gegen- 
stand im Sinne dieser Vorschrift das Rechts- 
verhältnis und nicht die Sache oder Leistung 
(Leistungsgegenstand), auf die sich die be- 
urkundeten Erklärungen beziehen. Nachdem 
die häufig vorkommenden Einzelfälle von 
der Rechtsprechung in diesem Sinne geklärt 
worden sind, kann auf eine Neufassung des 
§38 verzichtet werden. Es ist jedoch erfor- 
derlich, das Beispiel „z. B. die nachträgliche 
Auflassung — § 3LAbs. 1 Nr. 6 — und die 
einseitige Erklärung über die Abtretung eines 
Teiles der Kaufpreisforderung", das mit der 
durch die Rechtsprechung gefundenen Aus- 
legung nicht vereinbar ist, zu streichen. We- 
gen der Ehe- und Erbverträge ist in § 40 
Abs. 3 eine besondere Vorschrift vorgesehen. 

Zu Nr, 26 

1. Der im § 39 Abs. 1 als höchste Gebühr 
vorgesehene Betrag von 250 DM entspricht 
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der bisherigen Höchstgebühr zuzüglich des 
Zuschlags nach dem Gesetz vom 7. August 
1952 (BundesgesetzbL I S. 401). 

2. Absatz 2 ist der veränderten staatsrecht- 
lichen Lage angepaßt. „Staatsschuldbuch“ ist 
ein allgemeiner Begriff, der auch das Bundes- 
schuldbuch und das Bunidesb ahn schuldbuch 
umfaßt. 

Zu Nr. 27 

1. Im § 40 Abs. 1 ist vorgesehen, das Dop- 
pelte der vollen Gdbühr nldit nur, wie bisher, 
für die Beurkundung eines Erbvertrages, son- 
dern künftig auch für die Beurkundung 
eines gemeinschaftHchen Testaments zu er- 
heben. Da die Erklärungen von zwei Perso- 
nen beurkundet werden und die mit einem 
Erbvertrag verfolgten Zwecke vielfach auch 
mit einem gemeinschaftlichen Testament er- 
reicht werden können, ist es nicht angemes- 
sen, für die Beurkundung eines gemeinschaft- 
lichen Testaments geringere Gebühren ails für 
die Beurkundung eines Erbvertrags zu er- 
heben. 

2. Absatz 3 erhält eine Klarstellung. 

Die bisherige Fassung, die wegen des Ge- 
schäftswerts für die Beurkundung eines Ehe- 
und Erbvertrags auf § 38 verweist, hat 
Zweifel ausgelöst, weil § 38 Abs. 1 und § 38 
Abs. 2 verschiedene Be wertungs Vorschriften 
enthalten. Der Entwurf sieht vor, die Gebühr 
nur einmal zu erheben und sie nach dem 
Vertrag zu berechnen, der den höchsten Ge- 
schäftswert hat. Dies entspricht der Praxis zu 
dem früheren preußischen Gerichtskosten- 
gesetz, die durch § 40 Abs. 3 fortgeführt 
werden sollte. 

Zu Nr. 28 

Die im bisherigen § 41 Abs. 1 und 4 ent- 
haltenen Gebührenvorschriften sind beibe- 
halten. Die höchste Gebühr ist unter Berück- 
sichtigung des Zuschlags nach dem Gesetz 
vom 7. August 1952 (BundesgesetzbL I S. 401) 
auf den runden Betrag von 6000 Deutsche 
Mark bestimmt. Die in den bisherigen Ab- 
sätzen 2 und 3 enthaltenen Vorschriften sind 
durch die §§ 23 a, 23b, 23 c des Entwurfs 
ersetzt (vgl. zu Nr. 15).' 

Zu Nr. 29 

Die im § 42 Abs. 3 enthaltene Verweisung 
auf die Wertvorschrift des bisherigen § 41 


Abs. 2 ist durch eine Verweisung auf § 24 
Abs, 2 ersetzt worden. Dem bisherigen § 41 
Abs. 2 entspricht der im Entwurf vorgesehene 
§ 23 c Abs. 1, der ebenfalls eine Verweisung 
auf § 24 Abs. 2 enthält (vgl. zu Nr. 15). 

Zu Nr. 30. 

Nach § 43 Abs. 2 und 3 ermäßigt sich die 
Gebühr für die Abnahme einer Versicherung 
an Eides Statt auf die Hälfte der vollen 
Gebühr, wenn die Versicherung zur Erlan- 
gung eines Erbscheins oder eines ähnlichen 
Zeugnisses oder zum Nachweis der Erbfolge 
gegenüber dem Grundbuchamt dienen soll. 
Die danach zu erhebende Gebühr ist bei der 
Schwierigkeit des Geschäfts und der großen 
Verantwortung, welche die Urkundsperson 
dabei zu tragen hat, unzureichend. Der Ent- 
wurf sieht daher auch für die Abnahme 
solcher eidesstattlicher Versicherungen die 
volle Gebühr vor. Mit dieser Gebühr ist auch 
die Beurkundung des Antrags auf Erlangung 
des Zeugnisses abgegolten. Durch diese Än- 
derungen hat der bisherige Absatz 3 seine 
praktische Bedeutung verloren. 

Zu Nr. 31 

Das Verklarungsverfahren (§ 44 Abs. 2) hat 
sich in der Praxis über ein bloßes Beweis- 
sicherungsverfahren hinaus entwickelt, da in 
der Regel die beteiligten Schiffseigner be- 
strebt sind, in dem Verfahren die gesamte 
Beweisaufnahme eines möglichen Prozesses 
vorwegzunehmen, um dann auf Grund des 
Beweisergebnisses ohne Prozeß zu einem 
Vergleich zu kommen. Der erhebliche Ar- 
beits- und Zeitaufwand, der durch diese Ver- 
fahren veranlaßt wird, rechtfertigt es, die 
Gebühren auf das Doppelte der vollen Ge- 
bühr und für Ergänzungsverfahren auf eine 
volle Gebühr zu erhöhen. Dementsprechend 
sind die Mindestgebühren erhöht. Im § 6 der 
Verordnung vom 16. August 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 183) sind besondere Gebühren- 
vorschriften für das vereinfachte Verkla- 
rungsverfahren enthalten. Diese Vorschriften 
werden durch die Änderung des § 44 Abs. 2 
der Kostenordnung nicht berührt. 

Zu Nr. 32 

Die in § 45 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 5 be- 
stimmten Gebühren sind entsprechend der 
Erhöhung der Mindestgebühr (vgl. zu Nr. 20) 
auf 3 DM erhöht. 
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Zu Nr. 33 

Die im § 46 Abs. 1 Satz 3 bestimmte Gebühr, 
die mit dem Zuschlag nach dem Gesetz vom 
7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) 
3,60 DM beträgt, ist auf 4 DM auf gerundet. 

Zu Nr. 34 

§ 48 Abs. 3 ist sprachlich geändert, um klarer 
auszudrücken, daß die Vorschrift eine Be- 
fugnis der Staatskasse bestimmt. 

Zu Nr. 35 

Die im § 49 Abs. 1 bestimmten Beglaubi- 
gungsgebühren sind unter Berücksichtigung 
des Zuschlags nach dem Gesetz vom 7. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) auf 30 
und 40 Pfennig bestimmt. Die Mindestgebühr 
ist abweichend von § 26 a auf 2 DM vor- 
gesehen. 

Zu Nr. 36 

Der im § 50 bestimmte Gebührenrahmen 
beträgt mit dem Zuschlag nach dem Gesetz 
vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) 
2,40 bis 24 DM. Entsprechend der Erhöhung 
der Mindestgebühr (vgl. zu Nr. 20) ist als 
Mindestbetrag des Rahmens nunmehr 3 DM 
vorgesehen. Der Höchstbetrag des Rahmens 
ist auf 25 DM aufgerundet. 

Zu Nr. 37 

Die im § 51 bestimmte Höchstgebühr ist bei 
den oft umfangreichen und zeitraubenden 
Verhandlungen unzureichend. Der Entwurf 
sieht eine neue Höchstgebühr von 100 DM 
vor. 

Zu Nr. 38 

1. Für die im § 52 Abs. 1 bestimmte Höchst- 
gebühr ist nunmehr der runde Betrag von 
60 DM vorgesehen. 

2. Beurkundungen an Sonntagen und all- 
gemeinen Feiertagen sowie zur Nachtzeit 
stellen ebenso wie die Beurkundungen außer- 
halb der Amtsstelle für die Urkundspersonen 
eine zusätzliche Belastung dar. Der neue 
Absatz 3 führt daher neben der im Absatz 1 
und Absatz 2 vorgesehenen Zusatzgebühr 
eine weitere Zusatzgebühr in gleicher Höhe 
ein. Diese Zusatzgebühr entsteht nur einmal, 
auch wenn zugleich mehrere der für ihr Ent- 
stehen vorgesehenen Voraussetzungen vor- 
liegen, z. B. zur Nachtzeit an einem Sonntag 


beurkundet wird. Die Zusatzgebühr des 
neuen Absatzes 3 ist jedoch neben der Zu- 
satzgebühr des Absatzes 1 und 2 zu erheben. 
Die neue Regelung entspricht im wesentlichen 
dem früheren preußischen Recht. 

3. Die Überschrift ist dem erweiterten Inhalt 
der Vorschrift angepaßt. 

Zu Nr. 39 

Für die in § 53 Abs. 1 bestimmte Höchst- 
gebühr ist nunmehr der runde Betrag von 
60 DM vorgesehen. 

Zu Nr. 40 

1. Unter den im § 56 Abs. 1 bereits aufge- 
führten Rechten, für deren Eintragung die 
volle Gebühr erhoben wird, werden nun- 
mehr zur Klarstellung auch das Dauerwohn- 
recht und das Dauernutzungsredit (vgl. § 31 
des Wohnunp-seigentumsgesetzes) genannt. 

2. § 56 Abs. 4 ist durch die Änderung des 
§ 21 Abs. 2 überflüssig geworden (vgl. zu 
Nr. 14). 

Zu Nr. 41 

In § 57 Abs. 2 Satz 2 ist neu eingefügt, daß 
es als Belastung mit einem und demselben 
Recht auch gilt, wenn mehrere Grundstücke 
mit einem Vorkaufsrecht belastet werden. 
Dies hat zur Folge, daß nach Satz 1 die Ge- 
bühr für die Eintragung des Vorkaufsrechts 
nur einmal erhoben wird, wenn die Eintra- 
gung auf Grund eines gleichzeitig gestellten 
Antrags erfolgt und das Grundbuch über die 
Grundstücke bei demselben Grundbuchamt 
geführt wird. Die bisherige Regelung, nach 
der soviele Gebühren zu erheben sind, wie 
Grundstücke belastet werden, führt nament- 
lich in Gebieten mit stark parzelliertem 
Grundbesitz zu einer Vielzahl von Gebühren, 
deren Summe häufig in keinem angemessenen 
Verhältnis zum wirtschaftlichen Wert der 
Vorkaufsrechte steht. 

Zu Nr. 42 

Bei der Eintragung einer Verfügungsbeschrän- 
kung bei mehreren Grundstücken entstehen 
nach geltendem Recht — wie bei der Ein- 
tragung des Vorkaufsrechts bei mehreren 
Grundstücken (vgl. zu Nr. 41) — soviele 
Gebühren, wie Grundstücke betroffen wer- 
den. Da dies, besonders bei der Eintragung 
der Nacherbfolge, zu unangemessen hohen 
Gebühren führt, sieht der Entwurf im § 59 
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Abs. 2 Satz 2 vor, daß in den Fällen, die im 
§ 57 Abs. 2 und 3 bestimmt sind, nur eine 
Gebühr erhoben wird. Die Vorschrift ist mit 
der Vorschrift des bisherigen Absatzes 5 in 
räumlichen Zusammenhang zu Absatz 2 
Satz 1 gebracht worden, weil sie eine Aus- 
nahme hiervon bestimmt. Der bisherige Ab- 
satz 5 fällt daher weg. 

Zu Nr. 43 

1. Zur Klarstellung sind im § 61 Abs. 1 
Satz 2 die Beispiele von Geschäften, für die, 
wenn sie nicht als Nebengeschäfte gebühren- 
frei sind, ein Viertel der vollen Gebühr er- 
hoben wird, um die Eintragung der Unter- 
werfung unter die Zwangsvollstreckung er- 
gänzt worden. 

2. Nach dem neuen Absatz 2 sind die Vor- 
schriften, die Gebührenerleichterungen ge- 
währen, wenn mehrere Eintragungen gleich- 
zeitig beantragt werden, entsprechend anzu- 
wenden. Danach wird auch in den Fällen des 
Absatzes 1 eine unangemessene Häufung von 
Gebühren vermieden. 

3. Nach dem bisherigen Absatz 2 bestimmt 
sich der Geschäftswert nach § 24 Abs. 2. 
Daher ist als Wert regelmäßig 3000 DM an- 
zunehmen. Dies ist nicht angemessen, wenn 
ein bestimmter Geldwert festgestellt werden 
kann. Der nunmehrige Absatz 3 sieht vor, 
den Geschäftswert nach § 24, nicht nur nach 
dessen Absatz 2, zu bestimmen. Der danach 
ebenfalls anwendbare § 24 Abs. 1 ermöglicht 
es, bei der Wertbestimmung auf den Geld- 
wert des Gegenstandes des Amtsgeschäfts 
zurückzugreifen. 

Zu Nr. 44 

In den § 63 Abs. 1 Nr. 4 ist der klarstellende 
Inhalt der Allgemeinen Verfügungen des 
früheren Reichsministers der Justiz vom 
23. Juni 1937 (Deutsche Justiz S. 1013) und 
vom 12. August 1939 (Deutsche Justiz 
S. 1363) eingearbeitet worden. 

Zu Nr. 45 

1. Für den im § 66 Abs. 1 bestimmten Ge- 
bührenrahmen, der bisher mit Zuschlag 2,40 
bis 24 DM beträgt, sind — wie im § 50 — 
nunmehr 3 bis 25 DM vorgesehen. 

2. Nach dem bisherigen Absatz 2 werden für 
alle Vermerke auf den Briefen, auch soweit 
sie gebührenfrei vorzunehmen sind, Schreib- 
gebühren erhoben. Es erscheint nicht gerecht- 


fertigt, Schreibgebühren für Vermerke zu er- 
heben, für die nach § 66 Abs. 1 bereits eine 
Rahmengebühr erhoben wird oder die durch 
die für das Hauptgeschäft zu erhebenden Ge- 
bühren mitabgegolten werden. Die nach § 66 
Abs. 2 zu erhebenden Schreibgebühren sind 
derart gering, daß sich deswegen die mit ihrer 
Berechnung und Einforderung verbundene 
Verwaltungsarbeit insbesondere dann nicht 
lohnt, wenn keine Gebühren zu erheben sind. 
Der Entwurf sieht daher vor, die Vorschrift 
aufzuheben. 

Zu Nr. 46 

1. Für den im § 67 Abs. 1 bestimmten Ge- 
bührenrahmen, der bisher mit Zuschlag 2,40 
bis 24 DM beträgt, sind — wie in den §§ 50, 
66 — 3 bis 25 DM vorgesehen. 

2. Unter den nach Satz 2 gebührenfrei vor- 
zunehmenden Geschäften sind zur Klar- 
stellung die nach § 19 Abs. 3 ZVG (i. d. F. 
des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete der Zwangsvollstreckung vom 20. Au- 
gust 1953, Bundesgesetzbl. I S. 952) zu be- 
wirkenden Mitteilungen aufgeführt worden. 

Zu Nr. 47 

Der neu einzufügende § 69 a enthält die Vor- 
schriften über Gebühren für Grundbuch- 
eintragungen, die das Wohnungs- und Teil- 
eigentum sowie das Wohnungs- und Teilerb- 
baurecht betreffen. 

Folgende Fälle sind zu unterscheiden: 

1. Die Begründung von Wohnungs- und 
Teileigentum. 

Sie kann auf zwei Arten erfolgen, nämlich 
durch vertragliche Einräumung oder durch 
Teilungserklärung. 

a) Die vertragliche Einräumung (§ 3 des 
Wohnungseigentumsgesetzes) erfordert ge- 
mäß § 4 Abs. 1, § 7 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes die Eintragung in die Woh- 
nungsgrundbücher (Teileigentumsgrund- 
bücher). 

b) Die Teilung auf Grund der Teilungserklä- 
rung des Eigentümers wird nach § 8 des 
Wohnungseigentumsgesetzes mit der An- 
legung der Wohnungsgrundbücher (Teil- 
eigentumsgrundbücher) wirksam. 

Für die danach erforderlichen Grundbuch- - 
geschäfte, nämlich die Eintragung der ver- 
traglichen Einräumung von Sondereigentum 
(oben a) und die Anlegung der Wohnungs- 
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grundbücher (oben b) sieht Absatz 1 Satz 1 
die Hälfte der vollen Gebühr vor. Damit 
sind auch alle buchungstechnischen Vorgänge 
abgegolten, die bei der Begründung des Woh- 
nungseigentums notwendig sind. So sind als 
gebührenfreie Nebengeschäfte (vgl. § 27) an- 
zusehen: 

Im Fall a): 

Die Anlegung der Wohnungsgrundbücher 
und die Schließung des bisher für das Grund- 
stück geführten Blattes, die Eintragung der 
Beschränkungen des Miteigentums, ferner die 
Eintragung des Inhalts des Sondereigentums, 
auch soweit diese Eintragung nicht durch Be- 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
erfolgt (vgl. § 7 des Wohnungseigentums- 
gesetzes). 

Im Fall b): 

Die Schließung des bisher für das Grundstück 
geführten Blattes und die Eintragung des 
Wohnungseigentums in^ den Wohnungs- 
grundbüchern. 

Dagegen betrifft die gleichzeitig beantragte 
Eintragung des Erwerbs des Miteigentums 
ein selbständiges Rechtsgeschäft. Die Eintra- 
gung des Sonder eigentums ist daher kein 
gebührenfreies Nebengeschäft. Dies stellt 
Satz 2 zur Vermeidung von Zweifeln aus- 
drücklich klar. 

2. Die Änderung des Inhalts des Sonder- 
eigentums ist eine Veränderung eines einge- 
tragenen Eigentumsrechts. Absatz 2 sieht 
daher vor, auf die Eintragung solcher Ver- 
änderungen die Vorschrift des § 58, die von 
der Eintragung der Veränderung beschränkter 
dinglicher Rechte handelt, entsprechend an- 
zuwenden. 

3. Das Erlöschen von Sondereigentum. 

a) Die vertragliche Aufhebung erfordert ge- 
mäß § 4 Abs. 1 des Wohnungseigentums- 
gesetzes die Eintragung in die Wohnungs- 
grundbücher. 

b) Im Falle der völligen Zerstörung des Ge- 
bäudes oder im Falle der Vereinigung aller 
Wohnungseigentumsrechte in einer Hand 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes) erlischt das Sonder- 
eigentum, wenn die Wohnungsgrundbü- 
cher geschlossen werden und das Grund- 
buchblatt für das Grundstück angelegt 
wird (§ 9 Abs. 3 des Wohnungseigentums- 
gesetzes). 


Für die Grundbuchgeschäfte, die das Er- 
löschen des Sondereigentums bewirken, näm- 
lich die Eintragung der Aufhebung des Son- 
dereigentums (oben a) und die Anlegung des 
Grundbuchblatts für das Grundstück (oben b), 
sieht Absatz 3 die Hälfte der vollen Gebühr 
vor. Damit sind auch alle buchungstechnischen 
Vorgänge abgegolten, die bei dem Erlöschen 
des Sondereigentums notwendig sind (vgl. 
§ 27). 

4. Bei Bemessung der Höhe der Gebühren 
in den Fällen der Absätze 1 und 3 ist darauf 
Rücksicht genommen, daß als Geschäftswert 
die Hälfte des Werts des Grundstücks maß- 
gebend Ist (vgl. zu Nr. 13 unter 2). In den 
Fällen des Absatzes 2, In denen entsprechend 
§ 58 Abs, 1 Satz 1 die Hälfte der vollen 
Gebühr erhoben wird, bestimmt sich der 
Geschäftswert nach dem gemäß § 24 zu er- 
mittelnden Wert der Veränderung, wobei 
der Wert des inhaltlich geänderten Woh- 
nungseigentumsrechts nicht überschritten 
werden darf (vgl. § 58 Abs. 4). 

5. Für die Eintragung der Veräußerung oder 
Belastung des Wohnungseigentums sind be- 
sondere Vorschriften nicht erforderlich, weil 
die §§54 ff. unmittelbar Anwendung finden. 

6. Nach Absatz 4 gelten die vorstehenden 
Grundsätze für Wohnungs- und Teilerbbau- 
rechte sinngemäß. 

Zu Nn 48 

1. § 72 ist mit den neuen Vorschriften über 
den Geschäftswert (§§ 23 a ff.) abgestimmt 
(vgl. zu Nr. 15). 

Nunmehr richtet sich der Geschäftswert, 
wenn kein bestimmter Geldbetrag einge- 
tragen wird, nach dem Einheitswert des Be- 
triebsvermögens, also nach dem durch den 
Einheitswert ausgedrückten Wert des Unter- 
nehmens. Dieser Maßstab gestattet es, gleich- 
wertige Unternehmen mit gleich hohen Ge- 
bühren zu belasten, ohne auf die Rechtsform, 
In der die Unternehmen betrieben werden, 
Rücksicht nehmen zu müssen. Im Gegensatz 
zum bisherigen Recht unterscheidet der Ent- 
wurf daher nicht mehr zwischen Kapital- 
gesellschaften und sonstigen Unternehmen, 
sondern sieht einheitliche Gebühren nach dem 
aus dem Einheitswert berechneten Geschäfts- 
wert vor. Da dieser Geschäftswert nach der 
Tabelle des § 23 a Abs. 3 wesentlich geringer 
als der Einheitswert ist, sind im § 72 Abs. 1 
die Gebühren, die auf der Grundlage des 
Einheitswerts berechnet werden, verdoppelt. 
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Soweit sich dagegen die Gebühren nach einem 
bestimmten Geldbetrag, der eingetragen wird, 
berechnen, wird nur die einfache ^lle Ge- 
bühr erhoben. 

2. Die im Absatz 2 bestimmten Höchst- 
gebühren lehnen sich an das bisherige Recht 
an. Unter Berücksichtigung des Zuschlags 
nach dem Gesetz vom 7. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 401) sind runde Höchst- 
beträge eingesetzt. 

3. Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 74 
Abs. 2. Die Neufassung verdeutlicht aber den 
Sinn und Zweck der Vorschrift. 

In den §§ 42 und 46 der Allgemeinen Ver- 
fügung des fr. Reichsministers der Justiz über 
die Führung und Einrichtung des Handels- 
registers vom 12. August 1937 (Deutsche 
Justiz S. 1251) sind die Fälle geregelt, in 
denen eine Firma in der einen Abteilung des 
Handelsregisters gelösdit und in der anderen 
Abteilung neu eingetragen wird. Da die 
beiden Abteilungen des Handelsregisters ge- 
bührenrechtlich als besondere Register be- 
handelt werden, sind die Gebühren für die 
Löschung und für die Neueintragung beson- 
ders zu erheben. Klargestellt ist, daß das Rot- 
unterstreichen (vgl. § 42 Satz 1 der Allge- 
meinen Verfügung vom 12. August 1937) 
gebührenrechtlich als Löschung zu behandeln 
ist; denn auf das buchungste Anis che Mittel, 
mit dem das Erlös Aen der Firmenre Ate eines 
ReAtsträgers zum Ausdruck gebraAt wird, 
kann es für die Gebührenerhebung niAt an- 
kommen. 

4. Absatz 4 entspriAt dem bisherigen § 73 
Abs. 2. 

Zu Nr. 49 

Der bisherige § 73 ist nun in § 23 a Abs. 8 
und in § 72 Abs. 4 eingearbeitet. Der bis- 
herige § 74 ist nun in § 23 a Abs. 5 und in 
§72 Abs. 3 eingearbeitet. Die VorsAriften 
sind daher hier außer Kraft zu setzen. 

Zu Nr. 50 

Der bisherige § 75 Abs. 3 ist nun in den . 
§ 23 c eingearbeitet und daher hier außer 
Kraft zu setzen. 

Zu Nr. 51 

Der bisherige § 76 Satz 2 ist nun in den 
§ 23 d eingearbeitet und daher hier außer 
Kraft zu setzen. 


Zu Nr. 52 

Die VorsArift des § 12 des GesAmaAs- 
mustergesetzes gehört in das Kostengesetz 
und ist daher als § 76 a in die Kostenordnung 
übernommen. Die zuletzt durA die Verord- 
nung über die Gebühren in Musterregister- 
saAen vom 21. Dezember 1923 (ReiAs- 
gesetzbl. II S. 494) in der Fassung der Zweiten 
Verordnung zur DurAführung des Münz- 
gesetzes vom 12. Dezember 1924 (ReiAs- 
gesetzbl. I S. 775) bestimmten Gebühren sind 
seither an die allgemeinen Preisverhältnisse 
niAt angegliAen worden. Sie tragen der Be- 
deutung des AmtsgesAäfts niAt mehr hin- 
reiAend ReAnung. Der Entwurf sieht das 
DreifaAe der bisherigen Gebühren vor. Diese 
Erhöhung ist tragbar, auA wenn diese Ge- 
bühren grundsätzli A niedrig gehalten werden 
sollen, um die Wirksamkeit des Gesetzes 
niAt zu lähmen. 

Zu Nr. 53 

§ 159 des Gesetzes^betreffend die Erwerbs- 
und WirtsAaftsgenossensAaften ist aus syste- 
matisAen Gründen als § 76 b in die Kosten- 
ordnung übernommen. 

Zu Nr. 54 

1. § 77 Abs. 2 ist spraAliA geändert, indem 
der Hinweis auf § 20 Abs. 1 Satz 3 der 
SAiffsregisterordnung durA den entspre- 
Aenden § 20 Abs. 2 Satz 2 der neuen SAiffs- 
registerordnung vom 26. Mai 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 360) ersetzt ist. Ferner ist ent- 
spreAend § 20 Abs. 4, § 21 Abs. 4 der neuen 
SAiffsregisterordnung niAt mehr von 
„RelAsflagge“, sondern von „Bundesflagge" 
die Rede. Im § 17 Abs. 2 der neuen SAiffs- 
registerordnung ist vorgesehen, daß im Falle 
des § 7 des FlaggenreAtsgesetzes eingetragen 
wird, daß und wie lange das ReAt zur Füh- 
rung der Bundesflagge niAt ausgeübt werden 
darf und daß das ReAt zur Führung der 
Bundesflagge wieder ausgeübt werden darf. Es 
ersAeint angebraAt, zu bestimmen, daß diese 
Eintragungen gebührenfrei erfolgen. 

2. Für den Gebührenrahmen, der bisher mit 
ZusAlag 6 bis 240 DM beträgt, sind im Ab- 
satz 4 nunmehr 10 bis 250 DM vorgesehen. 
Die geringste Gebühr ist von bisher 5 (mit 
ZusAlag 6) DM auf 10 DM heraufgesetzt, da 
die bisherige Mindestgebühr der Bedeutung 
des AmtsgesAäfts niAt gereAt wird. 

3. Für den in Absatz 5 bestimmten Gebüh- 
renrahmen sind — wie in den §§ 50, 66, 67 
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— unter Berücksichtigung des Zuschlags die 
runden Beträge von 3 bis 25 DM vorgesehen. 
Wie im § 66 (vgl. zu Nr. 45 unter 2.) ist 
nicht mehr bestimmt, daß neben der Gebühr 
Schreibgebühren erhoben werden. 

Das im bisherigen Absatz 5 angeführte Flag- 
genrechtsgesetz vom 22. Juni 1899 ist durdi 
das Flaggenrechtsgesetz vom 8. Februar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 79) ersetzt worden. 
Während § 12 des alten Gesetzes Flaggen- 
zeugnisse für im Ausland erworbene See- 
schiffe und für die Überführungsfahrt neu 
erbauter Seeschiffe vorsah und nur diese 
zweite Art von Flaggenzeugnissen durch das 
Registergericht ausstellen ließ, gibt es nach 
§ 3 Abs. 3 des neuen Flaggenrechtsgesetzes 
nur noch die erste Art von Flaggenzeugnissen. 
Für diese ist jedoch im § 2 der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum Flaggenrechtsgesetz 
vom 23. Februar 1951 (Bundesgesetzbl. II 
S. 19) nunmehr eine, in gewissen Fällen mit 
der bisherigen alleinigen Zuständigkeit der 
Konsuln konkurrierende und in anderen 
Fällen ausschließliche Zuständigkeit des Re- 
gistergerichts bestimmt. Da dieses Flaggen- 
zeugnis das Schiffszertifikat vorläufig ersetzt 
und es daher angebracht erscheint, dieselbe 
Gebühr wie für die Erteilung des Schiffs- 
zertifikates zu erheben, sind die Worte „nach 
§ 12 Abs. 2 des Gesetzes betreffend das Flag- 
genrecht der Kauffahrtschiffe vom 22. Juni 
1899 (Reichsgesetzbl. S. 319)'‘ ersatzlos weg- 
gefallen. 

An die Stelle ides früheren Flaggenzeugnisses 
für die Überführungsfahrt ist nach §§ 10, 12 
des neuen Flaggenrechtsgesetzes der Flaggen- 
schein getreten. Da dieser nach § 6 der Zwei- 
ten Durchführungsveroridnung zum Flaggen- 
rechtsgesetz vom 31. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 65) von der Schiffahrtsbehörde 
ausgestellt wird, bedarf es insoweit keiner 
Vorschrift in der Kostenordnung. Nach § 12 
der Zweiten Durchführungsverordnung er- 
hebt die Schiffahrtsibehörde für den Plaggen- 
schein die dem § 77 Abs. 1, 5 der Kosten- 
ordnung entsprechenden Gebühren. 

Zu Nr. 55 

Für den im § 82 Abs. 1 bestimmten Gebüh- 
renrahmen sind — wie in den §§ 50, 66, 67, 
§ 77 Abs. 5 — nunmehr 3 bis 25 DM vorge- 
sehen. Das Genossenschaftsregister ist nicht 
mehr besonders erwähnt, weil es nach Ein- 
fügung des § 76 b (vgl. zu Nr. 53) zu den 
Registern gehört, die „in diesem Abschnitt 
genannt sind. 


Zu Nr. 56 

Für die Rückgabe einer Verfügung von To- 
des wegen soll künftig eine besondere Ge- 
bühr nicht mehr erhoben werden, weil die 
Beteiligten durch eine solche Gebühr davon 
abgehalten werden, überholte Testamente 
zurückzunehmen. Die Mühewaltung des Ge- 
richts bei der Rückgabe eines verwahrten Te- 
staments ist auch nicht so erheblich, daß hier- 
für eine besonidere Gebühr erforderlich ist. 
§93 Abs. 2 soll daher aufgehoben werden. 
Die Überschrift ist dementsprechen)d neu ge- 
faßt. 

Zu Nr. 57 

Nach § 10 a der Kosten Verfügung sind Erb- 
scheine und ähnliche Zeugnisse, die zur Ver- 
wendung In einem bestimmten Verfahren ge- 
bührenfrei zu erteilen sind, der Behörde, bei 
der das Verfahren anhängig ist, mit dem Er- 
suchen ziu übersenden, die Ausfertigung dem 
Beteiligten weder auszuhändigen noch eine 
Abschrift zu erteilen. Die außer Ansatz ge- 
blidbenen Gerichtsgebühren sind nachzuer- 
heben, wenn die Beteiligten eine weitere Aus- 
fertigung oder eine beglaubigte Abschrift der 
Urkunde beantragen oder wenn ein Beteilig- 
ter bei der Erledigung einer anderen gericht- 
lichen Angelegenheit auf die Akten Bezug 
nimmt, in denen sich die Urkunide befindet. 

Es Ist angezeigt, diese Vorschrift als Rechts- 
vorschrift insoweit in die Kostenordnung zu 
übernehmen, als sie die Rechtsgrundlage für 
die Nacherhebung von Gebühren darstellt, 
(vgl. zu Nr. 91). In dem § 99 Abs. 3 ist eine 
allgemeine Fassung gewählt, um allen in Be- 
tracht kommenden Fällen gerecht zu werden. 
Es ist darauf abgestellt, daß von dem Erb- 
schein zu einem anderen Zweck Gebrauch ge- 
macht wird. Da § 99 Abs. 3 vorschreibt, daß 
die im § 99 Abs. 1 bestimmten Gebühren 
nachzuerheben sind, ist klargesteillt, daß auch 
die im § 99 Abs. 1 Satz 2 bestimmten Gebüh- 
ren für die Beurkundung der eidesstattlichen 
Versicherungen nacherboiben werden. Nach 
§ 101 gelten die Vorschriften über den Erb- 
schein entsprechend für an'dere Zeugnisse. 
Der neue § 99 Abs. 3 hat daher audi für 
solche Zeugnisse Bedeutung. Im neuen § 103 
Abs. 4 ist die entsprechende Anwendung des 
neuen § 99 Abs. 3 vorgesch rieben. 

Die sonstigen Vorschriften des § 10 a der 
Kostenverfügung hat der Entwurf nicht in 
die Kostenordnung übernommen. Es kann 
auch weiterhin der Verwaltung überlassen 
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werden, die Maßnahmen anzuordnen, die ge- 
eignet sind, die zweckentsiprechende Verwen- 
dung des Erbscheins zu überwachen. 

Zu Nr. 58 

Für den in Absatz 1 bestimmten Höchstbe- 
trag ist unter Berücksichtigung des Zuschlags 
nach dem Gesetz vom 7. August 1952 (Bun- 
desgesetzbL I S. 401) nunmehr der runde Be- 
trag von 15 DM vorgesehen. Nr. 2 ist der 
Neufassung des § 39 angepaßt (vgl. zu Nr. 26 
unter 2). Nach dem nenaen Absatz 4 soU der 
neue § 99 Abs. 3 entsprechend gelten (vgl. 
zu Nr. 57). 

Zu Nr. 59 

Nach § 104 Abs. 1 Nr. 9 soll nunmehr für die 
Entgegennahme von Anzeigen nach § 2385 
BGB dieselbe Gebühr wie für die Entgegen- 
nahme von Anzeigen nach § 2384 BGB er- 
hoben werden, da es nicht gerechtfertigt ist, 
diese Fälle kostenrechtlich verschieden zu be- 
handeln. 

Zu Nr. 60 

Nach § 75 des Flurbereinigungsgesetzes vom 
14. Juli 1953 (BundesgesetzbL I S. 591) fin- 
den auf das Verteilungs verfahren die Vor- 
schriften Über die Verteilung des Erlöses im 
Falle der Zwangsversteigerung sinngemäß 
Anwendung. Es kann nun zweifelhaft sein, 
ob sich die Kosten des Verteilungsverfahrens 
nach den nunmehr 'in das Gerichtskosten- 
gesetz eingegliederten Vorschriften über die 
Gebühren in Zwangsversteigerungsverfahren 
oder nach § 116 Abs. 1 der Kostenordnung 
bestimmen. Der Entwurf klärt die Frage im 
letzteren Sinn. 

Zu Nr. 61 

Der Wortlaut des § 117 ist an das Pachtkre- 
ditgesetz vom 5. August 1951 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 494) angepaßt. Für den im Absatz 
3 Satz 1 bestimmten Gebührenrahmen sind 
— wie in den §§ 50, 66, 67, § 77 Abs. 5, 
§ 82 — nunmehr 3 bis 25 DM vorgesehen. 

Zu Nr. 62 

Der Wortlaut des § 118 Abs. 1 ist an die 
§§ 112, 113 der Ersten Verordnung zur Aus- 
führung des Personenstandsgesetzes angepaßt. 

Zu Nr. 63 

§ 119 ist als gegenstandslos aufzuheben, weil 
die Gebühren für die Erledigung ausländi- 


scher Rechtshilfeersuchen in der Justizver- 
waltungskostenordnung vom 14. Februar 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 357) geregelt sind. 

Zu Nr. 64 

Nach dem bisherigen § 120 wird die Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben, wenn für ein in 
landes rechtlichen Vorschriften vorgesehenes 
Geschäft der freiwilligen Gerichtsbarkeit we- 
der in der Kostenordnung noch sonst reichs- 
rechtlich (bundesrechtlich) eine Gebühr be- 
stimmt ist. Die Kostenordnung von 1935 war 
bestrebt, die Gebühren auch für die landes- 
rechtlich geregelten Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit grundsätzlich reichs- 
rechtlich zu bestimmen und nur die im § 158 
Abs. 4 genau umrissenen Angelegenheiten 
dem Landesrecht zu überlassen. § 120 hat die 
Bedeutung einer Sicherheitsvorsdirift. Er be- 
stimmt reichsrechtlich (bundesrechtlich) die 
Gebühr für Geschäfte, die durch Landesrecht 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit zugewiesen 
sind, für die im Reichsrecht (Bundesrecht) es 
aber unterlassen worden ist, die Gebühren zu 
regeln. 

Nach § 158 Abs. 4 Nr. 2 des Entwurfs soll 
den Ländern künftig Vorbehalten werden, die 
Kosten für solche Geschäfte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zu regeln, die in landesredit- 
lichen Vorschriften vorgeseben sind (vgl. zu 
Nr. 88). Deshalb ist nur noch die als § 158 
Abs. 5 vorgesehene Vorschrift nötig für den 
Fall, daß die Länder von diesem Vorbehalt 
keinen Gebrauch machen. Die im bisherigen 
§ 120 enthaltene Vorschrift ist daher außer 
Kraft zu setzen. 

Zu Nr. 65 

1. Für die im § 122 Abs. 1 bestimmte höchste 
Gebühr, ist — wie im § 52 Abs. 1, § 53 
Abs. 1 — nunmehr der runde Betrag von 
60 DM vorgesehen. 

2. Die im Absatz 2 bestimmte höchste Ge- 
bühr ist — wie bisher — auf die Hälfte der 
in Absatz 1 bestimmten Höchstgebühr be- 
messen. 

3. Als Absatz 5 ist die bisher im § 15 Abs. 1 
Satz 3 enthaltene Vorschrift eingefügt (vgl. 
zu Nr. 9). 

Zu Nr. 66 

1. Nach § 123 Abs. 2 bestimmt sich der Ge- 
schäftswert für das Beschwerdeverfahren in 
allen Fällen nach § 24 Abs. 2. Er ist daher 
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regelmäßig auf 3000 DM, nadi Lage des Fal- 
les niedriger oder höher, jedoch nicht unter 
200 DM und nicht über 1 Million Deutsdie 
Mark anzunehmen. Der Regelwert von 
3000 DM ist jedoch in zahlreichen Fällen 
nicht angemessen, vor allem dann nicht, 
wenn die Beteiligten an der Beschwerde nur 
ein geringes wirtschaftliches Interesse haben, 
z. B. bei Kostenbeschwerden. Der Entwurf 
sieht die Anwendung des ganzen § 24 — 
nicht nur des § 24 Abs. 2 — vor und eröffnet 
damit dem Gericht die Möglichkeit, den 
Geschäftswert nach § 24 Abs. 1 zu sdiätzen. 

2. Absatz 4 soll nur die Fälle erfassen, in 
denen gegen Entscheidungen der Notare oder 
sonstiger nach Landesrecht für Angelegenhei- 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zustän- 
digen Stellen die Anrufung des Gerichts vor- 
gesehen ist. Zur Behebung von Zweifeln be- 
stimmt Absatz 4 Satz 3 nunmehr ausdrück- 
lich, daß die Vorschrift nicht gilt, wenn als 
Reditsbehelf gegen die Entscheidung einer 
Verwaltungsbehörde nicht die Klage zu den 
Verwaltungsgerichten, sondern die Anrufung 
eines Gerldits der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit vorgesehen ist. 

3. Als Absatz 5 ist die dem bisherigen § 15 
Abs. 1 Satz 2 entsprechende Vorschrift ein- 
gefügt (vgl. zu Nr. 9). 

Zu Nr. 67 

1. § 124 handelt nur von der Erteilung be- 
glaubigter Abschriften. Die Überschrift lautet 
aber „Ausfertigungen und Beglaubigungen“. 
Für die Erteilung von Ausfertigungen' sind 
Beglaubigungsgebühren im Gesetz nicht vor- 
gesehen und daher auch nicht zu erheben. 
Die Überschrift ist daher berichtigt. 

2. Bisher war für die Erteilung beglaubigter 
Abschriften „neben Schreibgebühren“ eine Be- 
glaubigungsgebühr nicht zu erheben. Die Vor- 
schrift ist nach ihrem Wortlaut dahin verstan- 
den worden, es müsse in den Fällen des § 124 
eine Beglaubigungsgebühr nach § 49 dann er- 
hoben werden, wenn keine Schreibgebühr ent- 
steht. Um eine solche unzutreffende Ausle- 
gung zu vermeiden, sieht der Entwurf vor, 
die Worte „neben Schreibgebühren“ zu strei- 
chen. 

Zu Nr. 68 

Der Dritte Abschnitt ist in das Gerichts- 
kostengesetz eingegliedert worden (vgl. Arti- 
kel I zu Nr. 30). Er ist daher hier außer 
Kraft zu setzen. 


Zu Nr. 69 

Die Vorsdirift des § 138 über Schreibgebüh- 
ren ist mit § 71 des Gerichtskostengesetzes ab- 
gestimmt (vgl. Artikel I zu Nr. 41). 

Zu Nr. 70 

Die Vorschrift des § 139 über die Auslagen, 
die außer den Schreibgebühren erhoben wer- 
den, ist mit § 72 des Gerichtskostengesetzes 
abgestimmt (vgl. Artikel I zu Nr. 42). 

Als Auslagen werden nicht immer die Beträge 
erhoben, die gerade aus Anlaß des bestimm- 
ten Einzelfalles verauslagt werden mußten. 
Vielmehr wird häufig ein Pauschbetrag er- 
hoben, der dazu bestimmt Ist, die Aufwen- 
dungen für gleichartige Fälle auf die Dauer 
gesehen auszugleichen. So wird z. B. bei den 
Schreibgebühren verfahren. Um Mißverständ- 
nisse zu vermelden, verwendet der Entwurf 
nicht mehr den Ausdrui „bare Auslagen“, 
sondern spricht nur noch von „Auslagen“. 
Entsprechend ist die Überschrift berichtigt. 

Zu Nr. 71 

Der zur Aufhebung vorgesehene § 140, der 
dem bisherigen § 73 des Gerichtskostengeset- 
zes entspricht, ist aus denselben Gründen wie 
dieser gegenstandslos geworden (vgl. Arti- 
kel I zu Nr. 43 unter 1). 

Zu Nr. 72 

Im § 141 Satz 1 ist die Verweisung auf § 139 
Abs. 1 Nr. 5 mit Rücksicht auf die Neufas- 
sung des § 139 in § 139 Nr. 4 geändert. 

Zu Nr. 73 

§ 142 Abs. 1 und 3 ist an den neuen § 73 des 
Gerichtskostengesetzes angepaßt (vgl. Arti- 
kel I zu Nr. 43 unter 2). 

Im Absatz 2 ist klargestellt, daß es auf die 
Bruttoeinnahmen ankommt und daß Erlöse 
aus dem Verkauf von Vermögensstücken nicht 
zu den Einnahmen rechnen. In Anpassung an 
die Zeitverhältnisse ist vorgesehen, daß Rech- 
nungsgebühren erst erhoben werden, wenn die 
jährlichen Einnahmen 2000 (statt bisher 1000) 
DM übersteigen. 

Zu Nr. 74 

Im § 143 ist der Vorbehalt „reichsreditllcher“ 
Sondervorschriften für „bundesreditliche“ 
Vorschriften aufrechterhalten. 
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Zu Nr. 75 

§ 144 ist der besseren Übersicht halber in 
mehrere selbständige Vorschriften aufgeteilt. 
Der neue § 144 entspricht dem bisherigen 
§ 144 Abs. 1. 

Zu Nr. 76 

1. § 144 a (bisher § 144 Abs. 2) nimmt auf 
das Landesrecht des Landes Baden-Württem- 
berg Rücksicht (vgl. den Vorbehalt im § 85 
der Reichsnotarordnung). 

2. § 144 b entspricht idem bisherigen § 144 
Abs. 3. Ob der Notar berechtigt oder ver- 
pflichtet ist, von der Erhebung solcher Kosten 
abzusehen, die bei richtiger Sachbehandlung 
nicht entstanden wären, ist streitig. Da es an- 
gemessen erscheint, daß der Notar von der 
Erhebung der durch unrichtige Sachbehand- 
lung entstandenen Kosten absieht, ist die An- 
wendung des § 15 Abs. 1 nicht mehr ausge- 
schlossen. 

Ferner ist § 16 Abs. 3 Satz 2 und 3 nicht 
mehr ausgeschlossen. Daher kann der Notar 
die Verjährung nun ebenso wie die Gerichts- 
kasse unterbrechen, also auch durch eine Auf- 
forderung zur Zahlung. 

Die bisherige Bezugnahme auf § 139 Abs. 2 
(Wiedereinziehung überzahlter Auslagen) ist 
gegenstandslos, da die Vorschrift durch § 19 
Abs. 2 der Justizbeitreibungsordnung aufge- 
hoben worden ist. Die Anwendbarkeit von 
Gebührenbefreiungsvorschriften ist nun im 
§ 144 c bestimmt. 

3. Nach § 144 gelten die Kostenbefreiungs- 
vorschriften des § 10 auch für den Notar, so- 
weit in den nachstehenden Vorschriften nichts 
anderes bestimmt ist. § 144 c enthält abwei- 
chende Bestimmungen für Notare, denen die 
Gebühren für ihre Tätigkeit selbst zufließen. 

Nach Absatz 1 sollen die bundes- und landes- 
rechtlichen Vorschriften, die Gebühren- und 
Auslagenfreiheit gewähren, für solche Notare 
grundsätzlidi nicht gelten. Dem Notar, der 
Auslagen aus eigenen Mitteln zu bestreiten 
hat, kann nicht zugemutet werden, im öffent- 
lichen Interesse auf den Ersatz der Auslagen 
zu verzichten. Da ferner dem Notar, der auf 
eigene Rechnung tätig ist, eine völlig gebüh- 
renfreie Tätigkeit grundsätzlich nicht zuge- 
mutet werden kann, wird in den Absätzen 3 
bis 5 der wesentliche Inhalt der Verordnung 
über die Anwendung von Gebührenbefrei- 
ungsvorschriften auf die Notare vom 15. April 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 368) in die Kosten- 


ordnung übernommen. Danach ist wie folgt 
zu unterscheiden: 

a) Die im Absatz 3 genannten Gebühren- 
vorschriften beziehen sich auf Geschäfte, die, 
soweit nicht die Notare nach Landesrecht 
ausschließlich zuständig sind, auch von den 
Gerichten vorgenommen werden können. Für 
diese Geschäfte, die zur Klarstellung in dem 
Entwurf einzeln aufgezählt sind, ist eine Er- 
mäßigung der Notargebühren um 80 v. H. 
vorgesehen, wenn Befreiung von den Gerichts- 
gebühren gewährt ist. Die Ermäßigung ist 
nach Absatz 4 zwingend, wenn die Notare 
am Ort der Amtshandlung für Beurkundun- 
gen ausschließlich zuständig sind. Im übri- 
gen ist dem Notar die Ermäßigung nur frei- 
estellt, weil die Beteiligten hier die Möglich- 
eit haben, das Geschäft vom Gericht gebüh- 
renfrei vornehmen zu lassen. Wie bisher ist 
ausdrücklich bestimmt, daß die Vorschrift des 
§ 26 a über die Mindestgebühr unberührt 
bleibt. 

b) Für Berufsgeschäfte des Notars, für die 
bundesrechtlich nicht auch die Gerichte zu- 
ständig sind, gilt nach Absatz 1, daß Gebüh- 
renbefreiungsvorschriften auf den Notar keine 
Anwendung finden. Das ist besonders bedeut- 
sam für die im § 1 0 Abs. 1 bestimmte persön- 
liche Gebührenfreiheit des Bundes und der 
Länder. Beauftragt der Bund oder ein Land 
den Notar mit einem solchen Berufsgeschäft, 
z. B. mit der Begründung einer Beschwerde 
(§ 146 Abs. 2), so werden die für dieses Ge- 
schäft bestimmten Gebühren voll erhoben. 
Dies entspricht dem bisherigen Recht. 

c) Der Entwurf weicht jedoch von der Ver- 
ordnung vom 15. April 1936 insofern ab, als 
er nicht mehr auf den Bezirk des Notars — 
d. i. der Oberlandesgerichtsbezirk — , sondern 
zur Behebung entstandener Zweifel auf den 
Ort der Amtshandlung abstellt. 

d) In der Rechtsprechung ist streitig, ob der 
Notar für die im § 28 der Reichsverordnung 
über die Fürsorgepflicht genannten Geschäfte 
die um 80 vom Flundert ermäßigten Gebüh- 
ren erheben darf oder völlige Gebührenfrei- 
heit zu gewähren hat. Im Absatz 2 ist völlige 
Gebührenfreiheit vorgesehen, wenn die No- 
tare am Ort der Amtshandlung für das Amts- 
geschäft ausschließlich zuständig sind, weil 
die Beteiligten dann das Geschäft nicht ge- 
bührenfrei vom Gericht vornehmen lassen 
können. Wo die Notare ausschließlich zustän- 
dig sind, kann ihnen im Interesse der öffent- 
lichen Fürsorge ausnahmsweise auch zugemu- 
tet werden, das Geschäft völlig gebührenfrei 
vorzunehmen. 
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Zu Nr. 77 

1. § 145 Abs. 1 ist insofern in der Fassung 
geändert, als der bisherige Absatz 2, der sich 
nur auf Absatz 1 Satz 1 beziehen kann, in 
den neuen Absatz 1 eingearbeitet ist. 

2. Absatz 2 entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 1 Satz 2. 

3. Die im Absatz 1 bestimmte Entwurfsge- 
bühr entsteht nach der herrschenden Recht- 
sprechung nur, wenn der Auftraggeber nur 
einen Entwurf, nicht auch die Beurkundung 
verlangt. In der Praxis kommt es aber häufig 
vor, daß die Beteiligten, die den Notar mit 
einer Beurkundung eines Rechtsgeschäfts, das 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkun- 
dung bedarf, beauftragen, sich vor der Beur- 
kundung den vom Notar gefertigten Entwurf 
erbitten und diesen ausgehändigt erhalten, die 
Beurkundung dann aber unter Umständen un- 
terbleibt, die weder in der Person des Notars 
begründet noch von seiner Entschließung ab- 
hängig sind. In solchen Fällen wird der Ar- 
beitsaufwand des Notars durch die in den 
§ 51, § 122 Abs. 2 vorgesehenen geringen Ge- 
bühren nicht angemessen entgolten. Der Ent- 
wurf sieht daher im Absatz 3 eine besondere 
Gebühr vor. 

Zu Nr. 78 

1. Nach dem bisherigen § 146 sind Tätigkei- 
ten des Notars, die erforderlich sind, um das 
von ihm beurkundete Geschäft zum Vollzug 
zu bringen, gebührenfreie Nebengeschäfte 
(vgl. § 27). Nur, wenn es erforderlich ist, 
einen Antrag oder eine Beschwerde tatsächlich 
oder rechtlich näher zu begründen und der 
Beteiligte dies verlangt, wird für die Begrün- 
dung eine besondere Gebühr in Höhe der 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. Grund- 
sätzlich behält auch der Entwurf diese Rege- 
lung bei. 

Grundstücksveräußerungsverträge erfordern 
jedoch regelmäßig eine besonders umfangrei- 
che Tätigkeit des Notars, weil fast immer be- 
hördliche Genehmigungen einzuholen sind, be- 
vor die Urkunde dem Grundbuchamt zur Ein- 
tragung vorgelegt werden kann. Es ist nicht 
gerechtfertigt, diese zeitraubende und verant- 
wortungsvolle Tätigkeit weiterhin als gebüh- 
renfreies Nebengeschäft des Notars zu behan- 
deln. Daher sieht der Entwurf im Absatz 1 
vor, daß der Notar, der bei Grundstücksver- 
äußerungen auf Verlangen der Beteiligten 
zum Vollzug des Geschäfts tätig wird, die 
Hälfte der vollen Gebühr erhält. Eine Ge- 
bühr soll der Notar jedoch nicht erhalten. 


Wenn sich seine Tätigkeit auf die ihm nach be- 
sonderen Vorschriften obliegenden Mitteilun- 
gen an Behörden, z. B. auf die Veräußerungs- 
anzeige an das Finanzamt, und auf den Ver- 
kehr mit dem Grundbuchamt beschränkt. Auf 
die dem Notar obliegenden Mitteilungen an 
Behörden und auf den Verkehr mit dem 
Grundbuchamt beschränkt sich die Tätigkeit 
des Notars auch dann, wenn er die auf Grund 
der Veräußerungsanzeige von dem Finanz- 
amt gemäß § 189d der Reichsabgabenord- 
nung erteilte Unbedenklichkeitsbescheinigung 
in Empfang nimmt und an das Grundbuch- 
amt weiterleitet. Es erscheint daher nicht er- 
forderlich, dies im Gesetz ausdrücklich her- 
vorzuheben. Die Gebühr tritt zu der Beurkun- 
dungsgebühr und, wenn z. B. eine Genehmi- 
gung bereits vor der Beurkundung auf Grund 
eines vom Notar gefertigten Entwurfs 
der Urkunde betrieben wird, zu der Ent- 
wurf sgebühr (vgl. § 145) hinzu. 

2. Absatz 2 entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 2. 

3. Die Gebühr für die Beglaubigung einer 
Unterschrift (§ 39) umfaßt nicht eine Tätig- 
keit des Notars zum Vollzug des Geschäfts. 
Vielmehr erhält der Notar nach geltendem 
Recht hierfür eine besondere Gebühr, und 
zwar nach der Art der entfalteten Tätigkeit 
entweder nach § 146 Abs. 2 oder nach § 150. 
Die Abgrenzung der einzelnen Fälle und die 
Bestimmung des Wertes ist nach geltendem 
Recht schwierig. Ein Bedürfnis für eine be- 
sondere Regelung besteht beim Vollzug von 
Anträgen auf Eintragung, Veränderung oder 
Löschung von Grundpfandrechten und Schiffs- 
hypotheken. Absatz 3 Satz 1 sieht in solchen 
Fällen ein Viertel der vollen Gebühr vor, 
wenn der Notar im Auftrag des Antragstel- 
lers zum Vollzug des Antrags tätig wird. Im 
Satz 2 ist ausdrücklich bestimmt, daß der 
Notar eine Gebühr nicht erhält, wenn sich 
seine Tätigkeit darauf beschränkt, den An- 
trag weiterzuleiten. 

4. Absatz 4 entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 1 Satz 2. 

5. Im Absatz 5 ist als Geschäfts wert für die 
Gebühren der Absätze 1 und 3 der für die 
Beurkundung maßgebliche Wert bestimmt. 
Der Vollständigkeit halber ist für die Fälle 
des Absatzes 2 auf § 24 verwiesen, was sach- 
lich dem bisherigen Recht entspricht. 

Zu Nr. 79, 80, 81 

1. Der bisherige § 149 ist durch § 28 ider 
Reichsnotaro r clnung gegens tandslos ge wo r- 
den und daher aufzuheben. 
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2, Der bisherige § 150 ist wegen des inneren 
Zusammenhangs mit § 146 als § 147 einge- 
reiht. Demgemäß wird § 147 nunmehr § 148. 

Zu Nr. 82 

§ 149 (bisher § 148) ist mit § 22 der Bundes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte abge- 
stimmt. 

Zu Nr. 83 

Als neuer § 150 ist die bisher im § 16 der Ver- 
ordnung zur Ausführung und Ergänzung der 
Reichnotarordnung vom 26. Juni 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 663) enthaltene Vor- 
schrift eingefügt. Als Gebühr sind mit Rück- 
sicht . auf die Erhöhung der Mindestgebühr 
(vgl. zu Nr. 20) statt 2 DM nunmehr 3 DM 
vorgesehen. 

Zu Nr. 84 

Für die im § 151 Abs. 2 bestimmte Höchst- 
gebühr ist nunmehr der Betrag von 2,50 DM 
vorgesehen. 

Zu Nr. 85 

1. Im § 152 Abs. 1 ist das Wort „Finanzbe- 
hörden", das zu eng ist, durch „Behörden" 
ersetzt. 

2. Dem Notar, dem die Gebühren selbst zu- 
fließen, kann nicht zugemutet werden, auf 
den Ersatz von Post- und Fernsprechgebüh- 
ren zu verzichten. Daher Ist es mit Rücksicht 
auf die Neufassung des bisherigen § 139 Nr. 1 
und 2 (vgl. zu Nr. 70) erforderlich, durch die 
besondere Vorschrift des Absatzes 2 für diese 
Notare die wesentlichen Bestimmungen des 
bisherigen Rechts aufrechtzuerhalten. Anders 
als bei Gericht, werden bei den Notaren 
häufig längere Verhandlungen über Fernspre- 
cher geführt. Da den Notar deshalb auch die 
Gebühren für Ortsgespräche erheblich belasten, 
sieht der Entwurf vor, daß der Notar auch 
diese Gebühren als Auslagen erheben kann. 
Es muß dem Notar überlassen bleiben, Ein- 
richtungen zu schaffen, die es ermöglichen, die 
entstandenen Fernsprechgebühren im Streit- 
fall nachzuweisen. 

Zu Nr. 86 

§ 153 ist mit § 27 der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte abgestimmt. 

Zu Nr. 87 

1. Im § 156 Abs. 2 ist klargestellt, daß die 
weitere Beschwerde auch zulässig ist, wenn der 
Beschwerdegegenstand 50 DM nicht übersteigt. 


2. Absatz 6 ist gegenstandslos, weil Urkun- 
den- und Stempelsteuern nicht mehr erhoben 
werden (vgl. Verordnung vom 20. August 
1941 — Reichgesetzbl. I S. 510). 

Zu Nr. 88 

1. Nach dem bisherigen § 158 Abs. 4 bleiben 
landesrechtliche Kostenvorschriften für die im 
einzelnen aufgezählten Angelegenheiten „bis 
auf weiteres" in Kraft. Um klarer auszudrük- 
ken, daß nicht nur das bisherige Landesrecht 
insoweit aufrechterhalten ist, sondern die Län- 
der auf den vorbehaltenen Gebieten auch 
neues Landesrecht setzen können, sieht der 
Entwurf vor, daß die landesrechtlichen Vor- 
schriften „unberührt" bleiben. Aus dem bis- 
herigen Katalog der unberührt bleibenden 
landesrechtlichen Kostenvorschriften sind nur 
die Vorschriften für Verfahren zwecks ander- 
weitiger Festsetzung von Altenteils- und ähn- 
lichen Bezügen übernommen. Die übrigen Vor- 
behalte sind gegenstandslos. Neu eingefügt ist 
die Vorschrift, daß die landesrechtlichen Ko- 
stenvorsdiriften für Geschäfte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, die in landesrechtlichen Vor- 
schriften vorgesehen sind, unberührt bleiben. 
Soweit die Länder dem Verfahren der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit Geschäfte zuordnen kön- 
nen (vgl. z. B. § 189, § 200 Abs. 1 FGG), ist 
es zweckmäßig, ihnen auch die Regelung der 
Kosten zu überlassen. 

2. Der Vorbehalt des Absatzes 4 Nr. 2 hat 
nur für landesrechtliche Vorschriften Bedeu- 
tung, die nach dem Inkrafttreten der neuen 
Kostengesetze erlassen werden, weil die Ko- 
stenordnung von 1935 das frühere Landes- 
recht auch insoweit beseitigt hat. Der neue 
Absatz 5 enthält eine bundesreditllche Hilfs- 
vorschrift. Anders als der zur Aufhebung vor- 
gesehene § 120 (vgl. zu Nr. 64) hat sie Be- 
deutung nur, solange die Länder von dem 
Vorbehalt keinen Gebrauch machen und auch 
dann nur, wenn über die Gebühren für das 
Geschäft bundesrechtlich nichts anderes be- 
stimmt Ist. Die Fassung („Ist wegen der Ge- 
bühren nichts bestimmt") stellt klar, daß auf 
Grund der Vorschrift keine Gebühr zu er- 
heben ist, wenn zwar keine ausdrückliche Ge- 
bührenvorschrift besteht, aus dem Zusammen- 
halt der landesrechtlichen oder — mangels 
einer solchen — der bundesrechtlichen Rege- 
lung aber zu entnehmen ist, daß für das Ge- 
schäft eine Gebühr nicht erhoben werden soll. 

Zu Nr. 89 

Im § 160 ist — wie im § 158 Abs. 4 (vgl. zu 
Nr. 88 unter 1) — klargestellt, daß die lan- 
desrechtlichen Kostenvorschriften „unberührt" 
bleiben. Gerichtsvollzieher sind neu aufge- 
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führt, weil die Kosten der Gerichtsvollzieher 
nun im Gesetz über Kosten der Gerichtsvoll- 
zieher umfassend bundesrechtlich geregelt sind 
(vgl. unten Artikel III). 

Zu Nr. 90 

§ 161 ist durch (den Wegfall der Stempel- 
steuer gegenstandslos und daher aufzuheben 
(vgl. zu Nr. 87). 

Zu Nr. 91 

§ 164, der den früheren Reichsminister der 
Justiz ermächtigt hat, die näheren Bestim- 
mungen zur Ausführung der Kostenordnung 
zu erlassen, ist zur Aufhebung vorgesehen. 
Auf § 164 beruht idie vom früheren Reichs- 
minister der Justiz erlassene Kostenver- 
fügung (Allgemeine Verfügung des Reichs- 
ministers der Justiz vom 20. November 1940, 
Deutsche Justiz, S. 1361). Soweit ihre Vor- 
schriften als Rechtsvorschriften fortgelten 
sollen, sind sie in das Gerichtskosten- 
gesetz und die Kostenordnung eingearbeitet 
worden. Im Artikel X § 4 Abs. 2 Nr. 3 ist 
daher vorgesehen, die Kostenverfügung, so- 
weit sie als Bundesrecht angewendet wird, 
aufzuheben. Die Landesjustizverwaltungen 
bereiten eine neue übereinstimmende Ver- 
waltungsanweisung vor. Der Bundesminister 
der Justiz ist an den Vorbereitungen be- 
teiligt. 


Artikel III 

Kosten der Gerichtsvollzieher 

A. Einleitung 

1. Das geltende Recht 

Die geltende Fassung der Gebührenordnung 
für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878 — 
in Kraft getreten am 1. Oktober 1879 — be- 
ruht auf der Bekanntmachung vom 14. De- 
zember 1922 (Relchsgesetzbl. I S. 917). Sie 
ist seitdem wiederholt geändert worden^). 


Verordnung vom 13. Dezember 1923 (RGBl. I 
S. 1189), Gesetz vom 14. Juli 1928 (RGBl. I S. 197), 
Notverordnung vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I 
S. 537), Verordnung vom 14. Juni 1932 (RGBl. 1 
S. 285), Gesetz von 27. Oktober 1933 (RGBl. I S. 
780/808), Gesetz vom 22. September 1950 (BGBl. 
S. 455), Gesetz vom 7. August 1952 (BGBl. I S. 401). 


Zu den Geibühren tritt nach Artikel 1 des 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Kx^stenrechts vom 7. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 401) ein Zuschlag. 

Die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher 
gilt nur in Rechtssachen, auf welche die Zi- 
vilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung, 
die Koriikurs Ordnung oder — wie § 1 der Ge- 
bührenordnung zu ergänzen sein wird — die 
Vergleichsordnung angewendet wird. Im 
übrigen gelten die Vorschriften der Justiz- 
beit reibungsordnung vom 11. März 1937 
(Relchsgesetzbl. I S. 998) und zahlreiche lan- 
desrechtlichie Vorschriften. 


II. D i e G r u n d g e d a n k e n des 
Entwurfs 

1. Die Zuständigkeit des Bundes für die Re- 
gelung der Gerichtsvollzieherkosten beruht 
auf Artikel 74 Nr. 1 des Grundgesetzes. Da- 
nach umfaßt die konkurrierende Zuständig- 
keit des Bundes auch das gerichtliche Verfah- 
ren. Der Begriff des gerichtlichen Verfahrens 
ist weit auszulegen. Die Zuständigkeit zur 
Regelung des Verfahrens schließt auch die 
Zuständigkeit zur Regelimg der Verfahrens- 
kosten ein. Dies war bereits für Artikel 4 
Nr. 13 der Reichsverfassung von 1871, auf 
dem die Gebührenordnung für Gerichtsvoll- 
zieher beruht, und für Artikel 7 Nr. 3 der 
Weimarer Verfassung anerkannt. „Gericht- 
liches" Verfahren ist nicht gleichbedeutend 
mit „richterlichem" Verfahren. Zum gericht- 
lichen Verfahren rechnen vielmehr auch Ver- 
fahrenshandlungen von nichtrichterlichen 
Organen der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 
z. B. von Urkundsbeamten (vgl. § 153 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes). Auch der Ge- 
richtsvollzieher ist nach den §§ 154, 155 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ein Organ des 
Gerichts. Das Verfahren des Gerichtsvoll- 
ziehers ist daher als gerichtliches Verfahren 
im Sinne von Artikel 74 Nr. 1 des Grund- 
gesetzes anzu sehen. Demgemäß ist auch sein 
Verfahren überwiegend bundesrechtlich ge- 
regelt (vgl. z. B. die §§ 166 ff., §§ 753 ff. der 
Zivilprozeßordnung), Da idie Zuständigkeit 
für das gerichtliche Verfahren die Zuständig- 
keit für die Regelung der Kosten einschließt, 
ist die konkurrierende Zuständigkeit des 
Bundes für das Gerichtsvollzieherkostenrecht 
gegeben. 

Um gerichtliches Verfahren handelt es sich 
auch, wenn der Gerichtsvollzieher auf Er- 
suchen einer Behörde tätig wird — er leistet 
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dann als Organ des Gerichts Amtshiife. 
Ebenso handelt es sich um gerichtliches Ver- 
fahren, wenn der Gerichtsvollzieher als 
Organ des Gerichts Aufgaben erledigt, die 
ihm nur durch Landesrecht übertragen sind. 
Der Bund ist daher auch zuständig, die Ge- 
riditsvollzieherko'Sten für idiese Fälle zu 
regeln. 

2. Der Entwurf sieht vor, das Gerichtsvolll- 
zieherkostenrecht umfassend bundeseinheit- 
lich zu regeln und damit den beiden Kodifi- 
kationen des gerichtlidien Kostenrechts im 
engeren Sinne, nämlich idem ‘Gerichtskosten- 
gesetz und der Kostenordnungj eine bundes- 
rechtliche Kodifikation des Gerichtsvollzie- 
herkostenrechts an die Seite zu stellen. Ein 
Bedürfnis hierfür besteht auch für die Auf- 
gabengebiete, die bisher noch landesrechtlich 
geregelt sind. Die Verflechtung des Wirt- 
schaitslebens bringt es mit sich, daß idie Ge- 
richtsvollzieher Aufträge nicht nur aus ihrem 
Lande, sondern aus idem ganzen Bundes- 
gebiet und auch aus dem Auslande erhalten. 
Es ist daher unzweckmäßig, wenn die Kosten 
der Gerichtsvollzieher in den einzelnen Län- 
dern verschieden und damit für die Auiftrag- 
geber nur schwier zu übersehen sind. Soweit 
der Entwurf keinen Vorbehalt für Landes- 
recht vorsieht (vgl. Artikel X § 5 Abs. 1), 
wäre zwar ein Bundesgesetz erforderlich, 
wenn ein Land dem Gerichtsvollzieher Auf- 
gaben, für die das Gerichtsvoilzieherkosten- 
gesetz keine Gebührenvorschriften enthält, 
übertragen sollte. Den Gerichtsvollziehern 
sind jedoch seit Jahrzehnten keine neuen 
Aufgaben mehr übertragen worden. Auch in 
Zukunft ist damit nicht zu rechnen. Die be- 
sonderen Aufgaben, idie den Gerichtsvollzie- 
hern in den einzelnen Ländern bereits zuge- 
wiesen sind, werden in dem Entwurf berück- 
sichtigt. 

3. Nach der geltenden Gebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher erscheint der Geriditsvoll- 
zieher selbst als Gläubiger der Gebühren und 
Auslagen (vgl. z. B. §§ 4, 5, 7, 8, 10, 11, 12 
usw.: „Der Gerichtsvollzieher erhält . . ."). 
Bei dieser Regelung ging der Gesetzgeber 
davon aus, daß der Gerichtsvollzieher kein 
festes Gehalt bezieht und daher zur Biestrei- 
tung seiner Lebensbedürfnisse auf Gebühren 
und zur Deckung seines Geschäftsbedarfs auf 
die Erstattung ider Auslagen angewiesen ist. 
Im § 27 Abs. 1 Nr. 2 der Gebührenordnung 
für Gerichtsvollzieher (vgl. § 154 des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes) ist iden Ländern je- 
doch Vorbehalten, den Gerichtsvollziehern 
an Stelle der Gebühren und Auslagen, idie sie 


auf Grund der Gebührenordnung zu bean- 
spruchen haben, eine anderweitige Vergütung 
zu gewähren. Von diesem Vorbehalt haben 
alle Länder Gebrauch gemacht. Die Gerichts- 
voüzieher beziehen nunmehr in allen Län- 
dern ein festes Gehalt; die Gebühren und 
Auslagen, die in der Gebührenordnung be- 
stimmt sind, werden zugunsten der Staats- 
kasse erhoben. Die Geriditsvollzieher erhal- 
ten von 'dieser einen Teil der vereinnahmten 
Gebühren neben dem festen Gehalt. Zum 
Ausgleich des Dienstaufwandes erhalten sie 
ferner eine Entschädigung aus der Staats- 
kasse nach Maßgabe des Landesrechts. 

Dieser Wandlung der beamtenrechtlichen 
Stellung des GeriditsvoUziehers, die der mo- 
dernen Auffassung entspricht, daß er in kei- 
nem Auftragsverhältnis zu den Parteien steht 
(Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivil- 
sachen Bd. 82 S. 85), muß sich das Kosten- 
recht anpassen. Bei dem Entwurf handelt es 
sich daher nicht mehr um eine Gebührenord- 
nung für die Gerichtsvollzieher, sondern um 
ein Gesetz, auf Grund dessen für die Inan- 
spruchnahme einer besonderen Staatstätig- 
keit, nämlich der Tätigkeit des Gerichtsvoll- 
zieher genannten gerichtlichen Vollzugs- 
organs, Kosten zur Staatskasse erhoben wer- 
den. Daher bestimmen die einzelnen Vor- 
schriften nicht mehr, daß der Gerichtsvoll- 
zieher Gebühren „erhält“, sondern daß Ge- 
bühren „erhoben“ werden. 

4. Die Vorschriften des Entwurfs sind an die 
übrigen Kostengesetze angeglichen. Sie sind 
insbesondere in Anlehnung an die Systema- 
tik der Kostenordnung neu geordnet. Die 
Allgemeinen Vorschriften sind vorangestellt 
und um solche Bestimmungen ergänzt, die, 
abweichend von den sonstigen Kostengeset- 
zen, in der Geibührenordnung für Gerichts- 
vollzieher bisher noch fehlen, so die Vor- 
schriften über Kostenbefreiungen (§ 8 des 
Entwurfs), Nachforderung (§ 10 des Ent- 
wurfs), Nichterhebung wegen unrichtiger 
Sachbehandlung (§ 11 des Entwurfs), Ver- 
jährung (§ 12 des Entwurfs). 

5. Der Entwurf soll nicht zu einer allgemei- 
nen Gebührenerhöhung führen. Im großen 
und ganzen sind die Gebühren durch das Ge- 
setz über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Kostenrechts vom 7. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 401) bereits den Zeitverhältnis- 
sen angepaßt worden. Der nach diesem Ge- 
setz zu erhebende Zuschlag ist in die Gebüh- 
rensätze des Entwurfs eingearbeitet. Jedoch 
sind die Gelbühren für Werte bis zu 500 DM, 
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die bisher zuschlagfrei simd, erhöht, weil die 
bisherigen geringen Gebühren die allgemei- 
nen Geschäftsunkosten nicht decken. Dabei 
ist zu beachten, daß das Gerichtsvollzieher- 
kostengesetz im Gegensatz zu den anderen 
Kostengesetzen keine allgemeine Mindestge- 
bühr kennt. Z. iB. beträgt die geringste Pfän- 
dungsgebühr auch nach dem Entwurf nur 
1 DM. Sie ist damit niedriger als im Jahre 
1879, denn sie betrug damals 2 M. Ferner hat. 
z. B. die Versteigerungsgebühr für Werte bis 
zu 500 DM bisher die gleiche Höhe wie 1879. 
Diese geringen Gebühren können nicht bei- 
behalten werden. Auch bei einigen anderen 
Gebühren ist eine Erhöhung erforderlich. So 
beträgt z. B. die Gebühr für die Wegnahme 
beweglicher Sachen (§ 8 Abs. 1 der Gebüh- 
renordnung) mit Zuschlag zur Zeit 2,40 DM, 
während sie 1879 3 M betragen hat. Der 


Entwurf sieht dafür 6 DM vor (vgl. § 22 
Abs. 1). Die im § 8 Abs. 2 der bisherigen 
Gebührenordnung vorgesehene Stuntden- 
gebühr beträgt bisher mit Zuschlag 1,20 DM 
gegenüber 1 M 1879. Der Entwurf sieht 
2 DM je Stunde vor (vgl. § 22 Abs. 2). 

Die neue Gebührenstaffel (vgl. Anlage zu 
§13 Abs. 1 des Entwurfs) ist nach dem Vor- 
bild der Staffeln der übrigen Kostengesetze 
aufgebaut. Sie strebt möglichst runde Be- 
träge an. Sie ist bis zu Werten von 5000 DM 
degressiv und bei höheren Werten gleich- 
mäßig durchgestaffelt. Daher ergeben sich 
gegenüber bisher bei einzelnen Werten zum 
Teil höhere, zum Teil geringere Gebühren. 

Für die wichtigsten Gebühren sind die Ände- 
rungen des Entwurfs der nachstehenden ver- 
gleidienden Übersicht zu entnehmen: 


Wert Pfändung 
bis bi^er 


Versteigerung Hebegelbühr 
bisher / neu bisher / neu 


20 

1- 

1- 

1- 

2,50 

0,50 

0,50 

2,- 

1 — 

50 

1- 

1- 

2,50 

2,50 

0,50 

0,50 

2,- 

1,- 

100 

2- 

2 - 

5,- 

5,- 

0,50 

0,50 

2,- 

2,- 

150 

2,50 

3,- 

6,50 

7,50 

0,70 

0,80 

2,— 

3,— 

200 

3- 

4,- 

8,- 

10,- 

0,80 

1.- 

2,- 

4,- 

300 

4,- 

5,- 

11- 

12,50 

1- 

1,30 

3,— 

5,— 

400 

5,- 

6,— 

13,- 

15,- 

1,30 

1,50 

4,- 

6,— 

500 

6,— 

7,- 

15,- 

17,50 

1,50 

1,80 

5,- 

7,— 

600 

7,80 

8,— 

20,40 

20,- 

2,20 

2,- 

7,20 

8,— 

700 

8,40 

10,- 

22,80 

25,- 

2,40 

2,50 

8,40 

10,— 

900 

9,60 

10,- 

27,60 

25,- 

3,- 

2,50 

10,80 

10,- 

1 000 

10,20 

12,- 

30,- 

30,- 

3,40 

3,- 

12,- 

12,- 

1 200 

11,90 

12,— 

33,80 

30,- 

4,20 

3,- 

15,- 

12,- 

1 500 

13,80 

14,- 

37,50 

35,- 

5,- 

3,50 

18,80 

14,- 

2 000 

16,90 

17,— 

43,80 

42,50 

6,70 

4,30 

25,- 

17,— 

2 500 

20,- 

20,— 

50,- 

50,- 

8,20 

5,— 

25,- 

20,- 

3 000 

23,20 

23,- 

56,30 

57,50 

9,80 

5,80 

25,- 

23,- 

3 500 

26,30 

26,— 

62,50 

65,- 

11,30 

6,50 

25,- 

25,- 

4 000 

29,40 

29,- 

70,- 

72,50 

12,90 

7,30 

25,- 

25,— 

5 000 

35,70 

35,— 

81,30 

87,50 

16,- 

8,80 

25,- 

25,— 

10 000 

66,90 

60,- 

112,60 

150,— 

31,60 

15,- 

25,- 

25,— 

20 000 

129,40 

110,— 

175,- 

275,— 

62,90 

27,50 

25,- 

25,- 


B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Die Vorschrift umschreibt den Geltungsbe- 
reich des Gesetzes. Sie ist den übrigen Kosten- 
gesetzen angepaßt. 

1. Die Kosten werden nun für die Tätigkeit 
des Gerichtsvollziehers zur Staatskasse er- 
hoben (Einleitung II 3). 


2. Soweit der Entwurf selbst keine Ausnah- 
men vorsieht (vgl, Artikel IX § 2 Nr. 2 und 
Artikel X § 5 Abs. 1), sollen sich die Ge- 
richtsvollzieherkosten nur nach dem Ge- 
richtsvollzieherkostengesetz bestimmen (vgl. 
Einleitung II 2). 

3. Wie in den übrigen Kostengesetzen ist 
auch hier der Begriff „Kosten"' klargestellt. 
Er umfaßt Gebühren und Auslagen. 
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Zu§ 2 

Der Entwurf sieht Gebühren Vorschriften 
auch für solche Geschäfte vor, die den Ge- 
richtsvollziehern nur in einzelnen Ländern 
übertraigen sind (vgl. Einleitung II 2). Würde 
ein Gerichtsvollzieher in einem anderen Land 
solche Geschäfte vornehmen, so würde er 
seine Befugnisse überschreiten. § 2 bestimmt, 
daß für Geschäfte, für die der Gerichtsvoll- 
zieher sachlich nicht zuständig ist, Kosten 
nicht erhoben werden. In solchen Fällen liegt 
stets eine unrichtige Sachbehandlung vor, so 
daß die Kosten nach § 1 1 des Entwurfs nicht 
zu erheben waren. Es ist einfacher, für solche 
Fälle von vornherein zu bestimmen, daß 
Kosten nicht entstehen. Die Vorschrift stellt 
zugleich klar, daß durch die Gebührenvor- 
schriften allein keine Zuständigkeit des Ge- 
richtsvollziehers begründet wird. 

Zu § 3 

1. Im Absatz 1 ist vorgesehen, daß außer dem 
Auftraggeber audi der Vollstreckungsschuild- 
ner die Gerichtsvollzieherkosten schuldet, 
wenn es sich um notwendige Kosten der 
Zwangsvollstrediung handelt. Damit wird 
§ 788 Abs. 1 ZPO, wonach die notwendigen 
Kosten der Zwangsvollstreckung im Verhält- 
nis zwischen den Parteien dem Schuldner zur 
Last fallen, durch eine dem § 79 Nr. 4 des 
Gerichtskostengesetzes und dem § 3 Nr. 4 
der Kostenordnung entsprechende Vorschrift 
ergänzt, nach der der Vollstreckungsschuld- 
ner für solche Kosten auch der Staatskasse 
haftet. 

2. Absatz 2, nach dem mehrere Kostens chuM- 
ner als Gesamtschuldner haften, entspricht 
dem § 82 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes 
und dem § 4 Satz 1 der Kostenordnung. 

3. Die Vorschrift des bisherigen § 22, daß 
Schuldner der Kosten für Geschäfte, die von 
Amts wegen angeordnet werden, die Staats- 
kasse ist, übernimmt der Entwurf nicht, weil 
die Gerichtsvollzieherkosten nun zur Staats- 
kasse erhoben werden und diese nicht zu- 
gleich Gläubiger und Schuldner des Kosten- 
anspruchs sein kann. Der neue Absatz 3 sieht 
jedoch vor, daß die Gerichtsvollzieherkosten 
bei Aufträgen, die vom Gericht erteilt wer- 
den, als Auslagen des gerichtlichen Verfah- 
rens gelten. Darin liegt eine notwendige Er- 
gänzung der übrigen Kostengesetze, die es 
ermöglidit, dem Kostenschuldner des gericht- 
lichen Verfahrens idie Gerichtsvollzieher- 
kosten in Rechnung zu stellen, obwohl die 


Gerichtskasse solche Kosten tatsächlich nicht 
verauslagt hat. 

Zu § 4 

Nach dem bisherigen § 23 werden Gebühren 
und Auslagen fällig, sobald der Auftrag er- 
ledigt ist. Es erscheint klarer, wenn nach 
Satz 1 die Kosten mit der Beendigung der 
gebührenpflichtigen Amtshandlung fällig 
werden. Satz 2 entspricht dem bisherigen 
§ 23 Satz 2. 

Zu § 5 

Die Bestimmung lentspricht dem bisherigen 
§ 21. Satz 1 ist nur sprachlich geändert. Im 
Satz 2 ist die Vorschrift des § 9 Abs. 3 Satz 2 
des Arbeitsgerichtsgesetzes, nach der Ge- 
richtsvollzieher in Arbeitssachen keine Ge- 
bührenvorschüsse erheben dürfen, aufrecht- 
erhalten. 

Zu § 6 

Zur Erleichterung der Kostenerhebung ist 
neu vorgesehen, daß die Verwertungsgebühr 
(§21 des Entwurfs) dem Erlös vorweg ent- 
nommen werden kann. Dies entspricht dem 
§48 Abs. 3 der Kostenordnung. Ferner ist 
vorgesehen, daß sonstige Kosten bei der Ab- 
lieferung von Geld an den Auftraggeiber ent- 
nommen werden können. Hat der Gerichts- 
vollzieher Auftrag, den ihm übergebenen 
Geldbetrag an einen Dritten zu zahlen, so 
dürfen die Kosten nicht entnommen werden, 
weil sonst der Auftrag nicht antragsgemäß 
ausgeführt werden würde und der mit dem 
Auftrag bezweckte Erfolg vereitelt werden 
könnte. In solchen Fällen ist idle Staatskasse 
durch das Recht, Vorschuß zu fordern (§ 5 
des Entwurfs), in der Regel auch genügend 
gesichert. 

Zu §7 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 
§ 23 a. Der bisherige Satz 1 ist nur sprachlich 
geändert. Der bisherige Satz 2 Ist weggefal- 
len. Er hat in Verbindung mit dem bisheri- 
gen § 24 Bedeutung nur für die Abrechnung 
des Gerichtsvollziehers mit der Staatskasse 
und gehört, ebenso wie § 24, daher nicht in 
das Gerichtsvollzieherkostengesetz. Die Fas- 
sung ist an die Änderung der §§ 123, 124 
ZPO angeglichen (vgl. Artikel IX § 2 Nr. 2 
und 3). 
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Zu § 8 

Die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher 
enthällt bis'her keine Vorschrift über Kosten- 
befrelungen. Da die Gerichts Vollzieher kosten 
nicht mehr den Gerichtsvollziehern persön- 
lich zufließen, sondern zur Staatskasse er- 
hoben werden (vgl. Einleitung II, 3), ist eine 
solche Vorschrift jedoch nunmehr erforder- 
lich. 

1. Absatz 1 stimmt mit § 2 Abs. 1 (bisher 
§ 90 Abs. 1) des Gerlditskostengesetzes und 
§ 10 Abs. 1 ider Kosten Ordnung in der Fas- 
sung des Entwurfs überein. Da die Kosten 
für die Inanspruchnahme eines Gerichts- 
organs erhoben werden (vgl. Einleitung II, 1) 
und In die Landeskasse fließen (vgl. Einlei- 
tung II, 3), ist. es nicht gerechtfertigt, dem 
Bund und den Ländern sowie den im Ab- 
satz 1 näher bezelchneten öffentlichen An- 
stalten und Kassen die persönliche Kosten- 
freiheit zu versagen, die sie bei sonstigen 
Gerichts gebühren genießen und bei sonstigen 
Gerichtsauslagen nach dem Entwurf erhalten 
sollen. Auf Grund eines Verwaltungsabkom- 
mens wird den Landesjustlzverwältungen 
und dem Bundesgerichtshof bereits jetzt 
Freiheit von den Gerichtsvollzieherkosten 
gewährt. 

2. Absatz 2 Satz 1 klärt die Streitfrage, ob 
die nach § 28 der Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht bestehende Befreiung von 
Gerichtsgebühren auch die Gerichts vollzie- 
he rgebühren umfaßt, in bejahendem Sinne. 
Obwohl die Fortgeltung der als Übergangs- 
regelung gedachten Allgemeinen Verfügung 
des fr. Reichsministers der Justiz vom 2. Juli 
1938 (Deutsche Justiz S. 1050), die dies be- 
reits anordnete, bestritten ist, wird den Für- 
sorg everbänden in den meisten Ländern Be- 
freiung von den Gebühren der Gerichtsvoll- 
zidher gewährt. Die Kostenbefrelungs Vor- 
schriften des Bundes und der Länder umfas- 
sen In aller Regel die Gerichtsvollzieher- 
kosten nicht. Satz 2 stellt klar, daß der Ent- 
wurf — abgesehen von der im Absatz 1 ent- 
haltenen Ausnahme — keine Erweiterung des 
Geltungsbereichs der bisherigen Kostenhefrel- 
ungen beabsichtigt. 

3. Absatz 3 ist mit § 2 Abs. 2 (bisher § 90 
Abs. 2) des Gerichtskostengesetzes und mit 
§ 10 Abs. 2 der Kostenordnung abgestimmt. 

Zu § 9 

1. Satz 1 entspricht dem bisherigen § 25. Er 
Ist nur sprachlich geändert. 


2. Der bisherige § 25 sagt nichts darüber, 
welches Gericht bei entsprechender Anwen- 
dung des § 4 des Gerichtskostengesetzes zu- 
ständig ist. Im Schrifttum wird das Gericht, 
bei dem die Sache anhängig ist oder anhängig 
war, als zuständig angesehen. Eine solche An- 
knüpfung an die frühere Zuständigkeit ist 
nicht zweckmäßig. Der Gerichtsvollzieher 
kommt häufig in die Lage, Urteile weit ent- 
fernter Gerichte zu vollstrecken. Ferner ist 
oft, z. B. bei Protestaufträgen, ein Gericht 
noch nicht mit der Sache befaßt gewesen. 
Satz 2 sieht daher vor, daß das Amtsgericht 
zuständig ist, in dessen Bezirk der Gerichts- 
vollzieher seinen Amtssitz hat. 

Zu § 10 

Die Bestimmung entspricht dem § 5 des Ge- 
richtskostengesetzes und dem § 14 Satz 1 der 
Kostenordnung. 

Zu § 11 

1. Satz 1 entspricht dem § 6 Abs. 1 Satz 1 
des Gerichtskostengesetzes und dem § 15 
Abs. 1 Satz 1 der Kostehordnung. 

2. Nach Absatz 2 soll für die Niederschla- 
gung von Gerichtsvollzieherkosten das Amts- 
gericht zuständig sein, in dessen Bezirk der 
Gerichtsvollzieher seinen Amtssitz hat, also 
dasselbe Gericht, das nach § 9 des Entwurfs 
über Erinnerungen gegen den Kostenansatz 
zu entscheiden hat. 

3. Absatz 3 entspricht dem § 6 Abs. 2 Satz 2 
des Gerichtskostengesetzes und dem § 15 
Abs. 2 Satz 2 der Kostenordnung. 

Zu § 12 

Nach § 196 Abs. 1 Nr. 15 BGB verjähren die 
Ansprüche der Gerichtsvollzieher wegen ihrer 
Gebühren und Auslagen, soweit diese nicht 
zur Staatskasse fließen, in zwei Jahren. Da 
die Gerichtsvollzieherkosten in allen Ländern 
zur Staatskasse erhoben werden (vgl. Ein- 
leitung II, 3), Ist diese Vorschrift, soweit sie 
Gerichtsvollzieher betrifft, gegenstandslos 
und insoweit im Artikel IX § 1 des Entwurfs 
zur Aufhebung vorgesehen. 

Nunmehr ist vorgesehen, die Verjährung 
ebenso wie für sonstige Gerichtskosten zu 
regeln (vgl. § 6 a des Gerichtskostengesetzes 
und § 16 der Kostenordnung). 

Zu § 13 

1. Wegen der im Absatz 1 bestimmten Ge- 
bührenstaffel vergleiche Einleitung II, 5. 

2. Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 1 a. 
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Zu § 14 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 
§ 26 Satz 2. 

Zu § 15 

1. Der Fall, daß der Gerichtsvollzieher meh- 
rere Aufträge durch dieselbe Amtshandlung 
erledigt, ist bisher nur in Dienstanweisungen 
der Justizverwaltungen geregelt (vgl. § 135 
Nr. 4, §§ 167, 168, § 169 Nr. 6 und 7, § 179 
Nr. 4 und 5, § 193 Nr. 5 der bundeseinheit- 
lichen Geschäftsanweisung für Geriditsvoll- 
zieher). Da es sidi dabei um Vorschriften 
handelt, von denen die Höhe der Kosten und 
der Umfang der Zahlungspflicht des einzelnen 
Sdiuldners abhängt, sieht der Entwurf vor, 
die wesentlichen Grundsätze der Dienst- 
anweisungen in das Gesetz zu übernehmen. 

2. Erledigt der Gerichtsvollzieher mehrere 
Aufträge eines oder mehrerer Auftraggeber 
durch dieselbe Amtshandlung, pfändet er 
z. B. gleichzeitig auf Grund mehrerer Voll- 
streckungstitel gegen denselben Schuldner, so 
werden nach Satz 1 die Kosten, also die Ge- 
bühren und Auslagen (vgl. § 1), nur einmal 
erhoben. Es wäre unbillig und würde den 
allgemeinen Grundsätzen des Kostenrechts 
widersprechen, wenn für dieselbe Amtshand- 
lung die Gebühren mehrmals erhoben wür- 
den. Daß Auslagen nur einmal erhoben 
werden dürfen, liegt in der Natur der Sache. 

3. Wegen der Verteilung der Kosten ist wie 
folgt zu unterscheiden: 

d) Handelt es sich um Wertgebühren, z. B. 
bei der Pfändungsgebühr (§ 17) oder der 
Verwertungsgebühr (§ 21), so werden nach 
Satz 2 die Gebühren nach dem zusammen- 
gerechneten Wert erhoben und nach dem 
Verhältnis der Gebühren, die bei geson- 
derter Ausführung entstanden wären, ver- 
teilt. Da die Werte zusammenzurechnen 
sind, kommt den Auftraggebern die De- 
gression der Gebührenstaffel zugute (vgl. 
Einleitung II, 5). 

b) Andere Gebühren als Wertgebühren, ins- 
besondere also die Festgebühren, z. B. die 
Verhaftungs gebühr (§ 26), sowie die Aus- 
lagen werden nach Satz 3 nach der Zahl 
der Auftraggeber verteilt. 

Zu § 16 

Die Bestimmung, die die Gebühren für 
Zustellungen regelt, entspricht dem bishe- 
rigen § 2. 


1. Die im Absatz 1 vorgesehene Gebühr ent- 
spricht der bisherigen Gebühr zuzüglidi des 
Zusdilags nach dem Gesetz vom 7. August 
1952. 

2. Nach dem bisherigen Absatz 2 wird für 
eine vom Gerichtsvollzieher persönlich vor- 
genommene Zustellung die im Absatz 1 be- 
stimmte Gebühr und außerdem der Betrag 
erhoben, der an Postgebühren entstanden 
sein würde, wenn durch die Post zugestellt 
worden wäre. Dies hat sich nicht bewährt. 
Vor allem befriedigt es nicht, daß je nach 
dem Gewicht des persönlich zuzustellenden 
Schriftstückes wie bei der Post (z. B. bei 
Briefen unter und über 20 g) versdiiedene 
Gebühren erhoben werden. Der Entwurf 
sieht zur Vereinfadiung den festen Betrag 
von 1,50 DM vor. Dieser Betrag liegt in der 
Mitte zwischen den Gebühren, die nach bis- 
herigem Redit für die persönliche Zustellung 
eines Sdiriftstückes im Gewldit bis 20 g 
innerhalb (1,40 DM) und außerhalb des Orts- 
bestellbezlrks der Post (1,60 DM) zu erheben 
sind. 

Klargestellt ist, daß die erhöhte Gebühr nur 
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1, dagegen 
nicht bei der Zustellung von Anwalt zu 
Anwalt in Betradit kommt. 

3. Im Absatz 3 Satz 1 ist zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die erhöhte Gebühr nur bei per- 
sönlicher Zustellung erhoben wird. Ebenso 
wie im Absatz 2 ist eine Festgebühr vorge- 
sehen. Die Gebühr von 2 DM entspricht den 
Gebühren — einschließlich Zuschlag nach dem 
Gesetz vom 7. August 1952 — , die nach bis- 
herigem Recht bei der Zustellung einer 
Sendung bis 20 g am Dienstort des Gerichts- 
vollziehers erhoben werden. Im Satz 2 ist mit 
Rüdesicht auf den neuen § 27 Abs. 2 be- 
stimmt, daß die sogen. Hebegebühr neben 
der Zustellungsgebühr nidht erhoben wird. 
Dies wäre nicht gerechtfertigt, weil für das 
Darreichen der Entschädigung in den Fällen 
des § 220 Abs. 2 StPO bereits nach Satz 1 
eine erhöhte Gebühr erhoben wird. 

4. Nach bisherigem Redht wird für den er- 
folglosen Versuch einer persönlichen Zustel- 
lung eine Gebühr nur erhoben, wenn die 
Wohnung des Empfängers nicht zu ermitteln 
ist. Eine solche Gebühr ist aber in allen Fällen 
gerechtfertigt, in denen die Gründe für das 
Scheitern der Zustellung nicht in der Person 
des Gerichtsvollziehers liegen. Dementspre- 
chend ist Absatz 4 nunmehr allgemein gefaßt. 
Als Gebühr ist der runde Betrag von 1 DM 
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vorgesehen. Zur Klarstellung ist ausdrücklich 
bestimmt, daß sich der Gerichtsvollzieher an 
Ort und Stelle begeben haben muß. 

5. Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 2 
Abs. 6. Um die Abgrenzung gegenüber Ab- 
satz 4 zu erleichtern, ist die Bestimmung auf- 
gegliedert. Die Vorschrift, daß eine bereits 
entstandene Beglaubigungsgebühr nicht nach- 
träglich wieder wegfällt, ist in den Entwurf 
nicht übernommen, weil sie selbstverständ- 
lich und daher entbehrlich ist. 

6. Absatz 6 entspricht dem bisherigen § 2 
Abs. 7. 

7. Absatz 7 entspricht dem bisherigen § 2 
Abs. 5. Die Beglaubigungsgebühr, die bisher 

0. 05. DM je Seite beträgt, ist nach § 1 a der 
Gebührenordnung auf 0,10 DM aufzurun- 
den. Mit dem Zuschlag nach dem Gesetz vom 
7. August 1952 ergeben sich für die ersten 
beiden Seiten 0,20 DM, für die nächsten bei- 
den Seiten 0,30 DM. Der Entwurf kehrt zu 
der Berechnung der Gebühr für Jede einzelne 
Seite zurück und sieht je Seite 0,10 DM vor. 

Zu § 17 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 
§ 3. Die Höhe der Gebühren ergibt sich nun 
aus der Gebührenstaffel (vgl. Anlage zu § 13 
Abs. 1 des Entwurfs). 

1. Absatz 1 ist zur Klarstellung um die Fälle 
des § 17 Abs. 1 der Postsparkassenordnung 
ergänzt. 

2. Im Absatz 2 Satz 2 sind in Angleichung an 
§931 ZPO Schiffsbauwerke eingefügt. Der 
Mindestbetrag der Gebühr, der bisher 4,60 
DM beträgt, ist auf 12 DM erhöht, weil da- 
mit auch die nach § 931 Abs. 4 ZPO erfor- 
derliche Bewachung und Verwahrung, für die 
in ähnlichen Fällen (vgl. § 28) ebenfalls 
12 DM erhoben werden, abgegolten wird. 
Ausländische Schiffe, die, wenn sie deutsche 
Schiffe wären, in das Register eingetragen 
werden müßten, sind eingetragenen Schiffen 
gleichgestellt, weil die Arrestpfändung auch 
bei solchen Schiffen größere Mühe erfordert 
und dem Gerichtsvollzieher eine größere 
Verantwortung aufbürdet. 

3. Als Höchstbetrag der im Absatz 3 be- 
stimmten Stundengebühr, der bisher 3,60 
DM beträgt, ist der runde Betrag von 4 DM 
vorgesehen. 

4. Die im Absatz 4 enthaltene Aufzählung 
ist um die Fälle des § 851 b Abs. 2 Satz 2 
ZPO (in der Fassung des Artikels I Nr. 13 


des Gesetzes vom 20. August 1953, Bundes- 
gesetzbl. I S. 952) ergänzt. 

Zu 5 18 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 4. 

Der Fall des Ausscheidens des Gerichtsvoll- 
ziehers, der die Pfändung vorgenommen hat, 
ist im Entwurf nicht mehr berücksichtigt. Da 
die Gebühren dem Gerichtsvollzieher nicht 
mehr als Entgelt für seine Tätigkeit zuflie- 
ßen, sondern für eine Staatstätigkeit zur 
Staatskasse erhoben werden (vgl. Einlei- 
tung II, 3), kann ein Wechsel in der Person 
des Beamten keine besondere Gebühr mehr 
begründen. 

Dagegen ist eine besondere Gebühr gerecht- 
fertigt, wenn der Schuldner in einen anderen 
Amtsgerichtsbezirk verzieht und deshalb ein 
anderer Gerichtsvollzieher den Vollstrek- 
kungsauftrag übernimmt und damit eine zu- 
sätzliche Tätigkeit entfalten muß. Diese Ge- 
bühr ist im Absatz 2 vorgesehen. 

Zu § 19 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 

§ 3 . 

Der neu eingefügte Absatz 3 entspricht dem 
§ 5 Abs. 7 der Bayer. Landesgebührenord- 
nung, die zur Aufhebung vorgesehen ist. 

Zu § 20 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 

§ 6 . 

1. Die im Absatz 1 und 2 vorgesehenen Ge- 
bühren sind in allen Fällen gerechtfertigt, in 
denen die Amtshandlung aus Gründen unter- 
bleibt, die nicht in der Person des Gerichts- 
vollziehers liegen. Wie im § 16 Abs. 4 des 
Entwurfs, ist daher anstelle der bisherigen 
Einzelaufzählung eine allgemeine Fassung 
vorgesehen. Da die Im Absatz 2 vorgesehe- 
nen Gebühren doppelt so hoch sind wie die 
Gebühren des Absatzes 1, ist auch als Höchst- 
betrag das Doppelte des Im Absatz 1 be- 
stimmten Höchstbetrages vorgesehen. 

2. Absatz 3 Ist In Anlehnung an § 38 der 
Kostenordnung neu gefaßt. 

Zu § 21 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 
§ 7. Sie erstreckt sich jedoch auch auf Ver- 
käufe, Versteigerungen und Verpachtungen, 
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die dem Gerichtsvollzieher durch Landesrecht 
übertragen sind (vgl. Einleitung II 1, 2). Es 
ist zweckmäßig, die Gebühren für diese Ge- 
schäfte einheitlich zu regeln. Der Entwurf 
sieht daher davon ab, für einzelne Geschäfte 
auf die Kostenordnung zu verweisen, wie 
dies von einigen Landesrechten geschieht. 

1. Die Höhe der im Absatz 1 bestimmten 
Gebühren ergibt sich nun aus der Gebühren- 
staffel (vgl. Anlage zu § 13 Abs. 1 des Ent- 
wurfs und Einleitung II 5). 

2. Absatz 2 ist dem § 23 Abs. 1 der Kosten- 
ordnung nachgebildet. Der für die Gebüh- 
renberechnung maßgebliche Wert soll jedoch 
höchstens der dreijährige Pachtzins sein. Dies 
erscheint notwendig, um das Amtsgeschäft 
nicht mit unangemessen hohen Gebühren zu 
belasten. 

3. Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 7 
Abs. 2 und 3. Die Fassung des Satzes 1 ist an 
§ 20 des Entwurfs angeglichen. Satz 2 enthält 
eine Klarstellung. 

4. Im Absatz 4 ist die im bisherigen § 7 
Abs. 4 enthaltene Aufzählung um die in den 
§§ 765 a, 813 a ZPO vorgesehenen Fälle ver- 
vollständigt. 

5. Im Absatz 5 ist klargestellt, daß die Vor- 
schrift nur gilt, wenn nicht Absatz 1 anzu- 
wenden ist, so daß z. B. für den freihändigen 
Verkauf, auch wenn dieser nach § 825 ZPO 
angeördnet worden ist, die höheren Gebüh- 
ren des Absatzes 1 erhoben werden. 

Die Höhe der Gebühren ergibt sich nun aus 
der Gebührenstaffel (vgl. oben 1). Die Be- 
stimmung einer besonderen Mindestgebühr 
ist nidit mehr erforderlich, da die geringste 
Gebühr von 1 DM, die die Tabelle vorsieht, 
ausreicht. Dagegen sind die im bisherigen § 7 
Abs. 5 bestimmten Höchstgebühren (24 DM 
und 2,40 DM) beibehalten und auf 25 DM 
und 2,50 DM aufgerundet. Anstelle der im 
bisherigen § 7 Abs. 5 letzter Hilbsatz ent- 
haltenen Verweisung auf § 5 Abs. 2 (nun 
§19 Abs. 2 des Entwurfs) ist der Inhalt der 
Vorsdirift unmittelbar angegeben; für die 
höchste Stundengebühr sind, wie im § 17 
Abs. 3 des Entwurfs, 4 DM vorgesehen. 

Zu § 22 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 

§ 8 . 

1. Die Wegnahmegebühr, die bisher mit Zu- 
schlag 2,40 DM beträgt, ist unangemessen 


niedrig. Sie steht in keinem Verhältnis zu der 
Mühewaltung und Verantwortung, die das 
Amtsgeschäft mit sich bringt. Im Absatz 1 ist 
zwar davon abgesehen, die bisherige Festge- 
bühr durch eine Wertgebühr zu ersetzen, 
weil Streitigkeiten über den Wert der weg- 
genommenen Sache vermieden werden sol- 
len. Es ist aber erforderlich, die Festgebühr 
beträchtlich zu erhöhen. Der Entwurf sieht 
6 DM vor. 

2. Auch die im Absatz 2 bisher vorgesehene 
Stundengebühr von 1,20 DM ist zu niedrig. 
Der Entwurf sieht 2 DM vor. 

3. Absatz 3 ist nur sprachlich geändert. 

Zu § 23 

Die Bestimmung, die dem bisherigen § 9 
entspricht, ist nur sprachlich geändert. 

Zu § 24 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 

§ 10 . 

1. Absatz 1 Nr. 1 ist an den Wortlaut des 
§ 885 ZPO angeglichen. Er spricht nicht 
mehr von „bewohnten Schiffen“, sondern 
von „eingetragenen Schiffen oder Schiffsbau- 
werken“. Für die Wegnahme und Übergabe 
ausländischer Schiffe, die, wenn sie deutsche 
Schiffe wären, in das Schiffsregister eingetra- 
gen werden müßten, ist die gleiche Gebühr 
vorgesehen. 

Nr. 2 ist neu eingefügt, da die meisten Lan- 
desrechte die Gebühren für solche Geschäfte 
schon bisher nach den §§ 10, 11 der Gebüh- 
renordnung regeln. 

Nr. 3 ist unverändert. 

Die im bisherigen Absatz 1 bestimmte Ge- 
bühr, die mit Zuschlag 3,60 DM beträgt, ist 
unangemessen niedrig, besonders, wenn man 
berücksichtigt, daß die Gebühr auch Zwangs- 
räumungen, die bekanntlich zu den schwie- 
rigsten Geschäften des Gerichtsvollziehers ge- 
hören, umfaßt. Es ist daher eine beträcht- 
liche Erhöhung der Gebühren erforderlich. 
Der Entwurf sieht 9 DM vor. 

2. Auch die im bisherigen Absatz 1 bestimmte 
Stundengebühr, die mit Zuschlag 1,20 DM 
beträgt, ist unangemessen niedrig. Absatz 2 
sieht hierfür 3 DM vor. 

3. Im Absatz 3 ist die bisherige Verweisung 
auf Absatz 1 Nr. 1 weggelassen worden, weil 
die Wegschaffung beweglicher Sachen, die 
nicht Gegenstand der Zwangsvollstreckung 
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sind, z. B. auch in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 2 Vorkommen kann. 

Zu § 25 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 

§ 11 . 

1. Für die Absätze 1 und 2 sind in Anleh- 
nung an § 16 Abs. 4 und § 20 Abs. 1 und 2 
allgemeine Fassungen vorgesehen. 

Die Gebühr des Absatzes 1, die bisher ein- 
schließlich Zuschlag 0,60 DM beträgt, ist auf 
1 DM, die Gebühr des Absatzes 2, die bis- 
her 1,20 DM beträgt, ist auf 2 DM auf ge- 
rundet. 

Für den Fall, daß der Gerichtsvollzieher das 
Schiff oder Schiffsbau werk nicht vorgefun- 
den hat, ist — entsprechend dem § 22 Abs. 3 
— die Hälfte der im § 24 Abs. 1, 2 bestimm- 
ten Gebühr vorgesehen. 

2. Die für eine Zwangsräumung angesetzten 
Termine müssen erfahrungsgemäß — z. B. 
auf Antrag des Gläubigers oder auf Grund 
von Vollstreckungssciiutzmaßnahmen — häu- 
fig abgesetzt werden. Die mit der Anberau- 
mung der neuen Termine verbundene Arbeit 
rechtfertigt es, hierfür besondere Gebühren 
vorzusehen. Nach dem neuen Absatz 3 soll 
daher für die Anberaumung eines neuen Ter- 
mins — wie nach § 21 Abs. 4 — eine Ge- 
bühr von 0,60 DM erhoben werden. 

Zu § 26 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 

§ 12 . 

1. Absatz 1 ist sprachlich vereinfacht. Daß 
die für die Verhaftung bestimmte Gebühr 
auch die anschließende Ablieferung zur Haft 
umfaßt, braucht nicht besonders hervorge- 
hoben zu werden; denn dies ergibt sich be- 
reits daraus, daß für die Ablieferung zur 
Haft keine besondere Gebühr bestimmt ist. 

2. Absatz 2 entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 3. Da § 20 Abs. 1 und 2, auf den ver- 
wiesen Ist, in dem Entwurf eine allgemeine 
Fassung erhalten hat (vgl. zu § 20 Nr. 1), 
umfaßt er nunmehr auch die im bisherigen 
Absatz 2 geregelten Fälle, in denen die Ver- 
haftung aus den in den §§ 904, 906 ZPO 
genannten Gründen unterbleibt. Da es auch 
nicht erforderlich erscheint, für diese selten 
vorkommenden Fälle, wie bisher, besondere 
Gebühren zu bestimmen, hat der Entwurf 
den bisherigen Absatz 2 nicht übernommen. 


Zu § 27 

1. Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 13. 
Die Höhe der Gebühren ist nunmehr der 
Tabelle zu entnehmen (vgl. § 13 Abs. 1 und 
Einleitung II, 5). Klargestellt ist, daß die Ge- 
bühr auch erhoben wird, wenn an den Ge- 
richtsvollzieher nur Kosten bezahlt werden; 
ferner, daß unbare Zahlungen, die der Ge- 
richtsvollzieher annehmen darf, baren Zah- 
lungen gleich stehen. Auch Satz 2 enthält 
Klarstellungen. 

2. Der neu angefügte Absatz 2 bestimmt in 
Anlehnung an Vorschriften einiger Landes- 
rechte, daß die Gebühr für die Annahme, 
Aufbewahrung und Ablief erung von Geld er- 
hoben wird, das dem Gerichtsvollzieher frei- 
willig außerhalb der Zwangsvollstreckung 
übergeben wird. Eine solche Gebühr ist ge- 
rechtfertigt, weil mit jeder Entgegennahme, 
Aufbewahrung und Ablieferung von Geld 
eine besondere Verantwortung verbunden 
ist. Bei der Empfangnahme der Wechsel- 
oder Schecksumme wird Absatz 2 durch die 
Sondervorschrift des § 32 Abs. 2 ausgeschlos- 
sen (vgl. § 32 Abs. 2 Satz 2). Die Vorschrift 
Ist auch nicht anwendbar, wenn mit der La- 
dung von Zeugen oder Sachverständigen das 
Darbieten einer Entschädigung (§ 220 Abs. 2 
StPO) verbunden ist (vgl. § 16 Abs. 3 Satz 2 
und Nr. 3 der Begründung hierzu). 

Zu § 28 

Die Bestimmung regelt die Gebühren für die 
Bewachung und Verwahrung von Schiffen 
oder Schiffsbauwerken, die dem Gerichts- 
vollzieher landesrechtlich übertragen ist, in 
Anlehnung an das bisherige preußische, hes- 
sische und badische Recht. Die Vorschriften 
des Landesrechts, nach denen das Amtsge- 
richt eine weitere angemessene Gebühr fest- 
setzen kann, wenn das Geschäft besonders 
schwierig ist, hat der Entwurf aus Gründen 
der Vereinfachung nicht übernommen. Dafür 
hat er die landesrechtlich bisher auf 5 DM 
(mit Zuschlag 6 DM) bestimmten Gebühren 
auf 12 DM erhöht, weil es sich bei Schiffen 
oder Schiffsbauwerken in aller Regel um 
Wertobjekte handelt, die eine Gebühr in sol- 
cher Höhe rechtfertigen. Lediglich in den 
Fällen des Satzes 2 soll — entsprechend § 22 
Abs. 3 — nur die Hälfte dieser Gebühr er- 
hoben werden. 

Zu § 29 

Die Bestimmung regelt die Gebühren für die 
im Auftrag des Gerichts erfolgte Feststellung 
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der Mieter oder Pächter von Grundstücken, 
die bisher landesrechtlich geregelt sind. Die 
Höhe der Gebühren ist dem bisherigen hes- 
sischen Recht entlehnt, das sie 1951 neu fest- 
gesetzt hat. Der nach dem Kostenmaßnah- 
mengesetz auch in Hessen zu erhebende Zu- 
schlag ist jedoch nicht hinzugerechnet. Gleich- 
wohl tritt gegenüber dem preußischen und 
bayerischen Recht eine Erhöhung ein, die 
aber durch den Arbeitsaufwand, den das Ge- 
schäft verursacht, gerechtfertigt ist. 

Zu S 30 

Die Bestimmung regelt Gebühren für Ge- 
schäfte, die dem Gerichtsvollzieher landes- 
rechtlich übertragen sind. 

1. Absatz 1 entspricht dem § 8 der baye- 
rischen Landesgebührenordnung. Diese sieht 
eine Gebühr von 3 DM, mit Zuschlag 
3,60 DM, für jede angefangene Stunde, bei 
Sachen höchstens 24 DM und bei Geld höch- 
stens 25 DM vor. Da es jedoch schwierig ist, 
bei solchen Geschäften die Zeitdauer nach 
Beginn und Ende zu bestimmen, länger dau- 
ernde Geschäfte dieser Art auch nur sel- 
ten Vorkommen dürften, sieht der Entwurf 
eine für Geld- und Sachangebote einheitliche 
Festgebühr von 6 DM vor. Bei Geldangebo- 
ten tritt die sogen. Hebegebühr nach § 27 
des Entwurfs hinzu. 

2. Für die Beurkundung eines Leistungsange- 
bots sind bisher für Bayern, Bremen, Hessen 
und das ehemalige Baden und Preußen Ge- 
bührenvorschriften vorgesehen, die nicht 
einheitlich sind. Absatz 2 folgt im Grundsatz 
dem bayerischen Recht, indem er als Gebühr 
für die Beurkundung des Leistungsangebots 
die Hälfte der für das Angebot selbst be- 
stimmten Gebühr vorsieht. 

3. Absatz 3 erweitert den Anwendungsbe- 
reich des Absatzes 2 mit Rücksicht auf Ge- 
schäfte, die dem Gerichtsvollzieher in Hessen 
übertragen sind. 

Zu § 31 

Die Bestimmung regelt Gebühren für Ge- 
schäfte, die dem Gerichtsvollzieher landes- 
rechtlich übertragen sind. 

1. Nr. 1 entspricht dem bisherigen baye- 
rischen Recht. 

2. Nr. 2 entspricht dem bisherigen badischen 
Recht. 


Die Gebühr, die bisher einschließlich Zuschlag 

0. 60. DM beträgt, ist jedoch an Nr. 1 ange- 
glichen. 

3. Nr. 3 entspricht dem bisherigen bre- 
mischen Recht. 

Zu S 32 

Die Bestimmung regelt Gebühren für Ge- 
schäfte, die dem Gerichtsvollzieher landes- 
rechtlich übertragen sind. 

Die landesrechtlichen Gebührenvorschriften 
für die In den Absätzen 1 und 2 genannten 
Geschäfte sind uneinheitlich. Das ehemals 
preußische, braunschweigische und oldenbur- 
glsche sowie das hessische, hamburglsche und 
bremische Recht verweisen wegen eines Teils 
der Geschäfte auf die Kostenordnung. Die 
anderen Landesrechte haben für solche Ge- 
schäfte z. T. besondere Gebührenstaffeln, 
z. T. erklären sie in erster Linie für andere 
Geschäfte bestimmte Vorschriften der Lan- 
desgebührenordnungen für anwendbar. Da 
es sich hier um Geschäfte handelt, die auch 
von Gerichten, Gerichtsbeamten oder No- 
taren vorgenommen werden können, Ist es 
im Interesse der Einheitlichkeit der Gebüh- 
renerhebung zweckmäßig, die Vorschriften 
der Kostenordnung auch dann anzuwenden, 
wenn das Amtsgeschäft vom Gerichtsvoll- 
zieher erledigt wird. 

Zu § 33 

1. Die Bestimmung regelt die Gebühren für 
die Schätzung von Sachen und Rechten, die 
dem Gerichtsvollzieher landesrechtlich über- 
tragen Ist. Das hamburglsche und bremische 
Recht enthält Gebührenvorschriften für die 
Schätzung von Gegenständen, und zwar sieht 
das bremische Recht eine Zeitgebühr (3 DM 
je Stunde) vor, die sich bei Werten von mehr 
als 5000 DM um wertmäßig gestaffelte Zu- 
schläge erhöht, während das hamburglsche 
Recht als Wertgebühr 1 ®/o des Schätzungs- 
werts bestimmt. Während nach hambur- 
gischem Recht die Gebühr zusätzlich zu der 
Gebühr für die Aufnahme von Vermögens- 
verzeichnissen usw. erhoben wird, bestimmt 
das bremische Recht, daß die für die Auf- 
nahme von Vermögensverzeichnissen usw. 
und die Abschätzung von Gegenständen ein- 
heitlich bestimmte Gebühr bei Zusammen- 
treffen mehrerer dieser Geschäfte nur einmal 
erhoben wird. 

2. Absatz 1 folgt dem Grundgedanken der 
hamburgischen Regelung. Die Schätzungsge- 
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bühr soll neben der Gebühr für die Auf- 
nahme von Vermögensverzeidinissen erhoben 
werden, weil mit der Sdiätzung stets eine 
besondere Mühewaltung und Verantwor- 
tung verbunden ist. Daß die Schätzungsge- 
bühr neben der Gebühr für die Aufnahme 
eines Vermögensverzeichnisses usw. erhoben 
wird, ergibt Absatz 2. Es braucht daher in 
Absatz 1 nicht besonders hervorgehoben zu 
werden. Klargestellt ist jedoch, daß die 
Schätzungsgebühr nur erhoben wird, wenn 
ein besonderer auf Schätzung gerichteter Auf- 
trag erteilt ist. Die bei Zwangsvollstreckun- 
gen, z. B. bei der Pfändung, von Amts wegen 
vorzunehmende Schätzung wird durch die 
für die Pfändung bestimmte Gebühr abge- 
golten. Die Höhe der Schätzungs gebühr ist 
der Tabelle zu entnehmen (vgl. § 13 Abs. 1 
des Entwurfs und Einleitung II 5). 

3. Absatz 2 lehnt sich an das bremische Recht 
und an § 46 Abs. 1 Satz 2 der Kostenord- 
nung an. Die Erhöhung der Gebühr ist aus- 
geschlossen, wenn die Schätzungsgebühr 
neben der in § 32 Abs. 1 bestimmten Ge- 
bühr zu erheben ist, weil vermieden wer- 
den soll, daß der Zeitaufwand bei längerer 
Dauer der Geschäfte doppelt vergütet wird. 

4. Absatz 3 regelt die Gebühren bei vorzei- 
tiger Erledigung des Auftrags durch Verwei- 
sung auf § 25 Abs. 1 und 2. 

Zu § 34 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 
§ 15. Entsprechend dem erweiterten Gel- 
tungsbereich des Geriditsvollzieherkostenge- 
setzes (vgl. § 1 des Entwurfs und Einlei- 
tung II 2) ist die Vorschrift allgemein gefaßt, 
also nicht mehr, wie bisher, auf Zustellungen 
und Vollstreckungshandlungen beschränkt. 
Klargestellt ist, daß die doppelten Gebühren 
nur erhoben werden, wenn der Gerichtsvoll- 
zieher „auf Verlangen" zur Nachtzeit oder 
an einem Sonn- oder Feiertag tätig wird. 

Zu § 35 

1. Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem 
bisherigen § 16. In Nr. 3 sind die Fern- 
schreibkosten eingefügt. 

2. Die Auslagen für einen Vordruck (Ab- 
satz 1 Nr. 2) waren im früheren § 16 Abs. 2 
mit 1 RPf, und, wenn der Vordruck mehr 
als 2 Bogenseiten umfaßte, mit 2 RPf anzu- 
setzen. Durch die Allgemeine Verfügung des 
fr. Reichsministers der Justiz vom 26. März 
1938 (Deutsche Justiz S. 490) wurde der 


Pauschsatz auf 5 RPf erhöht und ein Pausch- 
satz von 20 RPf für Ortsgespräche über den 
eigenen Fernsprecher des Gerichtsvollziehers 
neu eingeführt. Diese Allgemeine Verfügung 
ist von den Ländern teilweise geändert, teil- 
weise durch eigene Anordnungen ersetzt 
worden. 

Absatz 2 Nr. 1 und 2 sehen eine Ermächti- 
gung für die Landesregierungen vor, Pausdi- 
sätze durch Rechtsverordnungen für Vor- 
druckkosten und für im Ortsverkehr zu ent- 
richtende Fernsprechgebühren zu bestimmen. 
Damit soll es ermöglicht werden, die Pausdi- 
sätze den wechselnden Verhältnissen anzu- 
passen, ohne jedesmal den Gesetzgeber be- 
mühen zu müssen. Es ist zu erwarten, daß 
sich die Länder wegen der wünschenswerten 
Vereinheitlichung der Pauschsätze unterein- 
ander verständigen. 

Für die Verwahrung von Sachen (Absatz 2 
Nr. 3) werden bisher in einigen Ländern Ge- 
bühren erhoben (Bayern und Baden), wäh- 
rend in Hamburg Lagermiete In Rechnung 
gestellt wird. Die Verwahrung von Sachen 
kommt nur im Zusammenhang mit gebüh- 
renpflichtigen Geschäften vor, z. B. bei Pfän- 
dungen, Verwahrungen, Räumungen usw. 
Um eine Häufung von Gebühren zu vermei- 
den, sieht der Entwurf für die Verwahrung 
keine besonderen Gebühren vor, sondern ge- 
stattet es lediglich, die Auslagen in Redinung 
zu stellen (Absatz 1 Nr. 8). Wenn die Lagerung 
in Räumen erfolgt, die allgemein für Zwecke 
des Gerichtsvollziehers bereitgehalten wer- 
den, sind die für die Verwahrung der einzel- 
nen Sache aufgewandten Auslagen in der Re- 
gel kaum festzustellen. Daher sollen die Lan- 
desregierungen nach dem Entwurf ermäch- 
tigt werden, auch für die Verwahrung von 
Sachen Pauschsätze zu bestimmen. 

Es ist ferner zweckmäßig, auch eine Pauscha- 
lierung der Kosten für Arbeitshilfen und der 
Kosten für die Benutzung von eigenen Be- 
förderungsmitteln der Gerichtsvollzieher 
(Absatz 2 Nr. 4) durch Rechtsverordnungen 
vorzusehen, um die Sätze den wechselnden 
Verhältnissen rasch anpassen zu können. 

Zu § 36 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 
§ 17. 

1. Absatz 1 Nr. 1 klärt die Streitfrage, ob für 
die Abschrift der Urkunde über die Zustel- 
lung des Pfändungs- und Überweisungsbe- 
schlusses, die dem Schuldner nach § 829 
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Abs. 2 Satz 2 ZPO zuzustellen ist, Sdireib- 
gebühren erhoben werden, und zwar im be- 
jahenden Sinn. 

Die Nr. 2, die neu eingefügt ist, entspricht 
dem § 71 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes. 
In Nr. 4 ist neu vorgesehen, daß Sdireibge- 
bühren auch für die dem Schuldner auf An- 
trag zu erteilende Abschrift des Haftbefehls 
(§ 909 ZPO) erhoben werden, weil es nicht 
angemessen erscheint, diese Abschrift, was 
Schreibgebühren anlangt, anders zu behan- 
deln, als die auf Antrag erteilten Abschriften 
der vom Gerichtsvollzieher aufgenommenen 
Urkunden (vgl. Nr. 1). 

2. Absatz 2 verweist in Übereinstimmung mit 
dem bisherigen Recht wegen der Höhe der 
Schreibgebühren auf das Gerichtskosten- 
gesetz, und zwar auf § 71 Abs. 3, 4 und 6 
in der Fassung, die diese Vorschrift nach dem 
Entwurf erhalten soll. 

Zu § 37 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 

§ 20 . 

1. Nach den meisten Kostengesetzen sind die 
Reisekostenvergütungen usw., die den Be- 
amten bei Geschäften außerhalb ihres Dienst- 
orts zu gewähren sind, dem Kostenschuldner 
als Auslagen in Rechnung zu stellen (vgl. 
§ 72 Nr. 5 des Gerichtskostengesetzes, 5 H9 
Nr. 5, § 153 der Kostenordnung). Nach der 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher 
wird für die Reise ein fester Kilometersatz 
erhoben, der zu den für jedes Geschäft ent- 
stehenden Gebühren hinzutritt, auch wenn 
der Gerichtsvollzieher mehrere Geschäfte auf 
derselben Reise erledigt. Diese Regelung be- 
zweckt, ein einzelnes Amtsgeschäft nicht mit 
übermäßig hohen Reisekosten zu belasten, 
wenn der Gerichtsvollzieher allein wegen die- 
ses Geschäftes eine Reise unternehmen muß. 
Daher soll der Maßstab für die dem Kosten- 
schuldner in Rechnung zu stellenden Reise- 
kosten nicht in dem Aufwand gefunden wer- 
den, den gerade das einzelne Geschäft verur- 
sacht. Vielmehr soll ein mäßiger Kilometer- 
satz für alle auswärtigen Geschäfte erhoben 
werden, so daß durch das erfahrungsgemäß 
häufige Zusammentreffen mehrerer Geschäfte 
auf einer Reise auf die Dauer gesehen die 
Mindereinnahme ausgeglichen wird, die ent- 
steht, wenn einmal allein wegen eines ein- 
zigen Geschäfts eine Reise unternommen 
werden muß. Dieser Regelung hat sich das 


Dienstrecht für Gerichtsvollzieher angepaßt. 
Indem es anstelle des Auslagenersatzes, der 
Tage- und Übernachtungsgelder usw., die 
sonstige Beamten erhalten, den Gerichtsvoll- 
ziehern die Reisekosten überläßt, die von 
der Staatskasse auf Grund des § 20 der Ge- 
bührenordnung von den Kostenschuldnern 
erhoben werden. 

Diese Regelung, die sich bewährt hat. Ist In 
dem Entwurf übernommen. Da jedoch ein 
Betrag erhoben wird, der Zeit, Mühe und 
Aufwand, Fahrtkosten usw. für die auswär- 
tige Tätigkeit nur pauschal abgelten soll, be- 
zeichnet der Entwurf die zu erhebenden 
Reisekosten als Reisekostenpauschbetrag. 

2. Absatz 1 entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 1. Klargestellt Ist, daß die Länge des 
Hin- und Rückwegs von Ortsmitte zu Orts- 
mitte gerechnet wird. 

3. Absatz 2 bestimmt die Fälle, in denen der 
Reisekostenpauschbetrag ausnahmsweise nur 
einmal erhoben wird, wenn auf derselben 
Reise mehrere Geschäfte erledigt werden. 
Der Entwurf lehnt sich an den bisherigen 
Absatz 2 an, vereinfacht diesen aber. Insbe- 
sondere Ist die bisherige Vorschrift, daß sich 
mehrere für denselben Auftraggeber an dem- 
selben Ort erledigte Geschäfte auf dieselbe 
Rechtsangelegenheit beziehen müssen, nicht 
übernommen worden, weil sie zu Ausle- 
gungsschwierigkelten geführt hat. Neu vor- 
gesehen ist, daß der Reisekostenpauschbetrag 
nach der Zahl der Schuldner zu verteilen ist, 
wenn mehrere Aufträge desselben Auftrag- 
gebers auf einer Reise In derselben Gemeinde 
erledigt werden. 

4. Absatz 3 ersetzt den bisherigen Absatz 3 
Im Hinblick auf die im § 38 für die Landes- 
regierungen vorgesehene Ermächtigung, ein 
Wegegeld einzuführen. 


Zu § 38 

1. Durch § 20 Abs. 3 der Gebührenordnung 
Ist der fr. Reichsminister der Justiz ermäch- 
tigt worden, für einzelne Ortschaften oder 
Gruppen benachbarter Ortschaften zu be- 
stimmen, ob und in welchem Umfang dem 
Gerichtsvollzieher für Wege, die er innerhalb 
dieser Ortschaften oder außerhalb derselben 
in einem Umkreis von weniger als 2 km zu- 
rücklegen muß, eine Entschädigung für Reise- 
kosten zu gewähren Ist. Durch Allgemeine 
Verfügung vom 21. Mai 1938 (Deutsche 
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Justiz S. 808) hat der fr. Reichsminister der 
Justiz diese Ermächtigung auf die Oberlan- 
desgerichtspräsidenten übertragen und die- 
sen Richtlinien für die Ausübung der Er- 
mächtigung gegeben. 

2. Absatz 1 sieht vor, die Landesregierungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen zu er- 
mächtigen, weil es auf die örtlichen Verhält- 
nisse ankommt. Ein Wegegeld kann danach 
für zwei verschiedene Zwecke bestimmt wer- 
den: 

a) Nach § 37 des Entwurfs wird ein Reise- 
kostenpauschbetrag erhoben, wenn der 
Gerichtsvollzieher zur Vornahme einer 
Amtshandlung einen Hin- und einen 
Rückweg von mindestens 2 km außerhalb 
der Gemeinde seines Amtssitzes zurück- 
legen muß. Bei Geschäften in benachbar- 
ten Gemeinden, zwischen denen günstige 
und billige Verkehrsverbindungen be- 
stehen, kann es unbillig sein, den Reise- 
kostenpauschbetrag zu erheben, weil der 
tatsächliche Aufwand auf die Dauer ge- 
sehen erheblich geringer ist. Daher soll in 
solchen Fällen an die Stelle des Reise- 
kostenpauschbetrages (vgl. § 37 Abs. 3) 
das nach Nr. 1 von der Landesregierung 
bestimmte Wegegeld treten. Das Wege- 
geld dient dazu, die sonst entstehenclen 
Kosten, zu denen der Reisekostenpausch- 
betrag gehören würde, zu vermindern. 

b) Für Wege, die der Gerichtsvollzieher in- 
nerhalb des Gebiets der Gemeinde seines 
Amtssitzes zurücklegen muß, sind im Ent- 
wurf weder Gebühren noch Auslagen be- 
stimmt. Das gleiche gilt für Wege nach 
Orten außerhalb dieses Gebiets, die, ge- 
rechnet von Ortsmitte zu Ortsmitte, we- 
niger als zwei Kilometer entfernt sind. 
Besonders in größeren Gemeinden, in 
denen häufig Beförderungsmittel benutzt 
werden müssen, kann jedoch auf den Er- 
satz der Aufwendungen für solche Wege 
nicht verzichtet werden. Nach Nr. 2 kön- 
nen die Landesregierungen daher bestim- 
men, daß für solche Wege ein Wegegeld 
erhoben wird. In diesen Fällen dient das 
Wegegeld nicht der Verminderung der 
Kosten, sondern dem Ausgleich von Auf- 
wendungen, die durch die Erledigung des 
Amtsgeschäfts entstehen. 

3. Nach Absatz 2 kann die Ermächtigung von 
den Landesregierungen auf idie Landesjustiz- 
verwaltungen übertragen werden. 


A r t i k e 1 I V 

Änderungen der Justizverwaltungs- 
kostenordnung 

Nach dem Vorbild des Gesetzes über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Kostenrechts 
vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S.401) 
sieht der Entwurf vor, die Justizverwaltungs- 
kostenordnung zu ändern, soweit sie als Bun- 
desrecht anzuwenden ist (vgl. auch die Ein- 
leitung der Begründung zu Artikel V). 

Zu Nr. 1 

Die Verordnung über Kosten im Bereich der 
Justizverwaltung ist eine gesetzesvertretende 
Verordnung, die auf Grund des Artikels 5 des 
Ersten Rechtspflegeüberleitungsgesetzes vom 
16. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 91) 
vom fr. Reichsminister der Justiz erlassen 
worden ist. In § 1 ist die Verordnung nun- 
mehr als „Justizverwaltungskostenordnung'* 
bezeichnet. 

Zu Nr. 2 

Die Vorschrift des § 4 über Schreibgebühren 
ist an die Neufassung des § 138 der Kosten- 
ordnung angeglichen. 

Zu Nr. 3 

Die Vorschrift des § 5 über die Erhebung 
sonstiger Auslagen ist an die Neufassung des 
§ 139 der Kostenordnung angeglichen. 

Im Absatz 3 ist die Bezugnahme auf allge- 
meine Verwaltungsvorschriften als entbehrlich 
weggelassen worden. 

Zu Nr. 4 

Die Vorschrift des § 8 Abs. 1 und 2 Ist an die 
Neufassung des § 10 der Kostenordnung an- 
geglichen. Jedoch ist im Absatz 1 nur Ge- 
bührenfreiheit vorgesehen. In Justizverwal- 
tungsangelegenheiten besteht kein Bedürfnis, 
bundesrechtlich auch die Auslagenfreiheit zu 
bestimmen. 

Zu Nr. 5 

1. Nach § 10 der Justizverwaltungskosten- 
ordnung bisheriger Fassung soll im Verwal- 
tungswege bestimmt werden, in welchen Fäl- 
len und in welcher Höhe die Kosten der Voll- 
streckung von Strafen und Maßregeln der 
Sicherung und Besserung zu erstatten sind. 
Im Verwaltungswege kann aber die Bestim- 
mung des § 465 Abs. 1 StPO, die eine grund- 
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sätzlidie Verpflichtung des Verurteilten zur 
Tragung der Verfahrenskosten ausspricht, 
nicht geändert werden. Die Landesjustizver- 
waltungen können auf die dem Land durch 
Gesetz erwachsenen Ansprüche nur kraft 
ihrer Finanzhoheit im Rahmen des Haus- 
haltsrechts allgemein oder im Einzelfalle ver- 
zichten. Deshalb muß in der Justizverwal- 
tungskostenordnung eine bundesgesetzliche 
Grundlage über den Umfang der Vollstrek- 
kungskosten in Strafverfahren geschaffen 
werden. 

Der Umfang einer Pflicht des Verurteilten zur 
Tragung von Vollstreckungskosten wird in 
der vorliegenden Bestimmung verschieden ge- 
regelt. Aus ihr ergibt sich zunächst, daß die 
Kosten für die Vollstreckung einer Geldstrafe 
stets erhoben werden. Hingegen sollen für die 
Vollstreckung von Freiheitsstrafen und mit 
Freiheitsentziehung verbundenen Maßregeln 
der Sicherung und Besserung Kosten dann 
nicht erhoben werden, wenn der Gefangene 
oder Verwahrte die ihm zugewiesene Arbeit 
verrichtet oder wenn er ohne sein Verschulden 
nicht arbeiten kann, d. h. wenn er arbeits- 
unfähig ist oder geeignete Arbeitsmöglich- 
keiten nicht vorhanden sind. Diese Regelung 
schafft einen im Stravollzug wesentlichen psy- 
chologischen Anreiz für den Gefangenen, durch 
geregelte Arbeit in der Anstalt Vollstrek- 
kungskosten zu vermeiden und sein Arbeits- 
verdienst zu eigener späterer Verfügung an- 
zulegen. 

2. Es ist eine Regelung anzustreben, die einen 
Anspruch des Staates auf Vollstreckungs- 
kosten von vornherein nur insoweit entstehen 
läßt, als der Anspruch wirklich geltend ge- 
macht werden soll. Dies erfordert eine Er- 
gänzung der im § 465 Abs. 1 StPO gegebenen 
Grundlage für die Kostenpflicht eines Ver- 
urteilten. Eine bundesgesetzliche Ermächti- 
gung für eine Rechtsverordnung, wie § 10 
Abs. 2 sie vorsieht, überläßt es den Ländern, 
zu bestimmen, in welcher Höhe ein Anspruch 
auf Ersatz der Vollstreckungskosten im üb- 
rigen entstehen soll. 

Zu Nr. 6 

Nach dem bisherigen § 13 entscheidet die 
Aufsichtsbehörde über Beschwerden gegen die 
Festsetzung und den Ansatz der Kosten. 
Rechtsstaatliche Erwägungen erfordern es, die 
Entscheidung dem Richter zu übertragen. 

Absatz 1 lehnt sich an § 13 der Kostenord- 
nung an. Es erscheint jedoch zweckmäßig, die 
in § 13 der Kostenordnung vorgesehenen 
Rechtsbehelfe auch zur Verfügung zu stellen, 


wenn die Behörde einen Kostenvorschuß ver- 
langt, die Amtshandlung von der Zahlung 
eines solchen Vorschusses abhängig macht oder 
Urkunden bis zur Zahlung der Kosten zu- 
rückbehält (vgl. § 7 Abs. 2, 3). 

Um sicherzustellen, daß die Rechtsbehelfe im 
Bund und in den Ländern einheitlich sind, 
bestimmt Absatz 2, daß Absatz 1 auch gilt, 
wenn in Justizverwaltungsangelegenheiten 
Kosten von Behörden der Länder erhoben 
werden. 

Zu Nr. 7 

Die Vorschrift des § 15 ist aus den zu 
Artikel I Nr. 44 unter 2 q und zu Artikel II 
Nr. 22 erörterten Gründen außer Kraft zu 
setzen. 

Zu Nr. 8 

1. Die nach dem Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Kostenrechts zu erhebenden 
Zuschläge sind in das Gebühren Verzeichnis 
eingerechnet. Als Gebühren sind möglichst 
runde Beträge bestimmt. 

2. Die Änderungen bei der Bezeichnung des 
Gegenstandes des gebührenpflichtigen Ge- 
ischäfts sind im Wesentlichen redaktioneller 
Art. Die Vorschriften der Durchführungs Ver- 
fügung zur Justizverwaltungskostenordnung 
vom 21. Mai 1940 (Deutsche Justiz S. 621) 
sind eingearbeitet, soweit es erforderlich er- 
scheint, sie als Rechtsvorschriften aufrecht zu 
erhalten. 

3. Nach Nr. 7 II des Gebühren Verzeichnisses 
wird im Verwaltungswege bestimmt, inwie- 
weit für die Erledigung ausländischer Rechts- 
hilfeersuchen usw. in Strafsachen Gebühren 
und Auslagen zu erheben sind. Die Bestim- 
mung von Gebühren im Verwaltungswege ist 
mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht ver- 
einbar. Der Entwurf sieht daher eine Rechts- 
vorschrift vor. 


Artikel V 

Änderungen der Justizbeitreibungs- 
ordnung 

Die Justizbeitreibungsordnung vom 11. März 
1937 ist teils als Bundes-, teils als Landesrecht 
anzuwenden. Nach dem Vorbild von Artikel 4 
und Artikel 9 des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Kostenrechts vom 7. Au- 
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gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) sieht 
der Entwurf vor, die Justizbeitreibungsord- 
nung zu ändern, „soweit sie als Bundesrecht 
anzuwenden ist“. Im § 1 Abs. 4 ist jedoch er- 
gänzend bestimmt, daß die Vorschriften der 
Justizbeitreibungsordnung des Bundes über 
das gerichtliche Verfahren (vgl. Art. 74 Nr. 1 
des Grundgesetzes) auch gelten, soweit An- 
sprüche der im § 1 1 bis 3 bezeichneten 

Art auf Grund von Landesrecht beigetrieben 
werden. Dadurch wird erreicht, daß sich das 
gerichtliche Verfahren bei der Beitreibung von 
Justizverwaltungsabgaben im Bund und in 
den Ländern einheitlich vollzieht. 

Zu Nr. 1 

1. Die Eingangsworte des § 1, die noch An- 
sprüche des „Reichs“ und Behörden der 
„R€ichs“-Justizver waltung erwähnen, sind den 
veränderten staatsrechtlichen Verhältnissen 
angepaßt. Es ist nicht erforderlich, den Ho- 
heitsträger, der Gläubiger des Anspruchs ist, 
ausdrücklich zu benennen. Es genügt vielmehr, 
von Ansprüchen zu sprechen, die für Justiz- 
verwaltungsbehörden einzuziehen sind. 

2. Die Justizbeitreibungsordnung ist eine ge- 
setzesvertretende Verordnung, die auf Grund 
Artikel 5 des Ersten Rechtspflegeüberleitungs- 
gesetzes vom 1 6. Februar 1 934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 91) vom fr. Reichsminister der Justiz er- 
lassen worden ist. In Nr. 4 und an anderen 
Stellen ist die Verordnung nunmehr als 
„ Justizbeitreibungsordnung“ bezeichnet. 

3. Die Nr. 5, 6 und 7 sind den staatsrecht- 
lichen Verhältnissen angepaßt. 

4. Soweit Ansprüche der im Absatz 1 bezeich- 
neten Art nach den für das Deutsche Patent- 
amt geltenden Kostenvorschriften entstehen, 
sollen diese Ansprüche im Gegensatz zum 
bisherigen Recht nach Absatz 3 nach der 
Justizbeitreibungsordnung eingezogen werden. 

Zu Nr. 2 

1. Nach § 2 Abs. 1 kann für Ansprüche 
der im § 1 Abs. 1 Nr. 7 bezeichneten Art im 
Verwaltungswege eine andere Behörde oder 
Verwaltungsstelle als Vollstreckungsbehörde 
bestimmt werden. Ein Bedürfnis dafür, an- 
dere Behörden als die Gerichtskassen zu Voll- 
streckungsbehörden bestimmen zu können, hat 
sich auch bei anderen beizutreibenden An- 
sprüchen herausgestellt. Die Ermächtigung für 
die Landesregierungen, die der Entwurf 
vorsieht, beschränkt sich daher nicht auf An- 
sprüche der im § 1 Abs. 1 Nr. 7 bezeichneten 
Art. 


2. Im Absatz 2 ist bestimmt, daß auch die 
Amtskassen des Bundesgerichtshofes und des 
Deutschen Patentamts Vollstreckungsbehörden 
sind. Die Amtskasse des Bundesgerichtshofes 
nimmt auch die Kassengeschäfte des Obersten 
Rückerstattungsgerichts, des Bundesverfas- 
sungsgerichts und von zwei Bundesämtern 
wahr. Daher ist vorgesehen, daß die Amts- 
kasse des Bundesgerichtshofes Vollstreckungs- 
behörde auch für Ansprüche anderer Behör- 
den ist, soweit sie deren Kassengeschäfte 
wahrnimmt. 

3. Absatz 3 entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 2. 

4. Im Absatz 4, der dem bisherigen Absatz 3 
entspricht, ist die Ermächtigung zum Erlaß 
allgemeiner Verwaltungsanordnungen wegge- 
fallen. 

Zu Nr. 3 

Nach dem bisheriigen Satz 4 des § 3 wird im 
Verwaltungswege bestimmt, von welchem Be- 
amten die den Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle obliegenden Geschäfte wahrzu- 
nehmen sind. Diese Vorschrift kann als ent- 
behrlich wegfallen. Aus Satz 2, nach dem die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
Zustellungen von Amts wegen sinngemäß an- 
zuwenden sind, ergibt sich bereits, daß die 
Aufgaben, die nach der Zivilprozeßordnung 
dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle ob- 
liegen, von dem Beamten der Vollstreckungs- 
behörde, dem sie als Dienstaufgabe übertragen 
sind, wahrgenommen werden. 

Zu Nr. 4 

Die im § 5 Abs. 2 letzter Halbsatz enthaltene 
Ermächtigung zum Erlaß allgemeiner Verwal- 
tungsanordnungen ist als entbehrlich wegge- 
fallen. 

Zu Nr. 5 

1. Rechtsstaatliche Erwägungen erfordern es, 
die im § 6 Abs. 1 enthaltene Aufzählung der 
sinngemäß anwendbaren Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung zu ergänzen. Neu aufge- 
nommen sind 

a) die §§ 764, 766, 775, 776, 788, 793, § 828 
Abs. 2 ZPO. Während nach dem bisheri- 
gen § 8 der Justizbeitreibungsordnung Er- 
innerungen und Beschwerden gegen die 
Art und Weise der Zwangsvollstreckung 
oder über das Verfahren des Vollzie- 
hungsbeamten im Aufsichtsweg erledigt 
werden, wird nunmehr die Erinnerung 
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zum Vollstreckungsgericht (§ 766 ZPO) 
und gegen dessen Entscheidung die sofor- 
tige Besdiwerde gegeben (§ 793 ZPO). 
Das zuständige Vollstreckungsgericht wird 
durch § 764, bei Erinnerungen gegen den 
Pfändungs- und den Überweisungsbeschluß 
durch § 828 Abs. 2 ZPO bestimmt. Die 
Kosten des gerichtlichen Verfahrens rich- 
ten sich nach § 788 ZPO; 

b) die Vorschriften über das Mindestgebot 
und den gerichtlichen Vollstreckungsschutz 
(§ 817 a, §§ 765 a, 813 a, 851a, b), die 
durch das Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Zwangsvollstreckung vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 

S. 952) in die Zivilprozeßordnung einge- 
fügt worden sind; 

c) die durch Artikel 5 der Durchführungs- 
verordnung zum Gesetz über die Rechte 
an eingetragenen Schiffen und Schiffsbau- 
werken vom 21. Dezember 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1609) eingefügte Vorschrift 
des § 837 a ZPO über die Überweisung 
einer gepfändeten Forderung, für. die eine 
Schiffshypothek besteht, sowie die durch 
das ^ Gesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Zwangsvollstreckung in die 
Zivilprozeßordnung eingefügten Vorschrif- 
ten über die Austauschpfändung und die 
Vorwegpfändung (§§ 811 a bis c ZPO); 

d) § 882 a ZPO, der die Zwangsvollstrek- 
kung gegen juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts regelt. 

2. Nicht mehr angeführt sind im Absatz 1 
die inzwischen außer Kraft getretenen Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung, so die 
§§ 752, 790, 912 ZPO. Auch ^ 911 ist nicht 
angeführt, weil er im Beitreibungsverfahren 
keine Bedeutung hat. Ferner ist § 785 ZPO 
nicht mehr angeführt. Sein Inhalt ist in den 
neuen § 8 aufgenommen. 

3. Da die Zwangsvollstreckung gegen juristi- 
sche Personen des öffentlichen Rechts in dem 
nunmehr für anwendbar erklärten § 882 a 
ZPO bundesrechtlich geregelt ist, ist auf lan- 
desrechtliche Vorschriften nur im Rahmen des 
Vorbehalts im § 15 Nr. 3 EGZPO (i. d. F. 
des Gesetzes vom 20. August 1953) zu ver- 
weisen, nämlich wegen der Zwangsvollstrek- 
kung gegen Gemeindeverbände und Gemein- 
den. 

4. Von § 840 ZPO ist nur Absatz 1 und Ab- 
satz 2 Satz 2 angeführt, da cs bei der im § 4 
vorgeschriebenen Zustellung von Amts wegen 
nicht möglich ist, die Aufforderung zur Ab- 
gabe der in § 840 Abs. 1 ZPO genannten 


Erklärungen und die Erklärungen selbst in 
die Zustellungsurkunide aufzunehmen. Im 
Absatz 2 Satz 3 ist daher ergänzend be- 
stimmt, daß die Aufforderung zur Abgabe 
dieser Erklärungen in den Pfändungsbeschluß 
aufzunehmen ist. 

5. Nach dem Entwurf sind die ane-eführten 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung in der 
Fassung, wie sie beim* Inkrafttreten des in 
dem Entwurf vorgeschlagenen Gesetzes gilt, 
anzuwenden. Die Vorschrift des Artikels 5 
des Gesetzes vom 20. August 1953, daß die 
Änderungen, die dieses Gesetz bestimmt, nicht 
im Verwaltungszwangsverfahren gelten, ist 
damit für das Gebiet der Justizbeitreibungs- 
ordnung schon aus diesem Grunde gegen- 
standslos. 

6. Im Absatz 2 Satz 2 ist zur Klarstellung 
ausdrücklich bestimmt, daß der Pfändungs- 
und der Überweisungsbeschluß, wie bisher, 
von der Vollstreckungsbehörde erlassen wird. 

7. Die Absätze 3 und 4 entsprechen dem bis- 
herigen Recht. 

8. Wegen des bisherigen Absatzes 5, der weg- 
gefallen ist, vgl. zu Nr. 7. 

Zu Nr. 6 

Der bisherige § 8, nach dem über Erinnerun- 
gen gegen die Art und Weise der Zwangsvoll- 
streckung oder über das Verfahren des Voll- 
ziehungsbeamten im Verwaltungswege ent- 
schieden wird, ist außer Kraft zu setzen, weil 
nach § 6 Abs. 1 in solchen Fällen nunmehr 
das Vollstreckungsgericht zu entscheiden hat 
(vgl. zu Nr. 5 unter 1 a). 

Dagegen ist der § 9 Abs. 1, nach dem die 
VoUstreckungsbehörde die Vollstreckungs- 
maßnahmen einstweilen einstellen, aufheben 
oder von weiteren Vollstreckungsmaß- 
nahmen Abstand nehmen kann, wenn Ein- 
wendungen gegen die Vollstreckung erhoben 
werden, nicht aufzuheben. Diese Befugnisse 
der Vollstreckungsbehörde haben selbständige 
Bedeutung neben den entsprechenden Zustän- 
digkeiten, die das Gericht nach dem vorlie- 
genden Entwurf erlangt. 

Zu Nr. 7 

Nach dem bisherigen § 6 Abs. 5 ist der Rechts- 
weg Vorbehalten, wenn gegen einen Schuldner 
vollstreckt wird, der ausschließlich nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts kraft 
Gesetzes zur Leistung oder zur Duldung der 
Vollstreckung verpflichtet ist oder wenn ein 
Dritter gegen die Vollstreckung Widerspruch 
erhebt oder zwangsweise Befriedigung aus 
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dem Vollstreckungserlös verlangt. Daneben 
sind Einwendungen zum Vorstand des Ge- 
richtes, dem die Vollstreckungsbehörde ange- 
hört, und gegen dessen Entscheidung die Be- 
schwerde zu dessen Dienstvorgesetzten zu- 
lässig. 

Diese Vorschrift ist in mehrfacher Hinsicht 
änderungsbedürftig. Wegen der besseren 
Übersicht ist die geänderte Vorschrift als 
neuer § 8 eingefügt. 

1. Der Streit über die Frage, ob eine Lei- 
stungs- oder Duldungspflicht besteht, ist nicht 
im Vollstreckungsverfahren auszutragen. Der 
Rechtsbehelf, mit dem Einwendungen gegen 
den beizutreibenden Anspruch geltend zu 
machen sind, richtet sich nach der Art des An- 
spruchs. In der Rechtsprechung ist anerkannt, 
daß der Rechtsweg nicht dadurch verschlossen 
wird, daß die Beitreibung des Anspruchs im 
Verwaltungszwangsverfahren gestattet ist 
(vgl. Entscheidung des Reichsgerichts in Juri- 
stische Wochenschrift 1937 S. 540 Nr. 6.). 
Für den Regelfall braucht daher die Justiz- 
beitreibungsordnung nicht zu bestimmen, in 
welchem Verfahren z. B. über die Einwen- 
dung, daß der Anspruch gestundet, getilgt 
oder durch Aufrechnung erloschen sei, gericht- 
lich entschieden wird. 

Eine Ausnahme gilt jedoch bei Ansprüchen 
nadi § 1 Abs. 1 Nr. 1, 3, 4, 6 und, soweit es 
sich nicht um Ansprüche gegen Beamte han- 
delt, bei Ansprüchen nach § 1 Abs. 1 Nr. 5. 
Nach allgemeiner Auffassung können mit den 
in den Kostengesetzen vorgesehenen Rechts- 
behelfen (vgl. z. B. § 4 des Gerichstkosten- 
gesetzes und § 13 der Kostenordnung) nur 
Einwendungen erhoben werden, die dem 
Kostenrecht entnommen sind, nicht dagegen 
sonstige Einwendungen, insbesondere nicht die 
Einwendung, daß der Anspruch gestundet 
oder getilgt sei. Es ist daher erforderlich, in 
Absatz 1 den Rechtsweg auch für solche Ein- 
wendungen zu eröffnen. Dabei erscheint es 
zweckmäßig, die Rechtsbehelfe nach den 
sonst für den beizutreibenden Anspruch gel- 
tenden Verfahrensvorschriften vorzusehen. 
Danach sind, z. B. bei der Beitreibung von 
Gerichtskosten die in § 4 des Gerichtskosten- 
gesetzes oder in § 13 der Kostenordnung be- 
stimmten Rechtsbehelfe gegeben. Die gleichen 
Rechtsbehelfe sind vorgesehen, wenn die Haf- 
tung für den Anspruch oder die Verpflichtung 
zur Duldung der Vollstreckung streitig ist. 
Für die Einwendung, daß der beizutreibende 
Anspruch durch Aufrechnung erloschen sei, 
sind die kostenrechtlichen Behelfe nur mit der 
Einschränkung geeignet, daß die Gegenforde- 


rung anerkannt oder gerichtlich festgestellt ist. 
In Anlehnung an § 769 Abs. 1 ZPO ist be- 
stimmt, daß das Gericht die Beitreibung bis 
zum Erlaß der Entscheidung einstellen oder 
gegen Sicherheitsleistung aufheben kann. 

2. Die Einwendung der beschränkten Erben- 
haftung 781 bis 784 ZPO) und die son- 
stigen Einwendungen beschränkter Haftung 
(§ 786 ZPO) sind nach Absatz 2, wie nach 
bisherigem Recht, im Wege der Klage vor 
den ordentlichen Gerichten zu erheben. An 
Stelle des Prozeßgerichts, das nach § 767 
Abs. 1 ZPO zuständig wäre, tritt das Gericht, 
in dessen Bezirk die Vollstreckung stattgefun- 
den hat. 

3. Erhebt ein Dritter Widerspruch gegen eine 
Vollstrechung oder beansprucht er vorzugs- 
weise Befriedigung aus dem Vollstrechungs- 
erlös, so gelten bereits nach § 6 Abs. 1 die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung sinnge- 
mäß. Es ist nicht erforderlich, für diese Fälle 
ein besonderes Verwaltungs verfahren vorzu- 
schreiben. 

Zu Nr. 8 

Nach dem bisherigen § 10 kann die Voll- 
streckungs^behörde zur Sicherung der Voll- 
streckung den persönlichen oder dinglichen 
Arrest anordnen. Beschwerden gegen die 
Arrestanordnung werden Im Verwaltungs- 
weg erledigt. Rechtsstaatliche Erwägungen 
erfordern es, diese Vorschrift erheblich ein- 
zuschränken. 

1. In der Praxis kommt nur der dingliche 
Arrest und auch dieser nur In Strafsachen 
vor. Nach Absatz 1 Ist daher der persön- 
liche Arrest ausgeschlossen; der dingliche 
Arrest ist nur noch wegen der voraussicht- 
lich entstehenden Kosten eines Strafverfah- 
rens zulässig. Die Voraussetzungen eines 
Arrestes sind nicht mehr in Anlehnung an 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung, 
sondern selbständig geregelt: 

a) Es muß eine Entscheidung des Strafrich- 
ters vorliegen» die sich mindestens auf 
dringenden Tatverdacht stützt. Daher 
sind nur Haftbefehl, Unterbringungsbe- 
fehl (§ 126 a StPO) und (nichtrechtskräf- 
tiges) Urteil ausreichend, nicht aber auch 
der Eröffnungsbeschluß. 

b) Es müssen genügend Anhaltspunkte für 
die Besorgnis vorliegen, daß der Schuld- 
ner sich der Zahlung der Kosten ent- 
ziehen wird. 
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c) Angeordnet werden kann der Arrest 
wegen der «vorausslditlidi entstehenden 
Kosten des Strafverfahrens“. Daraus er- 
gibt sich, daß es nicht mehr darauf an- 
kommt, 6b und inwieweit ein Kosten- 
anspruch bereits entstanden ist. Ferner 
liegt darin, daß der Arrest nur wegen der 
voraussichtlichen Kosten des eigentlichen 
Strafverfahrens, nicht auch wegen der 
Kosten der Strafvollstreckung, auch nicht 
wegen einer voraussichtlichen Geldstrafe, 
angeordnet werden fcann. 

2. Der Arrest wird nicht mehr von der Voll- 
streckungsibehörde, sondern vom Richter an- 
geordnet. Das zuständige Gericht wird durch 
Absatz 2 bestimmt. 

3. Die im Absatz 3 enthaltene Aufzählung 
der sinngemäß anwendbaren Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung ist der neuen Rechtslage 
angepaßt. Insbesondere ist neu (bestimmt, daß 
das Vollstreckungsgericht den Arrest aufzu- 
he*ben hat, wenn die Lösungssumme (§ 923 
ZPO) hinterlegt wird (§ 934 Abs. 1, 3, 4 
ZPO). Ferner ist die Vorschrift des § 945 
ZPO angeführt. Dem Schuldner ist Schadens- 
ersatz ZU leisten, wenn tdie im Absatz 1 be- 
stimmten Voraussetzungen bei der Anord- 
nung des Arrestes nicht Vorlagen. Es kommt 
also wie bei § 945 ZPO darauf an, daß diese 
Voraussetzungen von Anfang an nicht ge- 
geben waren. Das Bestehen eines Haftbefehls 
ist nach Absatz 1 eine formelle Voraus- 
setzung für die Anordnung des Arrestes. Für 
den SdiadensersatzanspruA ist daher nicht 
maßgebend, ob der Haftbefehl zu Recht oder 
zu Unrecht bestand oder später aufgehoben 
wurde. Das Zivilgericht, das über den Scha- 
densersatzanspruch ZU befinden hat» kann 
nicht nachprüfen, ob die nur vom Strafge- 
richt zu beurteilenden Voraussetzungen für 
den Haftbefehl Vorlagen. Entsprechendes gilt, 
wenn bei der Anordnung des Arrestes ein 
nicht rechtskräftiges Urteil vorlag, das später 
aufgehdben wurde. 

4. Durch den Arrest darf die Verteidigung 
des Schuldners nicht beschränkt werden. Fer- 
ner müssen ihm die Mittel zur Bestreitung 
seines Unterhalts und ides Unterhalts seiner 
Familie verbleiben. Daher ist nach Absatz 4 
eine Vollziehungsmaßnahme auf Antrag des 
Schuldners vom Gericht aufzuheben, soweit 
er den Pfandgegenstand zur Aufbringung der 
Kosten für diese Zwecke benötigt. Im § 6 ist 
bestimmt, daß die Vollstreckungsschutzvor- 
schriften der Zivilprozeßordnung auch für 
den Anwendungsbereich der Justizbeitrei- 


bungsordnung gelten. Daraus ergibt sich, daß 
diese Vorschriften auch bei einer Voll- 
ziehungsmaßnahme auf Grund des § 10 an- 
wendbar sind. 

Zu Nr. 9 und 10 

Es erscheint angezeigt, die weitläufigen 
Kostenvorschriften, die in den bisherigen 
§§11 bis 18 enthalten sind, zu vereinfachen. 
Sachlich bestimmenid dafür ist die Erwägung, 
daß es nicht gerechtfertigt erscheint, dem 
Schuldner, der es auf die Beitreibung ankom- 
men läßt, dafür andere Kosten zu berech- 
nen, als er bei der Vollstreckung privater 
Forderungen zu zahlen hätte. Dadurch er- 
höhen sich zwar im allgemeinen die Kosten, 
die bis'her für die Beitreibung erhoben wer- 
den. Die Mahngebühr (vgl. bisher § 11) fällt 
jedcJch weg. 

Soweit nach der Justizbeitreibungsordnung 
Gerichte tätig werden, richten sich die 
Kosten bereits nach geltendem Recht nach 
dem Gerichtskostengesetz. Der neue § 11 
Abs. 1 sieht vor, daß das Gerichtskostenge- 
setz sinngemäß auch gilt, wenn die Voll- 
streckungsbehörde den Pfändungs- und den 
Überweisungsbeschluß erläßt. 

Für die Tätigkeit des Vollziehungsibe amten 
soll nach Absatz 2 das Gesetz über Kosten 
der Gerichtsvollzieher sinngemäß gelten. Der 
Reisekostenpauschbetrag (vgl. § 37 des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über Kosten der Ge- 
richtsvollzieher) soll jedoch nicht erhoben 
werden. Es empfltehlt sich nicht, den alten, 
auch in der bisherigen Justizbeitreibungs- 
ordnung verwirklichten Grundsatz preiszu- 
geben, daß der auswärts wohnhafte Schuld- 
ner bei der Verwaltungsvollstreckung nicht 
dadurch benachteiligt werden soll, daß sich 
die Vollstreckungsbehörde nicht an seinem 
Wohnsitz befindet. 


A r t i k e 1 VI 

Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen 

A. Einleitung 

I. Das geltende Recht 

Die geltende Fassung der Gebührenordnung 
für Zeugen und Sachverständige vom 30. Juni 
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1878 — in Kraft getreten am 1. Oktober 

1879 — beruht auf der Bekanntmachung des 
Reichsministers der Justiz vom 21. Dezember 
1925 (Reichsgesetzbl. I S. 471). Sie ist wieder- 
holt geändert ^), die Entschädigungssätze sind 
zuletzt durch die §§ 5, 9 des Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Kosten- 
rechts vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. 

I S. 401) neu bestimmt worden, 

II. Die Grundgedanken des 
Entwurfs 

1. Das Gesetz ist nicht mehr als „Gebühren- 
ordnung"' bezeichnet, weil Zeugen und Sach- 
verständige keine Gebühren erhalten, son- 
dern entschädigt werden. In Anlehnung an 
die Verordnung über die Entschädigung der 
Schöffen und Geschworenen vom 1. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 485) ist die Über- 
schrift; „Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen" vorgesehen. 

2. Die §§ 401, 413 der Zivilprozeßordnung 
und die §§ 71, 84 der Strafprozeßordnung 
enthalten nur einige Grundsätze über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachverstän- 
digen. Im übrigen verweisen diese Vorschrif- 
ten auf die Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverständige. Der Entwurf regelt die 
Entschädigung der Zeugen und Sachverstän- 
digen nach Grund und Höhe selbständig. Da- 
her sind im Artikel IX § 2 Nr. 4 und 5, § 8 
Nr. 1 und 2 des Entwurfs für die §§ 401, 
413 der Zivilprozeßordnung und die §§ 71, 
84 der Strafprozeßordnung Fassungen vorge- 
sehen, die nur noch Verweisungen auf das 
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen enthalten. 

3. Die Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverständige gilt unmittelbar nur in Ver- 
fahren nach der Zivilprozeßordnung, der 
Strafprozeßordnung und der Konkursord- 
nung. In vielen anderen Verfahrensgesetzen 
ist aber die Anwendung der Gebührenord- 
nung vorgeschrieben. Der Entwurf verein- 
heitlicht das Entschädigungsrecht. Das neue 
Gesetz soll gelten, wenn Zeugen und Sachver- 
ständige „von dem Gericht" zu Beweiszwek- 
ken herangezogen werden. Danach werden 
Zeugen und Sachverständige in allen gericht- 
lichen Verfahren nach den gleichen Grund- 


1) 3. Notverordnung vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I 
S. 537/565), Gesetz vom 12. September 1950 (BGBl. 
S. 455), Gesetz vom 7. August 1952 (BGBl. I 
S. 401). 


Sätzen entschädigt, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, welchem Zweig der Gerichtsbarkeit 
das Gericht angehört. Für Zeugen und Sach- 
verständige, die von Verwaltungsbehörden, 
insbesondere von der Polizei, vernommen 
werden, gilt das Gesetz nicht, es sei denn, daß 
es der Gesetzgeber, der für die Regelung des 
Verwaltungsverfahrens zuständig ist, für ent- 
sprechend anwendbar erklärt hat. Die enge 
Verbindung der staatsanwaltlichen Tätigkeit 
mit den gerichtlichen Verfahren rechtfertigt 
es aber, die von dem Staatsanwalt zu Beweis- 
zwecken herangezogenen Zeugen und Sach- 
verständigen wie Zeugen und Sachverstän- 
dige zu entschädigen, die von dem Gericht 
herangezogen werden. 

4. In Übereinstimmung mit dem bisherigen 
Recht Ist die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen verschieden geregelt. 

a) Zeugen werden für ihren Verdienstausfall 
entschädigt (§ 2 Abs. 1 des Entwurfs). Die 
Ablegung eines Zeugnisses vor Gericht Ist 
eine staatsbürgerliche Pflicht, für deren Er- 
füllung ein Entgelt nicht verlangt werden 
kann. Dem Zeugen wird jedoch aus Billig- 
keitsgründen eine Entschädigung gewährt, 
wenn er einen Verdienstausfall erlitten hat. 
Die Entschädigung Ist durch das Gesetz vom 
7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) den 
Zeitverhältnissen angepaßt worden. Diese 
haben sich seitdem nicht derart geändert, daß 
es gerechtfertigt wäre, die Entschädigungs- 
sätze beträchtlich zu erhöhen. Jedoch ist im 
§ 2 Abs. 2 und 4 des Entwurfs vorgesehen, 
den Höchstbetrag der Entschädigung für eine 
Stunde von 2,50 DM auf 3 DM aufzurunden 
und den Höchstbetrag der Entschädigung für 
einen Tag von bisher 20 DM auf das acht- 
fache der Höchstentschädigung für eine 
Stunde, also auf 24 DM, zu bestimmen. 

b) Auch die Erstattung eines Gutachtens vor 
Gericht ist Dienst innerhalb der Rechtspflege, 
dessen Nichterfüllung allerdings nur unter 
besonderen Voraussetzungen Strafe nach sich 
ziehen kann (vgl. §§ 407, 409 ZPO). Vom 
Sachverständigen kann nicht verlangt werden, 
daß er seine fachlichen Kenntnisse dem Ge- 
richt unentgeltlich zur Verfügung stellt. 
Während der Zeuge grundsätzlich nur für 
seinen versäumten Verdienst entschädigt 
wird, erhält der Sachverständige eine Entschä- 
digung für seine Leistung (§ 3 Abs. 1 des Ent- 
wurfs). Aber das Maß der Sachverständigen- 
entschädigung ist ebenfalls nach oben be- 
grenzt. Die für die Rechtspflege verfügbaren 
Haushaltsmittel, mit denen ein erheblicher 
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Teil der Sachverständigenentschädigungen, vor 
allem in Strafsachen, bestritten werden muß, 
sind notwendigerweise beschränkt. Auch, 
wenn leistungsfähige Parteien vorhanden 
sind, dürfen die Kosten der Rechtsverfol- 
gung, zu denen die an die Sachverständigen 
zu zahlenden Entschädigungen gehören, nicht 
unangemessen hoch sein. Außerdem erfordert 
es die Rechtssicherheit, daß die voraussicht- 
liche Höhe der Kosten eines Rechtsstreits 
wenigstens annähernd berechnet werden 
kann. Höchstsätze für die Entschädigung sind 
daher nicht zu entbehren. Es ist auch nicht 
möglich, für die Leistung eines Sachverständi- 
gen eine Entschädigung zu gewähren, die dem 
Entgelt entspricht, das gerade dieser Sachver- 
ständige bei der Ausübung seines Berufs 
außerhalb des Gerichts für eine ähnliche Lei- 
stung etwa erlangen könnte. Vielmehr kann 
die Entschädigung nur im allgemeinen dem 
Entgelt nahekommen, das für ähnliche Lei- 
stungen außerhalb des Gerichts gewährt zu 
werden pflegt. Die den Sachverständigen zu- 
gebilligten Stundenhöchstsätze betrugen bis 
zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 7. Au- 
gust 1952 3 DM, bei besonders schwierigen 
Leistungen 6 DM. Durch dieses Gesetz sind 
die Sätze auf 5 und 8 DM erhöht worden. 
Für die meisten Sachverständigenleistungen 
ist eine Entschädigung bis zu 8 DM je Stunde 
auch heute noch angemessen. Die bisherigen 
Entschädigungssätze haben sich aber bei wis- 
senschaftlichen Leistungen als unzureichend 
erwiesen. Daher sieht der Entwurf vor, daß 
die nach dem Stundensatz berechnete Ent- 
schädigung für ein schriftliches wissenschaft- 
liches Gutachten bis zu 50 vom Hundert 
überschritten werden darf (§ 3 Abs. 3 des 
Entwurfs). Damit wird dem Gericht genü- 
gend Spielraum gelassen, um die Entschädi- 
gung der Leistung des Sachverständigen an- 
gemessen anzupassen. 

5. Nach § 4 der Gebührenordnung war dem 
Sachverständigen anstelle der Zeitentschädi- 
gung auf Verlangen die übliche Vergütung zu 
gewähren, wenn für die aufgetragene Lei- 
stung ein üblicher Preis bestand. Im Teil 6 
Kap. I, § 15 der Dritten Notverordnung 
vom 6. Oktober 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 
565) wurde bestimmt, daß diese Vorschrift 
„bis auf weiteres nicht mehr anzuwenden“ 
ist. Dafür waren fiskalische Erwägungen 
nicht ausschlaggebend. Die vorläufige Außer- 
kraftsetzung des § 4 der Gebührenordnung 
sollte vielmehr eine aus anderen Gründen 
erforderliche Neugestaltung des Rechts der 


Entschädigung von Sachverständigen vorbe- 
reiten. Die Vorschrift ist später nicht wieder 
in Kraft gesetzt worden. Auch der Entwurf 
sieht die Vorschrift, die sich nicht bewährt 
hatte, nicht vor. Wenn ein üblicher Preis für 
die Leistung des Sachverständigen besteht, ist 
ein Recht des Sachverständigen, zwischen der 
Zeitentschädigung und dem üblichen Preis zu 
wählen, also die höhere Zeitentschädigung zu 
verlangen, wenn der übliche Preis geringer 
ist, sich aber im umgekehrten Falle auf den 
üblichen Preis zu berufen, innerlich nicht zu 
rechtfertigen. Außerdem führen Ermittlun- 
gen darüber, ob ein üblicher Preis besteht 
und wie hoch dieser ist, zu unerwünschten 
Auseinandersetzungen zwischen der Staats- 
kasse und den Sachverständigen, die im 
Streitfall die Zuziehung weiterer Sachverstän- 
diger wegen der Höhe der Entschädigung er- 
fordern. Um solche Unzuträglichkeiten zu 
vermeiden, verweist der Entwurf grundsätz- 
lich alle Sachverständigen auf die Zeitent- 
schädigung. 

6. Nach § 16 der geltenden Gebührenord- 
nung kann sich die Entschädigung des Sach- 
verständigen nach „besonderen Taxvorschrif- 
ten“ bemessen. Die Gebührenordnung von 
1878 hat diese Taxvorschriften nach dem 
Vorbild des preußischen Gesetzes vom 1. Juli 
1875 (preußische Gesetzessammlung S. 545) 
für maßgebend erklärt. Gedacht war dabei 
ursprünglich an Taxen, die dem Schutze des 
privaten Publikums dienen und zu diesem 
Zweck Höchstpreise bestimmen. Die Recht- 
sprechung, die bei der Anwendung des § 16 
der Gebührenordnung ungewöhnliche 
Schwierigkeiten hatte, ist den Grundvorstel- 
lungen der Gesetzgeber von 1875 und 1878 
im Laufe der Zeit in mancher Hinsicht nicht 
mehr gefolgt. Im einzelnen bestehen zahl- 
reiche Streitfragen. Eine einheitliche Linie hat 
die Rechtsprechung nicht herausbilden können. 
Überdies besteht auch kein Bedürfnis dafür, 
die Vorschrift des bisherigen § 16 beizube- 
halten. Es ist daher gerechtfertigt, die weni- 
gen Fälle, in denen es unstreitig ist, daß Tax- 
vorschriften noch angewandt werden kön- 
nen, grundsätzlich den für alle Sachverstän- 
digen geltenden Regeln des § 5 des Entwurfs 
zu unterstellen. 

7. Von dem Grundsatz, daß die Entschädi- 
gung nach der Zeit bemessen wird (vgl. § 4 
des Entwurfs), sind folgende Ausnahmen vor- 
gesehen: 

a) Dem bisherigen Recht entsprechend ist 
den Sachverständigen die Entschädigung zu 
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gewähren, mit der sich die Parteien dem Ge- 
richt gegenüber einverstanden erklärt haben, 
wenn ein ausreichender Betrag an die Staats- 
kasse gezahlt ist (§ 6 des Entwurfs). Der An- 
wendungsbereich der Vorschrift, die sich bis- 
her auf bürgerliche Rechtsstreitigkeiten be- 
schränkt, ist dem weiten Geltungsbereich des 
neuen Gesetzes angepaßt worden. Außerdem 
ist die Vorschrift auch inhaltlich erweitert. 
Nach dem Entwurf genügt es, daß sich nur 
eine der Parteien mit der besonderen Ent- 
schädigung des Sachverständigen einverstan- 
den erklärt, jedoch ist in diesem Falle die 
Zustimmung des Gerichts notw'endig. 

b) Die oberste Landesbehörde oder die von 
dieser bestimmte Behörde kann mit Sachver- 
ständigen, die häufiger herangezogen werden, 
die Entschädigung im Rahmen der nach dem 
Gesetz zulässigen Entschädigung, z. B. einen 
Pauschalsatz, vereinbaren (§ 13 des Ent- 
wurfs). 

c) Für Verrichtungen, die in der Anlage zu 
§ 5 des Entwurfs bezeichnet sind, werden die 
festen Sätze gewährt, die die Anlage be- 
stimmt. Dabei handelt es sich um Leistungen, 
die in häufig wiederkehrender Art für die 
Gerichte erbracht zu werden pflegen, die also 
für die gerichtliche Gutachtertätigkeit tvpisch 
sind. Auf Grund langjähriger Erfahrungen 
haben sich die angemessenen Entschädigun- 
gen für solche typischen Leistungen heraus- 
gebildet, so daß es möglich ist, in dem Ge- 
setz feste Entschädigungssätze zu bestimmen. 
Dadurch wird die Berechnung der Entschädi- 
gung für viele in der Gerichtspraxis gleich- 
mäßig wiederkehrende Fälle vereinfacht. 

B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

1. Über den erweiterten Geltungsbereich vgl. 
oben A II 3. 

Das Gesetz soll nach Absatz 1 nur für Zeu- 
gen und Sachverständige gelten, die zu Be- 
weiszwecken herangezogen werden. Damit ist 
klargestellt, daß das Gesetz auf Urkundszeu- 
gen (vgl. §§ 169 ff. FGG), wie bisher, keine 
Anwendung findet. 

Der Heranziehung durch den Richter steht 
die Heranziehung durch den Staatsanwalt 
gleich. Dies entspricht dem § 71 der Straf- 
prozeßordnung. Gleichzeitig wird damit klar- 
gestellt, daß das Gesetz auch für Zeugen und 
Sachverständige gilt, die von dem Staatsan- 


walt im Ermittlungsverfahren herangezogen 
werden, nicht dagegen für Zeugen und Sach- 
verständige, die von der Polizei zugezogen 
werden (vgl. oben A II 3). 

Ferner gilt das Gesetz auch für Zeugen und 
Sachverständige, die der Staatsanwalt zuzieht, 
um seine Entschließung, ob er in den gesetz- 
lich vorgesehenen Fällen in einem Zivilpro- 
zeß mitzuwirken hat, vorzubereiten. 

2. Absatz 2 bestimmt, daß Sachverständige, 
die von dem Bund oder von einem Land als 
Sachverständige gegen Gehalt angestellt sind, 
keine Entschädigung nach den Vorschriften 
des Gesetzes erhalten. Dies gilt nach § 17 
auch für Dolmetscher. Insofern lehnt sich Ab- 
satz 2 an § 16 Abs. 3 der geltenden Gebüh- 
renordnung an. In § 72 Nr. 3 der Gerichts- 
kostengesetzes und in § 139 Nr. 3 der Ko- 
stenordnung ist vorgesehen, daß dem Ko- 
stenschuldner in solchen Fällen der Betrag 
in Rechnung zu stellen ist, der nach dem Ge- 
setz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen — ohne die Vorschrift des 
Absatzes 2 — zu zahlen wäre. 

Zu § 2 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen 
§ 2. Die Neufassung ist jedoch an § 1 der 
Verordnung über die Entschädigung von 
Schöffen und Geschworenen vom 1. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 485) angelehnt. 
Danach werden Zeugen für den Verdienst- 
ausfall entschädigt, der sich nach der ver- 
säumten Arbeitszeit (vgl. § 2 Abs. 2 und § 4) 
bemißt. 

1. Absatz 1 sieht neu vor, daß die Entschädi- 
gung auch bei schriftlicher Beantwortung 
einer Beweisfrage gewährt wird. Die Vor- 
schrift des bisherigen § 401 Abs. 2 ZPO, 
nach der ein Zeuge bei schriftlicher Beant- 
wortung einer Beweisfrage (§ 377 Abs. 3, 4 
ZPO) nur einen Anspruch auf Erstattung der 
ihm durch die Beantwortung entstandenen 
Auslagen hat, führt namentlich bei sachver- 
ständigen Zeugen, z. B. bei ärtzlichen Be- 
fundberichten, zu Unzuträglichkeiten. Der 
Ersatz solcher Auslagen ist nun im § 10 des 
Entwurfs geregelt. 

2. Die höchste Stundenentschädigung (Ab- 
satz 2) ist von 2,50 DM auf 3 DM aufgerun- 
det (vgl. oben A II 4 a). 

3. Nach dem bisherigen § 2 Abs. 3 Satz 1 er- 
halten Personen, „welche idurch einfache 
Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringe- 
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ren Gewerbebetrieb ihren Unterhalt suchen 
oder Stich in gleichen Verhältnissen mit sol- 
chen Personen befinden“, die geringste Ent- 
schädigung auch dann, wenn sie keinen Ver- 
diienstausfall erlitten haben. Die Vorschrift 
hat 2. B. Bedeutung für Hausfrauen, die kei- 
nen höheren Ausfall tdariegen können, für 
Arbeitslose, bei Vernehmungen außerhalb 
der regelmäßigen Arbeitszeit usw. Die Vor- 
aussietzungen dieser Vorschrift sind jedoch 
nur schwer abzugrenzen. Die Praxis hat die 
Vorschrift bereits so weitgehend ausgedehnt, 
daß nur ein verhältnismäßig kleiner Kreis 
von Personen übrigbleibt, die die geringste 
Entschädigung nicht erhalten, so z. B. Straf- 
gefangene. 

Absatz 3 des Entwurfs ist so gefaßt, daß nur 
die Fälle von der Entschädigung ausgeschlos- 
sen werden, in denen ein Zeuge durch die 
Heranziehung ersichtlich keine Nachteile er- 
litten hat. 

4. Die höchste Entschädigung für einen Tag 
ist im Absatz 4 von 20 DM auf 24 DM er- 
höht (vgl. oben A II 4 a). 

Zu § 3 

1. Die Absätze 1 und 2 lehnen sich an den 
bisherigen § 3 Abs. 1 an. Wegen der Ent- 
schädigungssätze vgl. oben A II, 4 b. 

2. Die Vorschrift des bisherigen § 3 Abs. 1 
Satz 2, daß die Stundenentschädigung von 
5 DM bis zu 8 DM erhöht werden darf, wenn 
die Leistung besonders schwierig ist, hat zu 
unerfreulichen Auseinandersetzungen ge- 
führt. Die Vorschrift wird nunmehr nach 
mehreren Richtungen hin geändert. Maßstab 
für die Höhe der Entschädigung ist nach Ab- 
satz 1 die Leistung des Sachverständigen. Da- 
her darf es nicht im Ermessen der Behörde 
stehen, eine über 5 DM hinausgehende Ent- 
schädigung zu gewähren, sondern der Sach- 
verständige, der eine höher zu bewertende 
Leistung erbringt, muß einen Anspruch auf 
höhere Entschädigung erhalten. Die Voraus- 
setzungen für einen solchen Anspruch sind 
objektiv bestimmt. Nach Absatz 2 muß eine 
Leistung erbracht sein, die besondere fach- 
liche Kenntnisse erfordert. 

3. Die Vorschrift des bisherigen § 3 Abs. 2, 
nach der die Vergütung unter Berücksichti- 
gung der Erwerbsverhältnise der Sachverstän- 
digen zu bemessen ist, soll nicht übernommen 
werden. Sie führt zu ungleicher Entschädi- 
gung für gleichwertige Leistungen. Manche 
hochqualifizierten Kräfte verfügen über nur 


geringe Einnahmen aus ihrer gewöhnlichen 
Erwerbstätigkeit. Es ist nicht gerechtfertigt, 
diese Kräfte für ihre Leistung als Sachver- 
ständige geringer zu entschädigen, als andere 
Sachverständige, die die gleiche Leistung er- 
bringen, aber in besseren Erwerbsverhält- 
nissen leben. 

4. Nach Absatz 3 kann die nach der erforder- 
lichen Zeit nach dem Stundensatz berechnete 
Entschädigung bis zu 50 vom Hundert über- 
schritten werden, wenn ein schriftliches Gut- 
achten erstattet wird, in dem der Sachverstän- 
dige sich für den Einzelfall eingehend mit der 
wissenschaftlichen Lehre auseinanderzusetzen 
hat (vgl. dazu oben A II 4 b). 

Zu § 4 

Die Bestimmung, die dem bisherigen § 6 ent- 
spricht, enthält eine Klarstellung. Nach der 
bisherigen Fassung gilt für den Zeugen oder 
Sachverständigen als versäumt auch die Zeit, 
während der er seine gewöhnliche Beschäfti- 
gung nicht wieder aufnehmen kann. Hieraus 
ist in der Rechtsprechung der Schluß gezogen 
worden, daß auch ein Sachverständiger nur 
für die versäumte Zeit entschädigt wird, und 
daher keine Entschädigung erhält, soweit er 
sein Gutachten zu einer Zeit erstattet, in der 
er einer anderen Beschäftigung nicht nachzu- 
gehen pflegt. Da eine solche Auffassung mit 
dem Wesen der Sachverständlgenentsdiädi- 
gung nicht vereinbar ist, hat bereits das Ge- 
setz vom 10. Juli 1914 (Reichsgesetzbl. S. 214) 
die frühere Beschränkung der Vergütung auf 
zehn Stunden täglich für den Sachverstän- 
digen beseitigt. Beim Zeugen kommt es auf 
die „versäumte Arbeitszeit“ (§ 2 Abs. 2), 
beim Sachverständigen auf die „erforderliche 
Zeit“ (§ 3 Abs. 2) an. § 4 spricht nicht mehr 
von „versäumter“ Zeit, sondern nur noch 
von „zu berücksichtigender .... Zeit“ und 
läßt daher auch sprachlich die aus den §§ 2, 
3 zu entnehmenden Unterschiede in der Be- 
messung der Zeugen- und Sachverständigen- 
entschädigungen unberührt. 

Zu § 5 

1 . Die in der Anlage zu § 5 bezeichneten Ver- 
richtungen sind Leistungen, die in der Ge- 
richtspraxis häufig wiederkehren. Wegen der 
Zweckmäßigkeit, hierfür feste Entschädi- 
gungssätze vorzusehen, vgl. oben A II 7 c. 

2. Die in Nr. 1 bis 7 der Anlage bezeichneten 
Verrichtungen sind der Verordnung über die 
Gebührenerhebung der Gesundheitsämter 
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vom 28. März 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 481) 
und dem dazugehörigen Tarif sowie dem 
Tarif für die Gebühren der Medizinalunter- 
suchungsanstalten (Runderlaß des fr. Reichs- 
und Preußischen Ministers des Innern vom 
18. April 1935 — IV c 680/35 — ) entlehnt. 
Die Entschädigungssätze sind gegenüber den 
Tarifen angemessen erhöht und abgerundet. 

3. Die in Nr. 8 der Anlage bestimmte Ent- 
schädigung für erbbiologische Abstammungs- 
gutachten lehnt sich in den Gemeinsamen 
Runderlaß des fr. Reichsministers des Innern 
und des fr. Reichsministers ider Justiz vom 
21. April 1942 (Deutsche Justiz S. 294) an. 
Durch diesen Erlaß wurde die Vereinbarung 
von Pauschalsätzen mit den damals für die 
Erstattung erbbiologischer Abstammungsgut- 
achten als geeignet anerkannten Sachverstän- 
digen bekanntgegeben. Die Pauschalsätze be- 
trugen für die Erstattung eines Gutachtens, 
das auf der Untersuchung von 3 Personen be- 
ruht, 175 RM, im Falle der Untersuchiung 
von 4 Personen 220 RM, für jede weitere 
untersuchte Person 30 RM. Der Pauschsatz 
von 220 RM für den Regelfall, in dem 4 Per- 
sonen (Mutter, Rind und 2 als Vater in Be- 
tracht kommende Männer) untersucht wer- 
den, gründete sich auf die Annahme, daß 
zur Abfassung eines sorgfältig begründeten 
Gutachtens einschließlich der Vorarbeiten bis 
zu 30 Stunden benötigt würden. Diese Ar- 
beitszeit, vervielfacht mit dem damaligen 
höchsten Stundensatz von 6 RM, ergab eine 
Zeltvergütung von 180 RM. Hierzu trat 
eine pauschale Entschädigung für Auslagen 
(fotografische Aufnahmen, Hautleistenab- 
drucke, verbrauchtes Material, Entschädigung 
für Hilfspersonen, Schreibkosten, Porti usw.) 
In Höhe von 40 RM. 

Der höchste Stundensatz ist zwar Inzwischen 
von 6 auf 8 DM erhöht worden. Es hat sich 
aber herausgestellt, daß die für die Erstat- 
tung der Gutachten angenommene Arbeits- 
zeit zu hoch eingeschätzt worden ist. Ferner 
Ist nicht berücksichtigt worden, daß ein Teil 
dieser Zeit auf Routinearbeiten entfällt, für 
die der höchste Stundensatz nicht angemes- 
sen ist. Unter Berücksichtigung dieser Um- 
stände erscheint als Pauschale für die Zeit- 
entschädigung bei 4 untersuchten Personen 
der Betrag von 180 DM heute noch ange- 
messen. 

Dagegen ist der Betrag von 40 DM für Ne- 
benkosten, Insbesondere Materialkosten, zu 
gering. Der Entwurf sieht hierfür einen Be- 
trag von HO DM vor und gelangt daher zu 


einer Gesamtpauschale bei 4 untersuchten 
Personen von 290 DM. Bei Untersuchung 
von 3 Personen erscheinen 230 DM (bisher 
175 DM) und bei Untersuchung weiterer Per- 
sonen je 60 DM (bisher 30 DM) mehr ange- 
messen. 

4. Bei den Sozialgerichten ist es üblich, Ärzte 
für eine ganze Sitzung zuzuziehen (sogen. 
Sitzungsärzte). Dieser Besonderheit trägt 
Nr. 9 der Anlage Rechnung. Die Vorschrift 
ist der bayerischen Gebührenordnung vom 
18. Juli 1955 (Bayerischer Staatsanzeiger Nr. 
35) nachgebildet. 

5. Die Anlage bestimmt feste Entschädi- 

gungssätze auch für typische Leistungen von 
sachverständigen Zeugen (vgl. z. B. Nr. 3) 
und von Hilfspersonen, z. B. bei Sektionsge- 
hilfen (vgl. Nr. 2). § 5 Satz 2 bestimmt 

daher, daß die Entschädigungssätze der An- 
lage auch für sachverständige Zeugen und 
für Hilfspersonen von Sachverständigen gel- 
ten. 

Zu § 6 

Die Bestimmung tritt an die Stelle des bis- 
herigen § 5. 

1. Entsprechend dem weiten Geltungsbereich 
des neuen Gesetzes (vgl. oben A II 3) be- 
schränkt Absatz 1 die besondere Entsdiädl- 
gung von Sachverständigen nicht auf bürger- 
liche Rechtsstreitigkeiten. 

2. Durch Absatz 2 wird es ermöglicht, dem 
Sachverständigen eine besondere Entschädi- 
gung zu gewähren, auch wenn nur eine der 
Parteien sich mit dieser Entschädigung ein- 
verstanden erklärt und einen ausreichenden 
Betrag an die Staatskasse gezahlt hat. Um die 
Interessen der anderen Partei, die aus irgend- 
welchen Gründen nicht zugestimmt hat, zu 
wahren, ist jedoch vorgeschrieben, daß die 
Zustimmung des Gerichts nötig und die an- 
dere Partei vor der Zustimmung zu hören 
Ist. 

Zu § 7 

1. Nr. 1 entspricht dem bisherigen § 3 Abs. 3 
Klargestellt ist, daß nicht nur die zur Vorbe- 
reitung, sondern auch die zur Erstattung des 
Gutachtens aufgewandten Kosten zu ersetzen 
sind, z. B. die Kosten für die nach Lage des 
Falles notwendige Zuziehung von Hilfskräf- 
ten. Dies entspricht, obwohl die bisherige 
Fassung zu eng ist, bereits für das geltende 
Recht der allgemeinen Meinung. 
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2. Nach Nr. 2 sollen die Schreibkosten für 
das schriftliche Gutachten aus Zweckmäßig- 
keitsgründen pauschaliert werden. Der für 
Schreibgebühren im Gerichtskostengesetz be- 
stimmte Betrag, der maßgebend sein soll, ist 
zur Zeit 0,40 DM je Seite. Nach der im Ar- 
tikel I dieses Entwurfs vorgesehenen Neufas- 
sung des § 71 GKG soll er auf 0,50 DM 
je Seite erhöht werden. 

3. Nach Nr. 3 soll der Sachverständige für 
Durchschlage seines Gutachtens, die er auf 
Erfordern fertigt und einreicht, 0,25 DM je 
Seite erhalten. 

Zu § 8 

Die Bestimmung faßt die Vorschriften über 
Fahrtkosten und Wegegeld, die bisher in den 
§§ 8, 10, 11, 12 der geltenden Gebührenord- 
nung geregelt sind, zusammen. Der Entwurf 
lehnt sich an § 4 der Verordnung über die 
Entschädigung von Schöffen und Geschwore- 
nen vom 1. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 485) an. Er enthält aber mehrere Verbesse- 
rungen. So beschränkt er sich nicht auf 
Wege vom Wohnort zum Ort des Termins, 
sondern auch auf Wege am Terminsort oder 
am Wohnort, z. B. zum Bahnhof. In all die- 
sen Fällen ist eine einheitliche Regelung mög- 
lich, weil allgemein der Grundsatz gilt, daß 
diese Kosten notwendig sein müssen. 

1. Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß die 
Fahrtkosten nur ersetzt werden, wenn sie 
notwendig sind. Die folgenden Absätze re- 
geln die Einzelheiten. 

2. Absatz 2 bestimmt den Ersatz der Kosten 
für die Benutzung öffentlicher, regelmäßig 
verkehrender Beförderungsmittel. Der Fahr- 
preis der 2. Wagenklasse oder der 1. Schiffs- 
klasse soll nicht überschritten werden. Welche 
Klasse im Einzelfall zu ersetzen ist, bestimmt 
sich, wie bisher, nach den persönlichen Ver- 
hältnissen des Zeugen oder Sachverständigen. 
Die Vorschrift des § 17 der geltenden Gebüh- 
renordnung, nach der öffentlichen Beamten 
unter besonderen Umständen stets der Fahr- 
preis der Klasse zu ersetzen ist, der bei 
Dienstreisen ersetzt wird, erscheint entbehr- 
lich, weil diese Klasse im allgemeinen auch 
den persönlichen Verhältnissen des Zeugen 
oder Sachverständigen entsprechen wird. Die 
wenigen Fälle, in denen für Dienstreisen die 
1. Wagenklasse ersetzt wird, können im In- 
teresse einer möglichst gleichmäßigen Behand- 
lung aller Zeugen und Sachverständigen au- 
ßer Betracht bleiben. 


3. Absatz 3 Satz 1 sieht vor, für Fußwege 
und bei Benutzung von anderen als öffent- 
lichen und regelmäßig verkehrenden Beförde- 
rungsmitteln (z. B. des eigenen Kraftwagens), 
wenn mehr als 2 km zurückzulegen sind, 

0. 25. DM für jeden angefangenen Kilometer 
des Hin- und Rückwegs zu ersetzen. 

Beträgt ein Hin- und Rückweg zusammen 
nicht mehr als 200 km, so kommt es nach 
Satz 2 nicht mehr darauf an, ob die Benut- 
zung eines öffentlichen, regelmäßig verkeh- 
renden Beförderungsmittels billiger gewesen 
wäre. Damit werden viele unerfreuliche 
Streitfälle vermieden, die sich über die Frage, 
ob die Benutzung eines Kraftfahrzeuges den 
Umständen nach angemessen war, gerade bei 
solchen Wegstrecken ergeben haben. Kann 
wegen besonderer Umstände, z. B. in Eilfäl- 
len, ein öffentliches, regelmäßig verkehren- 
des Beförderungsmittel nicht benutzt wer- 
den, so sind nach Satz 3 die nachgewiesenen 
Mehrauslagen, soweit diese angemessen sind, 
zu ersetzen. 

4. Absatz 4 entspricht dem § 5 Abs. 5 der 
Verordnung über die Entschädigung von 
Schöffen und Geschworenen. 

5. Absatz 5 entspricht dem § 4 Abs. 6 der 
Verordnung über die Entschädigung von 
Schöffen und Geschworenen. 

6. Die veraltete Vorschrift des § 12 der gel- 
tenden Gebührenordnung über den Ersatz 
von Wegebenutzungsabgaben ist in den Ent- 
wurf nicht übernommen worden. Soweit 
solche Abgaben überhaupt noch Vorkom- 
men, z. B. Brückengelder, sind sie nach § 10 
des Entwurfs zu ersetzen. 

Zu § 9 

Die Bestimmung tritt an die Stelle der §§ 9, 
17 der geltenden Gebührenordnung. 

1. Zeugen und Sachverständige werden, wie 
bisher, für den durch Abwesenheit vom Auf- 
enthaltsort verursachten Aufwand nach 
ihren persönlichen Verhältnissen entschädigt. 
Nach Absatz 1 gilt das gleiche für den Auf- 
wand, der durdi die Wahrnehmung eines 
Termins an dem Aufenthaltsort des Zeugen 
oder Sachverständigen verursacht ist. 

2. Wie bisher, soll nach Absatz 2 die Ent- 
schädigung für den durch Abwesenheit vom 
Aufenthaltsort verursachten Aufwand den 
Satz nicht überschreiten, den Bundesbeamte 
der Reisekostenstufe II als Tagegeld erhalten. 
Die Vorschrift des § 17 der geltenden Gebüh- 
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renordnung, nach der öffentliche Beamte 
unter besonderen Umständen stets die Tage- 
gelder nach den für Dienstreisen gel- 
tenden Vorschriften erhalten, erscheint ent- 
behrlich, weil diese Tagegelder im allgemei- 
nen auch den persönlichen Verhältnissen des 
Beamten entsprechen werden. Die wenigen 
Fälle, in denen öffentliche Beamte für Dienst- 
reisen Tagegelder nach einer höheren als der 
11. Reisekostenstufe erhalten, können im In- 
teresse einer möglichst gleichmäßigen Behand- 
lung aller Zeugen und Sachverständigen außer 
Betracht bleiben. Die Entschädigung für 
Übernachtungen ist ebenso wie bisher in § 9 
Satz 4 der geltenden Gebührenordnung be- 
stimmt. 

3. Absatz 3 sieht vor, Zehrkosten bis zu 2,50 
DM je Tag zu ersetzen, wenn der Termin am 
Aufenthaltsort des Zeugen oder Sachverstän- 
digen stattfindet und dieser länger als 
4 Stunden von seiner Wohnung abwesend 
sein muß. Dadurch wird es ermöglicht, die 
Kosten für die Einnahme einer einfachen 
Mahlzeit zu ersetzen, wenn sich Zeugen oder 
Sachverständige, z. B. über die Mittagszeit, 
an der Terminsstelle verfügbar halten müs- 
sen. 

Zu § 10 

Die Bestimmung entspricht der Vorsch-rift 
des § 14 der geltenden Gebührenordnung. 

Zu § 11 

Die Bestimmung entspricht dem § 13 der gel- 
tenden Gebührenordnung. 

Zu § 12 

Nach § 15 der geltenden Gebührenordnung 
ist die Gesamtentschädigung auf 5 DPf auf 
zurunden. In Anlehnung an die Aufrun- 
dungsvorschriften der Kostengesetze sieht 
der Entwurf die Aufrundung auf 10 DPf vor 
(vgh § 7 Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes, 
§ 26 Abs. 3 der Kostenordnung, § 8 Abs. 2 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte). 

Zu § 13 

Im Interesse einer möglichst gleichmäßigen 
Behandlung aller Sachverständigen ist es nicht 
angängig, daß die Länder allgemein oder im 
Einzelfall von dem Gesetz abweichende Ent- 
schädigungen gewähren. Jedoch ist es aus 
Vereinfachungsgründen zweckmäßig, Verein- 
barungen der Obersten Landesbehörden mit 


häufiger herangezogenen Sachverständigen 
zuzulassen. Gedacht ist dabei vor allem an die 
Vereinbarung einer Pauschalentschädigung, 
die den in typischen Fällen durchschnittlich 
zu gewährenden gesetzlichen Entschädigun- 
gen entspricht. 

Die im Entwurf vorgesehene Bestimmung be- 
schränkt sich nicht, wie § 18 der geltenden 
Gebührenordnung, auf Vereinbarungen mit 
allgemein beeidigten Sachverständigen; es 
genügt, daß es sich um Sachverständige han- 
delt, die häufiger herangezogen werden. Es 
ist auch nicht mehr erforderlich, daß sich die 
Vereinbarung auf Gutachten beschränkt, die 
vor bestimmten Gerichten erstattet werden; 
die Vereinbarung kann sich vielmehr auf 
Gutachten beziehen, die vor irgendeinem 
Gericht des Landes erstattet werden. 

Zu § 14 

Die Bestimmung übernimmt die Vorschrif- 
ten des im Artikel X § 4 Abs. 1 Nr. 1 des 
Entwurfs zur Aufhebung vorgesehenen § 165 
Abs. 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes. Sie 
gewährt jedoch den Zeugen und Sachverstän- 
digen, die geladen worden sind, ein Recht 
auf Vorschuß nicht nur bei weiter Entfer- 
nung ihres Aufenthaltsorts, sondern auch bei 
Mittellosigkeit. In diesem Falle konnte schon 
bisher nach der allgemeinen Verfügung des fr. 
Reichsministers der Justiz vom 12. August 
1935 (Deutsche Justiz S. 1171) und entspre- 
chenden Verfügungen der Landesjustizver- 
waltungen ein Vorschuß bewilligt werden. 

Zu § 15 

1. Die Vorschrift des § 19 Satz 1 der gelten- 
den Gebührenordnung, nach der Entschädi- 
gung nur auf Verlangen gewährt wird, ist im 
Absatz 1 übernommen. 

2. Nach § 19 Satz 2 der geltenden Gebühren- 
ordnung erlischt der Anspruch des Zeugen 
und des Sachverständigen, wenn das Verlan- 
gen auf Entschädigung nicht binnen drei Mo- 
naten gestellt wird. Nach den Motiven zu 
§14 des Entwurfs des preußischen Gesetzes 
vom 1. Juli 1875 (Drucksachen des Preußi- 
schen Hauses der Abgeordneten, Aktenstück 
Nr. 156), der dem § 19 der Reichsgebühren- 
ordnung als Vorbild gedient hat. Ist unter 
Verlangen nicht die substantiierte Liquida- 
tion, sondern die einfache Erklärung, Gebüh- 
ren haben zu wollen, zu verstehen (vgl. auch 
den Bericht der Justizkommission, Drucksa- 
chen des Preußisdhen Hauses der Abgeordne- 
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ten, Aktenstück Nr. 399 zu § 14). Ein so 
allgemeines Verlangen erleichtert den Kosten- 
beamten jedoch nicht die Kostenberechnung, 
weil die Höhe der Forderung bis zum Ablauf 
der Verjährungsfrist (§ 196 Abs. 1 Nr. 17 
BGB) beziffert werden kann. Die Ausschluß- 
frist für das Verlangen von Entschädigung 
hat daher nur die praktische Bedeutung, 
Zeugen, die geneigt sind, z. B. aus verwand- 
schaftlichen Gründen, keine Entschädigung 
zu fordern, zu einem alsbaldigen Entsdiluß 
zu veranlassen. Bei Sachverständigen kann in 
aller Regel nicht erwartet werden, daß sie 
keine Entschädigung fordern wollen. Ab- 
satz 2 sieht daher nur noch für Zeugen vor, 
daß sie binnen drei Monaten Entschädigung 
verlangen müssen. 

3. Jedoch ist im Absatz 3 neu vorgesehen, 
daß ein Sachverständiger seinen Anspruch in- 
nerhalb einer vom Gericht bestimmten Frist 
zu beziffern hat. Die Staatskasse kann in der 
Regel die Sachverständigenentschädigung von 
dem Kostenschuldner wieder einziehen. Die 
endgültige Abrechnung der Staatskasse mit 
dem Kostenschuldner soll nicht dadurch ver- 
zögert werden, daß der Sachverständige seine 
Liquidation nicht alsbald einreicht. Die vom 
Gericht bestimmte Frist muß nach Absatz 3 
mindestens, zwei Monate betragen. Beziffert 
der Sachverstänidige seinen Anspruch nicht 
innerhalb der Frist, so erlischt sein Anspruch. 
Hierüber ist der Sachverständige vom Ge- 
richt zu belehren. Die Frist kann vom Ge- 
richt auf Antrag verlängert werden. Gegen 
die Versäumung der Frist ist die Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand zulässig. 

4. Zur Klarstellung ist ausdrücklich bestimmt, 
daß § 196 Abs. 1 Nr. 17 BGB unberührt 
bleibt. 

Zu § 16 

Die Bestimmung entspricht dem § 20 der gel- 
tenden Gebührenordnung. 

1. Im Absatz 1 ist klargestellt, daß das Ge- 
richt der höheren Instanz zur Änderung der 
Festsetzung einer unteren Instanz nur befugt 
ist, wenn es mit einem der .näher bezeich- 
neten Rechtsmittel befaßt ist. Ferner sind 
auch die von dem Staatsanwalt herangezoge- 
nen Zeugen und Sachverständigen berüdcsich- 
tigt. 

2. Die Beschwerde ist in den Absätzen 2 bis 4 
selbständig — nicht mehr durch Verweisung 


auf die entsprechenden Vorschriften der Zi- 
vilprozeßordnung, der Strafprozeßordnung 
und des Gerichtskostengesetzes — geregelt. 
Das neue Gesetz ist vor Gerichten aller 
Zweige der Gerichtsbarkeit anzuwenden. Es 
ist daher zweckmäßig, wenn die Vorschrift 
aus sich selbst heraus verständlich ist. Die 
weitere Beschwerde ist — wie im § 4 des Ge- 
richtskostengesetzes und im § 13 der Kosten- 
ordnung — nur vorgesehen, wenn das Be- 
schwerdegericht die weitere Beschwerde 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 
zur Entscheidung stehenden Frage zugelassen 
hat. Da eine Beschwerde an ein oberes Bun- 
desgericht ausgeschlossen ist, kommt die wei- 
tere Beschwerde nur in der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit in Betracht; denn nur sie ver- 
fügt in den Ländern über mehr als zw^i 
Rechtszüge. 


Zu § 17 

In den Absätzen 1 und 2 wird vorgeschrie- 
ben, daß Dolmetscher wie Sachverständige 
entschädigt werden. Dies entspricht dem § 16 
Abs. 3 der geltenden Gebührenordnung. 
Auch Übersetzer werden häufig von den Ge- 
richten zugezogen, insbesondere zur Anferti- 
gung von Übersetzungen, die nach den inter- 
nationalen Verträgen einem gerichtlichen Er- 
suchen um Rechtshilfe im Ausland beizufü- 
gen sind. Es ist daher zweckmäßig, wenn 
das Gesetz sinngemäß auch für die Entschä- 
digung von Übersetzern gilt. Die Entschädi- 
gungssätze für Übersetzungen und im Ab- 
satz 3 bestimmt. 


Artikel VII 
Vergütung der Rechtsanwälte 
A. Einleitung 

1. D a s g e 1 1 e n d e R e c h t 

Die am 1. Oktober 1879 als Teil der Reichs- 
justizgesetze in Kraft getretene Gdbühren- 
ordnung für Rechtsanwälte vom 7, Juli 1879 
(Reichsgesetzbl. S. 176) hat die Vergütung 
für die Mühewaltung des Rechtsanwalts, die 
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in den Ländern in sehr verschiedenem Sinne 
geregelt war, für das Gebiet des Zivilprozes- 
ses, des Strafprozesses sowie des Konkurs- 
und später auch des Vergleichsverfahrens 
vereinheitlicht. Geändert durch zahlreiche 
Novellen*) ist diese reich s rechtliche Gebüh- 
renordnung heute noch geltendes Recht. Die 
letzte Neufassung des Gesetzestextes ist auf 
Grund des Gesetzes vom 5. Juli 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 139) erfolgt. Ohne die 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte unmit- 
telbar zu ändern, hat das Gesetz über Maß- 
nahmen auf dem Ge^biete des Kostenrechts 
vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 401) bestimmt, daß zu den Gebühren- 
sätzen ein Zuschlag tritt. 

Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
gilt sinngemäß auch in den in ihrem § 91 
aufgezählten Verfahren, z. B. im Rechtsmit- 
telverfahren vor Steuerbehörden und im Ver- 
waltungsstrafverfahren, kraft Bundesrechts 
auch in sonstigen Verfahren, für die durch 
besondere Gesetze ihre sinngemäße Anwen- 
dung vorgeschrieben Ist, z. B. Im Verfahren 
nach dem Gesetz über das gerichtliche Ver- 
fahren in Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667). Ferner ist die 
Reichsgebührenordnung durch verschiedene 
Landesgesetze für bestimmte Verfahren oder 
allgemein hilfsweise für sinngemäß anwend- 
bar erklärt worden. 

Neben der Gebührenordnung gelten zahl- 
reiche bundes- und landesrechtliche Sonder- 
vorschriften. Bundesrechitliche Sondervor- 
schriften finden sich vornehmlich in beson- 
deren Verfahrensgesetzen, z. B. in der Ver- 
ordnung über die Behandlung der Ehewoh- 
nung und des Hausrats nach der Scheidung 
(6. DVO z. Ehegesetz vom 21. Oktdber 1944, 


'^) Gesetze vom 29. Juni 1881 (RGBl. S. 178), 
17. Mai 1898 (RGBl. S. 332), 1. Juni 1909 (RGBl. 
S. 475), 22. Mai 1910 (RGBl. S. 767), 8. November 
1916 (RGBl. S. 1363), 29. Juni 1921 (RGBl. S. 797), 
8. Juli 1921 (RGBl. S. 910), 21. Dezember 1922 (RGBl. 
I 1923 S. 1), 18. August 1923 (RGBl. I S. 813); Ver- 
ordnungen vom 13. Dezember 1923 (RGBl. I S. 1188), 
22. Dezember 1923 (RGBl. I S. 1239), 13. Februar 
1924 (RGBl. I S. 135), 27. Juni 1924 (RGBl. I S. 662); 
Gesetze vom 28. Januar 1927 (RGBl. I S. 53), 5. Juli 
1927 (RGBl. I S. 139), 23. Dezember 1929 (RGBL I 
S. 239), 25. Juli 1930 (RGBl. I S. 361); Verordnungen 
vom 28. September 1938 (RGBl. I S. 1323), 6. No- 
vember 1940 (RGBl. I S. 1473), 29. Mai 1943 (RGBl. I 
S. 345), 21. April 1944 (RGBl. I S. 104); Gesetze vom 
12. September 1950 (BGBl. S. 455), 25. März 1952 
(BGBl. I S. 177), 7. August 1952 (BGBl. I S. 401). 


Reichsgesetzbl. I S. 256). In den Ländern, 
ausgenommen in Hamburg und im Gebiet 
des ehemaligen Lanides Schaumburg-Lippe, 
gelten für die nicht bundesrechtliich geregelten 
anwaltlichen Tätigkeitsbereiche allgemeine 
Landesgebührenordnungen. Daneben gelten 
noch zahlreiche landesrechtliche Sondervor- 
schrlften. In Hamburg und im Gebiet des 
ehemaligen Landes Schaumburg-LIppe bemißt 
sich die Vergütung des Rechtsanwalts, soweit 
sie nicht durch Bundesrecht oder durch lan- 
desrechtliche Sondervorschriften geregelt ist, 
nach den Bestimmungen des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs (vgl. z. B. § 612 BGB). 

Die Übersicht über das Landesrecht wird noch 
dadurch erschwert, daß in den neugebildeten 
Ländern das alte Recht weitgehend fort gilt, 
z. B. gilt Im Lande Rheinland-Pfalz bayeri- 
sches Recht In der Pfalz, hessisches Recht In 
Rheinhessen und preußisches Recht in 
den übrigen Landesteilen. Das im Lan- 
desteil Rheinhessen des Landes Rhein- 
land-Pfalz weitergeltende hessische Recht 
(Landesgebührenordnung vom 24. Juli 1923, 
Regierungsibl. S. 229 In der Fassung vom 
28. August 1932, Regierungsbl. S. 108) Ist im 
Lande Hessen selbst aufgehoben (Landesge- 
bührenordnung vom 19. Dezember 1952, 
Gesetz- und Verordnungsbl. S. 171). Eine 
Übersicht über das Landesgebührenrecht für 
Rechtsanwälte Ist als Anlage beigefügt. 


II. DieGründefür dieNeugestal- 
tung des Gebührenrechts für 
Rechtsanwälte 

1. Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
hat sich darauf beschränkt, die Vergütung 
für anwaltliche Tätigkeiten im Zivilprozeß, 
Im Strafprozeß sowie im Konkurs- imd spä- 
ter auch im Vergleichsverfahren einheitlich 
zu regeln. Sie ist, wie z. B. auch das Gerichts- 
kostengesetz, ein kostenrechtliches Spiegelbild 
der Reichsjustizgesetze des Jahres 1879. Die 
Vereinheitlichung der Kostengesetzgefbung 
konnte damals nicht weiter reichen, als die 
Vereinheitlichung des Verfahrensrechts, das 
die Voraussetzungen und die Grundlage für 
die einheitliche Regelung des Gebührenrechts 
zu schaffen hatte. 

In den mehr als 75 Jahren, die seit dem In- 
krafttreten der Gebührenordnung verflossen 
sind, ist das verfahrensrechtliche Gebiet er- 
heblich ausgedehnt worden. Es sind weitere 
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Verfahren, zum Teil in umfassenden Kodi- 
fikationen*) reidiS“ oder .bundeseinheitlich 
geregelt worden. 

Weitere bundesrechtliche Kodifikationen des 
Verfahrensrechts liegen den gesetzgeben- 
den Körperschaften bereits vor, z. B, die Ver- 
waltungsgerichtsordnung und die Finanzge- 
richtsordnung. 

Obwohl die verfahrensrechtlichen Voraus- 
setzungen dafür bestehen, sind die Geibühren 
der Rechtsanwälte nur für einen Teil dieser 
Verfahren bundeseinheitlich geregelt. 2. B. 
fehlt eine solche einheitliche Regelung noch 
für die ursprünglichen Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, oibwohl die Ge- 
richts- und Notargebühren auf diesem Gebiet 
bereits durch die Kostenordnung vom 25.. No- 
vember 1935 (Reichsgesetzibl. I S. 1371) ver- 
einheitlicht worden sind. 

Auch für die Beratungstätigkeit fehlt es an 
einer bundeseinheitlichen Regelung, obwohl 
sich gerade dieses Tätigkeitsfeld des Rechts- 
anwalts infolge des immer mehr zunehmen- 
den Bedürfnisses nach rechtlicher Beratung 
außerhalb gerichtlicher Verfahren erheblich 
erweitert hat. 

Die in der Anlage beigefügte Übersicht über 
die Einzelheiten der landesrechtlichen Rege- 
lungen ergibt, daß die Landesrechte nicht nur 
verschiedene Systeme befolgen, sondern auch 
alltägliche Geschäftsvorgänge, wie z. B. das 
Stellen eines Antrages bei einer Behörde oder 
ein Schreiben an eine Privatperson ganz ver- 
schieden bewerten. Diese Verschiedenheiten 
sind unerträglich. Da sich fdie Rechtsanwalts- 
gebühren nach dem Recht richten, das am 
Niederlassungsort des Rechtsanwalts gilt, 
kann es Vorkommen, daß Rechtsanwälte, die 
an verschiedenen Orten der Bundesrepublik 
ihre Niederlassung haben, verschiedene Ge- 
bühren erhalten, obwohl sie in demselben 
Verfahren tätig geworden sind. Die Tätig- 
keit des Rechtsanwalts ist grundsätzlich nicht 


2. B. das Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 (RGBl. 
S. 342), die Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 
1919 (RGBl. S. 1993) und vom 22. Mal 1931 (RGBl. I 
S. 161), das Gesetz über das Bundesverfassungsgeridit 
vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 243), das Gesetz über 
das Bundesverwaltungsgericht vom 23. September 1952 
(BGBl. I S. 625), das Sozialgerichtsgesetz vom 3. Sep- 
tember 1953 (BGBl. I S. 1239), das Arbeitsgerichts- 
gesetz vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1267) und 
das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Land- 
wirtschaftssachen vom 21. Juli 1953 (BGBl. I S, 667). 


auf den örtlichen Bereich seiner Niederlas- 
sung oder seines Niederlassungslandes be- 
schränkt. Daher kann die Vergütung für eine 
gleichartige anwaltliche Leistung in den ein- 
zelnen Ländern nicht verschieden sein. 

Es besteht daher ein Bedürfnis für eine um- 
fassende bundeseinheitliche Kodifikation des 
Gebührenrechts der Rechtsanwälte, wie sie 
der Entwurf vorsieht. 

2. Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
ist zwar oft geändert, aber im ganzen seit 
ihrem Inkrafttreten nicht mehr grundsätz- 
lich überarbeitet worden. Die meisten Novel- 
len brachten Anpassungen an Änderungen 
des Verfahrensrechts oder zeitbedingte Ände- 
rungen der Gebührenstaffel. Auch die umfas- 
senderen Änderungsgesetze (Gesetz vom 
1. Juni 1909, Reichsgesetzbl. S. 475; Verord- 
nung vom 21. April 1944, Reichsgesetzbl. I 
S. 104; Gesetz vom 7. August 1952, Reichs- 
gesetzbl. I S. 401) betrafen nur einzelne Teile 
der Gebührenordnung. Bei der Einarbeitung 
der bisher landesrechtlich geregelten Gebüh- 
rentatbestände bietet sich die Gelegenheit, die 
alten Teile der Gebührenordnung sachlich 
und sprachlich zu überprüfen und sie mit 
dem neuen Teil zu einem einheitlichen Gan- 
zen zusammenzufassen. 


III. D i e G r u n d g e d a n k e n des 
Entwurfs 

1. Die bundeseinheitliche Kodifikation soll 
das gesamte Gebührenrecht für Rechts- 
anwälte umfassen. In die Bundesgebühren- 
ordnung sollen nicht nur die landesrecht- 
lichen, sondern auch die verstreuten bundes- 
rechtlichen Gebührenvorschriften für Rechts- 
anwälte aufgenommen werden. Auch die 
Vergütung der Armenanwälte soll in dem 
Entwurf geregelt werden. Den naheliegen- 
den Gedanken, Sondervorschriften von nur 
vorübergehender Bedeutung neben der Bun- 
desgebührenordnung aufrechtzuerhalten, hat 
der Entwurf nur in Ausnahmefällen befolgt. 
Denn die Prüfung der in Betracht kommen- 
den Vorschriften hat ergeben, daß die meisten 
Vorschriften voraussichtlich noch für lange 
Zeit praktische Bedeutung haben und daß sie 
sich systematisch ohne Schwierigkeiten in den 
Entwurf eingliedern lassen. 

2. Der Entwurf strebt an, das Gebühren- 
recht für Rechtsanwälte zu vereinfachen, so- 
weit dies bei der Vielgestaltigkeit der an- 
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waltllchen Tätigkeit mÖglidi ist. Auf fol- 
gende Vereinfachungen ist besonders hinzu- 
weisen: 

a) Das bewährte System der Verfahrens- 
pauschgebühren, auf dem bereits die alte Ge- 
bührenordnung beruht, ist beibehalten. Die- 
ses System, das der Vereinfachung der Ge- 
bührenberechnung dient, ist auch bei der 
Vereinheitlichung der landesrechtlichen Ge- 
bührenvorschriften befolgt worden. Dadurch 
wird erreicht, daß die ganze Gdbührenord- 
nung von einem einheitlichen System be- 
herrscht wird. 

b) Ein einheitliches System der Gebühren- 
berechnung ist auch insofern befolgt, als die 
für anwaltliche Tätigkeiten in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten geltenden Vorschriften 
auf anwaltliche Tätigkeiten in Verfahren vor 
Verfassungs-, Verwaltungs-, Finanz- und 
Sozialgerichten mit den in der Eigenart die- 
ser Verfahren begründeten Abwandlungen 
ausgedehnt worden sind. Der Entwurf ist da- 
mit dem Recht gefolgt, das z. B. auch für die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in den meisten 
Ländern der Bundesrepublik gilt und dessen 
Brauchbarkeit durch die praktische Hand- 
habung erwiesen ist. In all diesen Verfahren 
entstehen danach die bekannten drei Regel- 
gebühren (Prozeß-, Verhandlungs- und Be- 
weisgebühr). Auch diese Einheitlichkeit er- 
leichtert die Handhabung der Gebührenord- 
nung. 

c) Die neue Gebührenstaffel, die zum System 
der Wertklassen zurückkehrt, ist leichter zu 
handhaben als die bisherige Staffel (vgl. zu 
§ II unter 1 b). 

d) Die Zuschläge, die nach dem Gesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Kosten- 
rechts vom 7. August 1952 (Bimdesgesetzbl. I 
S. 401) zu den Gebühren erhoben werden, 
sind in die neue Staffel eingearbeitet (vgl. 
zu § 11 unter 1). 

e) Der Entwurf vermeidet aus Gründen der 
V ereinf achung weitgehend Baigatellgebüh- 
ren, so zum größten Teil die bisherigen 
Vio-Gebühren (vgl. § 24 der alten Gebühren- 
ordnung), einen TeU der Vio-Gebühren (vgl. 
§ 23 der alten Gebührenordnung) und Bruch- 
teile von Vio-Gebühren. Die anwaltlichen 
Tätigkeiten, für die bisher solche Kleinstge- 
bühren vorgesehen sind, werden durch Ver- 
fahrenspauschgebühren mitabgegolten; die 
Tatbestände, nach denen bisher in gewissen 
Fällen eine Ermäßigung von Vio-Gebühren 
eingetreten ist, sind beseitigt. 


3. Die Gebührenordnung von 1879 stammt 
aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs. Sie ist bisher an die- 
ses nicht angeglichen worden. Insbesondere 
brachte das Gesetz vom 17. Mai 1898 (Reichs - 
gesetzbl. S. 332) nur Anpassungen an 
Neuerungen der Prazeßgesetze. Nach Art. 32 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch geht die alte Gebührenordnung 
den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs vor. Auch der Entwurf enthält Son- 
derbestimmungen, die dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch vorgehen, z. B. über die Fällig- 
keit der Vergütung (§ 16), das Recht auf 
Vorschuß (§ 17) und das Recht auf Berech- 
nung (§ 18). 

Hiervon abgesehen bringt jedoch die Fas- 
sung der Bestimmungen des Entwurfs zum 
Ausdruck, daß sich die Gdbührenordnung 
auf ihre eigentliche Aufgabe beschränkt, die 
Vergütung des Rechtsanwalts für seine Be- 
rufstätigkeit zu bemessen (vgl. § 1 Abs. 1), 
d. h. ihre Höhe zu bestimmen. Ein Ver- 
gütungsanspruch wird — vom Pflichtvertei- 
diger und Armenanwalt abgesehen — durch 
die Gebührenordnung nicht gewährt. Viel- 
mehr setzt diese einen solchen Anspruch vor- 
aus. Insofern gründet sich die Gebührenord- 
nung auf das bürgerliche Recht und ergänzt 
es, indem es die Höhe des Anspruchs bemißt, 
den das bürgerliche Recht dem Grunde nach 
bestimmt. 

4. In Strafsachen bringt der Entwurf eine 
Anpassung der seit 1944 im wesentlichen un- 
verändert gebliebenen Gebühren an die ge- 
genwärtigen Verhältnisse. Im Rechtsmittel- 
verfahren und im Adhäsionsprozeß wird 
eine gewisse Besserstellung des Rechtsan- 
walts vorgeschlagen. Grundsätzlich neu ist, 
daß dem Pflichtverteidiger neben seinem 
Anspruch gegen die Staatskasse auch gegen 
den zahlungsfähigen Beschuldigten ein An- 
spruch auf Zahlung der Wahlverteidiger- 
gebühren gewährt wird. 

5. Schließlich hat sich der Entwurf zum Ziel 
gesetzt, die Gebührenordnung sprachlich zu 
bereinigen und, soweit ein Bedürfnis hierfür 
hervorgetreten ist, Streitfragen zu klären. 


IV. Die Gliederung des Entwurfs 

Der 1. Abschnitt, der die allgemeinen Vor- 
schriften enthält, ist im Vergleich mit dem 
bisherigen Recht erweitert. Insbesondere sind 
in diesen Abschnitt die für mehrere Verfah- 
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rensarten geltenden Bestimmungen über den 
Gegenstandswert und die Festsetzung der 
Vergütung aufgenommen. 

Der 2. Abschnitt enthält die gemeinsamen 
Vorschriften über die Gebühren und Aus- 
lagen, die allgemeine Bedeutung haben, weil 
sie, soweit nichts anderes bestimmt ist, für 
alle Angelegenheiten zutreffen, die in den 
folgenden Abschnitten geregelt sind. 

Im 3. bis 10. Abschnitt sind die Gebühren 
in den einzelnen Verfahren geregelt. 

Der 11, Abschnitt rundet die Regelung des 
Gebührenrechts für Rechtsanwälte ab. Er 
enthält die Vorschriften über Gebühren in 
solchen Angelegenheiten, die im 3. bis 10, Ab- 
schnitt nicht geregelt sind. 

Der 12. Abschnitt regelt die Vergütung, die 
der Armenanwalt aus der Bundes- oder Lan- 
deskasse erhält. 


B. Die einzelnen Vorsdiriften 
Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

Zu § 1 

1. Die Vorschrift umschreibt den Anwen- 
dungsbereich des Gesetzes. 

In Absatz 1 ist auf die hauptsächliche Aufgabe 
der Gebührenordnung, das Maß der Vergü- 
tung zu regeln, die der Rechtsanwalt für seine 
Berufstätigkeit erhält, besonders hingewiesen. 
Der Begriff der Vergütung umfaßt in An- 
lehnung an den bisherigen Sprachgebrauch 
Gebühren und Auslagen (vgl. Entscheidungen 
des Reichsgerichts in Zivilsachen, Band 21 
S. 350). Den Grund des Vergütungsanspruchs 
regelt die Gebührenordnung nur ausnahms- 
weise, nämlich für den Armenanwalt und den 
Pflichtverteidiger. Sonst setzt sie einen Ver- 
gütungsanspruch, der sich, regelmäßig nach 
bürgerlichem Recht bestimmt, voraus. Besteht 
danach ein Vergütungsanspruch, so bemißt die 
Gebührenordnung dessen Höhe. Im Zusam- 
menhang damit enthält die Gebührenordnung 
aber auch Bestimmungen über die Fälligkeit, 
die Einforderung und die Verjährung der 
Vergütung, sowie über das Recht auf Vor- 
schuß. 

Die Anwendung des Gesetzes soll nicht auf 
die Tätigkeit des Rechtsanwalts in bestimmten 
Verfahren beschränkt sein. Vielmehr soll jede 
anwaltliche Tätigkeit nach den Bestimmungen 


dieses Entwurfs vergütet werden, mag der 
Rechtsanwalt in einem Verfahren vor Ge- 
richten oder Verwaltungsbehörden oder außer- 
halb eines gerichtlichen oder behördlichen 
Verfahrens tätig werden. 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes ist per- 
sönlich und sachlich abgegrenzt. 

a) Das Gesetz soll für Rechtsanwälte gelten. 
Wer Rechtsanwalt ist, bestimmt sich nach der 
Bundesrechtsanwaltsordnung. 

b) Das Gesetz soll ferner für die Berufstätig- 
keit des Rechtsanwalts gelten. Dadurch wird 
der Anwendungsbereich der Gebührenordnung 
sachlich umschrieben und der Rechtsprechung 
die Möglichkeit gegeben, die Tätigkeiten des 
Rechtsanwalts, für welche die Vergütung nach 
der Gebührenordnung bemessen wird, von 
den sonstigen Tätigkeiten des Rechtsanwalts 
abzugrenzen. Der Begriff der Berufstätigkeit 
ist als Anknüpfungspunkt nicht entbehrlich, 
weil der Entwurf keine Abgrenzung nach der 
Tätigkeit des Rechtsanwalts in bestimmten 
Verfahren ermöglicht, wie dies in § 1 der 
alten Gebührenordnung vorgesehen ist. Der 
Begriff der Berufstätigkeit läßt sich nicht po- 
sitiv umschreiben. Dazu ist das Berufsleben 
des Rechtsanwalts zu vielseitig. Es ist nicht 
Aufgabe der Gebührenordnung, die Grenzen 
der Berufsausübung zu bestimmen. Dies ist 
vielmehr dem Standesrecht zu überlassen. 

2. In Absatz 2 begnügt sich der Entwurf da- 
her damit, einzelne Tätigkeiten aufzuzählen, 
für die die Gebührenordnung nicht gilt. Da- 
bei handelt es sich teils um ehrenamtliche Tä- 
tigkeiten, die von allen Staatsbürgern und 
daher auch von Rechtsanwälten in der Regel 
unentgeltlich zu übernehmen sind (z. B. das 
Amt eines Vormunds), teils um Tätigkeiten, 
die in erheblichem Umfang auch Nicht rechts- 
anwälten übertragen werden und bei denen 
auch die Vergütung eines Rechtsanwalts nach 
besonderen Vorsdiriften festgesetzt wird 
(z. B. beim Konkursverwalter gemäß § 85 der 
Konkursordnung, beim Vergleichs Verwalter 
gemäß § 43 der Vergleichsordnung), teils um 
Tätigkeiten, bei denen der Rechtsanwalt nicht 
im Auftrag einer Partei und in deren Inter- 
esse tätig wird und bei denen die Vergütung 
vereinbart zu werden pflegt (z. B. beim Treu- 
händer oder Schiedsrichter). Das Recht des 
Reditsanwalts, nach § 1835 Abs. 2 BGB für 
Dienste, die zu seinem Beruf gehören, Aus- 
lagenvorschuß und Auslagenersatz in Hohe 
der Sätze der Gebührenordnung für Redits- 
anwälte zu verlangen, bleibt unberührt. Diese 
Vorschrift, die unmittelbar nur für den Vor- 
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mund gilt, ist von der Rechtsprechung auf 
andere gesetzliche Vertreter, z. B. auch auf 
den Konkursverwalter, ausgedehnt worden. 
Die Abgrenzung der anwaltlichen Tätigkeit 
von der eines Notars ist in § 26 Abs. 2 der 
Reichsnotarordnung geregelt. 

3. Die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes be- 
ruht auf Artikel 74 Nr. 1 des Grundgesetzes. 
Die Bundesgebührenordnung im ganzen liegt 
im Rahmen der Gesetzgebung auf dem Ge- 
biet der Rechtsanwaltschaft im Sinne dieser 
Vorschrift. Soweit die Vorschriften der Bun- 
desgebührenordnung die Höhe der Vergütung 
bestimmen, die der Auftraggeber dem Rechts- 
anwalt schuldet, handelt es sich um privat- 
rechtliche Vorschriften (vgl. Einleitung III, 3), 
für die der Bund ferner unter dem Gesichts- 
unkt der Gesetzgebung auf dem Gebiet des 
ürgerlichen Rechts zuständig ist. Schließlich 
ist der Bund auch unter dem Gesichtspunkt 
der Gesetzgebung für das gerichtliche Verfah- 
ren zuständig, soweit in der Bundesgebühren- 
ordnung Vorschriften für das Verfahren der 
Gerichte enthalten sind (vgl. z. B. §§ 9, 10, 
19, 96, 98, 126) und soweit es sich um Gebüh- 
ren und Auslagen handelt, die im Zusammen- 
hang mit gerichtlichen Verfahren entstehen. 

Diese Gesetzgebungsbefugnis des Bundes wird 
in dem Entwurf voll ausgeschöpft. Es ist eines 
der Hauptziele der Reformgesetzgebung, die 
in der Einleitung dargestellte Zersplitterung 
des Rechtsanwaltsgebührenrechts zu beseitigen, 
indem die zahlreichen uneinheitlichen und un- 
übersichtlichen Landesgesetze aufgehoben und 
durch eine bundeseinheitliche Regelung ersetzt 
werden (vgl. Einleitung II, 1). Die Bundes- 
gebührenordnung soll daher auch Anwendung 
finden, wenn der Rechtsanwalt in Verfahren 
tätig wird, die landesrechtlich geregelt sind. 
Die Eigenart der anwaltlichen Tätigkeit er- 
möglicht es, die Anknüpfungspunkte für das 
Entstehen einer bestimmten Gebühr und die 
Tätigkeiten, die durch die Gebühr abgegolten 
werden, so zu umschreiben, daß dies auch für 
landesrechtlich geregelte Verfahren angemes- 
sen ist. Bei der Ausgestaltung der einzelnen 
Vorschriften, die im Einvernehmen mit den 
Ländern erfolgt ist, wird hierauf besonders 
Rücksicht genommen. Gegenüber der er- 
schöpfenden bundesrechtlichen Regelung ist 
für landesrechtliche Vorbehalte kein Raum. 
Es soll auch ausgeschlossen werden, daß die 
erzielte Rechtseinheit auf dem Gebiete des 
Gebührenrechts der Rechtsanwälte durch künf- 
tige Landesgesetze beeinträchtigt werden kann. 
Spätere Änderungen des Gebührenrechts der 
Rechtsanwälte dem Bundesgesetzgeber vor- 


zubehalten, ist um so mehr angebracht, als 
die Lebensverhältnisse, die solche Änderungen 
veranlassen, sich nicht auf das Gebiet eines 
einzelnen Landes zu beschränken pflegen. 

Zu § 2 

Die Vorschrift ersetzt die §§ 89 und 90 der 
alten Gebührenordnung. Sie bestimmt, wie 
Lücken des Gesetzes auszufüllen sind. 

Ist für eine Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
in der Bundesgebührenordnung keine Bestim- 
mung getroffen, so soll die Gebühr nicht nach 
bürgerlichem Recht, z. B. nach der Übung 
(§ 612 Abs. 2 BGB), sondern in sinngemäßer 
Anwendung der Bestimmungen der Bundes- 
gebührenordnung bemessen werden. Voraus- 
gesetzt ist dabei, daß es sich um eine Berufs- 
tätigkeit des Rechtsanwalts (§ 1) handelt, für 
die nach bürgerlichem Recht oder nach den 
§§ 95 ff., §§119 ff. der Bundesgebührenord- 
nung eine Vergütung geschuldet ist. Erforder- 
lich ist ferner, daß die Tätigkeit des Rechts- 
anwalts nicht durch eine in der Bundesgebüh- 
renordnung bestimmte Gebühr, z. B. durch 
eine Pauschgebühr, oder durch eine verein- 
barte Vergütung abgegolten wird. 

Da der Entwurf bestrebt ist, die Gebühren 
für möglichst alle Berufstätigkeiten des 
Rechtsanwalts zu regeln, wird § 2 nur in Fäl- 
len, die jetzt noch nicht zu übersehen sind, 
Anwendung finden können. 

Im § 90 der alten Gebührenordnung ist eine 
entsprechende Regelung für den Fall getrof- 
fen, daß Bestimmungen über die Gebühren 
einer vorbereitenden oder nicht beendigten 
Tätigkeit fehlen, wenn sich der Auftrag vor 
vollständiger Ausführung erledigt hat. Eine 
solche Vorschrift ist entbehrlich, da sie ledig- 
lich einen Sonderfall behandelt, der in § 2 
des Entwurfs mitgeregelt ist. 

Zu § 3 

1. Absatz 1 behält den bereits nach § 93 
Abs. 1 der alten Gebührenordnung geltenden 
Grundsatz bei, daß der Rechtsanwalt eine 
von den Vorschriften des Gesetzes abwei- 
chende Vergütung vereinbaren kann. 

Die Gebührenordnung von 1879 bestimmte, 
daß der Auftraggeber an einen Vertrag, nach 
dem er eine andere als die gesetzliche Vergü- 
tung zu zahlen hatte, nur gebunden war, 
wenn er den Vertrag schriftlich abgeschlossen 
hatte. Diese Bestimmung, die dem Schutze des 
Auftraggebers dienen sollte, ist durch das Ge- 
setz vom 18. August 1923 (Reichsgesetzbl. I 
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S. 813) beseitigt, jedoch durch Artikel 4 der 
Verordnung vom 21. April 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 104) in abgewandelter Formu- 
lierung wieder eingeführt worden. Die Auf- 
hebung der Formvorschrift erfolgte im Höhe- 
punkt ^^r Inflation, um Gebührenvereinba- 
rungen, die der fortschreitenden Geldentwer- 
tung Rechnung tragen sollten, möglichst zu 
erleichtern. Da solche Erwägungen heute keine 
Rolle mehr spielen, behält der Entwurf eine 
Formvorschrift bei. Die Fassung des Entwurfs 
bringt jedoch deutlicher als früher zum Aus- 
druck, daß nur die Erklärung des Auftrag- 
gebers, nicht auch die des Rechtsanwalts 
schriftlich abgegeben sein muß. Die Bestim- 
mung des § 93 Abs. 2 Satz 2 der alten Ge- 
bührenordnung in der durch Artikel 7 Nr. 37 
des Rechtseinheitsgesetzes vom 12. September 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 445) unverändert 
übernommenen Fassung des Artikels 4 der 
Verordnung vom 21. April 1944, wonach die 
Urkunde andere Vereinbarungen oder Erklä- 
rungen nicht enthalten darf, ist in den Ent- 
wurf nicht übernommen worden, da das 
darin enthaltene Verbot, das Gebühren ver- 
sprechen in einem Schreiben zu erklären, das 
zugleich die Information enthält, nicht zweck- 
mäßig ist. Es genügt, daß das Zahlungsver- 
sprechen nicht in der Vollmacht und nicht in 
einem Vordruck, der auch andere Erklärungen 
umfaßt, enthalten ist. Auf die schriftliche Be- 
stätigung eines mündlichen Honorarverspre- 
chens trifft § 141 BGB zu. Es ist daher nicht 
erforderlich, diese Frage in der Gebührenord- 
nung zu regeln. 

Nach § 93 Abs. 2 Satz 3 der alten Gebühren- 
ordnung i. d. F. des Artikels 4 derVerord- 
nung vom 21. April 1944 wird der Mangel 
der Form durch eine freiwillig und ohne Vor- 
behalt geleistete Zahlung der Vergütung ge- 
heilt. Darunter wird eine Zahlung verstan- 
den, die der Schuldner oder für ihn ein Drit- 
ter (vgl. § 267 BGB) ohne Rechtsnot und in 
Kenntnis der Tatsadie, daß eine Zahlungs- 
pflicht nicht besteht, vorbehaltlos leistet. 

Der Entwurf will diese Regelung grundsätz- 
lich beibehalten. Die Heilung tritt nicht erst 
ein, wenn die ganze Vergütung bezahlt ist, 
sondern nach dem Maße der Zahlung auch 
dann, wenn nur eine Teilzahlung auf die ver- 
einbarte Vergütung geleistet ist, die die ge- 
setzliche Vergütung übersteigt. Eine freiwil- 
lig und ohne Vorbehalt geleistete Zahlung, 
die die gesetzliche Vergütung übersteigt, soll 
nicht ideshalb zurückgefordert werden können, 
weil das Zahlungsversprechen nicht der ge- 
setzlich vorgeschriebenen Form entsprochen 
hat. 


2. Der Entwurf versteht unter „Auftraggeber“ 
den Vertragsgegner des Rechtsanwalts, ohne 
dabei der nach bürgerlichem Recht zu beur- 
teilenden Frage vorzugreifen, ob der anwalt- 
liche Geschäftsbesorgungsvertrag im Einzel- 
fall den Charakter eines Dienst- oder eines 
Werkvertrages hat. 

3. Nach übereinstimmender Auffassung ist be- 
reits nach geltendem Recht nicht nur die Fest- 
setzung der Vergütung nach dem, Ermessen 
eines Dritten (so der Wortlaut des § 93 Abs. 2 
Satz 4), sondern auch nach dem Ermessen 
eines Vertragsteils ausgeschlossen. Absatz 2 
bestimmt nun ausdrücklich, daß die gesetz- 
liche Vergütung geschuldet ist, wenn die Fest- 
setzung der Vergütung dem Ermessen eines 
Vertragsteils überlassen worden ist. Wie nach 
bisherigem Recht, ist die Festsetzung der Ver- 
gütung durch einen Dritten grundsätzlich aus- 
geschlossen. Jedoch wird eine Vereinbarung 
des Rechtsanwalts mit seinem Auftraggeber 
zugelassen, nach der die Festsetzung der Ver- 
gütung dem billigen Ermessen des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer übertragen wird. 
Für eine solche Vereinbarung besteht ein Be- 
dürfnis, wenn sich der Umfang und die 
Schwierigkeit der von dem Rechtsanwalt zu 
entfaltenden Tätigkeit im voraus nicht über- 
sehen läßt. Dies kann z.B. in Angelegenheiten 
in Betracht kommen, bei denen die im § 116 
Abs. 2 des Entwurfs bestimmten Gebühren 
möglicherweise keine angemessene Vergütung 
des Rechtsanwalts darstellen. Der Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer ist bereits nach gel- 
tendem Recht bei Gebührenstreitigkeiten vom 
Gericht gutachtlich zu hören (vgl. z. B. § 88 
Satz 2, § 93 Abs. 3 Satz 1, § 95 der alten 
Gebührenordnung). Er ist auch für die Fest- 
setzung" der Vergütung nach billigem Ermes- 
sen geeignet. Die Einverständniserklärung des 
Auftraggebers bedarf der im Absatz 1 be- 
stimmten Form. Die von dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer festgesetzte Vergütung 
kann wie andere vereinbarte Vergütungen im 
Rechtsstreit herabgesetzt werden (vgl. Ab- 
satz 3). 

Der Entwurf enthält keine ausdrückliche Be- 
stimmung, daß eine Vereinbarung unwirk- 
sam ist, durch die die Höhe der Vergütung 
vom Ausgang der Sache oder sonst vom Er- 
folg der anwaltlichen Tätigkeit abhängig ge- 
macht wird. Auch die Gebührenordnung von 
1879 enthielt eine solche Bestimmung nicht. 
Vereinbarungen dieser Art wurden aber vom 
Reichsgericht regelmäßig für sittenwidrig und 
nichtig erachtet. Durch Artikel 4 der Verord- 
nung vom 21. April 1944 (Reichsgesetzbl. I 
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S. 104) wurde ein ausnahmsloses Verbot der 
Vereinbarung eines Erfolgshonorars in § 93 
Abs. 2 der Reichsrechtsanwaltsgebührenord- 
nung eingefügt. Diese Vorschrift ist jedoch zu 
eng. Das deutsche anwaltliche Standesrecht 
ließ in bestimmten Ausnahmefällen Erfolgs- 
honorare zu. Ausnahmsweise sehen auch die 
alte Gebührenordnung und der vorliegende 
Entwurf Honorare vor, die vom Erfolg der 
anwaltlichen Bemühungen abhängig sind (vgl. 
z. B. § 23 und § 35 des Entwurfs). Die Bun- 
desrechtsanwaltskammer hat angeregt, die 
Frage der Zulässigkeit von Erfolgshonoraren 
in cler Gebührenordnung nicht zu regeln, son- 
dern die Abgrenzung der Rechtsprechung zu 
überlassen. Dem schließt sich der Entwurf an. 
Nach der bisherigen Rechtsprechung kann^ er- 
wartet werden, daß die Vereinbarung eines 
Erfolgshonorars nur in wenigen Ausnahme- 
fällen zugelassen, in Strafsachen eine solche 
Vereinbarung wohl fast ausnahmslos als 
standeswidrig angesehen wird. Daher besteht 
für eine gesetzliche Regelung in der Gebüh- 
renordnung kein zwingiender Grund. 

4. Absatz 3 entspricht dem § 93 Abs. 3 der 
alten Gebührenordnung in der Fassung des 
Artikels 7 Nr. 37 des Rechtseinheitsgesetzes 
vom 12. September 1950 (Bundesgesetzbl. 

5. 445). Die Vorschrift geht auf § 93 Abs. 4 
der Gebührenordnung von 1879 zurück, wo- 
nach die durch Vertrag festgesetzte Vergütung 
im Prozeßweg nach eingeholtem Gutachten 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer bis 
auf den im Gesetz bestimmten Betrag herab- 
gesetzt werden kann, wenn ider Rechtsanwalt 
durch den Vertragsschluß „die Grenze der 
Mäßigung überschritten hat.“ Neu ist, daß 
auch eine von dem Vorstand der Rechtsan- 
waltskammer bestimmte Vergütung herab- 
gesetzt werden kann (vgl. oben Nr. 3). 

Bei Rahmengebühren kann eine außerhalb 
oder innerhalb des Rahmens liegende Vergü- 
tung vereinbart oder vom Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer bestimmt sein. In bei- 
den Fällen ist die Vergütung mit der Gebühr 
zu vergleichen, die der Rechtsanwalt im Ein- 
zelfall gemäß § 12 zu beanspruchen hätte. 
Der nadi § 12 zu bemessende Betrag ist die 
gesetzliche Gebühr. Unter diesem Betrag darf 
die vereinbarte oder vom Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer bestimmte Vergütung 
nicht herabgesetzt werden. I>enn der Rechts- 
anwalt darf durch die richterliche Herab- 
setzung nicht schlechter gestellt werden, als 
wenn er keine Vereinbarung geschlossen 
hätte. Daher ist eine Herabsetzung unter die 
unterste Grenze des Gebührenrahmens in 
keinem Falle statthaft. 


Beibehalten ist auch die Vorschrift, daß der 
Richter vor der Herabsetzung ein Gutachten 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
einzuholen hat. Eine solche Verpflichtung des 
Richters, die sachverständige Standesvertre- 
tung anzuhören, ist gerechtfertigt, weil dem 
Richter die Befugnis übertragen ist, in einen 
vom Rechtsanwalt geschlossenen Vertrag ge- 
staltend einzugreifen. Eine besondere Bestim- 
mung darüber, daß das Recht und die Pflicht 
des Richters, auch andere Beweise zu erheben, 
durch die Vorschrift unberührt bleibt und daß 
das Gutachten des Vorstandes der Rechtsan- 
waltskammer der freien richterlichen Beweis- 
würdigung unterliegt, erübrigt sich, da Zwei- 
fel hierüber nicht entstehen können. Ein Gut- 
achten des Vorstandes der Rechtsanwalts- 
kammer ist jedoch nicht einzuholen, wenn die- 
ser die Vergütung nach billigem Ermessen be- 
stimmt hat. 

5. Nach geltendem Recht (§ 93 Abs. 1 Satz 1 
der alten Gebührenordnung) kann der Rechts- 
anwalt, der einer Partei zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte beigeordnet oder von Amts we- 
gen als Verteidiger bestellt ist, eine von den 
Vorschriften des Gesetzes abweichende Ge- 
bührenvereinbarung nicht treffen. Sinn dieser 
Vorschrift ist es, daß der Rechtsanwalt seine 
Tätigkeit nicht von einer Gebührenverein- 
barung abhängig machen darf, wenn für ihn 
ein Kontrahierungszwang besteht oder wenn 
er verpflichtet ist, die Vertretung zu über- 
nehmen. Die Beiordnung soll nicht an 
den Gebührenforderungen ides Rechtsanwalts 
scheitern. 

Da der Wortlaut des § 93 Abs. 1 Satz 1 über 
den Zweck der Vorschrift hinausgeht, wird 
sie vielfach einschränkend ausgelegt. So wird 
überwiegend angenommen, daß ein Armen- 
anwalt durch § 93 Abs. 1 Satz 1 nicht gehin- 
dert ist, ein vollkommen aus freien Stücken 
angebotenes Honorar anzunehmen. 

Durch den Kontrahierungszwang, dem der 
beigeordnete Rechtsanwalt unterliegt, ist 
sichergestellt, daß der beigeordnete Rechts- 
anwalt seine Tätigkeit nicht von Gegen- 
leistungen abhängig machen darf, die die ge- 
'setzliche Vergütung übersteigen (vgl. § 78 a 
Abs. 3 ZPO in der Fassung, die im § 257 des 
Entwurfs der Bundesreditsanwaltsordnung 
vorgesehen ist). Soweit die Beiordnung nicht 
wegen Armut der Partei erfolgt, besteht kein 
Anlaß, eine Honorarvereinbarung zu verHe- 
ten, die dem freien Willen der Partei entspricht 
und die der Rechtsanwalt auch nicht dadurch 
erzwingen kann, daß er seinen Beistand ver- 
weigert. Absatz 4 sieht daher nur vor, Hono- 
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rarvereinbarungen einzuschränken, wenn die 
Beiordnung im Armenrecht erfolgt ist. In die- 
sen Fällen ist die Beschränkung der Vertrags- 
freiheit wegen der schwachen wirtschaftlichen 
Stellung der armen Partei und auch deswegen 
gerechtfertigt, weil der Rechtsanwalt eine 
Vergütung aus der Staatskasse erhält. Nach 
den Standesrichtlinien sind Honorarabreden 
mit der armen Partei oder in deren Interesse 
mit Dritten standeswidrig; Honorarzahlungen 
oder sonstige Leistungen, die in Kenntnis der 
Tatsache, daß eine Verpflichtung zur Zah- 
lung nicht besteht, vollkommen aus freien 
Stücken angeboten und geleistet werden, darf 
der Rechtsanwalt aber annehmen. Diesen 
Standpunkt macht sich der Entwurf im Grund- 
satz zu eigen. Ohne weitergehende standes- 
rechtliche Folgen auszuschließen, bestimmt er, 
daß eine Honorarvereinbarung eine Verbind- 
lichkeit nicht begründet, das freiwillig und 
ohne Vorbehalt Geleistete aber nicht als unge- 
rechtfertigte Bereicherung zurückgefordert 
werden kann. 

Wegen des bestellten Verteidigers sind im 
6. Abschnitt besondere Vorschriften vorge- 
sehen. 

6. In § 94 der alten Gebührenordnung ist be- 
stimmt, daß die vertragsmäßige Festsetzung 
der Vergütung für das Verhältnis des Auf- 
traggebers zu einem erstattungspflichtigen 
Gegner nicht in Betracht kommt. Diese Be- 
stimmung ist in den Entwurf nicht übernom- 
men worden. Vielmehr ist im Art. IX § 2 
Nr. 1 vorgesehen, diese Vorschrift in den § 91 
der Zivilprozeßordnung einzuarbeiten, wohin 
sie systematisch gehört. 

Zu § 4 

Die alte Gebührenordnung enthält keine Be- 
stimmung darüber, ob der Rechtsanwalt eine 
Vergütung auch dann erhält, wenn er nicht 
selbst tätig wird, z. B. wenn er die mündliche 
Verhandlung durch einen Unterbevollmäch- 
tigten wahrnehmen läßt. Auch der Entwurf 
befaßt sich mit dieser Frage nicht. Sie beant- 
wortet sich regelmäßig nach bürgerlichem 
Recht. 

Der Entwurf regelt nur die davon verschie- 
dene Frage, ob sich in solchen Fällen die Ver- 
gütung cles Rechtsanwalts nach der Gebüh- 
renordnung bemißt, ob z. B. die Verhand- 
lungsgebühr nach § 30 Nr. 2 der Bundes- 
ebührenordnung entsteht, wenn ein Unter- 
evollmäditigter den Sachantrag in der 
mündlichen Verhandlung stellt. 


Der Entwurf sieht vor, daß die Bundesgebüh- 
renordnung nur dann anzuwenden ist, wenn 
der Rechtsanwalt durch eine der in § 4 ge- 
nannten Personen vertreten wird. Außer 
einem Rechtsanwalt und dem allgemeinen 
Vertreter (§ 65 des Regierungsentwurfs einer 
Bundesrechtsanwaltsordnung) rechnen dazu 
auch Anwaltsassessoren und dem Rechtsanwalt 
zur Ausbildung zugewiesene Referendare. 
Wenn der Rechtsanwalt Assessoren und Refe- 
rendaren im Rahmen der Ausbildung (§§ 14, 
71 des Regierungsentwurfs einer Bundesrechts- 
anwaltsordnung) die Wahrnehmung von Ter- 
minen usw. überläßt, soll ihm der Vorteil, die 
Vergütung nach der Gebührenordnung zu be- 
messen, erhalten bleiben. 

Zu § 5 

Der Entwurf übernimmt den Inhalt des § 2 
der alten Gebührenordnung und sieht ledig- 
lich eine sprachliche Verbesserung vor. 

Werden mehrere Rechtsanwälte mit derselben 
Tätigkeit beauftragt, so liegen mehrere Ver- 
träge vor, die auf Leistung derselben Dienste 
gerichtet sind. Jeder Rechtsanwalt, der die 
aufgetragenen Dienste leistet, hat nach bür- 
gerlichem Recht Anspruch auf Vergütung. 
Daran ändert der Entwurf nichts. Wie das 
bisherige Recht bestimmt er nur, daß die nach 
der Bundesgebührenordnung bemessene Ver- 
gütung sich nicht deshalb ermäßigt, weil meh- 
rere Rechtsanwälte gemeinschaftlich tätig ge- 
worden sind. Vielmehr erhält jeder Rechts- 
anwalt die volle Vergütung. 

Nach dem Entwurf kommt es darauf an, ob 
der Auftrag gemeinschaftlich zu erledigen ist. 
Auch dies entspricht dem § 2 der alten Ge- 
bührenordnung. Damit wird zum Ausdruck 
gebracht, daß die Vorschrift nicht Anwendung 
findet, wenn der eine oder der andere Rechts- 
anwalt tätig zu werden hat, wie dies bei 
Rechtsanwälten zu geschehen pflegt, die sich 
zur gemeinsamen Ausübung der Rechtsanwalt- 
schaft verbunden haben. Die Anwendung der 
Vorschrift ist aber nicht ausgeschlossen, wenn 
der Auftrag ausnahmsweise dahin geht, daß 
solche Rechtsanwälte nebeneinander tätig 
werden sollen und die Rechtsanwälte auch 
nebeneinander tätig werden. 

Zu § 6 

1. Der Entwurf faßt die Vorschriften der 
§§ 3, 51, 64, § 71 Abs. 3, § 72 Abs. 2 der 
alten Gebührenordnung, die innerlich zu- 
sammengehören, in eine Vorschrift zu- 
sammen. 
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Wenn der Rechtsanwalt in derselben Angele- 
genheit für mehrere Auftraggeber tätig wird, 
so ergeben sich zwei Fragen: 

a) Wie hoch ist die Gesamtvergütung, die 
der Rechtsanwalt erhält? 

b) Inwieweit haftet der einzelne Auftrag- 
geber dem Rechtsanwalt für die Gesamt- 
vergütung? 

2. Absatz 1 regelt die Gesamtvergütung in 
Anlehnung an die §§ 51, 64, § 71 Abs. 3 der 
alten Gebührenordnung. Diese Vorschriften 
beziehen sich jedoch nur auf Tätigkeiten des 
Rechtsanwalts in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten und Strafsachen. Da der Anwendungs- 
bereich der Bundesgebührenordnung weiter 
ist, müssen die entsprechenden Fälle in an- 
deren Angelegenheiten, wie z. B. in Verfah- 
ren vor Verwaltungs- und Verfassungsgerich- 
ten berücksichtigt werden. Daher nennt der 
Entwurf nicht mehr Streitgenossen und Ne- 
benintervenienten, sondern stellt darauf ab, 
ob der Rechtsanwalt in derselben Angelegen- 
heit für mehrere Auftraggeber tätig wird. 

Wie im § 51 Satz 1 der alten Gebührenord- 
nung, ist bestimmt, daß der Rechtsanwalt die 
Gebühren nur einmal erhält. Diese Vorschrift 
kennzeichnet nicht — wie die ähnlich lau- 
tende Vorschrift in Absatz 2 Satz 2 des Ent- 
wurfs — das Gesamtschuldverhältnis, son- 
dern stellt den Grundsatz auf, daß die Ge- 
samtvergütung nicht ein Vielfaches der Ein- 
zelvergütung ist. 

Wegen der Fiöhe der Gesamtvergütung sind 
folgende Fälle zu unterscheiden: 

a) Ist der Gegenstand der anwaltlichen Tätig- 
keit derselbe, z. B. wenn der Rechtsanwalt 
mehrere Gesamthandseigentümer gegenüber 
einer Herausgabeklage vertritt, so berechnet 
sich die Gebühr aus dem Wert dieses Ge- 
genstandes. Der Rechtsanwalt erhält ^also 
nicht mehr, als wenn er nur einen Auftrag- 
geber vertreten würde. Das entspricht dem 
geltenden Recht (vgl. Gerold, Gebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte, § 51 Anm. 5). 
Sind jedoch die Aufträge nicht gleichzeitig 
erteilt, so erhöht sich durch jeden Beitritt 
die aus dem Wert des gemeinschaftlichen Ge- 
genstandes berechnete Prozeßgebühr um zwei 
Zehntel, höchstens um eine volle Gebühr. 
Dies entspricht dem § 51 der alten Gebüh- 
renordnung. 

b) Sind die Gegenstände verschieden, so wer- 
den die Werte zusammengerechnet (vgl. § 7 
Abs. 2 des Entwurfs). Der Rechtsanwalt er- 


hält also die Gebühren aus dem durch die 
Zusammenrechnung erhöhten Wert. Den 
Auftraggebern kommt aber die Degression 
der Gebührenstaffel zugute. Vertritt der 
Rechtsanwalt z. B. in demselben Rechtsstreit 
zwei Pflichtteilsberechtigte, und verlangt der 
eine 3000 DM, der andere 7000 DM, so be- 
rechnet sich die volle Gebühr aus 10 000 DM 
= 260, — DM, nicht aus 3000 DM 

(= 135 DM) + aus 7000 DM (= 225 DM), 
zusammen 360, — DM. Diese Berechnung 
entspricht ebenfalls der bereits für das gel- 
tende Recht in Rechtsprechung und Schrift- 
tum allgemein vertretenen Auffassung (vgl. 
Gerold, Gebührenordnung für Rechtsan- 
wälte, § 51 Anm. 6). 

c) Sind für die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
Betragsrahmengebühren vorgesehen, wie 
z. B. für die Verteidigung in Strafsachen, 
so erhöht sich, wenn der Rechtsanwalt meh- 
rere Auftraggeber vertritt, der Mindest- und 
Höchstbetrag des Rahmens um die Hälfte. 
Dies entspricht den Bestimmungen des § 64 
und des § 71 Abs. 3 der alten Gebühren- 
ordnung. Eine entsprechende Vorschrift für 
die in § 116 des Entwurfs geregelten Fälle 
ist nicht angemessen, weil es der in § 116 
Abs. 2 vorgesehene Gebührensatzrahmen er- 
möglicht, die konkrete Gebühr dem Arbeits- 
aufwand des Rechtsanwalts anzupassen. 

3. Absatz 2 regelt die Haftung der einzel- 
nen Auftraggeber gegenüber dem Rechts- 
anwalt. Die Grundgedanken des § 3 der alten 
Gebührenordnung sind beibehalten. Die Vor- 
schrift ist aber neu gefaßt. 

a) Nicht übernommen ist, daß der Rechts- 
anwalt die Aufträge „durch dieselbe Tätig- 
keit‘' ausgeführt haben muß. Wie sich aus 
dem Zusammenhang mit Absatz 1 ergibt, 
findet die Vorschrift Anwendung, wenn der 
Rechtsanwalt für mehrere Auftraggeber „in 
derselben Angelegenheit“ tätig geworden ist. 
Hat der Rechtsanwalt für einen der Auf- 
traggeber eine besondere Tätigkeit entfaltet, 
so ist deswegen eine besondere Regelung nur 
erforderlich, wenn sich die Vergütung des 
Rechtsanwalts infolge dieser besonderen Tä- 
tigkeit erhöht hat. Diese Regelung ist in 
Satz 1 des Absatzes 2 enthalten. Da hiernach 
jeder der Auftraggeber die Vergütung schul- 
det, die er schulden würde, wenn der Rechts- 
anwalt nur in seinem Auftrag tätig gewor- 
den wäre, haftet kein Auftraggeber für die 
Vergütung, die der Rechtsanwalt für Son- 
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dertätiigkeiten im Interesse eines anderen 
Auftraggebers zu erhalten hat. 

b) Die in § 3 der alten Gebührenordnung 
enthaltene Vorschrift, daß die Mithaf- 
tung der anderen Auftraggeber dem Rechts- 
anwalt gegenüber nicht geltend gemacht 
werden kann, ist nicht übernommen, weil sie 
überflüssig ist. Nach Satz 1 des Absatzes 2 
des Entwurfs können zwar mehrere Auf- 
traggeber Schuldner der Gesamtvergütung 
oder desselben Teils der Gesamtvergütung 
sein. Der Rechtsanwalt kann aber gemäß 
Satz 2 die nach Absatz 1 berechneten Ge- 
bühren und Auslagen nur einmal fordern. 
Daher liegt, soweit mehrere Auftraggeber 
die Gesamtvergütung nebeneinander schul- 
den, ein Gesamtschuldverhältnis vor, für das 
im § 421 BGB bestimmt ist, daß der Gläu- 
biger die Leistung nach Belieben von jedem 
der Schuldner ganz oder zum Teil fordern 
kann, sämtliche Schuldner aber bis zur Be- 
wirkung der ganzen Leistung verpflichtet 
bleiben. 

Zu§ 7 

Absatz 1 sieht in Anlehnung an das bisherige 
Recht vor, die Ge‘bühren in der Regel nach 
dem Wert des Gegenstandes der anwaltlichen 
Tätigkeit zu berechnen. In Strafsachen und 
in einigen anderen Angelegenheiten (§ 111 
Abs. 1, § 114) sind jedoch Betragsrahmen- 
gebühren vorgesehen, die sich nicht nach dem 
Gegenstandswert bemessen. Ferner ist für 
Gutachten (§ 21) eine angemessene Vergü- 
tung vorgesehen, die nicht nach dem Gegen- 
standswert berechnet wird. 

In Anlehnung an § 5 der Zivilprozeßord- 
nung bestimmt Absatz 2, daß in derselben 
Angelegenheit die Werte mehrerer Gegen- 
stände zusammengerechnet werden. Der be- 
reits nach § 9 Abs. 1 des Gerichtskostenge- 
setzes in Verbindung mit § 10 der alten 
Gebührenordnung für bürgerliche Rechts- 
streitigkeiten geltende Grundsatz der Zusam- 
menrechnung mehrerer Werte wird damit, 
entsprechend dem weiteren Geltungsbereich 
der Bundesgebührenordnung, auf alle Ange- 
legenheiten ausgedehnt. 

Zu § 8 

1. Nach § 10 der alten Gebührenordnung fin- 
den auf die Wertberechnung die Vorschrif- 
ten der §§ 9 bis 15 des Gerichtskostenge- 
setzes Anwendung. Dasselbe gilt nach den 
Gebührenordnungen der meisten Länder. 


Nur für die Gebührenordnungen von Braun- 
schweig und Bremen gelten die Wertvor- 
schriften der Kostenordnung vom 25. No- 
vember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371). 

2. Absatz 1 Satz 1 regelt den Wert des Ge- 
genstandes von anwaltlichen Tätigkeiten in 
gerichtlichen Verfahren. Der Wert des Ge- 
genstandes der anwaltlichen Tätigkeit soll 
in diesen Fällen nach den Regeln bestimmt 
werden, die für die Gerichtsgetbühren gelten. 
Die für die Bewertung des Gegenstandes der 
gerichtlichen Tätigkeit geltenden Vorschrif- 
ten eignen sich durchweg auch für die Be- 
wertung der anwaltlichen Tätigkeit in einem 
entsprechenden gerichtlichen Verfahren, da 
die Besonderheiten des gerichtlichen Verfah- 
rens, auf das die Wertvorschriften zuge- 
schnitten sind, sich auf die anwaltliche Tätig- 
keit auswirken. 

Diese Regeln sollen nach Satz 2 auch für 
anwaltliche Tätigkeiten gelten, die einem 
gerichtlichen Verfahren voranzugehen pfle- 
gen, vor allem für die Vorbereitung der Klage 
und der Rechtsverteidigung. Es handelt sich 
dabei um Vorgänge, die, wenn ein Auftrag 
zur Führung eines Prozesses erteilt ist, in der 
Regel durch die Prozeßgebühr aibgegolten 
werden. Ist ein solcher Auftrag nicht erteilt, 
soll z. B. der Rechtsanwalt nur eine gütliche 
Einigung versuchen, so werden die Gebühren 
des Rechtsanwalts hierfür, wenn er an- 
schließend den Auftrag zur Prozeßführung 
erhält, auf die im Prozeß entstehenden Ge- 
bühren angerechnet (5 116 Abs. 3 des Ent- 
wurfs). Bei der Anrechnung sind Überschnei- 
dungen nur zu vermeiden, wenn der Gegen- 
standswert für diese Gebühren und für die 
Gebühr der vorprozessualen Tätigkeit nach 
denselben Grundsätzen bestimmt wird. Auch 
wegen des inneren Zusammenhangs, der 
zwischen den vorprozessualen Tätigkeiten 
und den Tätigkeiten im Prozeß selbst be- 
steht, kann der Gegenstandswert nicht nach 
verschiedenen Regeln ermittelt werden. 

Für den Fall, daß dem gerichtlichen Verfah- 
ren ein Verfahren anderer ^ Art vorauszu- 
gehen hat, z. B. ein Einspruchs- oder Be- 
schwerdeverfahren vor Anrufung des Ver- 
waltungsgerichts oder ein Abhilfeverfahren 
vor Einleitung eines Zivilprozesses gegen den 
Fiskus, ist wegen des inneren Zusammen- 
hangs der Verfahren dasselbe bestimmt. 

Ist der Rechtsanwalt in einem gerichtlichen 
Verfahren oder im Zusammenhang mit 
einem solchen Verfahren tätig, so sind beson- 
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dere Wertvorschriften für die Rechtsanwalts- 
gebühren erforderlich, wenn für die Ge- 
richtsgebühren keine Wertvorschriften vor- 
gesehen sind. Dies kommt in Betracht, 
wenn in dem gerichtlichen Verfahren allge- 
mein keine Gebühren erhoben werden; fer- 
ner, wenn zwar Gebühren erhoben werden, 
die Gebühren sich aber nicht nach einem 
Streitwert, Geschäftswert u. dgl. richten, 
sondern z. B. Rahmengebühren sind. Für 
solche Fälle bestimmt Satz 3, daß sich der 
Gegenstandswert nach den Vorschriften rich- 
tet, die im Absatz 2 für außergerichtliche 
Tätigkeiten des Rechtsanwalts vorgesehen 
sind. 

3. Absatz 2 regelt den Gegenstandswert, 
wenn der Rechtsanwalt nicht in gerichtlichen 
Verfahren und auch nicht im Zusammen- 
hang mit solchen Verfahren tätig ist. 

Satz 1 sieht vor, den Gegenstandswert man- 
gels anderer Bestimmungen sinngemäß nach 
den im einzelnen bezeichneten Vorschriften 
der Kostenordnung vom 25. November 1935 
(Relchsgesetzbl. I S. 1371) über den Ge- 
schäftswert zu bemessen. Die allgemeinen 
Bewertungsvorschriften der Kostenordnung 
eignen sich auch für die Bewertung des Ge- 
genstandes der anwaltlichen Tätigkeit. Nicht 
für entsprechend anwendbar erklärt ist § 17 
Abs. 1 und 3 der Kostenordnung. Die im 
§ 17 Abs. 1 der Kostenordnung enthaltene 
Bestimmung des Wertbegriffs ist durch 5 7 
Abs. 1 des Entwurfs ersetzt. Die im 17 
Abs. 1 der Kostenordnung ferner enthaltene 
Vorschrift, daß der Wert im Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Gebühr maßgebend ist, eignet 
sich für die Rechtsanwaltsgeibühren nicht (vgl. 
§ 16). Obwohl eine ausdrückliche Vorschrift 
darüber fehlt, ist für das geltende Recht all- 
gemein anerkannt, daß für die Wertberech- 
nung der Zeitpunkt maßgebend ist, in dem 
der Rechtsanwalt eine Gebühr verdient. Es 
Ist zweckmäßig, die Frage auch weiterhin 
der Rechtsprechung zu überlassen. Die Vor- 
schrift des § 17 Abs. 3 der Kostenordnung, 
nach der Verbindlichkeiten, die auf dem Ge- 
genstand lasten, nicht abgezogen werden, ist 
für die Bewertung des Gegenstandes der an- 
waltlichen Tätigkeit zu starr; in der Kosten- 
ordnung selbst sind von dem im ^ 17 Abs. 3 
aufgestellten Grundsatz viele Ausnahmen 
vorgesehen (vgl. z. B. 5 31 Abs. 2, ^ 104 
Abs. 2, § 32 Abs. 3, ^ 76 Satz 2, 5 40 Abs. 4, 
§ 85 Abs. 1 u. a.). Der Entwurf sieht daher 
eine dem ^17 Abs. 3 der Kostenordnung ent- 
sprechende Vorschrift nicht vor und läßt da- 


mit für das richterliche Ermessen genügend 
Raum. Ferner sind die Vorschriften der 
§§ 23 a bis d, die nach Art. II des Entwurfs 
in die Kostenordnung eingefügt werden, nicht 
für entsprechend anwendbar erklärt. Sie gel- 
ten nur bei Anmeldungen und Eintragungen 
In Register. Ist ein Reditsanwalt hiermit be- 
faßt, so bestimmt sich der Gegenstands wert 
bereits auf Grund des § 8 Abs. 1 nach diesen 
Vorschriften. 

Satz 2 enthält eine Vorschrift, die es er- 
möglichen soll, die Tätigkeiten zu bewerten, 
die in ihrer Vielfalt nicht voraussehbar sind 
und sich daher einer besonderen Regelung 
entziehen. Die Vorschrift ist dem § 24 der 
Kostenordnung und dem § 11 Abs. 1 des 
Gerichtskostengesetzes nachgebildet. 

Zu S 9 

1. Nach § 12 der alten Gebührenordnung 
steht dem Rechtsanwalt gegen den Gerichts- 
beschluß, der den für die Gerichtsgebühren 
maßgebenden Streitwert festsetzt (§ 18 des 
Gerichtskostengesetzes), die Beschwerde zu. 
Nach der Begründung zum Gesetz von 1879 
bezweckt diese Bestimmung zur Vermeidung 
doppelter Arbeit und widersprechender Ent- 
scheidungen, der Wertfestsetzung, wo sie zur 
Berechnung der Gerichtsgebühren stattgefun- 
den hat, auch für die Berechnung der An- 
waltsgebühren maßgebende Bedeutung zu 
geben; nur könne dann dem Anwalt, weil 
er an jener Wertfestsetzung persönlich In- 
teressiert sei, die Beschwerde kraft eigenen 
Rechts, also auch seinem eigenen Machtgeber 
gegenüber nicht versagt werden. 

Von der neueren Rechtsprechung wird die 
Vorschrift auf weitere Fälle angewandt, in 
denen ein Rechtsanwalt in einem gericht- 
lichen Verfahren tätig geworden Ist. Folgende 
Fälle kommen in Betracht: 

a) Ein Gerichtsbeschluß gemäß 5 18 des Ge- 
richtskostengesetzes ergeht nicht, z. B. 
weil die Parteien persönliche Gebühren- 
freiheit genießen und daher die Parteien 
und das Gericht an der Festsetzung des 
für die Gerichtsgebühren maßgeblichen 
Streitwerts nicht interessiert sind. 

b) Ein Gerichtsbeschluß gemäß % IS des Ge- 
richtskostengesetzes kann nicht ergehen, 
weil sich die Gerichtsgebühren nicht nach 
einem Streitwert, Geschäftswert und der- 
gleichen, sondern z. B. nach einem Ge- 
bührenrahmen bestimmen oder weil das 
Verfahren sachlich gebührenfrei ist. 
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c) Der gemäß § 18 des Geriditskostenge- 
gesetzes ergehende Beschluß ist für die Be- 
rechnung der Gebühren des Rechtsanwalts 
nicht maßgebend, z. B., weil für die Ge- 
bühren des Rechtsanwalts besondere 
Wertvorschriften bestehen. 

Es entspricht dem praktischen Bedürfnis, 
dem Gericht des Rechtzuges auch in solchen 
Fällen die Entscheidung über die Festsetzung 
des für die Rechtsanwaltsgebühren maßgeb- 
lichen Gegenstandswertes zu übertragen. Das 
mit der Flauptsache befaßte Gericht ist am 
ehesten in der Lage, eine sachgerechte Ent- 
scheidung über den Wert des Gegenstandes 
der anwaltlichen Tätigkeit zu treffen. Die 
§§ 9 und 10 enthalten die erforderlichen 
Vorschriften. 

2. § 9 Absatz 1 hält an dem Grundsatz des 
§ 12 der alten Gebührenordtiung fest, daß 
der für die Gerichtsgebühren gerichtlich fest- 
gesetzte Gegenstandswert auch für die Ge- 
bühren des Rechtsanwalts maßgebend ist. 
Daß die für die Gerichtükosten erfolgte Wert- 
festsetzung für den Rechtsanwalt nur inso- 
weit maßgebend ist, als der Gegenstand der 
gerichtlichen und der anwaltlichen Tätigkeit 
übereinstimmt, braucht nicht besonders her- 
vorgehoben zu werden, da dies bereits für 
das bisherige Recht allgemein angenommen 
wird. 

Entsprechend dem erweiterten Geltungsbe- 
reich der Bundesgebührenordnung ist der 
AnwendungsbereiÄ der Vorschrift erweitert. 
Sie gilt nicht nur für die Gerichte der Zivil- 
gerichtsbarkeit, sondern für alle Gerichte. 

3. Absatz 2 sieht vor, dem Rechtsanwalt 
nicht nur das Beschwerderecht, sondern auch 
das Recht, die Wertfestsetzung zu beantra- 
gen, aus eigenem Recht zu geben. Damit 
werden die oben unter 1 a) erörterten Fälle 
In dem Sinne geregelt, daß der Rechtsanwalt 
eine Festsetzung des für die Gerichtsgebüh- 
ren maßgebenden Gegenstandswertes auch 
dann erreichen kann, wenn Gericht und Par- 
teien an einer solchen Wertfestsetzung nicht 
interessiert sind. Ferner ist bestimmt, daß der 
Rechtsanwalt nicht nur die gegen die Wert- 
festsetzung zulässigen Rechtsmittel, sondern 
auch Rechtsbehelfe, die gegen die unterblie- 
bene Wertfestsetzung gegeben sind, aus eige- 
nem Recht elnlegen kann. Hier^bel Ist z. B. 
an die Berichtigung oder Ergänzung des Ur- 
teils zu denken, wenn das Arbeitsgericht, der 
Vorschrift des § 61 Abs. 2 des Arbeitsge- 
richtsgesetzes zuwider, den Wert des Streit- 
gegenstandes im Urteil nicht festgesetzt hat. 


Zu § 10 

Absatz 1 sieht vor, daß das Gericht des 
Rechtszuges den für die anwaltliche Tätigkeit 
maßgebenden Gegenstandswert selbständig 
festsetzt, wenn eine Festsetzung eines füi 
die Gerichtsgebühren maßgebenden Wertes 
nicht in Betracht kommt (vgl. die zu § 9 
unter 1 b erörterten Fälle) oder für die an- 
waltliche Tätigkeit nicht maßgebend ist (vgl. 
die zu § 9 unter 1 c erörterten Fälle). 

Für die selbständige Wertfestsetzung sind in 
den Absätzen 2 bis 4 einheitliche, für alle 
Gerichte geltende Verfahrensbestimmungen 
vorgesehen. Das Verfahren soll einfach, billig 
und für alle Gerichte brauchbar sein. Die 
Festsetzung soll nach Fälligkeit der Vergü- 
tung auf Antrag erfolgen, wobei das An- 
tragsrecht den Beteiligten zuerkannt ist, 
deren Rechte und Pflichten sich nach dem 
Gegenstandswert bestimmen, d. s. der Rechts- 
anwalt selbst, sein Auftraggeber und ein 
etwa erstattungspflichtiger Gegner, In Armen- 
sachen auch die Bundes- oder Landeskasse. 
Als Rechtsmittel sieht der Entwurf die so- 
fortige Beschwerde in sinngemäßer Anwen- 
dung der Zivilprozeßordnung vor. Die wei- 
tere Beschwerde ist — entsprechend § 4 des 
Gerichtskostengesetzes und § 13 der Kosten- 
ordnung — vorgesehen, wenn das Landge- 
richt über die erste Beschwerde entschieden 
und die weitere Beschwerde wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der zur Entschei- 
dung stehenden Frage zugelassen hat. Die 
weitere Beschwerde kommt nur in der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit In Betracht, 
weil nur sie in den Ländern über mehr als 
zwei Rechtszüge verfügt. Beschwerden zu 
einem oberen Bundesgericht sind ausge- 
schlossen. Anwaltszwang besteht nicht. 

Zu § 11 

1. Zu Absatz 1 Satz 1 

Die Gebühren des § 9 Abs. 2 und 3 der alten 
Gebührenordnung sind dem Entwurf zu- 
grunde gelegt. 

Eine Herabsetzung der Gebühren läßt sich 
nicht rechtfertigen. Insbesondere kann der 
Anregung nicht gefolgt werden, durch eine 
stärkere Degression die Gebühren für die 
hohen Streitgegenstände zu ermäßigen. Bei 
einem Streitgegenstand von einer Million DM 
beträgt die volle Gebühr 3695 DM. Für die 
erste gerichtliche Tätsachenlnstanz, in der 
regelmäßig drei Gebühren anfallen, erhält 
der Rechtsanwalt 11 085 DM, d. i. rund 1,1 % 
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des Streitwertes. Dies ist nicht unangemessen 
hoch, wenn man berücksichtigt, daß mit dem 
Wert auch die Summe steigt, für die der 
Rechtsanwalt haftbar werden kann. Zu be- 
denken ist auch, daß die seltenen Verfahren 
mit hohen Gegenstandswerten für den Rechts- 
anwalt einen Ausgleich darstellen müssen für 
die geringen Gebühren, die er in Bagatell- 
verfahren erhält. 

Andererseits hat der Entwurf nicht den 
Zweck, die Gebühren allgemein zu erhöhen, 
da die allgemeine Anpassung der Gebühren 
an die Zeitverhältnisse durch § 1 des Im Ent- 
wurf berücksichtigten Gesetzes vom 7. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) bereits 
erfolgt ist. Gewisse Gebührenerhöhungen 
ergeben sich jedoch zwangsläufig aus der 
Vereinheitlichung des Landesgebührenrechts 
und aus Vereinfachungen, die der Entwurf 
vorsieht. Gebührenerhöhungen, die danach 
eintreten, werden dadurch gemildert, daß der 
Entwurf — wieder Im Interesse der Verein- 
fachung — Bagatellgebühren, die in der alten 
Gebührenordnung vorgesehen sind, durch 
Pauschgebühren mitabgilt und somit in Weg- 
fall bringt, so z. B. die Kostenfestsetzungs- 
gebühr. 

Auf folgendes ist besonders hinzuweisen: 

a) Die bisher landesrechtlich geregelten Ge- 
bühren sind unterschiedlich. Namentlich in 
ehemals preußischen Gebieten sind sie im 
Vergleich zu dem übrigen Bundesgebiet sehr 
gering. Bei der Vereinheitlichung der landes- 
rechtlichen Gebührenbestimmungen auf einer 
mittleren Linie sind daher für einzelne Teile 
des Bundesgebiets, namentlich für ehemals 
preußische Gebiete, nicht unbeträchtliche Ge- 
bührenerhöhungen unvermeidlich. 

b) Das nach der Gebührenordnung von 1879 
geltende System der Wertklassen ist auf 
Grund des Gesetzes vom 18. August 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 813) durch ein System 
ersetzt worden, nach dem bei Werten über 
200 Mark als Gebühren Wertprozente er- 
hoben werden. Dieses, durch eine Aufrun- 
dungsbestimmung gemilderte System Ist zwar 
individuell, hat aber erhebliche Nachteile. Die 
Gebühren müssen im Einzelfall erst errechnet 
werden. Das hat dazu geführt, daß sich die 
Praxis zur Ermittlung der Gebühren nicht 
mehr des Gesetzes, sondern privater Gebüh- 
rentabellen bedient. Die Prozentgebühren 
ergeben infolge des nach dem Gesetz vom 
7. August 1952 zu erhebenden Zuschlags be- 
reits bei der vollen Gebühr Pfennigbeträge, 


)die idie Gebührenberechnuntg erschweren. Der 
Entwurf kehrt daher zum System der Wert- 
klassen zurück. Die Staffel ist in der Anlage 
ZU § 11 Abs. 1 des Entwurfs enthalten. In 
die Staffel ist der Zuschlag nach dem Gesetz 
vom 7. August 1952 eingearbeitet. Bei Werten 
bis 500 DM, die bisher zuschlagfrei und 
daher an die Zeitverhältnisse noch nicht an- 
gepaßt sind, ist ein Zuschlag von 20 Vo ein- 
gerechnet. Dies ist erforderlich, weil die für 
diese Werte vorgesehenen geringen Gebühren 
regelmäßig nicht einmal die Geschäftsunkosten 
decken. 

c) Die Gebühren in Verfahren vor den Fi- 
nanzgerichten, die bisher zuschlagfrei sind, 
sollen nach dem Entwurf ebenfalls nach der 
neuen Staffel berechnet werden. Eine beson- 
dere Gebührenstaffel für diese Verfahren zu 
schaffen, ist nicht zweckmäßig. Im Finanz- 
gerichtsprozeß liegt kein Grund dafür vor, 
dem Rechtsanwalt zugunsten seines Auf- 
traggebers geringere Gebühren als etwa in 
einem Verwaltungsgerichtsprozeß zuzumuten. 
Wegen des Arbeitsgerichtsprozesses vgl. zu 

S 61. 

d) Der Entwurf sieht im Interesse der Ver- 
einfachung vor, daß Bruchteile von Vio der 
vollen Gebühr regelmäßig nicht mehr ent- 
stehen. Die Erhöhung der Gebühren, die 
dadurch in verhältnismäßig seltenen Einzel- 
fällen eintreten kann, ist unbeträchtlich. 

2. Zu Absatz 1 Satz 2 

Nach § 52 der alten Gebührenordnung er- 
höhen sich in der Berufungs- und Revisions- 
Instanz die Gebühren um Diese Vor- 
schrift, die bisher unmittelbar nur für bür- 
gerliche Rechtsstreitigkeiten gilt, gewinnt 
nach dem Entwurf allgemeine Bedeutung, 
z. B. auch für verwaltungsgerichtliche Ver- 
fahren. 

3. Zu Absatz 2 

Die Aufrundungsbestimmung entspricht dem 
§ 8 Abs. 2 der alten Gebührenordnung. Die 
Mindestgebühr ist von 2, — auf 3, — DM 
erhöht, weil die bisherige Mindestgebühr zu 
gering ist. Die entsprechende Erhöhung ist 
auch für die gerichtliche Mindestgebühr vor- 
gesehen. 

Zu § 12 

1. Die dem § 74 der alten Gebührenordnung 
entsprechende Vorschrift regelt die Be- 
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messung der Gebühr im Einzelfall, wenn sich 
die Gebühren nach einem Rahmen bestim- 
men. Sie hat für Strafsachen und ähnlich 
geregelte Angelegenheiten, für gewisse an- 
waltliche Tätigkeiten vor Verfassungsgerichten 
(§ 111 Abs. 1), für die Ratgebühr (§ 20 
Abs. 1) und für den 11. Abschnitt des Ent- 
wurfs Bedeutung. Die im Einzelfall geschul- 
dete Gebühr bestimmt sich nach den Um- 
ständen, wovon im § 12 Umfang und Schwie- 
rigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, die Ver- 
mögens- und Einkommensverhältnisse des 
Auftraggebers sowie die Bedeutung der An- 
gelegenheit besonders hervorgehoben wer- 
den. Der Eigenart der Fälle, in denen die 
Bundesgebührenordnung Rahmengebühren 
vorsieht, entspricht es, daß als Beispiel für zu 
berücksichtigende Umstände nicht der vom 
Auftraggeber angestrebte Erfolg, sondern die 
Bedeutung der Angelegenheit genannt ist. 
Der vom Auftraggeber angestrebte Erfolg ist 
nicht allgemein als Bewertungsfaktor ge- 
eignet, vor allem nicht in Strafsachen. 

2. Nach § 74 der alten Gebührenordnung ist 
die Im Einzelfall geschuldete Gebühr vom 
Rechtsanwalt zu bemessen. Nach § 93 Abs. 3 
der alten Gebührenordnung kann die Bemes- 
sung der Rahmengebühr, wenn sie unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände unangemessen 
hoch ist, im Rechtsstreit auf den angemes- 
senen Betrag herabgesetzt werden. Daraus 
ist im Schrifttum vereinzelt der Schluß ge- 
zogen worden, daß eine richterliche Über- 
prüfung der vom Rechtsanwalt vorgenom- 
menen Bemessung der Gebühr sich darauf 
beschränkt, ob der Rechtsanwalt ein ihm vom 
Gesetz eingeräumtes Ermessen mißbraucht 
hat. Dieser Auffassung kann nicht gefolgt 
werden. Es geht nicht an, daß das Gesetz die 
richterliche Nachprüfung einer vom Gläu- 
biger vorgenommenen Bestimmung der ge- 
setzlichen Gebühr beschränkt. 

3. Der Entwurf hat daher im Absatz 1 davon 
abgesehen, dem Rechtsanwalt die Bemessung 
seiner Gebührenforderung zu übertragen. 
Vielmehr ist die Vorschrift so gefaßt, daß 
die besonderen Umstände, nach denen sich 
die Gebühr im Einzelfall bemißt, als objek- 
tive Voraussetzungen des Gebührenanspruchs 
erscheinen, über die im Streitfall der Richter 
zu entscheiden hat. Daher ist auch die im 
§ 93 Abs. 3 der alten Gebührenordnung ent- 
haltene Bestimmung über die richterliche 
Herabsetzung einer nach einem Gebühren- 
rahmen bemessenen Gebühr In den § 3 des 
Entwurfs nicht übernommen worden. Sie 


würde auch nicht in diesen Zusammenhang 
passen, da § 3 des Entwurfs — wie bisher im 
übrigen schon § 93 der alten Gebührenord- 
nung — von dem anders gelagerten Fall der 
Herabsetzung vereinbarter Gebühren handelt. 
Da jedoch bei Rahmengebühren für das 
richterliche Ermessen weiter Raum ist, er- 
scheint es zweckmäßig, daß das Gericht ein 
Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwalts- 
kammer einzuholen hat. 

Zu § 13 

Die Bestimmung entspricht den Vorschriften 
der § 25, § 29 Abs. 1, §§ 48, 49, 50, 61 der 
alten Gebührenordnung. Der Entwurf er- 
streckt den bisherigen Geltungsbereich dieser 
Vorschriften auf alle anwaltlichen Tätigkeiten. 
Dies rechtfertigt sich damit, daß das System 
der sogen. Verfahrenspauschgebühren, das 
mit diesen Vorschriften angesprochen wird, 
nach dem Entwurf grundsätzlich für alle 
anwaltlichen Tätigkeiten gelten soll. 

1. Unter dem Begriff der Pauschgebühren 
werden nach dem Sprachgebrauch, der sich im 
Schrifttum eingebürgert hat, zwei Gesichts- 
punkte zusammengefaßt, nämlich: 

a) Der Rechtsanwalt erhält nicht für jede 
einzelne Tätigkeit, z. B. für jedes Schrei- 
ben, jede mündliche Verhandlung usw., 
eine besondere Gebühr. Vielmehr werden 
gleichartige Tätigkeiten zu Gruppen zu- 
sammengefaßt. Der Rechtsanwalt erhält 
für jede Tätigkeitsgruppe eine Gebühr. 
Solche Gruppen sind z. B. das Betreiben 
des Geschäfts (des Prozesses) im allge- 
meinen, die Tätigkeit in den mündlichen 
Verhandlungen, die Mitwirkung bei den 
verschiedenen Beweisaufnahmen. Die Bil- 
dung solcher Tätigkeitsgruppen nach sach- 
lichen Gesichtspunkten erfolgt im Beson- 
deren Teil des Entwurfs. 

b) Hat der Rechtsanwalt eine Tätigkeit ent- 
faltet, die nach den Bestimmungen des 
Besonderen Teils zu einer Tätigkeitsgruppe 
gehört, so hat er die für die ganze Tätig- 
keitsgruppe bestimmte Gebühr verdient. 
Die Gebühr erhöht sich nicht, wenn der 
Rechtsanwalt viele gleichartige Tätigkeiten 
entfalten muß, und sie ermäßigt sich nicht, 
wenn sich der Rechtsanwalt mit der einen 
Tätigkeit begnügen kann. 

2. Absatz 1 ergänzt die oben unter Nr. 1 a 
erörterten Bestimmungen des Besonderen 
Teils über die Bildung der Tätigkeltsgr^uppen* 
Er bestimmt zweierlei: 
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a) Während im Besonderen Teil die Merk- 
male für die sachliche Eingruppierung der 
anwaltlichen Tätigkeit bestimmt sind, 
regelt Absatz 1 des Entwurfs die zeitliche 
Abgrenzung. Die im Besonderen Teil für 
die Tätigkeitsgruppen vorgesehenen Ge- 
bühren entgelten alle gleichartigen Tätig- 
keiten, die der Rechtsanwalt von der Er- 
teilung des Auftrags an bis zur Erledigung 
der Angelegenheit entfaltet. 

b) Soweit nichts anderes bestimmt ist, wird 
durch die Gesamtheit der im Besonderen 
Teil vorgesehenen Gebühren die gesamte 
Tätigkeit des Rechtsanwalts in derselben 
Angelegenheit entgolten. Damit ergänzt 
Absatz 1 die Vorschriften des Besonderen 
Teils über die Eingruppierung der anwalt- 
lichen Tätigkeit. Die Gebühren des Beson- 
deren Teils gelten danach auch solche 
Tätigkeiten ab, die sidi in die im Beson- 
deren Teil gebildeten Sachgruppen nicht 
einreihen lassen. Dadurch wird der An- 
wendungsbereich des § 2 des Entwurfs auf 
besondere Ausnahmefälle beschränkt. 
Denn wenn der Rechtsanwalt eine der im 
Besonderen Teil bestimmten Gebühren 
verdient hat, so ist diese Gebühr gleich- 
zeitig bestimmt, Tätigkeiten mitabzugelten, 
die nicht mit einer besonderen Gebühr 
bedacht sind. 

Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
nur, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
Die damit vorgesehenen Ausnahmen be- 
treffen Gebühren, die einerseits in der- 
selben Angelegenheit (demselben Rechts- 
zug) mehrmals entstehen können, anderer- 
seits nur die Tätigkeiten entgelten, für die 
sie besonders bestimmt sind. Als Beispiel 
kommt hierfür die Hebegebühr (§ 22) in 
Betracht. ^ 

3. Absatz 2 Satz 1 enthält eine Ergänzung 
des Grundsatzes des Absatzes 1, indem er die 
dem Pauschcharakter entsprechende Einmalig- 
keit jeder Gebühr hervorhebt. 

Die Vorschrift setzt voraus, daß der Rechts- 
anwalt in derselben Aneelegenheit tätig wird. 
Dafür, wann dieselbe und wann verschiedene 
Angelegenheiten vorliegen, kann der Ent- 
wurf keine allgemeinen Richtlinien geben, 
weil die in Betracht kommenden Lebensver- 
hältnisse zu vielseitig sind. Daher sehen auch 
die Landesgebührenordnungen von einer Be- 
griffsbestimmung ab (vgl. z. B. die Preußische 
Landesgebührenordnung Art. 9 und 10; die 
Hessische Landesgebührenordnung vom 
19. Dezember 1952 Art. 10 Abs. 2, Art. 12 


Abs. 2). Es muß der Rechtsprechung über- 
lassen werden, die Abgrenzung im Einzelfall 
zu finden. Für den in der Praxis wohl häu- 
figsten Fall, daß der Rechtsanwalt in einem 
gerichtlichen oder sonstigen behördlichen 
Verfahren tätig wird, ist die Angelegenheit 
im allgemeinen mit dem Verfahren identisch 
und insofern ohne besondere Schwierigkeiten 
abzugrenzen. Für viele Verfahren ist, meist 
in Anlehnung an das bisherige Recht, die 
Abgrenzung im Entwurf besonders vorge- 
schrieben. Für gerichtliche Verfahren be- 
stimmt Satz 2, daß jeder Rechtszug, wie 
bisher, gebührenrechtlich als besondere An- 
gelegenheit behandelt wird, die Gebühren 
also für jeden Rechtszug gefordert werden 
können. Für außergerichtliche Instanzen, 
z. B. für Aufsichtsbeschwerden, ist eine ent- 
sprechende Vorschrift nicht vorgesehen. Im 
Einzelfall kann es recht schwierig sein, die 
verschiedenen Verwaltungsinstanzen abzu- 
grenzen. Es ist daher zweckmäßig, daß die 
Gebühren nur einmal entstehen, auch wenn 
der Rechtsanwalt in mehreren Verwaltungs- 
instanzen tätig geworden ist. Die Vorschrift 
des § 116 Abs. 2 des Entwurfs ermöglicht es, 
die Gebühren in solchen Fällen dem kon- 
kreten Arbeitsaufwand anzupassen. 

4. Absatz 3 lehnt sich an die Vorschriften des 
§14 des Gerichtskostengesetzes und des § 38 
Abs. 2 Buchst, b der Kostenordnung an. Es 
ist erforderlich, die Regelung in der Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte selbst vor- 
zusehen, weil bei dem weitgespannten Gel- 
tungsbereich dieser Gebührenordnung die 
unmittelbare oder entsprechende Anwendung 
des § 14 des Gerichtskostengesetzes und des 
§38 Abs. 2 Buchst, b der Kostenordnung 
Schwierigkeiten bereiten würde. 

5. Absatz 4 zieht Folgerungen aus dem 
Pauschcharakter der Gebühren. Diesem ent- 
spricht es, daß die Gebühren sich nicht des- 
halb ermäßigen, weil die Erledigung der 
Angelegenheit einen geringeren Arbeitsauf- 
wand verursacht hat, als bei der Erteilung des 
Auftrags angenommen worden ist. 

Endet ein Dienstverhältnis vorzeitig, so ist 
nach § 628 Abs. 1 Satz 1 BGB regelmäßig der 
den bisherigen Leistungen entsprechende Teil 
der Vergütung geschuldet. Da aber nach § 13 
Abs. 1 des Entwurfs die Gebühr für einen 
Teil der aufgetragenen Leistung regelmäßig 
gleich hoch bemessen ist wie die Gebühr für 
die ganze Leistung, kann die Vorschrift des 
§ 628 Abs. 1 Satz. 1 BGB Im Falle der vor- 
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zeitigen Beendigung des Auftragsverhältnisses 
regelmäßig nicht zu einer Kürzung der Ge- 
bühren führen. Lediglich zur Vermeidung 
von Zweifeln ist dies im § 13 Abs. 4 des 
Entwurfs ausdrücklich bestimmt. An den 
Grundsätzen des § 628 BGB wird damit 
nichts geändert. Insbesondere bleiben die bür- 
gerlich-rechtlichen Folgen, die sich aus einem 
Verschulden der Vertragsteile ergeben, un- 
berührt. Die in § 50 der alten Gebührenord- 
nung enthaltene, aus der Zeit vor dem In- 
krafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches 
stammende Bestimmung, die dies ausdrücklich 
anordnet, ist in den Entwurf nicht über- 
nommen worden, weil sie selbstverständ- 
lich ist. 

Von den Grundsätzen des Absatzes 4 sind 
Ausnahmen in den Fällen vorgesehen, in 
denen bei der Bemessung der Gebühren der 
Umfang der im Einzelfall entfalteten anwalt- 
lichen Tätigkeit berücksichtigt wird. So bei 
Rahmengebühren (§ 12 des Entwurfs), mit- 
telbar auch bei Gebühren, die nadi einem 
Gegenstandswert berechnet werden, der sich 
auch nach dem Arbeitsaufwand bestimmt 
(vgl. § 111 Abs. 2). 

6. Absatz 5 bestimmt — in Anlehnung an 
§ 49 der alten Gebührenordnung — , daß die 
Grundsätze des Absatzes 1 auch gelten, wenn 
der Rechtsanwalt den Auftrag, weiterhin 
tätig Zu werden, erst erhält, nachdem er in 
der Angelegenheit bereits tätig geworden ist. 
Die Vorschrift ist weeen ihrer allgemeinen 
Bedeutung unter die Allgemeinen Vorschrif- 
ten eingereiht. 

7. Absatz 6 entspricht den Vorschriften des 
§ 48 und des § 61 Abs. 1 der alten Gebühren- 
ordnung. Wegen ihrer allgemeinen Bedeu- 
tung sind sie unter die Allgemeinen Vor- 
schriften eingereiht. 

Zu § 14 

1. Nach § 26 der alten Gebührenordnung in 
Verbindung rpit § 27 Abs. 1 des Gerichts- 
kostengesetzes bildet das weitere Verfahren 
vor dem Gericht, an das ein Rechtsstreit 
verwiesen wird, mit dem bisherigen Ver- 
fahren gebührenrechtlich eine Instanz. Diese 
Vorschrift gilt nur für den Zivilprozeß. Sie 
hat aber allgemeine Bedeutung. Ähnliche 
bundesrechtliche Vorschriften finden sich 
z. B. in § 50 des Wohnungseigentumsgesetzes, 
in § 12 Abs. 3 des Gesetzes über das gericht- 
liche Verfahren in Landwirtschaftssachen vom 
21. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667) und 


in § 98 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239). 

2. Satz 1 dehnt die Grundsätze des § 26 der 
alten Gebührenordnung auf alle Fälle aus, in 
denen eine Sache von einem Gericht an ein 
anderes Gericht, gleich welcher Gattung und 
welcher Gerichtsbarkeit, verwiesen wird. 
Danach sind die Verfahren vor dem ver- 
weisenden oder abgebenden und vor dem 
übernehmenden Gericht eine einzige Ge- 
bühreninstanz. 

Die z. B. in § 12 Abs. 3 des Gesetzes über das 
gerichtlidie Verfahren in Landwirtschafts- 
sachen gebrauchte Wendung, daß das Ver- 
fahren vor dem abgebenden Gericht als Teil 
des Verfahrens vor dem übernehmenden 
Gericht zu behandeln ist, hat der Entwurf 
nicht übernommen. Aus dieser Fassung ist 
geschlossen worden, daß Gebühren, die im 
Verfahren vor dem abgebenden Gericht be- 
reits entstanden sind, wegfallen oder sich 
ermäßigen, wenn die entsprechenden Ge- 
bühren in gleicher Höhe nicht auch vor dem 
übernehmenden Gericht entstehen. Dies ist 
jedoch mit dem, z. B. auch im § 13 Abs. 4 
des Entwurfs befolgten Grundsatz der Ge- 
bührenordnung nicht vereinbar, daß Ge- 
bühren, die bereits entstanden sind, durch 
nachträglich eintretende Umstände nicht in 
Wegfall kommen sollen. Da nach dem Ent- 
wurf das Verfahren vor beiden Gerichten 
gebührenrechtlich als ein Rechtszug zu be- 
handeln ist, entstehen die Gebühren nicht 
doppelt, die vor dem verweisenden oder 
abgebenden Gericht bereits entstandenen Ge- 
bühren werden vielmehr auf die Gebühren 
im Verfahren vor dem übernehmenden Ge- 
richt angerechnet. 

3. Für einen Fall schränkt Satz 2 diese 
Grundsätze ein. Wenn ein Bericht eines 
höheren Rechtszugs die Sache an ein Gericht 
eines niedrigeren Rechtszugs verweist oder 
abgibt, so liegt in der Verweisung oder Ab- 
gabe zugleich eine Zurückverweisung an eine 
untere Instanz, die auch gebührenrechtlich als 
solche zu behandeln ist. Entsprechend der 
Vorschrift des § 15 Satz 1 des Entwurfs wird 
daher in diesem Fall das weitere Verfahren 
vor dem übernehmenden Gericht als neuer 
Rechtszug behandelt. So z. B., wenn das 
Oberlandesgericht als Landwirtschaftsgericht 
zweiter Instanz die Sache an das Amtsgericht 
der streitigen Gerichtsbarkeit (§ 12 Abs. 1 
des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren 
in Landwirtschaftssachen) oder wenn der 
Bundesgerichtshof die Sache an das Verwal- 
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tungsgericht erster Instanz (§81 des Gesetzes 
über das Bundesverwaltungsgericht vom 
23. September 1952, Bundesgesetzbl. I S. 625) 
oder wenn das Landessozialgericht die Sache 
an das Verwaltungsgericht erster Instanz ab- 
gibt (§ 52 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes). 
Satz 2 trifft jedoch nicht zu, wenn das Land- 
gericht als erste Instanz den Rechtsstreit an 
das Amtsgericht verweist. Denn hier handelt 
es sich um eine Verweisung im gleichen 
Rechtszug, für die Satz 1 gilt. 

Zu § 15 

Der Entwurf übernimmt die Bestimmung des 
§ 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 der alten Gebühren- 
ordnung. Die Fassung ist der allgemeinen 
Bedeutung, die der Entwurf für diese Vor- 
schrift vorsieht, angepaßt. 

Zu § 16 

Die Bestimmung entspricht dem § 85 der 
alten Gebührenordnung. Sie regelt die Fällig- 
keit der Vergütung, also der Gebühren und 
der Auslagen (vgl. § 1 Abs. 1 des Entwurfs). 
Es ist zweckmäßig, die Fälligkeit der Ge- 
bühren und Auslagen einheitlich zu regeln. 
Die notwendige Überbrückung geschieht in 
beiden Fällen durch den Vorschuß (vgl. § 17). 

Neu ist, daß die Vergütung auch fällig wird, 
wenn das Verfahren länger als 3 Monate 
ruht. Diese Vorschrift ist dem § 1 Abs. 2 
Satz 2 des Gesetzes, betreffend die Erstat- 
tung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen- 
sachen vom 20. Dezember 1928 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 411), nacheebildet. Sie liegt nicht 
nur im Interesse des Rechtsanwalts, weil sie 
die Abrechnung ermöelicht, wenn in der An- 
gelegenheit länger als 3 Monate nichts ver- 
anlaßt ist, sondern auch des Auftraggebers, 
weil mit der Fälligkeit der Lauf der Verjäh- 
rungsfrist für den Vergütungsanspruch be- 
ginnt. 

Neu ist ferner, daß die Fälligkeit nicht, wie 
bisher, eintritt, wenn eine „Entscheidung 
über die Verpflichtung, die Gebühren des 
Rechtsanwalts zu tragen“, sonidern wenn eine 
„Kostenentscheidung“ ergangen ist. Kosten- 
entscheidung ist der weitere Begriff; er um- 
faßt auch die Entscheidung über die Gerichts- 
kosten. Bei der allgemeinen Bedeutung, die 
die Vorschrift nach dem Entwurf erlangt, 
kann an eine Entscheidung über die Erstat- 
tung der Gebühren des Rechtsanwalts nicht 
mehr angeknüpft werden, weil es Verfahren 
gibt, in denen diese Kosten nicht erstattet 


werden (vgl. z. B. § 61 Abs. 1 Satz 2 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes). 

Schließlich ist neu, daß die Gebühren und 
Auslagen auch fällig werden, wenn die Ange- 
legenheit beendigt ist. Das ist insbesondere 
für außergerichtliche Angelegenheiten be- 
deutsam. Die Beendigung der Angelegenheit 
(Gebührenangelegenheit) ist im Satz 1 gere- 
gelt und der Beendigung des Rechtszuges im 
gerichtlichen V erfahren gegenübergestellt 
(Satz 2). Darin kommt genügend zum Aus- 
druck, daß unter Rechtszug im Sinne des 
Satzes 2 nicht die Gebühreninstanz, sondern 
die Gerichtsinstanz verstanden wird. 

Zu § 17 

Die Bestimmung entspricht dem § 84 der 
alten Gebührenordnung, Sie ist sachlich nicht 
geändert. 

Insbesondere besteht bereits nach bisheri- 
gem Recht eine Vorschußpflicht auch wegen 
der Auslagen. Dies ergibt sich nicht nur aus 
den §§ 669, 675 BGB, sondern es ist auch in 
der alten Gebührenordnung dadurch zum 
Ausdruck gekommen, daß § 84 in den frü- 
heren Sechsten Abschnitt über Elnforiderung 
von Gebühren und Auslagen eingegliedert 
ist. Da die Vorschrift in dem Entwurf in die 
Allgemeinen Vorschriften eingefügt wird, ist 
es zweckmäßig, zur Vermeidung von Zwei- 
feln ausdrücklich zu bestimmen, daß der 
Vorschuß für Gebühren und Auslagen ge- 
fordert werden kann. Klargestellt ist, daß 
— mit Rücksicht auf die erst später eintre- 
tende Fälligkeit (vgl. § 16) — Vorschuß auch 
für bereits entstandene Gebühren und Aus- 
lagen gefordert werden kann. 

Zu § 18 

Diese Bestimmung entspricht dem § 86 der 
alten Gebührenordnung. 

In Schrifttum und Rechtsprechung sind Zwei- 
fel darüber entstanden, ob der Lauf der Ver- 
jährungsfrist für den Vergütungsanspruch des 
Rechtsanwalts beginnen kann, bevor die Be- 
rechnung mitgeteilt ist, oder ob die Verjäh- 
rungsfrist etwa gehemmt ist, solange diese 
Mitteilung nicht erfolgt ist. Da es nicht im 
Belieben des Rechtsanwalts stehen kann, die 
Verjährungsfrist zu verlängern, indem er die 
Berechnung verzögert, bestimmt Absatz 1 
ausdrücklich, daß der Lauf der Verjährungs- 
frist von der Mitteilung der Berechnung nidit 
abhängig ist. 
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Im Absatz 2 sind die Auslagen, die nur mit 
dem Gesamtbetrag angegeben zu werden 
brauchen, im einzelnen aufgeführt. 

Zu § 19 

Die Bestimmung entspricht dem durch Ar- 
tikel 2 der Verordnung vom 21. April 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 104) eingefügten § 86 a 
der alten Gebührenordnung. 

1. Sie sieht vor, die Vergütung des Rechts- 
anwalts in einem vereinfachten, billigen Fest- 
setzungsverfahren in vollstreckbarer Form 
festzustellen. Damit wird in der Regel ein 
ordentlicher Rechtsstreit zwischen dem Auf- 
traggeber und dem Rechtsanwalt wegen der 
Vergütung erspart. 

2. Der Entwurf gliedert die Vorschrift in die 
Allgemeinen Vorschriften ein und erweitert 
damit den Anwendungsbereich. Er soll 
nicht auf bürgerliche Rechtsstreitigkeiten be- 
schränkt bleiben. 

Das hier vorgesehene Festsetzungsverfahren 
befaßt sich mit dem Vergütungsanspruch des 
Rechtsanwalts gegen den Auftraggeber. Es 
hat einen anderen Gegenstand, als das in den 
§§ 103 ff. der Zivilprozeßordnung geregelte 
Kostenfestsetzungsverfahren, in dem der 
Kostenbetrag festgestellt wird, den der ob- 
siegende Teil dem unterliegenden Teil zu 
erstatten hat. Beide Verfahren werden schon 
nach geltendem Recht getrennt behandelt. 
Es besteht daher kein Anlaß, das Verfahren 
nach § 19 des Entwurfs auf die Fälle zu be- 
schränken, in denen audi ein Kostenerstat- 
tungsverfahren nach §§ 103 ff. der Zivilpro- 
zeßordnung in Betracht kommen kann. Viel- 
mehr ist es zweckmäßig, das vereinfachte Ver- 
fahren für die Feststellung der Vergütung des 
Rechtsanwalts zuzulassen, wenn der Rechts- 
anwalt in irgendeinem Gerichtsverfahren 
tätig geworden ist. Das Festsetzungsverfah- 
ren wird damit zu einem Anhang des Haupt- 
verfahrens, in dem die Vereütungsansprüche 
des Rechtsanwalts entstanden sind. Dieser 
Zusammenhang rechtfertigt es, dem Ur- 
kundsbeamten des Hauptsachegerichts erster 
Instanz und, wenn Erinnerung eingelegt ist, 
dem Hauptsachegericht erster Instanz selbst 
die Feststellung der Vergütung des Rechts- 
anwalts zu übertragen. 

3. Nach geltendem Recht unterbleibt das 
vereinfachte Festsetzungsverfahren, wenn 
Einwendungen erhoben werden, die nicht im 
Gebührenrecht ihren Grund haben. Der Ent- 
wurf sieht diese Einschränkung des verein- 


fachten Festsetzungsverfahrens nur vor, so- 
weit der Antragsgegner solche Einwendun- 
gen oder Einreden erhebt. Es besteht kein 
Bedürfnis dafür, die Festsetzung von Gebüh- 
ren und Auslagen, die von den erhobenen 
Einwendungen oder Einreden nicht berührt 
werden, zu verbieten. 

Der Entwurf schränkt jedoch das Fest- 
setzungsverfahren in einem weiteren Falle 
ein: 

Ist die Gebühr des Rechtsanwalts nach dem 
Gegenstandswert zu berechnen und sind die 
Beteiligten über den Gegenstandswert nicht 
einig, so soll der Urkundsbeamte den Wert 
nicht selbst bemessen dürfen. Seine Entschei- 
dung könnte nur eine vorläufige sein. Würde 
der Gegenstandswert nachträglich vom Ge- 
richt abweichend festgesetzt, so würde der 
Entscheidung im Vergütungsfestsetzungsver- 
fahren nachträglich die Grundlage entzogen. 
Der Entwurf bestimmt daher, daß der Ur- 
kundsbeamte in solchen Fällen das Verfahren 
auszusetzen hat, bis das dafür zuständige Ge- 
richt (vgl. §§ 9, 10) den Gegenstandswert 
festgesetzt hat. 

Wird der Gegenstandswert nach § 10 des 
Entwurfs festgesetzt, so ist die Feststellung 
unabänderlich, wenn die Entscheidung des 
Gerichts unanfechtbar geworden ist. Hängt 
dagegen der Wert des Gegenstandes der an- 
waltlichen Tätigkeit von der für die Ge- 
richtsgebühren maßgeblichen Wertfestsetzung 
ab (vgl. § 9), so kann, wenn diese Wertfest- 
setzung nachträglich geändert wird (vgl. z. B. 
§18 des Gerichtskostengesetzes), in sinnge- 
mäßer Anwendung des § 107 cler Zivilpro- 
zeßordnung audi eine nachträgliche Ände- 
rung der Festsetzung der Vergütung des 
Rechtsanwalts in Betracht kommen. Immer- 
hin kann erwartet werden, daß auch in diesen 
Fällen die durch das Gericht erfolgte Fest- 
setzung des Gegenstandswertes eine beständi- 
gere Grundlage für die Berechnung der Ver- 
gütung des Rechtsanwalts ist, als es ein vom 
Urkundsbeamten angenommener Gegen- 
standswert wäre. 

4. Die Vorschrift des § 86 a der alten Gebüh- 
renordnung findet auf die gesetzlichen Ge- 
bühren und Auslagen des Prozeßbevolknäch- 
tigten, Beistandes und Verkehrsanwalts An- 
wendung. Der Entwurf hat den Unterbevoll- 
mächtigten neu aufgenommen, weil auch zwi- 
schen idiesem und der Partei häufig ein Ver- 
tragsverhältnis fbestehen wird. 
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5. Nach § 86 a der alten Gebührenordnung 
kann die Vergütung des Rechtsanwalts gegen 
den Zahlungspflichtigen gerichtlich festge- 
setzt werden. Unter Zahlungspflichtigen wer- 
den der Auftraggeber und die neben diesem 
kraft Gesetzes haftenden Personen verstan- 
den. Der Hauptanwendungsfall der gesetz- 
lichen Mithaftung, nämlich die Verpflichtung 
des Ehemannes, Prozeßkosten der Ehefrau 
zu tragen (§§ 1387, 1388 BGB), ist infolge 
des Gleichberechtigungsgrundsatzes wegge- 
fallen. Die übrigen Fälle von gesetzlicher 
Mithaftung spielen eine untergeordnete Rolle. 
Sie eignen sich im allgemeinen auch nicht für 
das Festsetzungs verfahren, das nicht an 
materiellen, sondern an gebührenrechtlichen 
Merkmalen orientiert ist. Der Entwurf läßt 
daher das Festsetzungsverfahren nur gegen 
den Auftraggeber zu. 

6. Das Festsetzungsverfahren ist für alle Ge- 
richte einheitlich geregelt. Es finden die be- 
währten Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über das Kostenfestsetzungsverfahren 
sinngemäß Anwendung. Daher beträgt z. B, 
die Frist für die Erinnerung und für die so- 
fortige Beschwerde zwei Wochen (§ 104 
Abs. 3, § 577 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung) 
ohne Rücksicht darauf, oib die für das Haupt- 
verfahren geltenden Verfahrensvorschriften 
solche Rechtsmittel kennen oder abweichende 
Fristen vorsehen. 

Nach § 86 a Abs. 1 Satz 3 der alten Gebüh- 
renordnung hat der Rechtsanwalt die Fest- 
setzung ZU beantragen, wenn der Zahlungs- 
pflichtige die Berechnung ihm gegenüber be- 
anstandet oder wenn der Präsident (Vor- 
stand) der Rechtsanwaltskammer es verlangt. 
Diese Bestimmung ist in den Entwurf nicht 
übernommen worden. Sie hat im wesentlichen 
standesrechtliche Bedeutung und gehört daher 
nicht in die Gebührenordnung. Den Belangen 
des Auftraggebers ist dadurdi, daß ihm ein 
eigenes Antragsrecht eingeräumt ist, genügend 
Rechnung getragen. Klargestellt ist, daß der 
Rechtsanwalt Im Festsetzungsverfahren vor 
dem Urkunidsbeamten ebenso wie im Kosten- 
festsetzungsverfahren keine Gebühr erhält. 

7. Zur Klarstellung ist bestimmt, daß durch 
den Antrag auf Festsetzung die Verjährung 
ebenso unterbrochen wird wie durch Er- 
hebung einer Klage. 

8. Das vereinfachte Festsetzungsverfahren 
eignet sich bei Rahmengebühren nicht. 
Wegen des weiten Ermessens, das dem Rich- 
ter hier eingeräumt ist, muß im Streitfall der 
Zivilprozeß beschritten werden (vgl. § 12). 


Zweiter Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften über Gebühren 
und Auslagen 

Die in diesem Abschnitt geregelten Gebühren 
sind allgemeine in dem Sinn, daß sie in jedem 
anwaltlichen Tätigkeitsibereich entstehen kön- 
nen, sowohl im Zusammenhang mit gericht- 
lichen Older behördlichen Verfahren wie 
außerhalb solcher Verfahren. Sie stehen iden 
in den folgenden Abschnitten für die einzel- 
nen Tätlgkeitsibereiche geregelten Gebühren 
insofern selbständig gegenüber, als die Tätig- 
keiten, für die Allgemeine Gebühren geschul- 
det werden, nicht durch die in den folgenden 
Abschnitten geregelten Pauschgebühren abge- 
golten werden. Jede Allgemeine Gebühr 
kann daher grundsätzlich zu jeder anderen 
Gebühr hinzutreten, soweit nichts anderes 
bestimmt ist. Eine Ausnahme hiervon gilt ins- 
besondere für die Ratgebühr (§ 20). 

Auch die Vorschriften über die Auslagen sind 
den besonderen Vorschriften vorangestellt, 
weil sich ein Anspruch auf Ersatz von Aus- 
lagen bei allen anwaltlichen Tätigkeiten er- 
geben kann. 

Zu § 20 

1. Die Bestimmung Ist der Vorschrift des § 47 
der alten Gebührenordnung nachgebildet. 
Diese Vorschrift ist nur in Rechtsangelegen- 
helten anwendbar, die vor die ordentlichen 
Gerichte gehören. Für sonstige Angelegen- 
heiten gelten aber nach Landesrecht entspre- 
chende Vorschriften. Der Entwurf vereinheit- 
licht diese Bestimmungen. 

2. Er berücksichtigt jedoch in Absatz 1 nicht 
nur den in § 47 der alten Gebührenordnung 
allein genannten Rat, sondern auch die Er- 
teilung einer Auskunft. 

3. Die Ratgebühr betrug bisher Vio der vol- 
len Gebühr. Nunmehr sind Vio bis der 
vollen Gebühr vorgesehen. Dieser Gebühren- 
satzrahmen ermöglicht es dem Rechtsanwalt, 
einerseits in Bagatellsachen sich auf nur ge- 
ringe Gebühren zu beschränken, andererseits 
für schwierige Beratungen angemessene Ge- 
bühren zu erdangen. Nach diesem Gebühren- 
satzrahmen Ist die Ratgebühr auch zu bestim- 
men, wenn sich der Rat auch auf strafrecht- 
liche Angelegenheiten oder auf andere Ange- 
legenheiten bezieht. In denen he Gebühren 
sonst nicht nach dem Gegenstandswert be- 
rechnet werden. Dies ist zweckmäßig, weil 
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sich sonst Überschneidungen mit den f ür den 
solche Angelegenheiten vorgesehenen Betrags- 
rahmengebühren ergeben würden. Die Mehr- 
arbeit, die dadurch entsteht, daß der Rechts- 
anwalt in der gleichen Angelegenheit sowohl 
zivilrechtlichen als auch strafrechtlichen Rat 
erteilt, wird in solchen Fällen in der Weise 
bewertet, daß bei Bemessung des Gegen- 
standswertes auch der Wert des strafrecht- 
lichen Gegenstandes, also eines nichtver- 
mögensrechtlichen Gegenstandes, zu berück- 
sichtigen ist (vgl. § 8, § 7 Abs. 2). Bezieht sich 
der Rat jedoch nur auf Angelegenheiten, in 
denen die Gebühren nicht nach dem Gegen- 
standswert beredinet werden, so ist eine Be- 
tragsrahmengebühr vorgesehen, die 3 bis 
150 DM beträgt. 

4. Absatz 2 Satz 1 lehnt sich an § 47 Abs. 2 
der alten Gebührenordnung an. Der Rechtsan- 
walt, der beauftragt ist, die Aussichten einer 
Berufung oder einer Revision zu prüfen, und 
von der Einlegung des Rechtsmittels abrät, er- 
hält danach die gleichen Gebühren wie ein mit 
der Einlegung der Berufung oder Revision be- 
reits beauftragter Rechtsanwalt für die glei- 
che Tätigkeit erhalten würde. Satz 2 stellt 
klar, daß diese Vorschrift, wie bisher, nicht in 
Angelegenheiten gilt, in denen die Gebühren 
nicht nach dem Gegenstandswert berechnet 
werden. 

Zu § 21 

Der Entwurf übernimmt die Vorschrift des 
§88 der alten Gebührenordnung. Zur Klar- 
stellung ist hervorgehoben, daß cTie Vorschrift 
nur bei schriftlichen Gutachten zutrifft. Als 
Maßstäbe für die Angemessenheit der Ge- 
bühr sollen die im § 12 Abs. 1 bestimmten 
Merkmale dienen. Die Verpflichtung des Rich- 
ters, die sachverständige Standesvertretung in 
jedem Falle gutachtlioi zu hören (vgl. § 12 
Abs. 2) entspricht dem bisherigen Recht. 

Zu § 22 

Die Bestimmung regelt die sog. Hebegebühr 
und entspricht dem § 87 der alten Gebühren- 
ordnung. Sie ist mit der für Notare geltenden 
Vorschrift des § 148 — nun § 149 — der 
Kostenordnung abgestimmt worden. 

Absatz 5 klärt Zweifelsfragen im Sinne der 
herrschenden Meinung. 

Zu § 23 

1. Nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 der alten Gebüh- 
renordnung erhält der als Prozeßbevollmäch- 
tigter bestellte Rechtsanwalt eine Gebühr für 


die Mitwirkung bei einem zur Beilegung des 
Rechtsstreits abgeschlossenen Vergleich (Ver- 
gleichsgebühr). 

Auch der Entwurf sieht eine Vergleichsge- 
bühr vor, beschränkt diese aber nicht auf den 
zur Beilegung eines Rechtsstreits geschlossenen 
Vergleich. 

In der Begründung zum Gesetz von 1879 ist 
die Festsetzung einer besonderen Gebühr für 
einen unter Mitwirkung des Rechtsanwalts 
geschlossenen Vergleich nach dem Vorbild der 
Landesgesetze u. a, damit gerechtfertigt wor- 
den, daß Verhandlungen, die zu einem Ver- 
gleich führen, regelmäßig ein gründliches Ein- 
dringen in den Prozeßstoff, seine ausführliche 
Erörterung und einen nicht geringen Zeitauf- 
wand erfordern. Für den Begriff des Ver- 
gleichs sind die zivilrechtlichen Bestimmungen 
als maßgebend bezeichnet. Vereinbarungen, 
die sich darauf beschränken, für eine nach 
keiner Richtung bestrittene Forderung ledig- 
lich Zahlungsfrist zu gewähren, seien nicht als 
Vergleich aufzufassen. In der folgenden Zeit 
ist das Recht des Prozeßvergleichs umstritten 
worden. Ein Teil des Schrifttums hält einen 
Prozeßvergleich auch für gegeben, wenn ein 
gegenseitiges Nachgeben nicht stattfindet. Die 
herrschende Meinung fordert gegenseitiges 
Nachgeben. 

In einigen Ländern erwächst dem Rechtsan- 
walt für die Mitwirkung bei einem außer- 
gerichtlichen Vergleich ebenfalls eine Ver- 
gleichsgebühr, die z. B. in Baden Vjo bis 
in Bayern und Hessen der vollen Ge- 

bühr — berechnet nach der Staffel der alten 
Gebührenordnung — beträgt. 

Absatz 1 unterscheidet nicht zwischen dem 
gerichtlichen und dem außergerichtlichen und 
nicht zwischen dem zur Prozeßbeendigung 
und dem zur Prozeßverhütung abgeschlosse- 
nen Vergleich. Bestimmend ist dafür, daß der 
Zeit- und Arbeitsaufwand des Rechtsanwalts 
für einen außergerichtlichen Vergleich nicht 
geringer zu sein pflegt, als für einen gericht- 
lichen Vergleich, zumal beim außergericht- 
lichen Vergleich der richterlichen Vermittlung 
entbehrt werden muß; ferner daß ein Anreiz 
geschaffen werden soll, den Streit ohne Inan- 
spruchnahme des Gerichts zu schlichten. Satz 1 
sieht daher grundsätzlich für alle Vergleiche 
eine Vergleichsgebühr in Höhe der vollen Ge- 
bühr vor. Durch den Hinweis auf § 779 BGB 
wird klargestellt, daß der Begriff des Ver- 
gleichs in allen Fällen der gleidie ist. Ein als 
Vergleich bezeichnetes Übereinkommen der 
Parteien ist danach auch gebührenrechtlich nur 
dann als Vergleich anzusehen, wenn es den 
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Streit oder die Ungewißheit der Parteien über 
ein Rechtsverhältnis im Wege gegenseitigen 
Nachgebens beseitigt. 

In Satz 2 ist zur Behebung von Zweifeln aus- 
drücklich hervorgehoben, daß der Rechtsan- 
walt die Vergleichsgebühr auch dann erhält, 
wenn er nur bei den Vergleichsverhandlungen 
mitgewirkt hat, so, wenn etwa die Parteien 
den Vergleich als solchen ohne Zuziehung des 
Rechtsanwalts abgeschlossen haben. Die Ver- 
gleichsgebühr verdient der Rechtsanwalt in 
solchem Falle nur dann nicht, wenn die Mit- 
wirkung des Rechtsanwalts bei den Ver- 
gleichsverhandlungen für den Abschluß des 
Vergleichs nicht ursächlich war. Durch die ne- 
gative Fassung der Vorschrift Ist klargestellt, 
daß die Partei, die behauptet, die Mitwirkung 
des Rechtsanwalts bei den Vergleichsverhand- 
lungen sei für den Abschluß des Vergleichs 
nicht ursächlich gewesen, hierfür die Beweis- 
last hat. 

Absatz 2 klärt Zweifelsfragen im Sinne der 
herrschenden Meinung. Dabei geht der Ent- 
wurf davon aus, daß die Vergleichsgebühr 
erst entsteht, wenn der Vergleich wirksam ge- 
worden ist, die einmal entstandene Vergleichs- 
gebühr aber durch nachträglich eintretende 
Umstände nicht beeinträchtigt wird. 

Der Abschluß eines Vergleichs Im Sinne des 
§ 779 BGB ist nur möglich, wenn die Par- 
teien über den Gegenstand des Streits oder 
der Ungewißheit rechtsgeschäftlich verfügen 
können. In der Rechtsprechung ist anerkannt, 
daß unter dieser Voraussetzung ein Vergleich 
auch über Ansprüche des öffentlichen Rechts zu- 
lässig Ist (vgl. Entscheidungen des Reichsge- 
richts in Zivilsachen Bd, 147 S. 280 und Ent- 
scheidungen des Bundesgerichtshofs in Zivil- 
sachen Bd. 17 S. 61). Ein solcher Vergleich Ist 
durch § 101 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes 
auch bundesgesetzlich anerkannt. Im Absatz 3 
des Entwurfs ist zur Klarstellung bestimmt, 
daß der Rechtsanwalt die Vergl eichsgebühr 
auch für die Mitwirkung beim Abschluß eines 
solchen Vergleichs erhält. 

Zu§ 24 

1. Ob der Rechtsanwalt Anspruch auf Ersatz 
von Auslagen hat, bestimmt regelmäßig das 
bürgerlidie Recht (vgl. §§ 675, 670 BGB). Die 
Gebührenordnung setzt einen solchen An- 
spruch voraus. Sie beschränkt sich darauf, das 
Verhältnis der Gebühren zu den Auslagen zu 
regeln und Vorschriften für gewisse typische 
Auslagen zu treffen. 


2. Absatz 1 bestimmt in Übereinstimmung 
mit dem bisherigen Recht, daß mit den Ge- 
bühren auch die allgemeinen Geschäftsunko- 
sten abgegolten werden. 

3. Nach Absatz 2 wird der Auslagenersatz für 
drei typische Auslagengruppen durch die Ge- 
bührenordnung bestimmt. Damit wird zu- 
gleich ausgedrücht, daß die Auslagen insoweit 
durch die Gebühren nicht abgegolten werden. 
Die Aufzählung ist nicht abschließend. Es 
können nach bürgerlichem Recht auch weitere 
Auslagen, sofern sie nicht zu den allgemeinen 
Geschäftsunkosten gehören, neben den Ge- 
bühren zu ersetzen sein. 

Zu § 25 

Die Bestimmung entspricht dem § 76 Abs. 1 
der alten Gebührenordnung. Die Fernschreib- 
gebühren sind eingefügt. 

Zu § 26 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift des 
§ 76 Abs. 2 und 3 der alten Gebührenord- 
nung. 

Die Bestimmung ist vereinfacht. Die Vor- 
schrift des § 76 Abs. 2 Nr. 1 der alten Ge- 
bührenordnung Ist nicht übernommen, weil 
ihre praktische Bedeutung gering ist. Eine Be- 
stimmung, daß Schreibwerk zu vergüten ist, 
soweit es außerhalb einer gebührenpflichtigen 
Tätigkeit entsteht (§76 Abs. 2 Nr. 2 der alten 
Gebührenordnung), erübrigt sich, weil Ausla- 
gen nach der allgemeinen Vorschrift des § 24 
Abs. 1 des Entwurfs nur durch Gebühren ab- 
gegolten werden können. 

Andererseits ist die Bestimmung insofern 
vervollständigt, als nach ihr nicht nur für 
Abschriften, sondern auch für Fotokopien 
Schreibgebühren gefordert werden können. 

Die Bestimmung des § 77 der ReichsrechtSian- 
waltsgebührenordnung, nach der für die 
Verpackung von Briefen und Akten Ausla- 
gen nicht berechnet werden dürfen, Ist in 
clen Entwurf nicht übernommen worden, da 
es sich dabei um allgemeine Geschäfts- 
unkosten handelt, die bereits nach § 24 
Abs. 1 des Entwurfs neben den Gebühren 
nicht gefordert werden können. 

Zu§ 27 

Die Bestimmung ersetzt § 78, § 79 Abs. 1 
und 2, §§ 80, 81 der alten Gebührenordnung. 
Sie regelt, wie auch die folgenden Bestim- 
mungen, den Ersatz von Reisekosten. 


241 



Nach Absatz 1 erhält der Rechtsanwalt, wie 
bisher, Reisekostenvergütung nach den für 
Bundesbeamte der Reisekostenstufe II gel- 
tenden Vorschriften. Aus § 4 ergibt sich, daß 
der Rechtsanwalt die Reisekosten auch für 
Geschäftsreisen der der dort genannten Per- 
sonen fordern kann. Die Vorschriften des 
§ 79 Abs. 1 und 2, §§ 80, 81 der alten Ge- 
bührenordnung sind entbehrlich, da die für 
Bundesbeamte geltenden Vorschriften ent- 
sprechende Bestimmungen enthalten. 

Dagegen sind die für Bundesbeamte gelten- 
den Vorschriften über die Benützung eines 
beamteneigenen Kraftwagens für den Rechts- 
anwalt nur eingeschränkt verwendbar. Der 
Entwurf bestimmt daher die Entschädigung 
insoweit gesondert. 

Das in Absatz 2 bestimmte Abwesenheitsgeid 
stellt eine Entschädigung dafür dar, daß der 
Rechtsanwalt während der Reise seinem Wir- 
kungskreis entzogen ist. Daher ist es nur ge- 
rechtfertigt, wenn der Rechtsanwalt selbst 
oder sein allgemeiner Vertreter reist. Klar- 
gestellt ist, daß das Abwesenheitsigeld nur für 
die gewöhnlichen Arbeitstage, nämlich die 
Werktage, gefordert werden kann. Die Ent- 
schädigung, die bisher 10 DM je Tag beträgt, 
soll nach dem Entwurf auf 15 DM erhöht 
werden, weil der bisherige Satz unangemes- 
sen niedrig ist. 

Zu §§ 28, 29 

Die Bestimmungen ersetzen die Vorschriften 
des §79 Abs. 3 und der §§ 82, 83 der alten 
Gebührenordnung. 


Dritter Abschnitt 

Gebühren in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten und in ähnlichen Verfahren 

Zu § 30 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 13 der alten Gebührenordnung. 

1. Der Begriff der Prozeßgebühr stimmt mit 
dem bisherigen Recht überein. 

2. Die Verhandlungsgebühr ist unverändert 
übernommen. 

3. Die Vergleichsgebühr ist in die Allgemei- 
nen Gebühren eingereiht (§ 23 des Entwurfs) 


und braucht daher in § 30 nicht genannt zu 
werden. 

4. Nach geltendem Recht erhalt der Rechts- 
anwalt die Hälfte der vollen Gebühr für die 
Vertretung in einem Beweisaufnahmever- 
fahren, wenn die Beweisaufnahme nicht bloß 
in der Vorlegung der in den Händen des 
Beweisführers oder Gegners befindlichen Ur- 
kunden besteht (Beweisgebühr, § 13 Abs. 2 
Nr. 4). Ferner erhält der Rechtsanwalt für 
die Vertretung in einer der Beweisaufnahme 
nachfolgenden mündlichen Verhandlung eine 
weitere Hälfte der vollen Gebühr oder, wenn 
die weitere mündliche Verhandlung eine 
nicht kontradiktorische ist, der vollen Ge- 
bühr (§ 17). Nach der Begründung des Ge- 
setzes vom 7. Juli 1879 sollen die Beweis- 
gebühr und die weitere Verhandlungsgebühr 
dem Mehraufwand an Zeit und Tätigkeit 
Rechnung tragen, den eine Beweisaufnahme 
und die nachfolgende weitere mündlihe 
Verhandlung bedingt. Hieran hält der Ent- 
wurf grundsätzlih fest. Dem Grundgedan- 
ken der Reform entsprehend, durch weit- 
gehende Paushalierung der Gebühren Ver- 
einfachungen zu erreihen, s:ieht der Entwurf 
jedoh niht mehr Gebühr für die Beweis- 
aufnahme und ^/2 bzw. Gebühr für die 
weitere mündlihe Verhandlung, sondern nur 
noh eine besondere Gebühr für die Beweis- 
aufnahme, und zwar eine volle Gebühr, vor. 
Beweisaufnahme und Beweiswürdigung ge- 
hören innerlih zusammen. Die Fragestellung 
während der Beweisaufnahme bereitet die 
Beweiswürdigung vor, die Beweiswürdigung 
zieht die Shlußfolgerungen aus der Beweis- 
aufnahme. Es wäre daher denkbar, die Ge- 
bühren für die Beweisaufnahme und dlq wei- 
tere mündlihe Verhanidlung in einer Ge- 
bühr zusammenzufassen. Diesen Weg geht 
der Entwurf niht, weil es einfaher und sinn- 
voller ersheint, die weitere mündlihe Ver- 
handlung, die mit den vorausgegangenen 
Verhandlungen eine prozessuale Einheit bil- 
det, auh kostenrehtlih als Einheit zu be- 
handeln und die weitere mündlihe Verhand- 
lung als durh die Verhandlungsgebühr mit- 
abgegolten zu betrahten. Dafür erhöht der 
Entwurf die Beweisgebühr von einer halben 
auf eine volle Gebühr und gibt damit dem 
für die Endentsheidung erfahrungsgemäß 
ausshlaggebenden Verfahrensabshnitt auh 
kostenmäßig das ihm gebührende Gewiht. 

Übereinstimmend mit § 20 Nr. 2 des Ge- 
rlhtskostengesetzes (vgl. Artikel I Nr. 18 
des Entwurfs) ist vorgesehen, daß die Be- 
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weisgebühr auch für die Vertretung hei der 
Partei Vernehmung nach § 619 ZPO entsteht. 

Zu § 31 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 14 der alten Gebührenordnung in der 
Fassiung von Art. 4 der Verordnung vom 
30. November 1927 (ReichsgesetZibl. I S. 334). 
Danach erhält der Rechtsanwalt nur eine 
halbe Prozeßgebühr, wenn der Auftrag in 
einem so frühen Stadium endet, daß es un- 
billig wäre, die allgemeine Vorschrift des § 13 
Abs. 4 des Entwurfs anzu wenden. Zweifel 
darüber, welcher Art der Schriftsatz sein 
muß, durch dessen Einreichung dem Rechts- 
anwalt die volle Gebühr erwädist, klärt Ab- 
satz 1 in dem Sinn, daß es ein Schriftsatz sein 
muß, der nach § 261 b Abs. 2, § 496 Abs. 4 
ZPO zuzustellen ist, oder außerhalb des Er- 
kenntnisverfahrens oder sonstiger streitiger 
Verfahren ein Schriftsatz von entsprechender 
Bedeutung. Der Erwähnung des Auftrags an 
den Gerichtsvollzieher bedarf es nicht mehr, 
weil der Entwurf eine Ermäßigung der 
Zwangsvollstreckungsgebühr nicht mehr vor- 
sieht (vgl. idie Begründung zu § 56). 

Absatz 2 klärt eine Zweifelsfrage im Sinne 
der herrschenden Auffassung. 

Zu § 32 

Absatz 1 übernimmt die Vorschrift des § 16 
der alten Gebühr en Ordnung ohne sachliche 
Änderung. 

Absatz 2 entspricht der Vorschrift des § 23 
Nr. 5 der alten Gebührenordnung. Eine Er- 
mäßigung der Gebühr im Fall der sogenann- 
ten nichtstreitigen Vertagung ist nicht mehr 
vorgesehen, da es der Entwurf vermeidet, 
Bruchteile von Vjo-Gebühren zu gewähren. 

Absatz 3 übernimmt die Vorschrift des § 42 
der alten Gebührenordnung. Die Gebühr 
soll, wie im Absatz 2, mindestens der 
vollen Gebühr betragen. Da die Bestimmung 
im Entwurf in den § 32 eingefügt ist, der nur 
von der Verhandlungsgebühr handelt, er- 
übrigt es sich, besonders hervorzuheben, daß 
damit sonstige Gebühren (z. B. die Prozeß- 
gebühr) nicht berührt werden. 

Zu § 33 

Absatz 1 übernimmt die der Vorschrift des 
§ 13 Abs. 2 Nr. 4 der alten Gebührenord- 
nung entsprechende Einschränkung der Be- 
weisgebühr. 


Absatz 2 klärt eine Zweifelsfrage im Sinne 
der herrschenden Auffassung. 

Zu § 34 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 13 a der alten Gebührenordnung. 

Zu § 35 

1. Ob der Rechtsanwalt die Vergleichsgebühr 
für die Aussöhnung von Eheleuten oder da- 
für erhalten kann, daß er an einer Verein- 
barung mitwirkt, die die Scheidung erleich- 
tert, ist äußerst umstritten. Es besteht daher 
ein Bedürfnis, diese Fragen gesetzlich zu 
regeln. 

Der Entwurf geht von folgenden Grund- 
gedanken aus: 

a) Wirkt der Rechtsanwalt bei einer Verein- 
barung der Eheleute mit, die die Scheidung 
erleichtert, so ist eine Vergleichsgebühr nicht 
gerechtfertigt. Da die Scheidung der Ehe der 
ParteiherrsAaft entzogen ist, kann eine Ver- 
einbarung über die Scheidung den Streit oder 
die Ungewißheit der Parteien nicht im Sinne 
des § 779 BGB beseitigen. Außerdem soll für 
sogenannte Scheidungsvergleiche kein gebüh- 
renmäßiger Anreiz geschaffen werden. 

b) Führen die Bemühungen des Rechtsan- 
walts dagegen zur Aussöhnung der Eheleute, 
so ist hierfür eine besondere Gebühr zuzu- 
billigen. Sie rechtfertigt sich nicht nur da- 
durdi, daß sie die Bereitschaft des Rechts- 
anwalts, sich um die Aufrechterhaltung der 
Ehe zu bemühen, fördert, sondern auch da- 
durch, daß ider Rechtsanwalt erfahrungs- 
gemäß viel Zeit und Mühe aufwenden muß, 
um die Aussöhnung zu erreichen. 

2. Absatz 1 Satz 1 bestimmt, daß die allge- 
meine Vergleichsgebühr (§ 23 des Entwurfs) 
In Ehesachen nicht in Betracht kommt. Ent- 
sprechend den Grundgedanken des Entwurfs 
(vgl. oben 1.) ist eine besondere Gebühr nur 
für die Mitwirkung bei der Aussöhnung von 
Eheleuten vorgesenen. Diese Gebühr ist in 
Absatz 2 geregelt. 

Eine Einigung der Eheleute über den Unter- 
halt ist nach § 72 des Ehegesetzes nicht allein 
deswegen nichtig, weil sie die Scheidung er- 
leichtert. Die Rechtsprechung hat diesen 
Rechtssatz auf sonstige vermögensrechtliche 
Vereinbarungen ausgedehnt, z. B. auf die 
Auseinandersetzung hinsichtlich des Ver- 
mögens. Kommt eine solche Vereinbarung 
durch gegenseitiges Nachgeben unter Mitwir- 
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kung des Rechtsanwalts zustande, so erhält 
er hierfür nach § 23 des Entwurfs die Ver- 
gleichsgebühr. Diese Gebühr berechnet sich 
nach dem Wert der in der Vereinbarung ge- 
regelten vermögensreclitlichen Ansprüche. 
Satz 2 bestimmt, daß die Gebühr nicht aus 
dem Wert der Ehesache (vgl. § 11 des Ge- 
richtskostengesetzes) zu berechnen ist, weil 
nach dem Grundgedanken des Entwurfs die 
Vergleichsgebühr für die Erieichterung der 
Scheidung nicht gewährt werden soll. 

3. Absatz 2 regelt die Gebühr für die Mit- 
wirkung bei der Aussöhnung von Eheleuten. 
Der Tatbestand dieser Gebühr ist nicht in 
Anlehnung an die Vergleichsgebühr, sondern 
selbständig geregelt. Erforderlich ist, daß der 
Rechtsanwalt die Ehegatten zur Fortsetzung 
der ehelichen Lebensgemeihschaft oder zu 
ihrer Wiederaufnahme bestimmt, nachdem 
eine Scheidungs- oder Aufhebiungsklage an- 
hängig geworden oder wenigstens der ernst- 
liche Wille eines Ehegatten, eine solche Klage 
anhängig zu machen, hervorgetreten ist. In 
dem einen Falle wird ein Eheprozeß durch 
die Aussöhnung der Ehegatten beendigt, im 
anderen Falle wird ein Eheprozeß verhütet. 

Zu § 36 

1. Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 29 der alten Gebührenordnung. Er- 
gänzt durch die §§ 37 bis 40 des Entwurfs, 
umschreibt sie den für die Gebühren des 
Rechtsanwalts in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten maßgebenden Begriff des Rechtszugs 
im Sinne des § 13 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs. 
Sie schreibt daher vor, welche Tätigkeiten 
mit den in § 30 bestimmten Gebühren ab- 
gegolten werden (vgl. Nr. 1, 2, 3 der Begrün- 
dung zu § 13). Wie bisher, stimmt der Rechts- 
zug (Instanz) in idiesem Sinne mit der Instanz 
im Sinne des Prozeßrechts nicht überein. Der 
Gebührenrechtszug beginnt mit dem Auftrag 
(§13 Abs. 1 des Entwurfs), also schon vor der 
Inanspruchnahme des Gerichts. Er endet nach 
Erlaß der die Gerichtsinstanz abschließenden 
Entscheidung, da zum Gebührenrechtszug 
z. B. auch die Erwirkung der Vollstreckungs- 
klausel und des Rechtskraftzeugnisses sowie 
die Zustellung des Urteils gehört. Zugefügt 
sind Beispiele, idie sich aus dem Wegfall der 
Bagatellgebühren ergeben. 

2. In Nr. 3 ist beispielsweise auch die vor- 
läufige Einstellung, Beschränkung oder Auf- 
hebung der Zwangsvollstreckung angeführt. 
Nach § 29 Abs. 2 Nr. 3 der alten Gebühren- 
ordnung gehören diese Verfahren zur In- 


stanz, „soweit das Verfahren mit dem Ver- 
fahren über die Flauptsache verbunden ist“. 
Nach herrschender Lehre sind idie Verfahren, 
auch wenn der Antrag getrennt gestellt ist, 
verbunden, solange nicht das Gericht den 
Antrag zum getrennten Verfahren verweist 
(vgl. Entscheidung des Reichsgerichts in Juri- 
stische Wochenschrift 1936 S. 1970). Eine 
Verweisung zum getrennten Verfahren liegt 
aber nicht schon deshalb vor, weil das Ge- 
richt — wie wohl fast immer — über die 
vorläufige Einstellung, Beschränkung oder 
Aufhebung der Zwangsvollstreckung geson- 
dert entschieden hat (vgl. Oberlandesgericht 
München in Bayerische Zeitschrift für Rechts- 
pflege 1927 S. 276 und Oberlandesgericht 
Nürnberg in Rechtsprechung der Oberlandes- 
gerichte in Zivilsachen Bd. 23 S. 269). Damit 
bleibt für gesondert zu berechnende Gebüh- 
ren (vgl. § 48) praktisch nur der Fall übrig, 
daß über den Antrag eine abgesonderte 
mündliche Verhandlung stattfindet (vgl. 
Baumbach-Lauterbach, Kostengesetze, 12. 
Aufl. § 29 RAGebO. Anm. 5 B). Hierauf 
stellt der Entwurf ab. 

3. Neu ist ferner, daß zum Gebührenrechts- 
zug auch die Kostenfestsetzung ausschließlich 
der Erinnerung gegen den Kostenfestset- 
zungsbeschluß gehört, womit die Vio-Gebühr, 
die hierfür bislang vorgesehen ist (§ 23 Nr. 3 
der alten Gebührenordnung) entfällt. Die ge- 
botene Vereinfachung des Gebührenrechts er- 
fordert es, Bagatellgebühren (§§ 23, 24 alte 
Gebührenordnung) möglichst weitgehend zu 
beseitigen. Eine besondere Gebühr für das 
Kostenfestsetzungsverfahren ist auch nicht 
gerechtfertigt. Dieses Verfahren ist der ge- 
wöhnliche Abschluß der in einem Rechtszug 
entfalteten anwaltlichen Tätigkeit. Das Ver- 
fahren ist so einfach, daß es der Rechtsanwalt 
häufig seinem Büropersonal überläßt. Da der 
Rechtsanwalt eine Berechnung seiner Gebüh- 
ren und Auslagen bereits für den Auftrag- 
geber aufstellen muß (§ 18), ist die für das 
Kostenfestsetzungsverfahren aufzuwendende 
Arbeit regelmäßig geringfügig. Durch die 
Gebührenerhöhungen, die der vorliegende 
Entwurf bewirkt (vgl. Nr. 1 der Begründung 
ZU § 11), wird die Minderung der Einnah- 
men, die durch den Wegfall der Bagatellge- 
bühren entsteht, ausgeglichen. Wegen der 
Erinnerung gegen den Kostenfestsetzungsbe- 
schluß vgl. § 60 Nr. 2 des Entwurfs. 

Zu § 37 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 27 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 der alten 
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Gebührenordnung. Da eine ausdrückliche 
Entscheidung über die Zulassung des Ein- 
spruchs in der Zivilprozeßordnung nicht vor- 
gesehen ist, knüpft Absatz 2 nicht, wie § 27 
Abs. 2 der alten Gebührenordnung, an eine 
solche Zulassung an. Vielmehr kommt es 
nunmehr darauf an, ob nach Einspruch zur 
Hauptsache verhandelt worden ist. 

Zu S 38 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 28 Abs. 1 Satz 2 und 3 der alten Ge- 
bührenordnung. 

Zu § 39 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 28 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 der alten 
Gebührenordnung. 

Im § 28 Abs. 1 Satz 1 der alten Gebühren- 
ordnung ist bestimmt, daß Gebühren für das 
Arrestverfahren und das Verfahren wegen 
einer einstweiligen Verfügung auch idann ge- 
sondert berechnet werden, wenn diese Ver- 
fahren mit den Verfahren über die Haupt- 
sache verbunden sind. Der Entwurf hat 'dies 
nicht übernommen, üa nach allgemeiner Auf- 
fassung eine prozessuale Verbindung des 
Arrestprozesses mit der Hauptsache nicht 
möglich ist. Bei der aHgemeinen Fassung des 
Entwurfs kann kein Zweifel darüber be- 
stehen, daß die Gebühren für das Arrestver- 
fahren und das Verfahren wegen einer einst- 
weiligen Verfügung stets gesondert zu be- 
rechnen sind. 

Absatz 3 ist mit der Neufassung des § 32 
Abs. 4 des Gerichtskostengesetzes abgestimmt 
(vgl. Art. I Nr. 24 des Entwurfs). Wird der 
Antrag auf Anordnung eines Arrestes beim 
Berufungsgericht der Hauptsache gestellt 
(§ 943 ZPO), so ist das Arrestverfahren ein 
erstinstanzliches Verfahren. Die erhöhten 
Gebühren für die Berufungsinstanz sind da- 
her in dem Arrestverfahren nicht gerecht- 
fertigt. 

Zu § 40 

Absatz 1 entspricht der durch § 1 Nr. 2 der 
Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Ehegesetz vom 28. September 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1323) eingefügten Vorschrift des 
§ 28 a der alten Gebührenordnung. 

Absatz 2 regelt eine Streitfrage. Kommt eine 
Einigung zustande, bevor ein das Verfahren 
nach § 627 oder § 627 b der Zivilprozeßord- 
nung einleitender Antrag gestellt ist, so soll 


der Rechtsanwalt nur eine halbe Prozeß- 
gebühr erhalten. Dies soll auch gelten, wenn 
lediglich beantragt ist, eine Einigung der 
Parteien zu beurkunden, weil ein solcher An- 
trag nicht auf eine gerichtliche Entscheidung 
abzielt. Die Regelung entspricht dem § 31 
des Entwurfs. 

Zu § 41 

Satz 1 entspricht dem § 37 der alten Gebüh- 
renordnung. 

Zu § 42 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 38 der alten Gebührenordnung. 

In Absatz 1 Nr. 1 und 3 ist vorgesehen, die 
Gebühr nicht für die Erwirkung des Zah- 
lungs- und Vollstreckungsbefehls, sondern 
für das Verfahren über den Antrag auf Zah- 
lungs- und Vollstreckungsbefehl zu gewähren. 
Damit kommt auch in der Fassung zum Aus- 
druck, daß die Gebühr nicht vom Erfolg der 
anwaltlichen Tätigkeit abhängig ist. 

Nach der in Schrifttum und Rechtsprechung 
überwiegend vertretenen Auffassung kann 
der Antrag auf Erlaß des Vollstreckungs- 
befehls schon vor Ablauf der Widerspruchs- 
frist gestellt, Insibesondere auch bereits mit 
)dem Antrag auf Erlaß des Zahlungsbefehls 
verbunden werden. Der Entwurf sieht vor, 
daß in solchen Fällen die Gebühr für den 
Antrag auf Vollstreckungsbefehl erst ent- 
steht, wenn innerhalb der Widerspruchsfrist 
kein Widerspruch erhoben ist. Dies ist ge- 
rechtfertigt, weil ein solcher Antrag nur für 
den Fall, daß der Schuldner innerhalb der 
Widerspruchsfrist keinen Widerspruch ein- 
legt, als gestellt anzusehen Ist. 

Absatz 3 klärt eine Streitfrage im Sinne der 
herrschenden Auffassung. 

Zu § 43 

Die alte Gebührenordnung trifft für das 
amtsgerichtliche Entmündigungsverfahren 
keine besonderen Bestimmungen. Die Eigen- 
tümlichkeiten dieses Verfahrens erfordern 
aber eine gesonderte Regelung. 

Der Entwurf sieht je eine volle Gebühr für 
das Betreiben des Verfahrens im aUgemeinen, 
für die Wahrnehmung der Termine und für 
die Mitwirkung bei der mündlichen Verneh- 
mung von Zeugen und Sachverständige vor. 

Eine allgemeine Beweisgebühr, wie sie für 
das streitige Verfahren in § 30 Nr. 3 des 
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Entwurfs vorgesehen ist, eignet sich für das 
amtsgerichtliche Entmündigungsverfahren 
nicht. Das Entmündigungsgericht hat von 
Amts wegen die zur Feststellung des Geistes- 
zustandes erforiderlichen Ermittlungen anzu- 
stellen. Nur bei der Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen hat es ein förm- 
liches Verfahren zu beachten (§ 653 ZPO). 
Ein Beweisbeschluß ist auch hierfür nicht er- 
forderlich. Außer bei 'der mündlichen Ver- 
nehmung von Zeugen und Sachverständigen 
fehlen daher sichere prozessuale Ansatz- 
punkte für eine Beweisgebühr. 

Zu § 44 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 40 der alten Gebührenordnung. 

Zu § 45 

Absatz 1 entspricht der Vorschrift des § 40 a 
der alten Gebührenordnung in der Fassung 
des Artikels III des Gesetzes vom 25. Juli 
1937 (Relchsgesetzbl. I S. 361). Der Ent- 
wurf regelt entsprechend Verfahren nach den 
§§ 13 bis 30 des Ausführungsgesetzes zum 
Londoner Schuldenabkommen, in denen be- 
reits nach geltendem Recht (§ 24 des Aus- 
führungsgesetzes) die Rechtsanwaltsgebühren 
nach § 40 a der alten Gebührenordnung be- 
stimmt werden. 

Absatz 2 entspricht der Vorschrift des § 22 
der alten Gebührenordnung. 

Zu § 46 

Die alte Gebührenordnung regelt die Gebüh- 
ren in Verfahren auf Vollstreckungserklä- 
rung ausländischer Entscheidungen nicht be- 
sonders. Das in den §§ 722 ff. ZPO vorge- 
sehene Verfahren auf Erlaß des Vollstrek- 
kungsurteils erfordert auch keine besondere 
Regelung, da die §§ 30 bis 34 des Entwurfs 
unmittelbar Anwendung finden. 

Für die auf Staatsverträgen beruhenden ver- 
einfachten Verfahren auf Vollstreckbarerklä- 
rung ausländischer Entscheidungen ist bun- 
desrechtlich vorgeschrieben, daß der Rechts- 
anwalt die in den §§ 13 bis 17 der alten Gebüh- 
renordnung (§§ 30 bis 34 des Entwurfs) be- 
stimmten Gebühren auch Im Beschwerdever- 
fahren erhält (Art. 6 der Ausführungsver- 
ordnung vom 23. August 1930 zum deutsch- 
schweizerischen Abkommen vom 28. Juli 1 930, 
Relchsgesetzbl. II S. 1209; Art. 6 der Aus- 
führungsverordnung vom 18. Mai 1937 zum 
deutsch-italienischen Abkommen vom 


9. März 1936, Relchsgesetzbl. 1937 II S. 143). 
Die Fassung des Entwurfs stellt klar, daß 
dies nur für die Beschwerde gegen die End- 
entscheidung gilt. Für sonstige Beschwerden 
erhält der Rechtsanwalt die in § 60 Abs. 1 
Nr. 1 bestimmten Gebühren. 

Zu § 47 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 22 der alten Gebührenordnung. 

Zu § 48 

1. Absatz 1 entspricht dem § 30 Absatz 1 
Nr. 2 und Absatz 2 der alten Gebührenord- 
nung. Die Formulierung ist mit § 36 Nr. 3 
des Entwurfs abgestimmt (vgl. deswegen 
Nr. 2 der Begründung zu § 36). 

Im Gegensatz zu § 30 Abs. 1 Nr. 2 der 
alten Gebührenordnung zählt Absatz 1 die 
einzelnen Fälle der Einstellung nicht mehr 
auf. Daher können die Gebühren auch bei 
der Einstellung nach den §§ 707, 719 ZPO 
entstehen, was bisher abgelehnt wurde (vgl. 
Entscheidung des OLG Düsseldorf In Neue 
Juristische Wochenschrift 1954 S. 1691). Fin- 
det eine abgesonderte mündliche Verhand- 
lung über die Einstellungsfrage statt, wie 
dies der Entwurf verlangt, so ist die Gebühr 
In jedem Falle gerechtfertigt. Eine Ermäßi- 
gung der Gebühren nach § 31 und § 32 Abs. 1 
und 2 Ist nicht vorgesehen, weil der Entwurf 
Bruchteile von V^Q-Gebühren vermeiden will. 

2. Absatz 2 entspricht dem § 23 Nr. 16 der 
alten Gebührenordnung. 

Za § 49 

Verfahren vor dem Prozeßgericht auf Bewil- 
ligung oder Verlängerung einer Räumungs- 
frist, die mit dem Verfahren über die Haupt- 
sache nicht verbunden sind (vgl. § 5 a Abs.2 
und 3 des Mieterschutzgesetzes), rechtferti- 
gen besondere Gebühren wegen der erheb- 
lichen Arbeit, die diese Verfahren zu verur- 
sachen pflegen. Eine Ermäßigung der Gebüh- 
ren nadh § 31 und § 32 Abs. 1 und 2 Ist nicht 
vorgesehen, weil der Entwurf Bruchteile von 
Vio-Gebühren vermeiden will. 

Zu § 50 

Absatz 1 entspricht der Vorschrift des § 23 
Nr. 6 der alten Gebührenordnung. Die Be- 
stimmung regelt Gebühren des nicht zum Pro- 
zeßbevollmädhtigten bestellten Rechtsanwalts. 
Ist der Rechtsanwalt Prozeßbevollmächtigter, 
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so gelten die Gebühren, die er als solcher 
erhält, auch seine Tätigkeit im Armenrechts- 
verfahren ab (vgl. § 36 des Entwurfs und § 29 
Nr. 6 der alten Gebührenordnung). Die Vor- 
schrift des Satzes 2, daß der Rechtsanwalt 
die Gebühren für mehrere Verfahren dieser 
Art in jedem Rechtszug nur einmal erhält, 
vermeidet eine gerade in Armenrechtsver- 
fahren unangebrachte Häufung der Gebüh- 
ren. Eine Ermäßigung der Gebühren nach 
§ 31 und § 32 Abs. 1 und 2 ist nicht vorge- 
sehen, weil der Entwurf Bruchteile von Vio- 
Gebühren vermeiden will. 

Absatz 2 klärt eine Streitfrage. Bei der Be- 
willigung oder Entziehung des Armenrechts 
soll für den Gegenstandswert nicht das In- 
teresä^ an der einstweiligen Befreiung von 
Prozeßkosten, sondern der Wert der Haupt- 
sache maßgebend sein, weil der geringeren 
Bedeutung des Verfahrens auf Bewilligung 
oder Entziehung des Armenrechts durch die 
im Absatz 1 bestimmten geringeren Gebüh- 
rensätze bereits ausreichend Rechnung getra- 
gen ist. Daß sich im Verfahren über die Ver- 
pflichtung zur Nachzahlung von Kosten der 
Wert nur nach den Kosten richten kann, ver- 
steht sich von selbst. 

Zu § 51 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 44 der alten Gebührenordnung. Die 
Änderungen sind nur redaktioneller Art. 
Nach in Rechtsprechung und Schrifttum über- 
wiegend vertretener Auffassung richtet sich 
die Höhe der Gebühr des sogenannten Ver- 
kehrsanwalts nach der Prozeßgebühr des 
Prozeßbevollmächtigten. Der Entwurf bringt 
dies deutlich zum Ausdruck. 

Zu § 52 

Die Bestimmung, die der Vorschrift des § 43 
der alten Gebührenordnung entspricht, ist 
sprachlich verbessert. 

Zu § 53 

Die Bestimmung regelt die Gebühren des 
Reditsanwalts, dessen Tätigkeit sich auf die 
Vertretung bei Beweisaufnahmen beschränkt, 
in Anlehnung an die Vorschrift des § 45 der 
alten Gebührenordnung in der Fassung des 
Artikel 11 des Gesetzes vom 7. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 401). Der Entwurf 
bringt nur sprachlidhie Klarstellungen. Nur 
dem Anschein nach enthält er auch eine sach- 
liche Änderung insofern, als neben der hal- 


ben Prozeßgebühr nur noch eine halbe Be- 
weisgebühr vorgesehen ist. Dies ist erforder- 
lich, um eine sachlich nicht gerechtfertigte 
Gebührenerhöhung zu vermeiden. Bisher er- 
hält der Rechtsanwalt als Beweisvertreter 
eine volle Gebühr, nämlich eine halbe Pro- 
zeßgebühr und eine Beweisgebühr, die eben- 
falls die Hälfte einer vollen Gebühr beträgt 
(§13 Nr. 4 der alten Gebührenordnung). Da 
der Entwurf die Beweisgebühr auf eine volle 
Gebühr erhöht (§ 30 Nr. 3), würde der 
Rechtsanwalt nunmehr eineinhalb Gebühren 
erhalten, wenn die bisherige Vorsdirift un- 
verändert übernommen würde. Um dies zu 
vermelden, gesteht der Entwurf dem Rechts- 
anwalt nur eine halbe Beweisgebühr zu, wo- 
mit der Rechtsanwalt insgesamt die gleichen 
Gebühren erhält wie bisher. 

Zu § 54 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 41 Nr. 2 der alten Gebührenordnung. 
Eingefügt ist das Verfahren auf Abänderung 
einer Entscheidung des Rechtspflegers. 

Da die Bestimmung nur auf den Rechtsan- 
walt Anwendung findet, dessen Tätigkeit 
sich auf die genannten Verfahren beschränkt, 
ist sie in die Bestimmungen eingereiht wor- 
den, die von Einzeltätigkeiten handeln. 

Eine Ermäßigung der Gebühren nach § 31 
und § 32 Abs. 1 und 2 ist nicht vorgesehen, 
weil der Entwurf Bruchteile von V^o-Ge- 
bühren vermeiden will. 

Zu § 55 

Absatz 1 sieht für Einzeltätigkeiten in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten, die durch andere 
Bestimmungen (z. B. §§ 50 ff.) nicht erfaßt 
sind, eine Gebühr in Höhe von fünf Zehntel 
der vollen Gebühr vor. Es empfiehlt sich 
nicht, die Gebühren für Einzeltätigkeiten in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach den 
Bestimmungen des 11. Abschnitts zu bemes- 
sen. Vielmehr ist es zweckmäßig, diese Ge- 
bühren der Eigenart des Zivilprozesses ent- 
sprechend gesondert zu regeln, da diese Ge- 
bühren in einem angemessenen Verhältnis 
zu den Gebühren, die der Prozeßbevollmäch- 
tigte erhält, stehen müssen. 

Im einzelnen sieht die Bestimmung Gebüh- 
ren vor in: 

Nr. 1 für die Einreichung oder Anfertigung 
von Schriftsätzen, wobei der Anfertigung — 
wie in den §§ 46, 5 der alten Gebührenord- 
nung — die Unterzeichnung gleichgestellt ist; 
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Nr. 2 für die Wahrnehmung von Terminen, 
die nicht in den §§ 52, 53 des Entwurfs ge- 
regelt sind. 

Absatz 2 sieht bei vorzeitiger Beendigung 
des Auftrags — entsprechend dem § 31 — 
geringere Gebühren vor. 

In Bagatellenangelegenheiten sind in Absatz 3 
die geringen Gebühren des § 118 vorgesehen. 

Zu § 56 

Die Bestimmung, die der Vorschrift des § 23 
Nr. 18 der alten Gebührenordnung ent- 
spricht, regelt die Gebühren in der Zwangs- 
vollstreckung. Für die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung von Grundstük- 
ken usw. sowie für das Konkurs- und Ver- 
gleichsverfahren enthält der 4. und 5. Ab- 
schnitt besondere Vorschriften. 

Eine Ermäßigung der Gebühren nach ^31 
und § 32 Abs. 1 und 2 ist nicht vorgesehen, 
weil der Entwurf Bruchteile von Vio“Ge- 
bühren vermeiden will. 

Zu § 57 

Die Bestimmung regelt den Begriff der An- 
gelegenheit (§ 13) für die Zwangsvollstrek- 
kung in Anlehnung an die §§31 bis 35 der 
alten Gebührenordnung. Die bisherigen Vor- 
schriften sind neu geordnet. Berücksichtigt 
sind Verfahren, die durch das Gesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangs- 
vollstreckung vom 20. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 932) neu geschaffen worden 
sind. 

Die in Absatz 2 Nr. 1 und 2 genannten Tä- 
tigkeiten werden durch die Vollstreckungs- 
gebühr abgegolten, wenn sie der mit der 
Vollstreckung beauftragte Rechtsanwalt vor- 
nimmt. Nimmt sie noch der mit der Prozeß- 
führung beauftragte Rechtsanwalt vor, so ge- 
hören sie nach § 36 Nr. 7 zum Prozeß und 
werden durch die hierfür angefallene Pro- 
zeßgebühr abgegolten. Damit ist klargestellt, 
daß keiner der beiden Rechtsanwälte hierfür 
eine besondere Gebühr erhalten kann. Diese 
Regelung entspricht der Vorschrift des § 35 
der alten Gebührenordnung. 

Auch die in Absatz 3 Nr. 3 bezeichneten 
Verfahren gelten als besondere Angelegen- 
heiten. Dies wurde für bestimmte Verfah- 
ren dieser Art von der in Rechtsprechung 
und Literatur überwiegend vertretenen Auf- 
fassung bereits nach geltendem Recht aus 
§ 89 der alten Gebührenordnung abgeleitet. 


Zu § 58 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 36 der alten Gebührenordnung. 

Zu § 59 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 39 der alten Gebührenordnung. 

Zu § 60 

Absatz 1 Nr. 1 entspricht der Vorschrift des 
§ 41 Nr. 1 der alten Gebührenordnung. Die 
Gebühren für das Kostenfestsetzungsverfah- 
ren, die der Entwurf grundsätzlich beseitigt 
(vgl. Nr. 3 der Begründung zu § 36), sind in 
Nr. 2 für das Erinnerungsverfahren aufrecht- 
erhalten und auf das Verfahren über die Er- 
innerungen gegen den Kostenansatz (§ 4 des 
Gerichtskostengesetzes) ausgedehnt. Wegen 
des engen Zusammenhangs zwischen der Er- 
innerung gegen den Kostenansatz und der 
Erinnerung gegen den Kostenfestsetzungs- 
beschluß bestimmt Absatz 2, daß die Ge- 
bühren in derselben Angelegenheit nur ein- 
mal entstehen können. NaA Absatz 3 soll 
eine Ermäßigung der Gebühren nach § 31 
und § 32 Abs. 1 und 2 nicht stattfinden, weil 
der Entwurf Bruchteile von Vio-Gebühren 
vermeiden will. 

Zu § 61 

Die alte Giebührenordnung regelt die Gebüh- 
ren des Rechtsanwalts in Artbeitssachen nicht 
ausdrücklich. In der Praxis werden idie für 
bürgerliche Rechtsstreitigkeiten geltenden 
Vorschriften der Gebührenordnung anige- 
wendet. Absatz 1 schließt sich dieser Praxis an. 

Nach Artikel 1 Abs. 7 des Gesetzes über Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des Kostenrechts 
vom 7. August 1952 (Bundesgesetzibl. I 
S. 401) werden in Verfahren vor den Ar- 
beitsgeriditsibehörden Zuschläge zu den Ge- 
bühren der Rechtsanwälte nicht erhoben. Da 
in die Tabelle zu § 11 des Entwurfs nunmehr 
der Zuschlag nach dem Gesetz vom 7. August 
1952 eingearbeitet wird, erhält der Rechtsan- 
walt in Arbeitssachen die gleichen Gebühren 
wie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Es 
ist nicht gerechtfertigt, die Leistung des 
Rechtsanwalts in Arbeitssachen geringer zu 
bewerten. Den Belangen unvermögender Par* 
telen kann durch die Belordniung eines 
Rechtsanwalts auf Grund bewilligten Armen- 
rechts oder nach § 1 1 a ides Arbeitsgerichtsge- 
setzes Rechnung getragen werden. 
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Im Absatz 2 ist zur Klarstellung bestimmt, 
daß für die Güteverhandlung eine halbe Ver- 
handlungsgebühr entsteht. 

Im Absatz 3 wird der zweite und dritte 
Rechtszug des Beschlußverfahriens (§§ 87 ff. 
des Arbeitsgeriditsgesetzes) dem Berufungs- 
und Revisionsverfahren gebührenmäßig 
gleichgestellt. 

Im Absatz 4 werden die Gebühren in schieds- 
gerichtlichen Verfahren entsprechend den 
Vorschriften geregelt, die für sonstige schieds- 
gerichtliche Verfahren vorgesehen sind. 

Zu § 62 

Die Bestimmung regelt die Gebühren des 
Rechtsanwalts in besonderen Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und in Verfah- 
ren, die prozessual ähnlich gestaltet sind. 

1. Absatz 1 enthält eine abschließende Auf- 
zählung der Verfahren. In den Katalog sind 
Verfahren aufgenommen, in denen das Be- 
dürfnis, die Gebühren des Rechtsanwalts in 
sinngemäßer Anwendung der für bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten geltenden Vorschriften 
zu bemessen, schon bisher hervorgetreten ist. 
Nicht aufgenommen ist das Verfahren nach 
dem Verschollenheitsgesetz, obwohl dafür 
bisher Gebühren wie in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten erwachsen sind. Diese Verfah- 
ren passen ihrer Natur nach besser in den 
11. Abschnitt dieses Gesetzes. Der Entwurf 
hat davon abgesehen, den Katalog um solche 
Verfahren zu erweitern, in denen die Betei- 
ligten häufig mit widerstreitenden Interessen 
aufzutreten pflegen. Diese sogenannten 
„streitigen“ Verfahren sind von den sonsti- 
gen Verfahren der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit schwer abzugrenzen. Für eine Erweite- 
rung des Katalogs besteht auch kein Bedürf- 
nis, weil für die sonstigen Verfahren der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit die Vorschriften des 
11. Abschnitts gelten, die dem Rechtsanwalt 
angemessene Gebühren gewähren. 

2. Absatz 2 regelt die Gebühren in Be- 
schwerdeverfahren. Es entspricht dem gel- 
tenden Recht, daß der Rechtsanwalt in den 
hier in Betracht kommenden Beschwerdever- 
fahren regelmäßig die gleichen Gebühren wie 
im ersten Rechtszug erhält. Der Entwurf 
bestimmt zur Vermeidung von Zweifeln, daß 
dies nur für die Beschwerde gegen eine den 
Rechtszug beendigende Entscheidung gilt. 
Auf sonstige Beschwerden findet § 60 des 
Entwurfs Anwendung. 


3. Absatz 3 entspricht dem § 22 Abs. 1 Satz 2 
der Verordnung über die Behandlung der 
Ehewohnung und des Hausrats nach der 
Scheidung vom 21. Oktober 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 256). 

4. Absatz 4 entspricht dem § 40 Abs. 1 des 
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen vom 21. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 667). Eine Ermäßigung 
der Gebühren nach § 31 und § 32 Abs. 1 
und 2 ist nicht vorgesehen, weil der Entwurf 
Bruchteile von V^o-Gebühren vermeiden will. 

Zu § 63 

Absatz 1 regelt die Gebühren Im Vertrags- 
hilfeverfahren und In anderen Verfahren, 
deren Eigenart am besten durch die Fest- 
setzung einer Pauschgebühr für das gesamte 
Verfahren Rechunng getragen wird. 

Absatz 2 regelt den Gegenstandswert nach 
dem Nennwert der Hauptforderung. Für 
einige Sonderfälle sind gleichwertige Bewer- 
tungsmaßstäbe vorgesehen. Der Nennwert 
der Hauptforderung ermöglicht eine einfache 
Bewertung. Allerdings wird damit das Inter- 
esse der Beteiligten häufig zu hoch bewertet. 
Dies wird aber dadurch ausgeglichen, daß nur 
eine Gebühr in Höhe von Vio der vollen Ge- 
bühr für das ganze Verfahren erhoben wird, 
die auch eine vergleichsweise Regelung mit 
abgilt. 

Zu § 64 

Absatz 1 Nr. 1 entspricht der Vorschrift des 
§ 38 a der alten Gebührenordnung In der 
Fassung des Gesetzes vom 12. September 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 455). Die vergleichbaren 
Verfahren vor einem Innungsaussdiuß (§111 
Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes) und vor 
dem Seemannsamt zur vorläufigen Entschei- 
dung von Arbeitssachen (vgl. § 111 Abs. 1 
Satz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes und §§ 128 
bis 131 der Seemannsordnung vom 2. Juni 
1902, Reichsgesetzbl. I S. 175) und Verfahren 
vor sonstigen gesetzlich eingerichteten Eini- 
gungsstellen, Güte- oder Schiedsstellen (vgl. 
z. B. § 27 a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb) behandelt der Entwurf in glei- 
cher Weise. 

Nach Absatz 2 erhält der Rechtsanwalt eine 
volle Gebühr für die Mitwirkung bei einer 
„Einigung“. Durch diese Fassung wird klar- 
gestellt, daß die Eini^^ungsgebühr nicht nur 
die Fälle des Vergleichs umfaßt, die Gebühr 
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vielmehr auch entsteht, wenn z. B. der An- 
tragsgegner den erhobenen Anspruch an- 
erkennt, ein gegenseitiges Nachgeben also 
nicht vorliegt. 

Zu § 65 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 91 Nr. 2 der alten Gebührenordnung. 

Zu § 66 

Die Absätze 1 und 4 entsprechen den Vor- 
schriften des § 91 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
der alten Gebührenordnung. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten Klarstellun- 
gen, die mit Rücksicht auf die verschiedenen 
Gestaltungsmöglichkeiten des schiedsrichter- 
lichen Verfahrens erforderlich sind. 

Vierter Abschnitt 

Gebühren in Verfahren der Zwangs- 
versteigerung und der Zwangsverwaltung 

Die Gebühren des Rechtsanwalts in Verfahren 
der Zwangsversteigerung und der Zwangs- 
verwaltung sind bisher landesrechtlich ge- 
regelt. Gemäß der allgemeinen Zielsetzung 
vereinheitlicht der Entwurf die landesrecht- 
lichen Bestimmungen. 

Zu § 67 

Die Bestimmung regelt die Gebühren im 
Zwangsversteigerungsverfahren. 

1. Absatz 1 sieht drei Gebühren vor, und 
zwar 

a) für das Verfahren bis zur Einleitung des 
Verteilungsverfahrens eine Vio-Gebühr; 

b) für die Wahrnehmung der Versteigerungs- 
termine eine V^o-Gebühr; 

c) für das gerichtliche oder außergerichtliche 
Verteilungs verfahren eine V^o-Gebühr. 

Mit dieser Dreiteilung, die den wichtigsten 
Verfahrensabschnitten angepaßt ist, folgt der 
Entwurf den Landesgebührenordnungen von 
Baden, Hessen, Lippe-Detmold, Oldenburg 
und Preußen. Die Regelungen von Bayern, 
Braunschweig und Württemberg gewähren je 
eine Gebühr für das Verfahren bis zur Ein- 
leitung des Verteilungsverfahrens und für das 
Verteilungs verfahren selbst, wobei sich die 
erste Gebühr erhöht, wenn Termine wahr- 
genommen werden (Bayern, Württemberg) 
oder ermäßigt, wenn keine Termine wahr- 


genommen werden (Braunschweig). Hamburg 
kennt keine besondere Gebühr für das Ver- 
teilungsverfahren. 

Auch die Vio“Gebühren entsprechen dem im 
größten Teil der Bundesrepublik geltenden 
Recht. Die Verfahrensgebühr (Nr. 1) ermä- 
ßigt sich auf Vio der vollen Gebühr, wenn 
das Zwangsversteigerungsverfahren infolge 
eines Einstellungsverfahrens (§§ 30 a bis d, 
§ 180 Abs. 2 ZVG) vorzeitig endigt. Dies 
entspricht dem Grundgedanken des § 31 des 
Entwurfs. Für die Wahrnehmung der Ver- 
steigerungstermine rechtfertigt sich eine 
Vio-Gebühr mit dem erhöhten Arbeitsauf- 
wand, den dieser Verfahrensabschnitt erfor- 
dert. 

2. Absatz 2 regelt die Gebühren des Rechts- 
anwalts, der einen Bieter vertritt, wenn 
dieser nicht Beteiligter ist. Der geringere Ge- 
bührensatz (Vjo) wird durch den regelmäßig 
recht hohen Gegenstandswert (vgl. Absatz 3 
Nr. 3) ausgeglichen. 

3. Absatz 3 regelt den Gegenstandswert, nach 
dem sich die Gebühren berechnen, ebenfalls 
in Anlehnung an das im größten Teil der 
Bundesrepublik geltende Recht. 

a) Bei der Vertretung des Gläubigers, eines 
dinglich Berechtigten oder eines Wider- 
spruchsberechtigten (§ 9 Nr. 1 und 2 ZVG) 
soll der Wert des dem Beteiligten zustehen- 
den Rechts mit den Nebenforderungen, höch- 
stens jedoch der Wert des Gegenstandes der 
Zwangsversteigerung maßgebend sein. Wird 
das Verfahren nur wegen einer Teilforderung 
betrieben, so soll dies bei Ansprüchen aus 
persönlichen Titeln (§10 Abs. 1 Nr. 5 ZVG) 
und bei öffentlichen Lasten (§ 10 Abs. 1 
Nr. 3 ZVG) berücksichtigt werden, weil in 
solchen Fällen von vornherein feststeht, daß 
der Gläubiger wegen des Mehrbetrages aus 
dem Erlös keine Befriedigung erlangt. 

b) Bei der Vertretung anderer Beteiligter 
kommt als Wertmaßstab nur der Gegenstand 
der Zwangsversteigerung oder der Verteilung 
in Betracht. 

c) Bei der Vertretung eines Bieters, der nicht 
Beteiligter ist, soll entsprechend dem Inter- 
esse des Auftraggebers das höchste für diesen 
abgegebene Gebot und, wenn ein solches 
nicht abgegeben ist, der Wert des Gegen- 
standes der Zwangsversteigerung maßgebend 
sein. 

Zu § ’68 

Die Bestimmung regelt die Gebühren im 
Zwangsverwaltungsverfahren. 
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1. Absatz 1 gewährt für die Vertretung des 
Antragstellers im Anordnungsverfahren eine 
Vio"Gebühr. Zu dieser Gebühr tritt für das 
weitere Verfahren einschließlich des Vertei- 
lungsverfahrens eine weitere Vio-Gebühr, 
mindestens jedoch 25, — DM. Bei der Ver- 
tretung eines anderen Beteiligten als des An- 
tragstellers kommt nur die letztere Gebühr 
in Betracht. Der Entwurf sieht also feste 
Verfahrensgebühren vor, die die anwaltliche 
Tätigkeit im ganzen Verfahren abgelten. 
Diese Regelung, die einfach ist und dem 
System der Bundesgebührenordnung ent- 
spricht, verdient den Vorzug vor dem in den 
meisten Ländern geltenden Recht, nach dem 
der Rechtsanwalt für jedes angefangene Jahr 
eine Gebühr erhält, die sich nach dem Ge- 
samtwert der Jahreseinkünfte richtet. 

2. Nach Absatz 2 ist entsprechend dem ver- 
tretenen Interesse Gegenstandswert 

a) bei der Vertretung des Antragstellers der 
Anspruch, wegen dessen das Verfahren 
beantragt ist; 

b) bei der Vertretung des Schuldners der zu- 
sammengerechnete Wert aller Ansprüche, 
wegen deren das Verfahren beantragt ist; 

c) bei der Vertretung sonstiger Beteiligter 
der nach § 8 Abs. 2 Satz 2 zu ermittelnde 
Wert. 

Zu § 69 

Absatz 1 regelt die Gebühren im Beschwerde- 
verfahren in Anlehnung an die Landes- 
gebührenordnungen für Bayern, Braun- 
schweig, Hamburg und Preußen. Im Inter- 
esse der Geschlossenheit der Gebührenrege- 
lung für die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung verweist der Entwurf 
nicht auf § 60 Abs. 1 Nr. 1 (§ 41 Nr. 1 der 
alten Gebührenordnung), sondern regelt die 
Gebühren selbständig. 

Absatz 2 ist wegen des Vorbehalts in § 13 
des Einführungsgesetzes zum Zwangsverstei- 
gerungsgesetz, der in Baden-Württemberg 
ausgenützt ist, erforderlich. 

Absatz 3 verweist zur Klarstellung wegen des 
Gegenstandswerts auf die allgemeine Bestim- 
mung des § 8 Abs. 1 Satz 1. 

Zu § 70 

In Anlehnung an bisheriges Landesrecht re- 
gelt die Bestimmung die Gebühren im Ver- 
teilungsverfahren außerhalb der Zwangs- 


versteigerung und der Zwangsverwaltung 
entsprechend § 67 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 Nr. 1 
und 2. Dies gilt nicht, wenn — wie im § 59 
— etwas anderes bestimmt ist. 


Fünfter Abschnitt 

Gebühren in Konkursverfahren und in 
Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses 

Zu § 71 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift des 
§54 der alten Gebührenordnung. An Stelle 
der dort bestimmten Vio-Gebühr ist in An- 
gleichung an die sonstigen Zwangsvollstrek- 
kungsgebühren (vgl. § 56) eine Vio-Gebühr 
vorgesehen. 

Zu § 72 

Nach § 55 der alten Gebührenordnung erhält 
der Rechtsanwalt für die Vertretung im Kon- 
kursverfahren Vio, wenn jedoch die Ver- 
tretung sich vor dem allgemeinen Prüfungs- 
termin erledigt oder erst nach demselben be- 
ginnt, Vio der vollen Gebühr. Der Entwurf 
sieht einheitlich die Hälfte der vollen Gebühr 
vor, um bagatellmäßige Gebührenunter- 
schiede zu vermeiden. 

Zu § 73 

Die Vorschrift des § 56 der alten Gebühren- 
ordnung bestimmt je eine volle Gebühr 

1. für die Tätigkeit bei Prüfung der Forde- 
rungen, 

2. für die Tätigkeit im Zwangsvergleichsver- 
fahren, 

3. für die Tätigkeit im Verteilungsverfahren. 

Der Arbeitsaufwand des Rechtsanwalts bei 
der Prüfung der Forderungen und im Ver- 
teilungsverfahren pflegt aber so gering zu 
sein, daß neben der Verfahrensgebühr (§ 72) 
besondere Gebühren nicht gerechtfertigt sind. 
Daher ist eine besondere Gebühr nur noch 
für die Tätigkeit im Zwangsvergleichsverfah- 
ren vorgesehen. 

Zu §74 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 57 der alten Gebührenordnung. 



Zu § 75 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 58 der alten Gebührenordnung. Die 
Änderungen sind nur redaktionell. Insbeson- 
dere verweist der Entwurf nicht menr auf 
die Vio"Gebühren des früheren § 23. Diese 
Verweisung bezog sich ursprünglich auf die 
in § 23 Nr. 1 geregelt gewesenen Arrestver- 
fahren. Sie ist seit der Novelle vom 1 Juni 
1909 (Reichsgesetzbl. S. 475), nach der das 
Arrestverfahren nicht mehr in § 23 geregelt 
ist, unklar geworden (vgl. Walter- Joachim- 
Friedlaender, Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte, 9. Aufl., § 58 Anm. 8). Der Entwurf 
bestimmt daher die Vio-Gebühren durch 
Verweisung auf die grundsätzliche Vorschrift 
des jetzigen § 30 (bisherigen § 13). 

Zu § 76 ' 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 59 der alten Gebührenordnung. 

Zu § 77 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 60 der alten Gebührenordnung. 

Zu § 78 

Die Bestimmung sieht eine Gebühr für die 
Tätigkeit im Verfahren auf Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens vor, die der im § 71 be- 
stimmten Gebühr entspricht. In Übereinstim- 
mung mit der im § 72 für das Konkursver- 
fahren getroffenen Regelung wird damit 
klargestellt, daß die im § 79 bestimmte Ge- 
bühr nur die Tätigkeit nach Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens abgilt. 

Zu § 79 

Die Bestimmung entspricht der durch § 100 
des Gesetzes vom 5. Juli 1927 (Reichsge- 
setzbl. I S. 139) eingefügten Vorschrift des 
§ 61 a der alten Gebührenordnung. 

1 . Absatz 1 enthält nur sprachliche Änderun- 
gen. 

2. Absatz 2 Nr. 1 faßt die Vorschrift des 
§ 61 a Abs. 2 der alten Gebührenordnung 
neu. Klargestellt ist, daß in der Besdiwerde- 
instanz nur eine Gebühr in Höhe von 
der vollen Gebühr entsteht. In Nr. 2 ist ent- 
sprechend der im Schrifttum herrschenden 
Auffassung und in Anlehnung an die im § 75 
für das Konkursverfahren getroffenen Rege- 
lung bestimmt, daß das Verfahren auf An- 


ordnung: von Sicherungsmaßregeln nicht 
durch die Verfahrensgebühr des Absatzes 1 
abgegolten wird. Wie im Beschwerdeverfah- 
ren (Nr. 1) ist nur eine einzige V^o-Gebühr 
vorgesehen. 

Zu § 80 

Die Bestimmung ergänzt die Vorschrift des 
§ 61 a Abs. 3 der alten Gebührenordnung 
über den Gegenstandswert für den Fall des 
§78. Wie in dem entsprechenden Falle beim 
Konkursverfahren (§§ 71, 76) soll auch hier 
der Nennwert der Forderung maßgebend 
sein, wenn der Rechtsanwalt einen Gläubiger 
vertritt. 

Zu § 81 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 62 der alten Gebührenordnung. 

Sechster Abschnitt 

Gebühren in Strafsachen 

Per 6. Abschnitt regelt die Gebühren in 
Strafsachen. Er tritt an die Stelle des bishe- 
rigen 4. Abschnittes (§§ 63 bis 75) und des 
§ 86 b über die Festsetzung der Gebühren 
und Auslagen des bestellten Verteidigers. 

fc)er bisherige 4. Abschnitt baut auf § 1 
RAGebO auf. In dieser Vorschrift sind die 
Verfahren, für welche die Gebührenordnung 
anwendbar ist, aufgezählt. Sie gilt u. a. auch 
für die Vergütung des Rechtsanwalts in Ver- 
fahren vor den ordentlichen Gerichten, auf 
welche die Strafprozeßordnung Anwendung 
findet. § 1 des Entwurfs umschreibt den An- 
wendungsbereich der neuen Gebührenord- 
nung allgemeiner und enthält keinen Hin- 
weis mehr auf die Strafprozeßordnung. 
Trotzdem bedarf der in Wissenschaft und 
Praxis genügend klar umgrenzte Begriff der 
Strafsachen keiner gesetzlichen Umschrei- 
bung. 

Dieser Begriff umfaßt auch die Forst- und 
Feldrügesachen, für die nach § 91 Abs. 1 
Nr. 4 (in der Fassung des Artikel 3 der Ver- 
ordnung vom 21. April 1944 — Reichge- 
setzbl. I S. 104 — ) die Rechtsanwaltsgebüh- 
renordnung entsprechend gilt. Nach gelten- 
dem Recht ergibt sich die Notwendigkeit 
einer besonderen Vorschrift für die Forst- 
und Feldrügesachen aus der Regelung des 
Anwendungsbereichs der Rechtsanwaltsge- 
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bührenordnung, wie sie der erwähnte § 1 
dieses Gesetzes vornimmt, in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 3 EGStPO, der dem Landesgesetz- 
geber die Ermächtigung einräumt zu bestim- 
men, daß Forst- und Feldrügesachen durch 
die Amtsgerichte in einem besonderen — 
von der Strafprozeßordnung abweichenden — 
Verfahren verhandelt und entschieden wer- 
den. Nach dem System des Entwurfs, das 
bei der Neuregelung des Anwendungsbereichs 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsan- 
wälte nicht mehr auf die Anwendbarkeit der 
Strafprozeßordnung abstellt, ist eine dem 
§ 91 Abs. 1 Nr. 4 a. a, O. entsprechende Vor- 
schrift nicht mehr erforderlich. Die Vor- 
schriften des 6. Abschnittes gelten für Straf- 
sachen schlechthin, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob sich das für sie geltende Verfah- 
ren ausschließlich nach der Strafprozeßord- 
nung richtet. 

In dem bisherigen 4. Abschnitt über die Ge- 
bühren in Strafsachen war auch die Regelung 
der Gebühren in Auslieferungssachen enthal- 
ten (§§ 71 bis 73 des geltenden Rechts). Der 
Entwurf sieht für die Gebühren in Ausliefe- 
rungssachen einen besonderen Abschnitt vor 
(8. Abschnitt, §§ 104 bis 106). Auf die Be- 
merkung vor § 104 sei verwiesen. 

Der 6. Abschnitt enthält keine dem § 64 des 
geltenden Rechts entsprechende gebühren- 
rechtliche Regelung für den Fall, daß der 
Verteidiger mehrere Beschuldigte gemein- 
schaftlidi verteidigt. Eine solche Bestimmung 
ist hier entbehrlich, weil die für alle Ab- 
schnitte geltende allgemeine Vorschrift des 
§ 6 diesen Fall mit umfaßt und im gleichen 
Sinne wie § 64 des geltenden Rechts regelt. 
Damit werden auch die bisher in § 68 Abs. 3 
und § 69 Abs. 3 enthaltenen Hinweise auf 
§ 64 entbehrlich. Bisher war streitig, ob die 
Gebührenerhöhung auch im Privatklagever- 
fahren gilt. Die Frage ist in bejahendem Sinne 
entschieden, nachdem die Regelung der Ge- 
bühren für den Fall der Vertretung mehre- 
rer Auftraggeber nunmehr bei den allgemei- 
nen Vorschriften des Entwurfs eingestellt ist. 

Im Hinblick auf § 12 des Entwurfs ist im 
6. Abschnitt künftig auch keine dem bisheri- 
gen § 74 entsprechende Vorschrift mehr er- 
forderlidi. § 12 regelt als allgemeine Vor- 
schrift die Bemessung der Rahmengebühren. 
Sie entspricht im wesentlichen dem bisheri- 
gen § 74, gestaltet jedoch im Gegensatz zu 
dieser Bestimmung die besonderen Um- 
stände, nach denen sich die Gebühr im Ein- 
zelfall bemißt, als objektive Voraussetzungen 


des Gebührenanspruchs aus. Im einzelnen sei 
auf die Begründung zu § 12 verwiesen. 

Der 6. Abschnitt über die Gebühren in Straf- 
sachen ist in zwei Unterabschnitte gegliedert. 
Die §§ 82 bis 94 behandeln die Gebühren des 
gewählten Verteidigers und anderer gewähl- 
ter Vertreter, die §§ 95 bis 101 die Gebüh- 
ren des gerichtlidi bestellten Verteidigers und 
des beigeordneten Rechtsanwalts. 


1. Gebühren des gewählten 
Verteidigers und anderer 
gewählter Vertreter 

Zu § 82 

Die Vorschrift, die dem § 63 Abs. 1 der gel- 
tenden Rechtsanwaltsgebührenordnung ent- 
spricht, regelt die Gebühren, die der Rechts- 
anwalt als Verteidiger im ersten Rechtszug 
erhält. 

Der Entwurf schlägt vor, die unteren Gren- 
zen der Gebührenrahmen gegenüber dem gel- 
tenden Recht, das sich insoweit mit der Fas- 
sung von 1944 und im wesentlichen auch 
noch mit den Festgebühren von 1927 deckt, 
um 25. V. H. und in Absatz 1 Nr. 2 um 
20 V. H. zu erhöhen. Eine Anpassung an 
die veränderten Verhältnisse ist um so drin- 
gender, als sie nach den Mindestsätzen die 
Gebühren des gerichtlich bestellten Verteidi- 
gers bestimmen. 

Bei Absatz 1 Nr. 1 und 3 erschien auch eine 
Erhöhung der durch das Gesetz über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Kostenrechts 
vom 7. August 1952 nicht erhöhten und 
darüber hinaus seit 1944 unverändert ge- 
bliebenen Höchstsätze um 25 v. H. sach- 
gemäß. Damit wird auch der bisherige 
Grundsatz, wonach zwischen dem Mindest- 
und dem Höchstsatz ein Verhältnis von 1:10 
besteht, aufrechterhalten. Nur durch gleich- 
zeitige Erhöhung der Mindest- und der 
Höchstsätze ergibt sich auch eine angemessene 
Anhebung des Mittelwertes, der, wie die 
Rechtsprechung zeigt, als Ausgangspunkt 
für die Bemessung der Gebühr eine gewisse 
Rolle spielt. Zu Absatz 1 Nr. 1 sei noch be- 
merkt, daß bei den Sachen, für die der Bun- 
desgerichtshof und das Oberlandesgericht im 
ersten Rechtszug und das Schwurgericht zu- 
ständig sind, umfangreiche und schwierig lie- 
gende Fälle, die einen Höchstsatz von 
1000 DM gerechtfertigt erscheinen lassen, 
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nicht selten sind. Unter Nr. 1 fällt auch das 
Bayerisdie Oberste Landesgeridit, das einem 
Oberlandesgeridit gleidisteht (§ 120 Abs. 2 
Satz 2 GVG, § 9 EGGVG, § 4 des Bayeri- 
sdien Gesetzes Nr. 124 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. November 1953, 
GVBl. S. 191). Bei Absatz 1 Nr. 3 ist zu be- 
achten, daß unter den Gebührenrahmen von 
50 bis 500 DM auch die Verfahren vor dem 
erweiterten Schöffengericht (§ 29 Abs. 2 
GVG) fallen, bei denen es sich stets um be- 
sonders umfangreiche Sachen handelt. 

Gebührenrechtlich dem Schwurgericht gleich- 
gestellt werden soll die Jugendkammer, so- 
weit diese in Sachen entscheidet, die nach 
den allgemeinen Vorschriften zur Zuständig- 
keit der Schwurgerichte gehören (§ 41 Abs. 1 
Nr. 1 JGG, § 80 GVG). Das Verfahren un- 
terscheidet sich, was Schwierigkeit und Um- 
fang sowie die damit für den Verteidiger ver- 
bundene Verantwortung anlangt, nidit von 
einem Verfahren vor dem Schwurgericht. Für 
die sonstigen Verfahren vor der Jugendkam- 
mer im ersten Rechtszug, also für die Fälle, 
in denen die Jugendkammer eine Sache nach 
Vorlage durch das Jugendschöffengericht we- 
gen ihres besonderen Umfanges übernimmt 
(§^ 40 Abs. 2, § 41 Abs. 1 Nr. 2 JGG), Ist 
wie In Absatz 1 Nr. 2 ausdrücklich klargestellt, 
der Gebührenrahmen für Verfahren vor der 
großen Strafkammer maßgebend. In Absatz 1 
Nr. 3 sind neben dem allgemeinen Schöffen- 
gericht auch das Jugendschöffengericht und 
neben dem für allgemeine Strafsachen zu- 
ständigen Amtsrichter auch der Jugendrichter 
ausdrücklich erwähnt. 

In § 82 Abs. 2 faßt der Entwurf im Interesse 
der Übersichtlichkeit und in einer gegenüber 
dem geltenden Recht etwas schärferen Fas- 
sung die Fälle zusammen. In denen die 
Hauptverhandlung mehrere Tage dauert. Die 
Mindestsätze sind dem neuen Absatz 1 ange- 
paßt. Eine Erhöhung der Höchstgrenze ge- 
genüber dem geltenden Recht ist in Absatz 2 
nicht vorgesehen. 

Zu § 83 

Die Vorschrift rgelt In Anknüpfnug an § 63 
Abs. 1 der geltenden Gebührenordnung die 
Gebühren, die der Rechtsanwalt als Verteidi- 
ger für Verfahren außerhalb der Hauptver- 
handlung erhält und stellt dabei insbesondere 
auch die im jetzigen Recht zweifelhafte Frage 
klar, welche Gebühren für die Tätigkeit eines 
Rechtsanwalts im vorbereitenden Verfahren 
anfallen. Ausdrücklich erwähnt sind In § 83 


auch die Verfahren, in denen eine Hauptver- 
handlung nicht stattfindet. Zu denken ist 
etwa an den Fall, daß das Verfahren vor der 
Hauptverhandlung eingestellt wird, oder an 
das Strafbefehlsverfahren. Im übrigen sind 
gegenüber dem geltenden Recht die Worte 
„bis zum Beginn der Hauptverhandlung“ 
durch die Worte „außerhalb der Hauptver- 
handlung“ ersetzt. Damit ist klargestellt, daß 
der Rechtsanwalt die für die Verteidigung 
in der Hauptverhandlung vorgesehene Ge- 
bühr (§ 82) nur bekommt, wenn er in dieser 
anwesend war. War er nur vor oder nach 
der Hauptverhandlung tätig, so bemessen 
sich seine Gebühren nach § 83, im Berufungs- 
und Revisionsverfahren nach § 84 Abs. 3 
und § 85 Abs. 3. 

Für die Verfahren außerhalb der Hauptver- 
handlung sind — ebenso wie Im geltenden 
Recht für Verfahren bis zum Beginn der 
Hauptverhandlung — Gebührenrahmen vor- 
gesehen, deren Mindest- und Höchstbeträge 
jeweils der Hälfte der Sätze entsprechen, wie 
sie für Verfahren einschließlich der Haupt- 
verhandlung vorgesehen sind (§82 des Ent- 
wurfs). 

§ 83 Abs. 2 stellt klar, welche Gebühren ein 
Anwalt für seine Tätigkeit im vorbereiten- 
den Verfahren erhält, wenn dieses durch die 
Staatsanwaltschaft eingestellt wird. Der Ent- 
wurf stellt auf die Ordnung des Gerichts ab, 
das für das Hauptverfahren voraussichtlich 
zuständig gewesen wäre. Die dabei notwen- 
dige hypothetische Betrachtung läßt sich bei 
der Zuständigkeitsregelung des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes nicht vermeiden. Ihr Aus- 
gangspunkt ist die Lage in dem Zeitpunkt, 
in dem die Tätigkeit des Anwalts endet. Die 
Lösung ermöglicht es, jedenfalls der Mehr- 
zahl der vorkommenden Fälle ohne Schwie- 
rigkeiten gerecht zu werden. Im übrigen 
bietet sich innerhalb des im Einzelfall in 
Frage kommenden Gebührenrahmens die 
Möglichkeit eines gewissen Ausgleichs. 

Zu § 84 

Die Vorschrift regelt die Gebühren des 
Rechtsanwalts als Verteidiger im Berufungs- 
verfahren und bringt erhebliche Abweichun- 
gen gegenüber dem geltenden Recht. Dieses 
sieht in § 63 Abs. 2 vor, daß sich die Gebüh- 
ren für das Berufungsverfahren nach der 
Ordnung des Gerichts bestimmen, das im 
ersten Rechtszug erkannt hat; nach gelten- 
dem Recht Ist also für das Berufungsverfah- 
ren vor dem Landgericht stets der Rahmen 
maßgebend, der für Verfahren vor dem 
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Amtsgericht vorgesehen ist. Demgegenüber 
will der Entwurf dem Rechtsanwalt im Be- 
rufungsverfahren vor der großen Strafkam- 
mer (§ 74 Abs. 2, § 76 Abs. 2 GVG) und 
vor der Jugendkammer (§41 Abs. 2 JGG) 
denselben Rahmen zubilligen, der für Ver- 
fahren vor diesen Gerichten im ersten Rechts- 
zug vorgesehen ist. Es läßt sich nicht von der 
Hand weisen, daß die Tätigkeit des Rechtsan- 
walts in diesen Berufungsverfahren nicht sel- 
ten umfangreicher und schwieriger ist als im 
ersten Rechtszug. Die Berufungsverfahren 
vor der großen Strafkammer und vor der 
Jugendkammer heben sich im Hinblick auf 
die Bedeutung dieser Gerichte und die grö- 
ßere Sorgfalt, die auf die einzelne Sache ver- 
wandt wird, von den erstinstanzlichen Ver- 
fahren vor dem Schöffengericht vielfach doch 
wesentlich ab. Erfahrungsgemäß wird das 
Verfahren vor der mit drei Berufsrichtern 
besetzten großen Strafkammer oft viel ein- 
gehender gehandhabt als vor dem Schöffen- 
gericht. Hieraus ergibt sich, daß dann auch 
die Tätigkeit des Rechtsanwalts umfassender 
und häufig auch zeitraubender als im ersten 
Rechtszug ist. Diese Gesichtspunkte treffen 
für das Berufungsverfahren vor der kleinen 
Strafkammer (76 Abs. 2 GVG) nicht in 
demselben Maße zu. Dieser Spruchkörper ist 
auch ebenso wie das Schöffengericht mit 
einem Berufsrichter und zwei Schöffen be- 
setzt. Hier erscheint eine Anhebung des Ge- 
bührenrahmens über die in § 82 Abs. 1 Nr. 3 
für das Verfahren vor dem Schöffengericht 
vorgesehenen Sätze hinaus nicht gerechtfer- 
tigt. 

Für die Berufungsverfahren vor der Jugend- 
kammer wird stets derselbe Gebührenrah- 
men zugebilligt wie für die Berufungsver- 
fahren vor der großen Strafkammer und für 
die Verfahren vor der Jugendkammer im 
ersten Rechtszug. Der Entwurf unterscheidet 
hier nicht danach, ob es sich um die Berufung 
gegen ein Urteil des Jugendschöffengerichts 
oder des Jugendrichters handelt. Mit Rück- 
sicht auf die erheblichen Rechtsmittelbe- 
schränkungen des § 55 Abs. 1 JGG gelangen 
vom Jugendrichter als Einzelrichter nur ver- 
hältnismäßig wenige und vielfach bedeu- 
tungsvollere Sachen an die Jugendkammer 
als Berufungsinstanz. Im übrigen kann hier 
auch nicht außer Betracht bleiben, daß die Ju- 
gendkammer in der Hauptverhandlung stets 
mit drei Berufsrichtern und zwei Jugend- 
schöffen besetzt ist, auch wenn sie über 'das 
Rechtsmittel der Berufung gegen das Urteil 


des Jugendrichters als Einzelrichter entschei- 
det (§ 33 Abs. 3 Satz 1 JGG). Vor der voll- 
besetzten Jugendkammer gewinnen auch 
kleinere SaÄen ein größeres Gewicht. 

Wegen § 84 Abs. 2 sei zunächst auf die Be- 
merkung zu § 82 am Ende verwiesen. Die 
Mindestsätze sind dem § 84 Abs. 1 angepaßt. 

Wegen § 84 Abs. 3 kann auf die Ausführun- 
gen zu den entsprechenden Bestimmungen 
des § 83 Abs. 1 verwiesen werden. 

Zu § 85 

Die Vorschrift regelt die Gebühren des 
Rechtsanwalts im Revisionsverfahren und 
sieht beachtliche Neuerungen vor. § 63 Abs. 2 
der geltenden Rechtsanwaltsgebührenord- 
nung schreibt vor, daß sich die Gebühren für 
das Revisionsverfahren nach der Ordnung 
des Gerichts bestimmt, das im ersten Rechts- 
zug erkannt hat. Demgegenüber will der Ent- 
wurf dem Rechtsanwalt im Revisionsverfah- 
ren vor dem Bundesgerichtshof denselben 
Rahmen zubilligen, der für erstinstanzliche 
Verfahren vor diesem Gericht vorgesehen ist. 
Die Begründung der Revision in den zum 
großen Teil umfangreichen und schwerwie- 
genden Strafsachen und die Vertretung des 
Rechtsmittels in der Hauptverhandlung vor 
den besonders qualifizierten Richtern stellt 
an den verantwortungsbewußten Rechtsan- 
walt hohe Anforderungen und ist mit zeit- 
raubender Mühe verbunden. 

Auch für das Revisionsverfahren vor dem 
Oberlandesgericht (Bayerischen Obersten 
Landesgericht) ist eine Gebührenerhöhung 
vorgesehen. Diese ergibt sich zwangsläufig 
aus der Anhebung der Gebühren im Beru- 
fungsverfahren. Auch wenn im Revisionsver- 
fahren keine Beweisaufnahme stattfindet, so 
läßt es dessen rechtliche Bedeutung dodi nicht 
zu, die Gebühren niedriger zu belassen als im 
Berufungsverfahren. Andererseits liegt kein 
hinreichender Grund vor, über diese Sätze 
hinauszugehen. Der Entwurf schlägt für das 
Revisionsverfahren vor dem Oberlandesge- 
richt (Bayerischen Obersten Landesgericht) 
denselben Gebührenrahmen vor, der für das 
Berufungsverfahren vor der großen Straf- 
kammer und vor der Jugendkammer vorge- 
sehen ist. Hat im ersten Rechtszug der Amts- 
richter als Einzelrichter entschieden, so soll 
im Revisionsverfahren derselbe Gebührenrah- 
men wie im ersten Rechtszug und im Beru- 
fungsverfahren maßgebend sein. Dagegen gilt 
für das Revisionsverfahren vor dem Oberlan- 
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desgeridit der Gebührenrahmen von 60 DM 
bis 600 DM, wenn im ersten Rechtszug der 
Jugendrichter als Einzelrichter entschieden 
hat; in diesen Fällen kommt auch im Beru- 
fungsverfahren nach § 84 Abs. 1 Nr. 1 (vgl. 
Bemerkungen hierzu) ein Gebührenrahmen 
von 60 DM bis 600 DM In Betracht. 

Wegen § 85 Abs. 2 sei zunächst auf die Be- 
merkungen zu § 82 am Ende verwiesen. Die 
Mindestsätze sind dem § 85 Abs. 1 angepaßt. 
Hat im Revisionsverfahren keine Hauptver- 
handlung stattgefunden, etwa Im Falle der 
Verwerfung der Revision als offensichtlich 
unbegründet, so erhält der Verteidiger — 
entsprechend wie im ersten Rechtszug und 
im Berufungsverfahren (§ 83 Abs. 1; § 84 
Abs. 3) — nur die Hälfte der Sätze. Das 
gleiche gilt, wenn er nur außerhalb der 
Hauptverhandlung tätig war. 

Zu § 86 

Die Bestimmung entspricht der bewährten 
Vorschrift in § 67 Abs. 1 des geltenden 
Rechts. 

Zu S 87 

Das bisherige Recht hat für die Geltendma- 
chung oder Abwehr vermögensrechtlicher 
Ansprüche Im Strafverfahren (§§ 403 ff. 
StPO) für den Rechtsanwalt keine besondere 
Vergütung vorgesehen (§ 67 Abs. 2 

RAGebO). Der Entwurf bringt demgegen- 
über eine besondere gebührenrechtliche Rege- 
lung für eine hierauf gerichtete Tätigkeit des 
Rechtsanwalts. Hierbei spielt auch der Ge- 
danke eine Rolle, das Verfahren zur Entschä- 
digung des Verletzten, das bisher in der 
Praxis nur eine sehr bescheidene Bedeutung 
hat erlangen können, zu beleben. Die Mög- 
lichkeit, bürgerlich-rechtliche Entschädigungs- 
ansprücJie mitzuerledigen, kann eine erheb- 
liche Erleichterung für den Rechtsuchenden 
und eine erwünschte Arbeitsersparnis für die 
Justiz bedeuten. 

Der Entwurf sieht vor, dem Anwalt für die 
Geltendmachung (§§ 92, 93, 87 Abs. 3, 4) 
oder Abwehr eines vermögensrechtlichen An- 
spruchs im Strafverfahren eine Vergütung in 
Höhe des Eineinhalbfachen einer vollen Ge- 
bühr, wie er sie im bürgerlichen Rechtsstreit 
beanspruchen könnte, zuzubilligen. Die Ge- 
währung sämtlicher Gebühren, die dem An- 
walt Im bürgerlichen Rechtsstreit zustehen 
würden, wäre nicht angemessen. Im bürger- 
lichen Rechtsstreit entstehen in der Regel 


drei Gebühren: Prozeßgebühr, Verhand- 
lungsgebühr und Beweisgebühr. Im Strafver- 
fahren läßt sich die Beweisaufnahme nicht 
so scharf trennen wie Im bürgerlichen Rechts- 
streit. Auch Ist die Tätigkeit des Anwalts im 
Adhäsionsverfahren im Durchschnitt weniger 
schwierig als bei der Geltendmachung des 
Anspruchs im Zivilverfahren. Schon rein zeit- 
lich wird der Anwalt durch das Adhäsions- 
verfahren, das mit dem Strafverfahren eine 
Einheit bildet, weniger in Anspruch genom- 
men als im bürgerlichen Rechtsstreit. Auch 
die schriftsätzliche Vorbereitung Ist im Adhä- 
sionsverfahren weniger umfangreich als im 
bürgerlichen Rechtsstreit. Schließlich eignen 
sich nur einfachere und leicht feststellbare An- 
sprüche zur Geltendmachung im Strafverfah- 
ren, da bei anderen Ansprüchen das Gericht 
in der Regel nach § 405 Satz 2 StPO von der 
Entscheidung absieht. In diesem Falle würde 
übrigens die Zubilligung einer höheren Ge- 
bühr als fünfzehn Zehntel eine zu starke ge- 
bührenmäßige Vorbelastung für den künfti- 
gen Zivilprozeß bedeuten. Zu der Gebühr 
kann im Falle des Abschlusses eines Ver- 
gleichs auch im Adhäsionsverfahren die Ver- 
gleichsgebühr hinzukommen (§ 23). 

Für die Bemessung der Gebühren sind die 
Vorschriften des Allgemeinen Teils, insbeson- 
dere die §§ 7 und 8 (Wertberechnung), § 10 
(Wert fest Setzung) und § 11 (Bestimmung der 
Gebühren nach der dem Gesetz beigefügten 
Tabelle) maßgebend. 

Im Berufungs- und Revisionsverfahren des 
bürgerlichen Rechtsstreites erhöhen sich die 
Gebühren gegenüber dem ersten Rechtszug um 
drei Zehntel (§11 Abs. 1 Satz 2 des Ent- 
wurfs). Eine ähnliche Gebührenerhöhung im 
Rechtsmittel verfahren kommt auch für die 
nach § 87 Abs. 1 Satz 1 im Adhäsionsverf äh- 
ren anfallende besondere Gebühr in Betracht, 
soweit § 406 a StPO eine Anfechtung des gan- 
zen Urteils oder seines zivilrechtlichen Teils 
zuläßt. Der Entwurf erkennt hingegen ein Be- 
dürfnis für eine Erhöhung der Gebühr nicht 
an, wenn der vermögensrechtliche Anspruch 
erstmalig im Berufungsverfahren geltend ge- 
macht wird (§ 87 Abs. 1 Satz 2). Der Rechts- 
anwalt entfaltet hier keine andere Tätigkeit, 
als wenn der Anspruch im ersten Rechtszug 
geltend gemacht worden wäre. Daher ist auch 
eine gebühren rechtliche Besserstellung nicht ge- 
rechtfertigt. Diese Einschränkung gilt aber 
nur für das Berufungsverfahren selbst, wäh- 
rend im anschließenden Revisionsverfahren 
die Erhöhung der Gebühr wieder elntreten 
soll. Durch § 87 Abs. 1 Satz 2 wird zugleich 
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die in der Praxis und im Sdirifttum umstrit- 
tene Frage bejaht, ob der Antrag, durch den 
ein vermögensrechtlicher Anspruch geltend ge- 
macht wird, noch im Berufungsverfahren ge- 
stellt werden kann. 

In zahlreichen Fällen wird über den Antrag, 
durch den ein vermögensrechtlicher Anspruch 
geltend gemacht wird, im Strafverfahren nicht 
entschieden. Das Strafgericht sieht, wie bereits 
erwähnt, von der Entscheidung über einen 
solchen Antrag ab, wenn sich der Antrag zur 
Erledigung im Strafverfahren nicht eignet, 
insbesondere wenn seine Prüfung das Straf- 
verfahren verzögern würde (§ 405 Satz 2 
StPO). Im übrigen kann das Gericht über den 
Antrag dann nicht entscheiden, wenn das 
Strafverfahren zu keiner Verurteilung führt. 
Auch soweit der Strafrichter den Antrag für 
unbegründet hält, sieht er von der Entschei- 
dung ab (§ 405 Satz 1 StPO). Der Antrag- 
steller ist in diesen Fällen genötigt, seinen An- 
spruch im bürgerlichen Rechtsstreit weiterzu- 
verfolgen, was zu einer neuen Belastung mit 
Gebühren führt. Der Entwurf versucht nach 
Möglidikeit zu vermeiden, daß die Einfüh- 
rung einer besonderen Gebühr für das Adhä- 
sionsverfahren in diesen Fällen zum Nachteil 
des Mandanteil ausfällt. Vertritt derselbe 
Rechtsanwalt, der im Strafverfahren tätig 
war, den Mandanten auch in dem nachfolgen- 
den bürgerlichen Rechtsstreit, so muß sich der 
Anwalt nadi § 87 Abs. 2 des Entwurfs die 
für das Adhäsionsverfahren zustehende Ge- 
bühr in gewissem Umfange auf die im bür- 
gerlichen Rechtsstreit anfallenden Gebühren 
anrechnen lassen. Im übrigen wird durch die 
frühere Tätigkeit des Anwalts auch seine Vor- 
arbeit für den Zivilprozeß erleichtert. 

Volle Anrechnung wäre jedoch nicht gerecht- 
fertigt. Denn dann würde der Anwalt in allen 
Fällen, in denen das Gericht nach § 405 StPO 
die Entscheidung über den Antrag ganz oder 
teilweise ablehnt, so daß noch ein Zivilver- 
fahren nötig wird, im Strafverfahren und im 
Zivilverfahren zusammen nicht mehr als ins- 
esamt drei (im Falle des Vergleichs vier) Ge- 
ühren erhalten. Die Vergütung für das Ad- 
häsionsverfahren würde dann ihre Natur als 
zusätzliche Vergütung in weitem Umfange 
verlieren, was die gewünschte Belebung des 
Adhäsionsverfahrens wieder in Frage stellen 
könnte. Dem Anwalt muß ein Teil der Ver- 
gütung, die er für das Adhäsions verfahren er- 
hält, endgültig bleiben. Es muß ein billiger 
Ausgleich aller Interessen versucht werden. 
Hiernach erscheint es gerechtfertigt, zwei Drit- 
tel der im Adhäsionsverfahren verdienten Ge- 


bühr im späteren Zivilverfahren anzurechnen. 
Der Anwalt erhält dann im Strafverfahren 
und Zivilprozeß zusammen im Durchschnitts- 
fall dreieinhalb Gebühren. 

Der Grundsatz über die erörterte Anrechnung 
von zwei Dritteln der dem Anwalt für das 
Adhäsionsverfahren zustehenden Gebühr kann 
jedoch nicht uneingeschränkt durchgeführt 
werden. Es wäre sonst möglich, daß der An- 
walt für die Vertretung im späteren Zivil- 
prozeß unter Umständen überhaupt nichts 
mehr oder doch so wenig erhält, daß ihm 
nicht zugemutet werden kann, hierfür die 
Last und Verantwortung der Prozeßführung 
zu übernehmen. Diese Folge vermeidet § 87 
Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs. Die Anrechnung 
soll insoweit unterbleiben, als sie die Gebüh- 
ren für den späteren Zivilprozeß unter eine 
bestimmte Mindestgrenze herabdrücken würde. 
Nach dem Vorschlag des Entwurfs sollen dem 
Anwalt im späteren bürgerlichen Rechtsstreit 
immer mindestens zwei Drittel der ihm dort 
zustehenden Gebühren verbleiben. Bei dieser 
Lösung wird das Adhäsionsverfahren belebt, 
das Risiko der Geltendmachung des Anspruchs 
ist auf den Mandanten und auf den Anwalt 
verteilt und gleichzeitig doch dafür Sorge ge- 
tragen, daß der Anwalt noch Interesse hat, 
auch den späteren Zivilprozeß zu führen. 

Absatz 3 enthält die Gebührenregelung für 
den Fall, daß sich die Tätigkeit des Rechts- 
anwalts auf die Geltendmachung oder Abwehr 
des bürgerrechtlichen Anspruchs im Strafver- 
fahren beschränkt, er also insbesondere weder 
Verteidiger noch Privat- oder Nebenkläger 
ist. In diesem Fall ist es angemessen, wenn 
der Anwalt die besondere Gebühr des Absat- 
zes 1 erhält. Die Regelung des Absatzes 2 muß 
auch hier gelten. 

Nach Absatz 4 gelten die Gebühren Vorschrif- 
ten für das Adhäsionsverfahren auch für die 
Geltendmachung oder Abwehr einer Buße 
(§ 408 d StPO). Eine abweichende Regelung 
wäre hier nicht am Platze. 

Zu § 88 

Die Vorschrift entspricht dem § 69 Abs. 2 der 
geltenden Rechtsanwaltsgebührenordnung. Ne- 
ben der Anfertigung eines Antrags auf Wie- 
deraufnahme des Verfahrens ist in Absatz 1 
auch die Unterzeichnung eines solchen An- 
trages und die Vertretung in dem Verfahren 
zur Entscheidung über diesen Antrag aus- 
drücklich erwähnt. Entsprechend dem bisheri- 
gen Recht werden dem Rechtsanwalt die Ge- 
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bühren für das Verfahren außerhalb der 
Hauptverhandlung zugebilligt (§ 83). 

Ebenso ist der Grundsatz des geltenden Rechts 
beibehalten, daß es für den Gebührenrahmen 
auf die Ordnung des Gerichts ankommt, das 
im ersten Rechtszug erkannt hat (Absatz 2). 
Da das Revisionsgericht ohnehin nur selten 
zur Entscheidung über die Zulassung des An- 
trags auf Wiederaufnahme des Verfahrens be- 
rufen ist (vgl. § 367 StPO), hat Absatz 2 in 
erster Linie in den Fällen Bedeutung, in denen 
mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens das Urteil eines Berufungsgerichts 
angefochten wird. Das Verfahren über einen 
solchen Antrag ist jedoch, auch wenn dieser 
ein Berufungsurteil betrifft, und das Beru- 
fungsgericht darüber zu befinden hat, mit 
einem Beruf ungsverfahren nicht zu verglei- 
chen. Es ist ein Verfahren eigener Art. Die 
nicht unerheblich erhöhten Gebührenrahmen 
des ersten Rechtszuges werden der Tätigkeit 
des Anwalts in diesem Verfahren durchaus 
gerecht. Die Gesichtspunkte, die dazu geführt 
haben, die Gebühren im Rechtsmittel verfahren 
gegenüber den Gebühren im ersten Rechtszug 
zum Teil zu erhöhen, treffen hier nicht zu. Im 
übrigen führt die Anwendung der Gebühren- 
sätze des ersten Rechtszuges in weitem Um- 
fange zu demselben Ergebnis wie die Anwen- 
dung der Gebührensätze des Gerichts, dessen 
Urteil mit dem Antrag angefochten wird oder 
das über den Antrag zu entscheiden hat, so 
wenn das Verfahren im ersten Rechtszug vor 
dem Amtsrichter anhängig war. 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht (§ 69 
Abs. 2 Satz 3) soll der Rechtsanwalt die für 
die Anfertigung oder Unterzeichnung eines 
Antrags auf Wiederaufnahme und die Ver- 
tretung in dem Verfahren über diesen Antrag 
vorgesehene Gebühr auch dann erhalten, 
wenn er nach der Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens den Beschuldigten in der erneuten 
Hauptverhandlung vertritt. Dies erscheint 
gereditfertigt, da das Verfahren bis zur Ent- 
scheidung über den Antrag auf Wiederauf- 
nahme eine oft schwierige und zeitraubende 
Tätigkeit des Rechtsanwalt erfordert, die 
nicht nur die erneute Hauptverhandlung vor- 
bereiten soll, sondern zunächst allein die Ent- 
scheidung über den Antrag auf Wiederauf- 
nahme zum Ziel hat. Diese Tätigkeit des 
Rechtsanwalts, die über die Verteidigung in 
der erneuten Hauptverhandlung erheblich hin- 
ausgeht, rechtfertigt eine gesonderte Gebühr. 

§ 69 Abs. 3 der geltenden Rechtsanwaltsge- 
bührenordnung enthält für den Fall der Ver- 
tretung mehrerer Auftraggeber eine Verwei- 


sung auf § 64. Der Abschnitt Strafsachen ent- 
hält keine dem. § 64 entsprechende Vor- 
schrift mehr, so daß auch die bisherige Ver- 
weisung in § 69 Abs. 3 a. a. O. wegfallen muß. 
Bei mehreren Auftraggebern gilt die allge- 
meine Vorschrift des § 6. 

Zu S 89 

Die Vorschrift entspricht dem § 68 Abs. 1 der 
geltenden Rechtsanwaltsgebührenordnung und 
betrifft die Gebühren des Rechtsanwalts für 
einzelne Anträge, Erklärungen usw. Das gel- 
tende Recht macht den Anfall der gesonder- 
ten Gebühren für diese einzelnen Tätigkeiten 
davon abhängig, daß dem Rechtsanwalt die 
Verteidigung nicht übertragen ist. Da man in 
den angeführten Tätigkeiten des Rechtsan- 
walts die Übertragung einer — wenn auch nur 
partiellen — Verteidigung sehen kann, macht 
der Entwurf den Anfall der gesonderten Ge- 
bühren davon abhängig, daß sich die Tätig- 
keit des Rechtsanwalts auf die erwähnten Bei- 
fstandsleistungen beschränkt, ohne daß ihm 
sonst die Verteidigung übertragen ist. 

§ 89 hat gegenüber dem geltenden Recht eine 
erhebliche Erweiterung erfahren. Die Vor- 
schrift unterscheidet drei Gruppen von Tätig- 
keiten, für die verschiedene Gebührenrahmen 
vorgesehen sind. 

Nr. 1 bezieht sich auf die Einlegung eines 
Rechtsmittels und enthält im übrigen eine Ge- 
neralklausel für Tätigkeiten, die nicht unter 
die Nummern 2 und 3 fallen. Hierher gehö- 
ren etwa die Mitwirkung eines Anwalts bei: 
einem Antrag auf Strafaussetzung zur Bewäh- 
rung (§ 23 StGB), einem Antrag auf bedingte 
Entlassung (§ 26 StGB), einem Widerruf der 
Strafaussetzung zur Bewährung oder beding- 
ten Entlassung (§ 25 Abs. 2, § 26 Abs. 3 
StGB), einem Antrag auf Fristgewährung zur 
Zahlung einer Geldstrafe (§ 28 StGB). Aus 
dem Berich des Strafverfahrensrechts kommt 
die Mitwirkung des Anwalts bei einem Gesuch 
um Strafaufschub (§§ 455, 456 StPO) und an- 
deren in den Rahmen der Strafvollstreckung 
fallenden Entscheidungen in Frage. Die „an- 
dere Beistandsleistung ‘‘ kann in einer münd- 
lichen Besprechung oder einer Vorsprache des 
Rechtsanwalts im Interesse des Beschuldigten 
bestehen. 

Die obere Grenze von 150 DM erscheint als 
Hödistbetrag für die hierher gehörenden An- 
träge, Gesuche und Erklärungen gerechtfertigt. 
Da auch sehr einfache Tätigkeiten hierunter 
fallen können, ist, wie auch in § 117 Abs. 2, 
eine Gebühr von 3 DM als Mindestge^bühr an- 
gemessen. 
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Die Gebühr für einen mündlich oder schrift- 
lich erteilten Rat oder eine Auskunft be- 
stimmt sich nach § 20 des Entwurfs. Auf die 
Bemerkungen hierzu sei verwiesen. Ist der 
Rechtsanwalt lediglich beauftragt, die Aus- 
sichten eines Rechtsmittels in* Strafsachen zu 
prüfen, und rät er von der Einlegung des 
Rechtsmittels ab, so ist § 20 Abs. 2 des Ent- 
wurfs nicht anwendbar. Hier erwächst eine 
Gebühr von 3 DM bis 150 DM nach § 89 
Abs. 1 Nr. 1 ; doch würde die Anwendung der 
allgemeinen Vorschrift des § 20 Abs. 1 zu 
demselben Ergebnis führen. 

In Nr. 2 sind unter Heraushebung aus der 
Generalklausel der Nr. 1 eine Reihe von Tä- 
tigkeiten des Anwalts zusammengefaßt, die 
eine bessere gebührenrechtliche Behandlung 
verdienen und für die der Entwurf einen Rah- 
men von 25 bis 250 DM vorschlägt. Zunächst 
ist hier die bisher in § 68 Abs. 1 Buchst, b ge- 
nannten Gebühr für die Rechtfertigung oder 
Beantwortung der Berufung aufgeführt. Ne- 
ben der Anfertigung ist auch die Unterzeich- 
nung einer solchen Schrift ausdrücklich er- 
wähnt. Die Neufassung berücksichtigt auch, 
daß es sich bei der Beantwortung der Beru- 
fung nicht nur um dieses Rechtsmittel des 
Staatsanwalts, sondern auch um die Beru- 
fung des Privatklägers oder des Nebenklägers 
handeln kann. Neu aufgenommen in Nr. 2 
sind die Tätigkeit als Korrespondenzanwalt 
sowie die Beistandsleistung für den Beschul- 
digten bei einer richterlichen Vernehmung oder 
einer mündlichen Verhandlung oder einer 
Augenscheinseinnahme außerhalb der Haupt- 
verhandlung. Dahin gehört vor allem auch 
die Beistandsleistung in einer mündlichen Ver- 
handlung über den Haftbefehl und im Haft- 
prüfungsverfahren. Schließlich ist der Gebüh- 
renrahmen der Nr. 2 auch für die Beistands- 
leistung im Verfahren zur gerichtlichen Er- 
zwingung der Anklage vorgesehen. Nach gel- 
tendem Recht wird diese Tätigkeit mit der in 
§ 68 Abs. 1 Buchst, a vorgesehenen Gebühr 
abgegolten. Auch hier ist eine Besserstellung 
angebracht. Für das dem Verfahren zur ge- 
richtlichen Erzwingung der Anklage vorange- 
hende Beschwerde verfahren dagegen erscheint 
eine Gebühr nach Nr. 1 ausreidiend. Unter 
die Beistandsleistung im Klageerzwingungs- 
verfahren fällt nicht nur die Vertretung des 
Beschuldigten, sondern auch die des Antrag- 
stellers. 

Nr. 3 entspricht dem § 68 Abs. 1 Buchst, c des 
geltenden Rechts. Sie enthält ähnliche Klar- 
stellungen wie die Nr. 2, insofern hier die 
Unterzeichnung der Revision sowie das vom 


Privatkläger und Nebenkläger eingelegte 
Rechtsmittel ausdrücklich erwähnt sind. Eine 
Erhöhung der Gebühren erscheint bei Nr. 3 
nicht veranlaßt. Ein Rahmen von 40 DM bis 
400 DM dürfte auch bei Berücksichtigung der 
besonderen Verantwortung, die einem Rechts- 
anwalt bei der Begründung der Revision zu- 
kommt, ausreichend sein. 

Bezüglich des Wegfalls des § 68 Abs. 3 der 
geltenden Gebührenordnung (Vertretung meh- 
rerer Auftraggeber) sei auf die Bemerkung zu 
§ 88 am Ende verwiesen. 

Zu § 90 

Absatz 1 entspricht sachlich dem § 68 Abs. 2 
des geltenden Rechts. 

Absatz 2 bringt im wesentlichen nur eine Klar- 
stellung. Der Anwalt soll für jede der bezeich- 
neten Tätigkeiten gesonderte Gebühren erhal- 
ten, jedoch nicht mehr, als wenn ihm die ge- 
samte Verteidigung übertragen worden wäre 
(vgl. § 13). 

Zu § 91 

Die Vorschrift entspricht dem § 69 Abs. 1 des 
geltenden Rechts. Durch die Fassung ist klar- 
gestellt, daß durch die Gebühr die gesamte 
Tätigkeit des Rechtsanwalts im Gnadenver- 
fahren abgegolten wird, also auch die Einle- 
gung oder Vertretung einer Beschwerde in 
Gnadensachen (vgl. § 13 Abs. 2 des Entwurfs). 

Bezüglich des Wegfalls des § 69 Abs. 3 der 
geltenden Gebührenordnung (Vertretung meh- 
rerer Auftraggeber) sei auf die Bemerkung zu 
§88 am Ende verwiesen. 

Zu § 92 

§ 70 der geltenden Rechtsanwaltsgebühren- 
ordnung behandelt die Gebühren für die Ver- 
tretung eines Privatklägers, eines Nebenklä- 
gers und einer Verwaltungsbehörde. Der Ent- 
wurf verteilt diese Vorschriften auf zwei Pa- 
ragraphen; § 92 behandelt ausschließlich die 
Privatklage, § 93 die Vertretung eines Neben- 
klägers und anderer Verfahrensbeteiligter. 

§ 92 Abs. 1 entspricht dem § 70 Abs. 1 des 
geltenden Rechts. Die vorgeschlagene Fassung 
stellt klar, daß alle Vorsdiriften der Gebüh- 
renregelung für den gewählten Verteidiger 
auch für die Vertretung des Privatklägers gel- 
ten. Nach der Strafprozeßordnung (§ 378) 
kann der Rechtsanwalt in der Hauptverhand- 
lung neben oder in Vertretung des Privatklä- 
gers auftreten. Dies berücksichtigt der Ent- 
wurf, indem er außer dem Vertreter ausdrück- 
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lieh auch den Rechtsanwalt als Beistand des 
Privatklägers erwähnt. 

In Absatz 2 übernimmt der Entwurf ohne 
sachlidie Änderung den bisherigen § 70 Abs. 4. 
Ohne diese Vorschrift könnte die Auslegung 
Platz greifen, der Rechtsanwalt vertrete im 
Falle des § 388 Abs. 2 StPO mehrere Perso- 
nen und erhalte deshalb erhöhte Gebühren. 
Dies wäre nicht gerechtfertigt. 

Nach § 70 Abs. 3 Satz 1 der geltenden Ge- 
bührenordnung stehen dem Reditsanwalt im 
Privatklage verfahren für die Mitwirkung in 
einer zur gütlichen Erledigung bestimmten 
Verhandlung keine weiteren Gebühren zu. Der 
Entwurf hält hieran fest (vgl. allerdings § 92 
Abs. 5), sieht es aber nicht für erforderlich an, 
dies ausdrücklich zu sagen. Abweichend vom 
geltenden Recht (§70 Abs. 3 Satz 2) billigt 
der Entwurf in Absatz 3 dem Rechtsanwalt 
aber für die Mitwirkung beim Abschluß eines 
Vergleichs eine zusätzliche Gebühr zu, um die 
gütliche Erledigung von Privatklagesachen 
möglichst zu fördern. Durch diese Gebühr 
wird die Tätigkeit des Rechtsanwalts, die sich 
auf die vermögensrechtliche Seite des Ver- 
gleidis bezieht, nicht abgegolten; hierfür steht 
dem Rechtsanwalt zusätzlich die Im § 23 des 
Entwurfs für die Mitwirkung beim Abschluß 
eines Vergleichs nach § 779 BGB vorgesehene 
Gebühr zu. 

Die Absätze 4 und 5 regeln Fälle, in denen 
sich die Arbeit des Rechtsanwalts auf einzelne 
Tätigkeiten beschränkt. Diese werden geson- 
dert vergütet. Doch stellt Absatz 6 klar, daß 
eine Anrechnung der Gebühren für die In Ab- 
satz 4 und 5 genannten besonderen Tätigkei- 
ten zu erfolgen hat, wenn der Rechtsanwalt 
später die Verteidigung übernimmt. 

In Absatz 4, der dem bisherigen § 70 Abs. 2 
entspricht, ist neben der Anfertigung auch die 
Unterzeichnung der Privatklage angeführt. Es 
erscheint angezeigt, den Gebührenrahmen 
leicht zu erhöhen. 

Der neue Absatz 5, der an die Stelle landes- 
rechtlicher Vorschriften tritt, sieht eine Ge- 
bühr für den Rechtsanwalt vor, der in einem 
Sühneversuch nach § 380 StPO die Inter- 
essen der klagenden oder besdiuldigten Par- 
tei wahrnimmt, sei es neben ihr oder 
in ihrer Vertretung. Für die Mitwirkung bei 
einer gütlichen Einigung erhält der Rechts- 
anwalt eine weitere Gebühr. Dadurch wird 
den besonderen Bemühungen Rechnung ge- 
tragen, die zum Erfolg des Sühneversuchs 
führen. 


Bisher war streitig, ob der Rechtsanwalt, der 
im Privatklageverfahren mehrere Beteiligte 
vertritt, die erhöhten Gebühren des § 64 er- 
hält. Der Entwurf hat die Frage im bejahen- 
den Sinne entschieden, da § 6 des Entwurfs, 
der für eine gemeinschaftliche Vertretung 
mehrerer Auftraggeber erhöhte Gebühren 
vorsieht, als allgemeine Vorschrift auch im 
Privatklageverfahren gilt (vgl. hierzu die Vor- 
bemerkung zum 6. Abschnitt). 

Zu § 93 

Für die Tätigkeit als Beistand oder Vertreter 
eines Nebenklägers (vgl. § 397 in Verbindung 
mit § 378 StPO) gilt dasselbe wie nach § 92 
Abs. 1 des Entwurfs für die Tätigkeit als Bei- 
stand oder Vertreter eines Privatklägers. Auf 
die einleitenden Bemerkungen zu § 92 des 
Entwurfs sei verwiesen. Neu aufgeno,mmen 
ist In § 93 die Vertretung einer Finanzbehörde 
‘im Falle des § 472 RAbgO sowie eines Ein- 
ziehungsbeteiligten oder eines Nebenbeteilig- 
ten. In diesen Fällen erscheint gleiche Rege- 
lung am Platze. 

Zu § 94 

Absatz 1 Nr. 1 schränkt gegenüber der ent- 
sprechenden Vorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 
der geltenden Rechtsanwaltsgebührenordnung 
die Fälle erheblich ein, in denen de^ Rechts- 
anwalt für seine im Zusammenhang mit der 
Kostenfestsetzung entfaltete Tätigkeit geson- 
derte Gebühren erhält. Eine entsprechende 
Einschränkung ist für das Kostenfestsetzungs- 
verfahren im bürgerlichen Rechtsstreit und in 
ähnlichen Verfahren vorgesehen (vgl. § 36 
Nr. 7 und Begründung zu § 36 unter Nr. 3). 
Wie in diesen Verfahren (vgl. § 60 Abs. 1) 
erhält der Rechtsanwalt auch in Strafsachen 
nur noch für das Erinnerungs- und Beschwer- 
deverfahren gegen die Kostenfestsetzung be- 
sondere Gebühren. 

Absatz 1 Nr. 2 entspricht dem § 75 Abs. 1 
Nr. 2 der geltenden Gebührenordnung. Über 
das geltende Recht hinaus sind im Interesse 
der Klarstellung und Schließung von Lücken 
ausdrücklich die Mitwirkung bei der Aus- 
übung der Veröffentlldiungsbefugnis und das 
Beschwerde verfahren erwähnt. Das Ausüben 
der Veröffentlickungsbefugnis ist für den bür- 
gerlichen Rechtsstreit in § 57 Abs. 3 Nr. 13 
geregelt. 

In Übereinstimmung mit dem bisherigen Recht 
bestimmt § 94 Abs. 2 die Höhe der Gebüh- 
ren im Kostenfestsetzungs verfahren und in 
der Zwangsvollstreckung durch eine Verwei- 
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sung auf den Abschnitt, der die Gebühren im 
bürgerlichen Rechtsstreit behandelt (vgl. § 60 
des Entwurfs). 

2. Gebühren 

des gerichtlich bestellten 
Verteidigersund des beigeord- 
ne ten Rechtsanwalts 

Zu § 95 

Absatz 1 entspricht inhaltlich dem § 65 Satz 1 
bis 3 des geltenden Rechts. Der Entwurf 
spricht von der geriditlidien Bestellung des 
Verteidigers. Die bisherige Fassung („von 
Amts wegen zum Verteidiger bestellt") be- 
rücksichtigt nicht genügend den Fall, daß der 
Verteidiger in mehreren Fällen erst auf An- 
trag bestellt wird (vgl. § 140 Abs. 2 Nrn. 2, 
5, Abs. 3 StPO). 

§ 65 des geltenden Rechts hat in der Praxis 
zu Zweifeln Anlaß gegeben, ob der Vertei- 
diger, der erst nach Eröffnung des Fiauptver- 
fahrens bestellt war, dessen Tätigkeit aber vor 
Beginn der Hauptverhandlung endete, einen 
Gebührenanspruch hat. Die Fassung stellt 
klar, daß § 83 des Entwurfs uneingeschränkt 
auch für den bestellten Verteidiger gilt, soweit 
das Verfahren bis zur Hauptverhandlung in 
Frage steht. 

§ 95 Abs. 1 Satz 2 sieht — ähnlich wie § 65 
Satz 2 des geltenden Rechts — vor, daß der 
Verteidiger, der schon für den Verfahrensab- 
schnitt vor Eröffung des Hauptverfahrens be- 
stellt ist, zusätzlich eine Vorverfahrensgebühr 
in Höhe der Mindestsätze des § 83 er- 
hält. Nach geltendem Recht erhält der be- 
stellte Verteidiger die Gebühr als zusätz- 
liche Vorverfahrensgebühr praktisch nicht, 
wenn er zwar vor und nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens tätig war, seine Tätigkeit 
aber vor Beginn der Hauptverhandlung en- 
det. Dies entspricht nicht der Gerechtigkeit. 
Zwar zeigt sich dieses Spannungsverhältnis 
auch bei § 83. Denn dort wird das Verfahren 
bis zum Beginn der Hauptverhandlung mit 
einer Gebühr abgegolten, gleichgültig, ob die 
Arbeit des Anwalts vor oder erst nach Eröff- 
nung des Hauptverfahrens begonnen hat. Je- 
doch kann bei der Wahlverteidigung diese 
Spannung durch die Bemessung der Gebühr 
innerhalb des Rahmens weitgehend ausgegli- 
chen werden. Der Pflichtverteidiger erhält hin- 
gegen auf die Mindestsätze beschränkte Fest- 
gebühren. Der Entwurf schlägt daher vor, ihm 
die Gebühr für das Verfahren bis zur Eröff- 
nung des Hauptverfahrens immer als zusätz- 


liche Gebühr zu gewähren. Der Verteidiger 
muß, um sich diese Gebühr zu verdienen, vor 
Eröffnung des Hauptverfahrens tätig und 
auch schon für diesen Verfahrensabschnitt 
gerichtlich bestellt gewesen sein. 

In der Praxis wird die Auffassung vertreten, 
daß die Beiordnung des bestellten Verteidi- 
gers für den ersten Rechtszug auch noch die 
Einlegung und Begründung der Revision, 
nicht aber das Auftreten In der Revisions- 
verhandlung umfaßt. Welche Gebühren Ihm 
Im einzelnen zustehen, ist streitig. Die in Ab- 
satz 1 Satz 1 enthaltene Verweisung auf § 89 
stellt nunmehr klar, daß dem bestellten Ver- 
teidiger für die Anfertigung oder Unterzeich- 
nung einer Schrift zur Revisionsbegründung 
der in Nr. 3 des § 89 bestimmte Mindestbetrag 
von 40 DM zusteht. 

Absatz 2 regelt die Erstattung der Auslagen 
des Pflichtverteidigers In derselben Weise, wie 
sie für den Armenanwalt vorgesehen Ist. Es 
besteht auch hier die Möglichkeit, einen Aus- 
lagenvorschuß zu gewähren. Ein Vorschuß auf 
die Gebühren für die Pflichtverteidigung selbst 
kann nicht gefordert werden. Die Regelung 
des § 150 StPO Ist In die Gebührenordnung 
sachlich übernommen. Diese Vorschrift soll 
daher als nun entbehrlich gestrichen werden 
(vgl. Artikel X, § 4 Nr. 2 des Entwurfs). 

Zu § 96 

Mit Absatz 1 Satz 1 wird die bisherige Rege- 
lung im Verwaltungswege (vgl. Allgemeine 
Verfügung des fr. Reichsministers der Justiz 
vom 24. Juni 1944 — Deutsche Justiz S. 202) 
In das Gesetz selbst eingebaut. 

Nach Absatz 2 soll, ähnlich wie in § 86 b des 
bisherigen Rechts, für die Entscheidung über 
die Erinnerung gegen die Festsetzung des Ur- 
kundsbeamten der Vorsitzende des Gerichts 
des ersten Rechtszuges zuständig sein. Dieser 
wird hier als unabhängiges Gerichtsorgan 
tätig. Eine Entscheidung des voll besetzten Ge- 
richts erscheint in Strafsachen nicht erforder- 
lich, da es sich in der Regel um kleinere Be- 
träge handelt. Gegen die Entscheidung des 
Vorsitzenden ist die strafprozessuale Be- 
schwerde gegeben. Ihre Zulässigkeit ist davon 
abhängig, daß der Wert des Beschwerdegegen- 
standes 50 DM übersteigt (vgl. § 304 Abs. 3 
StPO). 

Zu § 97 

Die Vorschrift entspricht dem § 66 des gel- 
tenden Rechts. Jedoch ist klargestellt, daß 
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auch Sachen, die lediglich wegen ihrer Schwie- 
rigkeit besondere Arbeit machen, eine erhöhte 
Pausch Vergütung rechtfertigen können. Der 
Pauschvergütung ist nach oben keine Grenze 
gesetzt, so daß auch eine Vergütung festge- 
setzt werden könnte, die über die Höchstsätze 
der für den gewählten Verteidiger bestimm- 
ten Gebühren hinausgeht. Praktisch wird das 
allerdings kaum in Betracht kommen. 

Mit Rücksicht auf Artikel 19 Abs. 4 des Grund- 
gesetzes sieht der Entwurf vor, daß nicht 
mehr wie bisher der Präsident des Oberlandes- 
gerichts oder des Bundesgerichtshofes, son- 
dern das Oberlandesgericht oder der Bundes- 
gerichtshof über den Antrag entscheidet. Es 
ist Sache der vom Gerichtspräsidium zu re- 
elnden Geschäftsverteilung, den Senat zu 
estimmen, der zu dieser Entscheidung beru- 
fen ist. 

In Abweichung vom bisherigen Recht soll der 
Bundesgerichtshof über die Bewilligung der 
Pauschvergütung dann entscheiden, wenn die- 
ser Gerichtshof den Pflichtverteidiger bestellt 
hat. Dies wird vor allem in Sachen, die im 
ersten Rechtszug vor dem Bundesgerichtshof 
anhängig sind oder waren, der Fall sein, trifft 
aber auch den — allerdings selteneren — Fall, 
daß der Bundesgerichtshof im Revisionsver- 
fahren einen Rechtsanwalt bestellt hat. 

Da das Verfahren, in dem die Pauschvergü- 
tung des § 97 bewilligt wird, als echtes ge- 
richtliches Verfahren ausgestaltet ist, muß 
auch der Staatskasse rechtliches Gehör ge- 
währt werden. Die richterliche Entscheidung 
ergeht durch Beschluß. Gegen diesen ist kein 
Rechtsmittel gegeben (§ 304 Abs. 4 StPO). 

Zu § 98 

Es handelt sich um eine neue Vorschrift grund- 
sätzlicher Art, wenn der Entwurf dem be- 
stellten Verteidiger einen Anspruch gegen den 
Beschuldigten auf Zahlung der angemessenen 
Wahlverteidigergebühren gibt. 

Nach bisherigem Recht hat der Pflichtvertei- 
diger gegen seinen Mandaten keinerlei An- 
sprüche; er erhält lediglich Gebühren aus der 
Staatskasse (§ 150 StPO, § 65 Rechtsanwalts- 
gebührenordnung). Diese^ Regelung des gel- 
tenden Rechts hängt mit dem Wesen der 
Pflichtverteidigung zusammen. Aus Gründen 
der Rechtsstaatlichkeit hat der Gesetzgeber in 
einer Reihe von Fällen, vor allem in schwer- 
wiegenden Strafsachen, die Mitwirkung eines 
Verteidigers für notwendig erklärt und damit 
sichergestellt, daß der Beschuldigte alle Mög- 
lichkeiten einer sachgemäßen Verteidigung er- 


hält (vgl. § 140 StPp, § 68 JGG). Auf den 
Willen des Beschuldigten kommt es grund- 
sätzlich nicht an. Ihm wird in den vorgesehe- 
nen Fällen auch dann ein Verteidiger bestellt, 
wenn er die Bestellung ausdrücklich ablehnt. 
Ganz unabhängig ist die Bestellung des 
Pflichtverteidigers von der Zahlungsfähigkeit 
des Beschuldigten. Der Zweck der Beiordnung 
eines Rechtsanwalts ist im Strafverfahren ein 
anderer als im Zivilprozeß. In diesem ist es 
der soziale Gedanke, die arme Partei bei der 
gerichtlichen Geltendmachung ihrer Rechte 
gegenüber der vermögenden Partei nicht zu 
benachteiligen. Die Einrichtung des Armen- 
rechtsverfahrens dient somit vornehmlich den 
Interessen des sozial schlechter gestellten ein- 
zelnen. Dagegen ist im Strafverfahren die Be- 
stellung eines Verteidigers vornehmlidi im 
Interesse des geordneten Ablaufs des Verfah- 
rens, der Wahrheitsfindung und der Herbei- 
führung eines gerechten Urteils getroffen wor- 
den (vgl. hierzu die Ausführungen in BGHSt. 3 , 
395). Wenngleich sich zwischen Pflichtvertei- 
diger und Beschuldigten ein Vertrauensver- 
hältnis entwickeln kann und auch soll, so er- 
füllt der Offizialverteidiger trotzdem in er- 
ster Linie eine öffentlich-rechtliche Aufgabe. 

Die gebührenrechtlidie Regelung des gelten- 
den Rechts ist in den Fällen unbefriedigend, 
in denen es sich um zahlungsfähige Beschul- 
digte handelt. Der Offizialverteidiger wird 
hier verpflichtet, zu den in der Rechtsanwalts- 
gebührenordnung vorgesehenen Mindestsätzen 
eine verantwortungsvolle Verteidigung in oft 
schwerwiegenden Strafsachen zu übernehmen, 
obwohl der Beschuldigte die Gebühren eines 
Wahlverteidigers tragen könnte. In der Praxis 
tritt In solchen Fällen auch eine ungerechtfer- 
tigte Belastung der Staatskasse ein, da es nach 
einer Verurteilung oft schwierig ist, von dem 
Verurteilten die Kosten beizutreiben. Es muß 
nach einer Lösung gesucht werden, die einer- 
seits das Wesen der Pflichtverteidigung nicht 
beeinträchtigt, andererseits aber auch den In- 
teressen der Anwaltschaft und der Staatskasse 
Rechnung trägt. 

Der Entwurf schlägt vor, dem bestellten Ver- 
teidiger — neben seinem Anspruch gegen die 
Staatskasse nach den §§95 und 97 — auch 
gegen den Beschuldigten einen Anspruch in 
Höhe der Gebühren eines gewählten Vertei- 
digers zu gewähren, wobei jedoch folgende 
Einschränkungen gemacht werden: 

1. Der Pflichtverteidiger darf von dem Be- 
schuldigten weder ausdrücklich noch konklu- 
dent einen Vorschuß fordern (Absatz 1 Satz 1 
Halbsatz 2). Das Verlangen eines Vorschusses 
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könnte zu Störungen des Verhältnisses zwi- 
schen dem Beschuldigten und dem Verteidiger 
führen. Dies wäre mit dem Wesen der Pflicht- 
verteidigung nicht vereinbar. Im Interesse 
eines rechtsstaatlichen Verfahrens muß in den 
Fällen, in denen ein Verteidiger bestellt wird, 
unabhängig von gebührenrechtlichen Erwä- 
gungen die Gewähr einer sachgemäßen Ver- 
teidigung gegeben sein. Rein freiwillige Zu- 
wendungen des Beschuldigten darf der Pflicht- 
verteidiger dagegen als Vorschuß annehmen. 

2. Der Beschuldigte soll für seine Verteidigung 
insgesamt nicht mehr als die Gebühren eines 
gewählten Verteidigers bezahlen müssen. Der 
Entwurf sieht daher in Absatz 1 Satz 2 vor, 
daß der Anspruch des Rechtsanwalts gegen 
den Beschuldigten insoweit entfällt, als der 
Anwalt von der Staatskasse bereits die ihm 
zustehenden Mindestgebühren erhalten hat. 
Würde dem Rechtsanwalt trotz der ihm vom 
Staat gezahlten Gebühren ein Ansprudi in vol- 
ler Höhe der Gebühren eines gewählten Ver- 
teidigers gegen den Beschuldigten verbleiben, 
so könnte dies dazu führen, daß der Be- 
schuldigte, wenn er in die Kosten verurteilt 
und dadurch auch mit dem Rückgriffsanspruch 
der Staatskasse belastet wird, jedenfalls zu- 
nächst insgesamt mehr bezahlen müßte, als 
er einem gewählten Verteidiger zu zahlen 
hätte. 

3. Voraussetzung für die Geltendmachung des 
Anspruchs ist die Leistungsfähigkeit des Be- 
schuldigten (Absatz 2 des Entwurfs). Hat der 
Rechtsanwalt beim Gericht die Feststellung 
beantragt, daß der Angeklagte ganz oder teil- 
weise die Gebühren eines gewählten Verteidi- 
gers bezahlen kann, so wird der Angeklagte 
sein Unvermögen zur Tragung der Gebühren 
vielfach durch ein Armenrechtszeugnis dartun 
können. Doch stellt der Entwurf hierauf nicht 
ab. Das Gericht hat vielmehr die Pflicht, im 
Beschluß verfahren nach den Vorschriften der 
Strafprozeßcu'dnung die Verhältnisse des An- 
geklagten von Amts wegen zu ermitteln. Ge- 
gen den Beschluß ist das Rechtsmittel der so- 
fortigen Beschwerde zulässig. 

4. Zum Ausgleich für die gegenüber dem bis- 
herigen Recht erhebliche Besserstellung des 
Rechtsanwalts sieht der Entwurf vor, daß sich 
der Pflichtverteidiger grundsätzlich die Vor- 
schüsse und Zahlungen, die er für seine Tätig- 
keit von dem Beschuldigten oder einem Drit- 
ten erhalten hat, auf die von der Staatskasse 
zu zahlenden Gebühren anrechnen lassen 
muß (vgl. die Begründung zu § 99). 

Der Anspruch des bestellten Verteidigers ge- 
gen den Beschuldigten besteht auch dann, 


wenn der Beschuldigte in dem Strafverfahren 
freigesprochen wird. Zwar ist nicht zu ver- 
kennen, daß dies für den Beschuldigten, dem 
ohne seinen Willen ein Verteidiger bestellt 
worden ist, Härten mit sich bringen kann. 
Auf der anderen Seite würde es unbillig sein, 
dem Rechtsanwalt dann, wenn seine Vertei- 
digung zu einem Freispruch geführt hat, einen 
geringeren Gebührenanspruch zu gewähren, 
als im Falle der Verurteilung seines Mandan- 
ten. Auch andere Erwägungen sprechen dafür, 
den Gebührenanspruch gegen den Beschuldig- 
ten ohne Rücksicht auf den Ausgang des Ver- 
fahrens zu gewähren. Würde im Falle des 
Freispruchs des Beschuldigten dem Rechtsan- 
walt kein Ansprudi gegen diesen zustehen, so 
könnten dann Schwierigkeiten entstehen, 
wenn der Beschuldigte bereits einen Vorschuß 
gegeben hat oder im ersten Rechtszug zunächst 
verurteilt wurde. Die Begründung eines Rück- 
zahlungsanspruchs des Beschuldigten gegen 
seinen Verteidiger würde hier eine wenig zu- 
friedenstellende Lösung bieten. Der Entwurf 
zieht es daher vor, dem Rechtsanwalt in allen 
Fällen gegen den Beschuldigten einen An- 
spruch zu gewähren. Der unbilligen Belastung 
des freigesprochenen Angeklagten mit dem 
Gebührenanspruch seines Verteidigers kann 
durch die Vorschrift des § 467 Abs. 2 StPO 
genügend Rechnung getragen werden. Dieser 
gibt in weitem Umfange die Möglichkeit, im 
Falle des Freispruchs die notwendigen Aus- 
lagen der Staatskasse aufzuerlegen. 

Zu § 99 

Die Frage, ob der Pflichtverteidiger Zuwen- 
dungen, die er von seiten des Beschuldigten 
oder eines Dritten erhalten hat, auf die ihm 
aus der Staatskasse zustehenden Gebühren 
anrechnen lassen muß, hat schon seit langem 
in der Praxis zu Meinungsverschiedenheiten 
Anlaß gegeben. Im Rahmen des Entwurfs, 
der dem zum Verteidiger bestellten Rechts- 
anwalt einen Anspruch gegen den Beschuldig- 
ten gewährt, erscheint dieser Fragenkreis in 
einem neuen Lidit. Der Entwurf sieht in Ab- 
satz 1 vor, daß auch der bestellte Verteidiger 
grundsätzlich eine ihm vom Beschuldigten zu- 
gewandte Vergütung auf die ihm aus der 
Staatskasse zustehenden Gebühren anrechnen 
lassen muß. Dabei kann es keinen Unterschied 
machen, ob die Zahlung vor oder nach der 
gerichtlichen Bestellung erfolgt ist. Bereits er- 
haltene Gebühren aus der Staatskasse sind 
entsprechend zurückzuzahlen (Absatz 1 Satz 2). 
In Bereinigung von Streitfragen in der Praxis 
gehören zu den anzurechnenden Zuwendungen 
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auch Zahlungen, die der Rechtsanwalt für 
seine Tätigkeit in der Strafsache von einem 
Dritten erhalten hat. Die Anre^nung oder 
Rückzahlung ist eine edite Rechtspflicht des 
Rechtsanwalts. Sie kann nicht durch Sonder- 
vereinbarungen zwischen ihm und dem Be- 
schuldigten oder einem Dritten ausgeschlos- 
sen werden. 

Es wäre aber unbillig, den Grundsatz der An- 
rechnung und Rückzahlung ohne Einschrän- 
kung durchzuführen. Der Entwurf versucht, 
die Interessen des Staates und des Rechtsan- 
walts in einen gerechten Einklang zu bringen. 
Die Anrechnung bzw. Rückzahlung soll unter- 
bleiben, soweit dem Pflichtverteidiger dadurch 
weniger als der doppelte Betrag der Pflicht- 
verteidigergebühren, die ihm aus der Staats- 
kasse zustehen, verbleiben würden. Jedoch gilt 
auch hier, daß dem Rechtsanwalt in keinem 
Fall mehr als die Gebühren eines gewählten 
Verteidigers verbleiben darf. Dies stellt Ab- 
satz 2 Satz 2 klar. 

Zu § 100 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht in- 
haltlich dem § 70 Abs. 5 des geltenden Rechts. 
Eine Erwähnung des Beschuldigten im Privat- 
klageverfahren erübrigt sich. Für diesen gel- 
ten die Grundsätze über die notwendige Ver- 
teidigung (vgl. § 384 StPO) und damit auch 
die §§ 95 ff. des Entwurfs. Hinzugekommen 
ist die Regelung für die Gebühr des dem An- 
tragsteller im Klageerzwingungsverfahren bei- 
geordneten Rechtsanwalts. Dieser erhält den 
in Nr. 2 des § 89 vorgesehenen Mindestbetrag 
von 25 DM (vgl. § 95 Abs. 1 Satz 1 in Ver- 
bindung mit § 89). 

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem § 65 Satz 4 
des geltenden Rechts. Es ist nicht gerecht- 
fertigt, dem beigeordneten Rechtsanwalt bei 
mehrtägiger Verhandlung eine erhöhte Gebühr 
zu gewähren, da bei Privatklageverfahren 
mehrtägige Verhandlungen meist nur Infolge 
von Vertagungen Vorkommen. 

Zu § 101 

Die Vorschrift stellt klar, daß es für die Be- 
stimmung der Zahlungspflichtigen Kasse auf 
den Bestellungsakt ankommt. 

Absatz 2 hat in erster Linie die Fälle der 
Überweisung einer Strafsache vom Bundes- 
gerichtshof an das Oberlandesgericht oder 
Landgericht Im Auge (§ 134 a Abs. 3 GVG). 
Hier wird vor der Überweisung die Bestel- 
lung des Pflichtverteidigers regelmäßig zu- 
rüchgenommen werden. Wird derselbe Ver- 


teidiger vom Oberlandesgericht oder Land- 
gericht erneut bestellt, so entspricht es der Ge- 
rechtigkeit, eine Aufspaltung der Zahlungs- 
pflicht zwischen Bundeskasse und Landeskasse 
vorzunehmen. Das gleiche gilt im umgekehr- 
ten Fall der Verweisung vom Landgericht 
oder Oberlandesgericht an den Bundesgerichts- 
hof. 


Siebenter Abschnitt 

Gebühren in Verwaltungsstrafverfahren 
und Bußgeldverfahren 

Das geltende Recht begnügt sich in §91 Abs. 1 
Nr. 5 im wesentlichen mit der Vorschrift, daß 
die Rechtsanwaltsgebührenordnung für die 
hier behandelten Verfahren „entsprechend"' 
gilt. Lediglich § 91 Abs. 3 enthält noch eine 
kurze Regelung der maßgebenden Gebühren- 
sätze. Da die einzelnen Verfahrensarten jedoch 
erhebliche Unterschiede aufweisen. Ist die 
„entsprechende“ Anwendung für jedes dieser 
Verfahren eine andere. Dadurch wird die 
Handhabung des Gesetzes erschwert, und es 
sind Zweifelsfragen und Lücken nicht zu ver- 
meiden. Es erscheint deshalb notwendig, in 
einem besonderen Abschnitt eine mehr ins ein- 
zelne gehende Regelung vorzunehmen. 

Zu § 102 

Als Verwaltungsstrafverfahren im Sinne die- 
ser Vorschrift kommen in erster Linie die 
Verfahren vor den Finanzbehörden in Be- 
tracht (§§ 421 ff. RAbgO). Daneben sind je- 
doch — vorerst noch — andere Verwal- 
tungsstrafverfahren zu berüchsichtigen (vgl. 
§§ 122 ff. der Seemannsordnung vom 2. Juni 
1902 und §§ 34 ff. des Postgesetzes vom 
28. Oktober 1878). Die Höhe der Gebühr 
entspricht im geltenden Recht den amtsgericht- 
lichen Sätzen, die bis zum Beginn der Haupt- 
verhandlung gelten. Diese Regelung kann 
nicht beibehalten werden. 

Das Verfahren vor dem Finanzamt muß als 
wirkliche „Instanz“ angesehen werden. Die 
meisten Steuer- und Zoilstrafverfahren erledi- 
gen sich In dieser Instanz, und die Arbeit der 
Rechtsanwälte hat hier einen Schwerpunkt. 
Da zudem die in diesem Verfahren verhäng- 
ten Geldstrafen in der Regel nicht gering sind, 
erscheint es angemessen, den Gebührenrahmen 
zu erweitern. Dabei über die obere Grenze 
der amtsgerichtlichen Gebühr (§ 82 Abs. 1 
Nr. 3 des Entwurfs) hinauszugehen, ist aus 
systematischen Gründen nicht angängig. Da 
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die Verwaltungssti’af verfahren auch gering- 
fügige Straftaten zum Gegenstand haben 
^können, erscheinen als untere Grenze des Ge- 
bührenrahmens 25 DM angemessen. 

Für das Beschwerdeverfahren — z. B. nach 
§ 450 ff. RAbgO — muß eine besondere Vor- 
schrift vorgesehen werden. Dieses Verfahren 
kann wegen seiner Bedeutung als selbständiger 
Recfatszug behandelt werden. 

In Absatz 3 sind im übrigen nur die Vor- 
schriften berücksichtigt, die für das Verwal- 
tungsstrafverfahren als solches gelten sollen 
und nicht auch diejenigen, die für ein an- 
schließendes Gerichtsverfahren anzuwenden 
sind. 

Zu § 103 

Für das geltende Recht wird die Ansicht ver- 
treten, daß gebührenrechtlich das Verfahren 
vor der Verwaltungsbehörde, dem Amtsge- 
richt, dem Oberlandesgericht und dem Bun- 
desgerichtshof jeweils als „Rechtszug‘‘ zu be- 
handeln sei. Dies kommt im Gesetz nur un- 
vollkommen zum Ausdruck. Auch bedarf das 
gerichtliche Überprüfungsverfahren nach 
§§58 ff. OWiG der Berücksichtigung. Dieser 
Verfahrensabschnitt kann grundsätzlich als 
„Rechtszug ‘‘ behandelt werden. Es erscheint 
jedoch richtig, die Anrechnung der dafür vor- 
gesehenen Gebühr auf eventuell weiter an- 
fallende Gebühren für den Fall vorzuschrei- 
ben, daß das Gericht nach § 61 OWiG die 
strafgerichtliche Verfolgung der Flandlung 
mit der Folge beschließt, daß die Staatsan- 
waltschaft Anklage erheben muß. 

Für das Bußgeldverfahren erscheint der für 
das Verwaltungsstrafverfahren in § 102 vor- 
gesehene Gebührenrahmen aus den dort ange- 
führten Gründen angemessen. Findet vor dem 
Amtsgericht nach § 55 Abs. 3 OWiG münd- 
liche Verhandlung statt, so muß die Gebühr 
der des § 82 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs ent- 
sprechen. Diese Gebühr erscheint auch für das 
Verfahren vor dem Oberlandesgericht zur 
Entscheidung über die Reditsbeschwerde und 
vor dem Bundesgerichtshof nach § 56 Abs. 5 
OWiG angebracht. 

In dem Katalog der sinngemäß anzuwenden- 
den Vorschriften sind die Bestimmungen über 
die Gebühren des gerichtlich bestellten Ver- 
teidigers (§§ 95 ff.) nicht auf genommen, da 
das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten die 
Bestellung eines „Offizialverteidigers“ nicht 
kennt. Wenn in der Rechtsprechung eine 
solche Bestellung gleichwohl für zulässig er- 
achtet wird, so kann diese Frage nicht im 


Wege über die Gebührenordnung entschieden 
werden. 

Achter Abschnitt 

Gebühren In Auslieferungssachen 

Während im geltenden Recht die Regelung 
der Gebühren in Auslieferungssachen im 
4. Abschnitt über die Gebühren in Strafsachen 
enthalten ist (§§ 71 bis 73), sieht der Ent- 
wurf für die Gebühren in Auslieferungssachen 
einen besonderen Abschnitt vor. Es handelt 
sich hier um kein eigentliches Strafverfahren, 
sondern um ein Verfahren eigener Art (vgl. 
BGHSt. 2, 44, 48). 

Die Vorschriften des 8. Abschnittes stimmen 
inhaltlich im wesentlichen mit dem bisherigen 
Recht überein. Sie sind jedoch an die Neu- 
fassung der Vorschriften über die Gebühren 
in Strafsachen angepaßt. Die Gebührenrah- 
men sind — entsprechend der Erhöhung der 
Gebühren in Strafsachen — etwas angehoben. 

Zu § 104 

Der bisherige Absatz 3 des § 71 über die Ver- 
tretung mehrerer Verfolgter durch einen 
Rechtsanwalt ist im Hinblick auf § 6 des Ent- 
wurfs entbehrlich. 

Zu § 105 

Die Mindestbeträge entsprechen denen des 
§ 82. Die Vorschriften über die Festsetzung 
der Gebühren (§ 96), über die Gewährung 
einer Sondervergütung (§ 97), über den An- 
spruch des bestellten Verteidigers gegen den 
Beschuldigten (§ 98) und über die Anrechnung 
(§ 99) gelten auch hier. 

Absatz 2 des bisherigen § 72 ist im Hinblick: 
auf § 6 entbehrlich. 

Zu § 106 

Die Vorschrift entspricht § 73 des bisherigen 
Rechts. 

Neunter Abschnitt 

Gebühren im Disziplinarverfahren, im ehren- 
und berufsgerichtlichen Verfahren, bei der 
Untersuchung von Seeunfällen und bei Frei- 
heitsentziehungen 

Zu § 107 

Absatz 1 regelt die Gebühren in Disziplinar- 
angelegenheiten jeder Art, soweit überhaupt 
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die Mitwirkung eines Rechtsanwalts in Be- 
tracht kommt, im wesentlichen übereinstim- 
mend mit § 91 Abs, 1 Nr. 6, Abs. 3 der 
alten Gebührenordnung, durch Verweisung 
auf die Vorschriften des 6. Abschnitts. 

In den Absätzen 1 bis 5 ist jedoch die Höhe 
der Gebühren für die Fälle, die in Dlszipli- 
narangelegenheiten häufig Vorkommen, be- 
sonders bestimmt. 

Zu § 108 

Übereinstimmend mit § 91 Abs. 1 Nr. 6, 
Abs. 3 der alten Gebührenordnung sollen 
sich die Gebühren im Verfahren auf ehren- 
oder berufsgerichtliche Ahndung von Verlet- 
zungen der Berufspflicht nach den für amts- 
gerichtliche Strafverfahren geltenden Vor- 
schriften richten. Für Strafverfahren sieht 
der Entwurf vor, im höheren Rechtszug 
nicht, wie bisher, die gleichen Gebühren wie 
in erster Instanz, sondern erhöhte Gebühren 
zu gewähren. Dementsprechend ist neu vor- 
gesehen, daß sich die Gebühren in den wei- 
teren Instanzen nach den für das Berufungs- 
verfahren vor der Großen Strafkammer gel- 
tenden Vorschriften richten. 

Der Entwurf gebraucht für den ersten 
Rechtszug das unbestimmte Wort „Instanz". 
Damit soll ausgedrückt werden, daß es für 
die Gebühren nicht darauf ankommt, ob das 
Ehren- oder Berufsgericht ein Gericht im 
Sinne des Grundgesetzes Ist oder nicht. 

Zu § 109 

Übereinstimmend mit § 91 Abs. 1 Nr. 7, 
Abs. 3 der alten Gebührenordnung sollen 
sich bei der Untersuchung von Seeunfällen 
die Gebühren nach den für amtsgerichtliche 
Strafverfahren geltenden Vorschriften rich- 
ten. Für Strafverfahren sieht der Entwurf 
vor, im höheren Reditszug nicht, wie bisher, 
die gleichen Gebühren wie In erster Instanz, 
sondern erhöhte Gebühren zu gewähren. 
Dementsprechend sollen sich die Gebühren 
künftig im Verfahren vor dem Oberseeamt 
nach den für das Berufungsverfahren vor der 
Großen Strafkammer geltenden Vorschriften 
richten. 

Zu § 110 

Im gerichtlichen Verfahren bei Freiheitsent- 
ziehungen sind im wesentlichen gleich hohe 
Gebühren wie in amtsgerichtlichen Strafver- 
fahren vorgesehen. Die Gebührentatbestände 


sind jedoch der Eigenart des gerichtlichen 
Veriahrens bei Freiheitsentziehungen ange- 
paßt. 

Lediglidi die Gebühren des vom Gericht bel- 
geordneten Rechtsanwalts sind durch Ver- 
weisung auf die im 6. Abschnitt für die Pflicht- 
verteidiger vorgesehenen Vorschriften geregelt. 


Zehnter Abschnitt 

Gebühren in Verfahren vor Verfassungs-, 
Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichten 

Zu § 111 

1. Die den Verfassungsgerichten zugewies- 
nen Angelegenheiten, die Im Grundgesetz, 
In den Landesverfassungen und in den Ver- 
lassungsgerlditsgesetzen des Bundes und der 
Länder aufgezählt sind, lassen sich in zwei 
Gruppen einteilen: 

a) Verfahren, für die allgemein oder für ein- 
zelne Abschnitte, z. B. für die Vernehmung 
von Zeugen und Sachverständigen, Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung anzuwen- 
sind, und die einem Strafverfahren auch in- 
sofern ähnlich sind, als vom Gericht über die 
angeklagte Person oder Personengruppe we- 
gen verfassungswidrigen Verhaltens Rechts- 
nachteile verhängt werden können. Hierher 
gehören die In den §§ 28, 13 Nr. 1, 2, 4 
und 9 des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht vom 12. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 243) aufgezählten Verfahren 
und ähnliche Angelegenheiten, die in den 
Verfassungsgerichtsgesetzen der Länder ge- 
regelt sind (vgl. z. B. §§ 25, 28, 31 des Hes- 
sischen Gesetzes über den Staatsgerichtshof 
vom 12. Dezember 1947, Gesetz- und Ver- 
ordnungsbl. 1948, S. 3; § 2 Nr. 1 und 2, § 17 
Abs. 3, 36, 37, 38 des Bayerlsdien Geset- 

zes Nr. 72 über den Verfassungsgerichtshof 
vom 22. Juli 1947, Gesetz- und Verord- 
nungsbl. S. 147, 248; § 8 Abs. 1 Nr. 5 und 6 
des Gesetzes von Baden-Württemberg über 
den Staatsgerl ditshof vom 13. Dezember 
1954, Gesetz- und Verordnungsbl. S. 171; 
% 13 Nr. 1 und 3 des Gesetzes über den Ver- 
fassungsgerichtshof für das Land Nordrhein- 
Wcstfalen vom 4. März 1952, Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 35). Wegen der Eigen- 
art dieser Verfahren Ist es zweckmäßig, die 
Gebühren des Rechtsanwalts nach den Vor- 
schriften zu bemessen, die im 6. Ab- 


266 



schnitt für Strafsachen gegeben sind, die im 
ersten Rechtszug vor den Bundesgerichtshof 
gehören. 

b) Die übrigen, den Verfassungsgerichten zu- 
gewiesenen Verfahren, z. B. Verfassungsstrei- 
tigkeiten, die abstrakte Normenkontrolle, 
das Wahlprüfungsverfahren, öffentlich-recht- 
liche Streitigkeiten zwischen Bund und Län- 
dern, zwischen Ländern oder innerhalb eines 
Landes usw., unterscheiden sich ihrem Gegen- 
stand nach nicht wesentlich von Verfahren, 
die vor die Verwaltungsgerichte gehören, und 
werden in der Regel auch prozessual ähnlich 
wie Verfahren vor den Verwaltungsgerich- 
ten ablaufen. Daher ist es zweckmäßig, die 
Gebühren des Rechtsanwalts wie in Verfah- 
ren vor Verwaltungsgerichten sinngemäß 
nach den für den Zivilprozeß gegebenen 
Vorschriften des 3, Abschnitts zu bemessen-. 

2. Absatz 1 zählt die wichtigsten Angelegen- 
heiten, in denen der Rechtsanwalt vor den 
Verfassungsgerichten Gebühren wie ein Ver- 
teidiger erhält, im einzelnen auf, da eine all- 
gemein gehaltene Umschreibung dieser Ver- 
fahren Einordnungsschwierigkeiten bereiten 
wmrde. Die Aufzählung ist nicht abschlie- 
ßend, um die Möglichkeit zu eröffnen, die 
Gebühren in ähnlichen Verfahren vor den 
Verfassungsgerichten, wenn solche, z. B. 
durch Landesrecht, neu geschaffen werden, 
ohne Änderung der Gebührenordnung in 
gleicher Weise zu behandeln. Als ähnliches 
Verfahren kommt derzeit das Verfahren auf 
Erzwingung der Strafverfolgung wegen eines 
Verfassungsbruchs oder eines auf Verfassungs- 
bruch gerichteten Unternehmens in Betradit 
(vgl. § 38 des Hessischen Gesetzes über den 
Staatsgerichtshof vom 12. Dezember 1947, 
Gesetz- und Verordnungsbl. 1948, S. 3). 

3. Absatz 2 verweist auf die Vorschriften 
des 3. Abschnitts. Es kann der Rechtspre- 
chung überlassen werden, die dem Verfahren 
vor dem Verfassungsgericht sinngemäß ent- 
sprechenden Vorschriften zu ermitteln. Da 
das Verfahren vor den Verfassungsgerichten 
regelmäßig gebührenfrei ist und, wenn aus- 
nahmsweise Gebühren erhoben werden, diese 
sich nicht nach dem Streitwert richten, würde 
der Gegenstandswert nach der allgemeinen 
Regel des § 8 Abs. 2 des Entwurfs nach den 
Wertvorschriften der Kostenordnung zu be- 
stimmen sein. Das Bundesverfassungsgericht 
hat bisher den Gegenstandswert nach dem 
Gerichtskostengesetz bestimmt (vgl. Ent- 
scheidung vom 26. Februar 1954 in Neue 


Juristische Wochenschrift 1954 S. 913). Die 
Vorschriften der Kostenordnung und des Ge- 
richtskostengesetzes tragen aber der Eigen- 
art der Verfahren vor den Verfassungsge- 
richten nicht hinreichend Rechnung. Beson- 
ders die Vorschrift des § 11 Abs. 1 des Ge- 
richtskostengesetzes, nadb der bei nichtver- 
mögensrechtlichen Streitigkeiten der Wert 
des Streitgegenstandes regelmäßig 2000 DM 
beträgt, wird der Bedeutung der Verfahren 
vor den Verfassungsgerichten nicht gerecht. 
Der Entwurf sieht daher vor, den Gegen- 
standswert nach den besonderen Umständen 
des Einzelfalles festzusetzen. Dem als untere 
Grenze bestimmten Gegenstandswert von 
3000 DM entspricht eine volle Gebühr von 
135 DM, 

Zu § 112 

1. a) Nach den Gebührenordnungen der mei- 
sten Länder der Bundesrepublik sind dia Be- 
stimmungen der alten Gebührenordnung 
über bürgerliche Rechtsstreitigkeiten für den 
Verwaltüngsgerichtsprozeß — z. T. mit ge- 
ringen Abänderungen — sinngemäß anzu- 
wenden. Lediglich in Bayern sind die Rechts- 
anwaltsgebühren in der Verwaltungsrechts- 
pflege besonders geregelt (Verordnung, die 
Gebühren der ReAtsanwälte in den Angele- 
genheiten der Verwaltung und der Verwal- 
tungsreAtspflege betreffend, vom 26. März 
1902, Gesetz- und Verordnungsbl. S. 144). 
Der Entwurf sAließt siA dem im größten 
Teil der Bundesrepublik geltenden ReAt an, 
dessen BrauAbarkeit durA die praktisAe 
Handhabung erwiesen ist. 

b) Im finanzgeriAtliAen Verfahren gelten 
kraft BundesreAts (§91 Abs. 1 Nr. 3 der 
alten Gebührenordnung) sAon heute die 
VorsAriften für bürgerliAe ReAtsstreitig- 
keiten sinngemäß. 

c) Im sozialgeriAtliAen Verfahren gelten 
naA § 196 des SozialgeriAtsgesetzes Betrags- 
rahmengebühren. 

AuA der Entwurf sieht im § 114 Betrags- 
rahmengebühren vor, da die Feststellung 
eines Gegenstandswertes im sozialgeriAt- 
liAen Verfahren SAwierigkeiten bereitet. 
Diese Rahmengebühren treten an die Stelle 
der vollen Gebühr (vgl. § 11 Abs. 1 des Ent- 
wurfs). Von dieser Ausnahme abgesehen, re- 
gelt der Entwurf auA die ReAtsanwaltsge- 
bührÄi im sozialgeriAtliAen Verfahren 
grundsätzllA naA den für bürgerliAe 
ReAtsstreitigkeiten geltenden VorsAriften. 
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Das in § 196 Abs. 5 des Sozialgerichtsgesetz^s 
enthaltene Verbot von Honorarvereinbarun- 
gen hat der Entwurf für die Rechtsanwälte 
nicht übernommen. Das Verbot ist wenig 
geeignet, den Auftraggeber zu schützen, da 
es für die vorprozessuale Tätigkeit des 
Rechtsanwalts nicht gilt und daher leicht um- 
gangen werden kann. Es geht auch insofern 
zu weit, als der zahlungskräftige Auftrag- 
geber, vor allem in Kassenartzstreitigkeiten 
(vgl. § 51 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes), 
eines solchen Schutzes nicht bedarf. Die im 
§ 3 des Entwurfs allgemein vorgesehenen 
Sdiutzvorschriften sincl in Verbindung mit 
der Standesaufsicht, der die Rechtsanwälte 
unterliegen, wirksam genug, um auch in so- 
zialgeriAtlichen Verfahren den Auftraggeber 
hinreichend zu schützen. 

2. Nach Absatz 1 sind die Vorschriften 
des 3. Abschnitts sinngemäß anzuwenden. 
Die sinngemäße Anwendung ist vorgeschrie- 
ben, um der Rechtsprechung die Möglichkeit 
zu geben, den Verschiedenheiten der Verfah- 
rensarten Rechnung zu tragen. Der Entwurf 
sieht davon ab, die Bestimmungen des 

3. Abschnitts, die für eine sinngemäße An- 
wendung in Betracht kommen oder nicht in 
Betracht kommen, aufzuzählen. Es ist 
zweckmäßiger, es der Rechtsprechung zu 
überlassen, die dem Verwaltungsgerichtsver- 
fahren usw. sinngemäß entsprechenden Vor- 
schriften des 3. Abschnitts an Hand der Ein- 
zelfälle zu ermitteln. 

3. Absatz 2 enthält eine Klarstellung. Die 
hier behandelten Verfahren vor dem Ober- 
verwaltungsgericht sowie die Verfahren vor 
den Finanzgerichten sind erstinstanzliche. 
Daher kommen die erhöhten Sätze des Be- 
rufungs- und Revisionsverfahrens nicht in 
Betradit. Dagegen sind im erstinstanzlichen 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge- 
richt und dem Bundesfinanzhof mit Rück- 
sicht auf die besondere Bedeutung dieser Ver- 
fahren die erhöhten Sätze des § 11 Abs. 1 
Satz 2 vorgesehen. 

4. Nach § 34 des Entwurfs erhält der Rechts- 
anwalt die gleichen Gebühren wie in einem 
Verfahren mit mündlicher Verhandlung, 
wenn in einem Verfahren, für das mündliche 
Verhandlung vorgeschrieben ist, im Einver- 
ständnis mit den Parteien ohne mündliche 
Verhandlung entschieden wird. Nach § 112 
Abs. 1 gilt dies auch in Verfahren vor Ge- 
richten der Verwaltungs-, Sozial- und Finanz- 
gerichtsbarkeit. 


Absatz 3 ergänzt § 34 für Verfahren vor 
Gerichten der Verwaltungs-, Sozial- und 
Finanzgerichtsbarkeit. In diesen Verfahren 
kann ohne mündliche Verhandlung eine Vor- 
entscheidung erlassen werden, die als Urteil 
gilt, wenn die Beteiligten nicht binnen be- 
stimmter Frist mündliche Verhandlung be- 
antragen. Der dem § 34 zugrunde liegende 
Gedanke, daß der Rechtsanwalt die Verhand- 
lungsgebühr auch dann erhalten soll, wenn 
er in einem Verfahren mit obligatorischer 
mündlicher Verhandlung die Sache schrift- 
sätzlich so vorbereitet hat, daß ohne münd- 
liche Verhandlung entschieden werden kann, 
rechtfertigt die Vorschrift auch Im Falle der 
ohne mündliche Verhandlung in der Sache 
ergehenden Vorentscheidung eines Gerichts 
der Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit (vgl. 
§ 78 Abs. 4 des Regierungsentwurfs einer 
Finanzgerichtsordnung und § 216 Nr. 1, 
§ 105 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes). Er- 
geht jedoch ein Vorbescheid ohne mündliche 
Verhandlung, weil die Klage oder das Rechts- 
mittel unzulässig oder offenbar unbegründet 
ist (vgl. § 85 des Regierungsentwurfs einer 
Verwaltungsgerichtsordnung, § 71 des Regie- 
rungsentwurfs einer Finanzgerichtsordnung, 
5 195 Abs. 1, § 158 Abs. 2, § 216 Nr. 2 des 
Sozialgerichtsgesetzes), so läßt sich eine solche 
Vorschrift nicht rechtfertigen. 

Absatz 3 stellte ferner klar, daß es dem Ein- 
verständnis mit Entscheidung ohne münd- 
liche Verhandlung gleichsteht, wenn die Be- 
teiligten der ihnen eröffneten Absicht des 
Gerichts, ohne mündliche Verhandlung zu 
entscheiden, nicht fristgerecht widersprechen 
(vgl. § 78 Abs. 3 des Regierungsentwurfs 
einer Finanzgerichtsordnung). 

5. Absatz 4 stellt die einstweilige Anordnung 
der einstweiligen Verfügung, die Vollziehung 
der einstweiligen Anordnung der Vollziehung 
der einstweiligen Verfügung gleich. 

6. Die Aussetzung oder Aufhebung der Voll- 
ziehung des Verwaltungsakts und die Wie- 
derherstellung der aufschiebenden Wirkung 
der Anfechtung des Verwaltungsakts entspre- 
chen der einstweiligen Einstellung, Beschrän- 
kung und Aufhebung der Zwangsvollstrek- 
kung. In den hier behandelten Verfahren 
sind diese Maßnahmen erfahrungsgemäß be- 
deutsamer als im Zivilprozeß. Sie erfordern 
häufig eine ausführliche mündliche Erörte- 
rung des Streitstoffes, die die Klärung der 
Flauptsache fördert. Absatz 5 trägt dem 
Rechnung, indem er die Im § 48 Abs. 1 be- 
stimmten Gebühren auch dann zubilligt, 
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wenn die mündliche Verhandlung über die 
vorläufigen Maßnahmen, die für das Ent- 
stehen der Gebühren erforderlich bleibt, von 
der Verhandlung über die Hauptsache nicht 
abgesondert ist. 

7. Wendet sich der Rechtsanwalt im Rahmen 
der Verwaltungsvollstreckung mit einer Klage 
gegen einen Verwaltungsakt, so soll er nach 
Absatz 6 nur Vio der im § 30 bestimmten 
Gebühren erhalten. Da in diesen Fällen eine 
Nachprüfung nicht in der Sache, sondern nur 
hinsiditlich der Vollstredcungsmaßnahmen 
erfolgt, ist es gerechtfertigt, die Gebühren 
mit den Gebühren abzustimmen, die in den 
56 ff. für die Zwangsvollstreckung vorge- 
sehen sind. Wie im § 56 sind auch hier Bruch- 
teile von Vio-Gebühren vermieden. Daher 
ist die Anwendung des § 31 und des § 32 
Abs. 1 und 2 ausgeschlossen. 

Zu § 113 

Auch im Verwaltungsgerichtsprozeß richtet 
sich der Gegenstandswert nadi den für die 
Gerichtsgebühren geltenden Wertvorschrif- 
ten (§ 8 Abs. 1). Soweit sich die Gerichtsge- 
bühren nicht nach dem Streitwert riditen, 
sondern z. B. Rahmengebühren sind, sollen 
die Wertvorschriften des Gerichtskostenge- 
setzes sinngemäß gelten. Diese Bestimmun- 
gen, die für streitige Verfahren gelten, eig- 
nen sich auch für den ebenfalls streitigen 
Verwaltungsgerichtsprozeß. 

Zu § 114 

Da es häufig sehr schwierig ist, den Gegen- 
standswert im sozialgerichtlichen Verfahren 
zu bestimmen, sind anstelle der vollen Ge- 
bühr (% 11 Abs. 1) Rahmengebühren vorge- 
sehen, die sich an das bisherige Recht (§ 196 
des Sozialgerichtsgesetzes) anlehnen (vgl. 
§ 112 unter 1 c). 

Zu § 115 

Über Steuerforderungen können Vergleiche 
nicht abgeschlossen werden. Es kommt je- 
doch nicht selten vor, das finanzgerichtliche 
Verfahren dadurch erledigt werden, daß die 
beteiligte Finanzverwaltungsbehörde den an- 
gefochtenen Verwakungsakt nach Erhebung 
der Klage zurücknimmt oder ändert. In sol- 
chen Fällen erscheint es billig, daß der Rechts- 
anwalt, der bei der Erledigung des Rechts- 
streits mitgewirkt hat, hierfür eine beson- 
dere Gebühr erhält. 


Elfter Abschnitt 

Gebühren in sonstigen Angelegenheiten 
Zu § 116 

1. Der 11. Abschnitt betrifft vornehmlich 
die im § 62 nicht aufgezählten Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die 
Verfahren vor Verwaltungsbehörden und die 
anwaltlidie Tätigkeit außerhalb gerichtlicher 
und behördlicher Verfahren. Die landesrecht- 
lichen Vorschriften, die bisher für diese An- 
gelegenheiten gelten, befolgen hauptsächlich 
zwei Systeme: 

a) Einige Landesgebührenordnungen sehen 
Aktgebühren vor. Der Rechtsanwalt erhält 
danach z. B. für jedes Schreiben, jede Bespre- 
chung usw. eine Gebühr, Nach den meisten 
Lanefes rechten dürfen jedoch die Gebühren in 
einer und derselben Angelegenheit einen be- 
stimmten Gebührensatz nicht überschreiten. 
So Bayern, Braunschwelg, Hessen (neu), 
Lippe-Detmold, Oldenburg, Preußen und 
Württemberg. 

b) Einige Landesgebührenordnungen sehen 
Verfahrenspauschgebühren vor, die alle gleich- 
artigen Tätigkeiten in derselben Angelegen- 
heit abgelten, so Baden und Hessen (alt). 

Auch Im einzelnen sind die Landesrechte un- 
einheitlich (vgl. die In der Anlage beigefügte 
Übersicht). So sehen z. B. die Gebührenord- 
nungen von Braunschweig, Hessen, Lippe- 
Detmold, Oldenburg, Preußen und Württem- 
berg feste Gebührensätze, die Gebührenord- 
nungen von Bayern teils Satz-, teils Betrags- 
rahmengebühren, die Gebührenordnung von 
Baden Satzrahmengebühren (Vjo bis ^V^q) vor. 

2. Der Entwurf übernimmt das System der 
Verfahrenspauschgebühren, von dem die 
ganze Bundesgebührenordnung beherrscht ist, 
auch für die im 11. Abschnitt geregelten 
Angelegenheiten. Gegenüber dem System der 
Aktgebühren hat dieses System Vorzüge. Der 
Gebührenpauschsatz ermöglicht es, die entste- 
henden Gebühren im voraus zu übersehen. 
Er bietet keinen Anreiz, einen sachlich nicht 
gerechtfertigten Arbeitsaufwand zu entfalten. 
Das System der Verfahrenspauschgebühren 
ist daher geeignet, Gebührenstreitigkeiten zu 
vermeiden. 

Da die Im 11. Abschnitt geregelten Ange- 
legenheiten nicht so typisch wie ein Prozeß ab- 
zulaufen pflegen uncl wegen ihrer Vielseitig- 
keit schwer zu übersehen sind, ist es jedoch 
erforderlich, dieses System aufzulockern. Ist 
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die vorgesehene Verfahrenspauschgebühr von 
Vio der vollen Gebühr unter Berüdcsichtigung 
aller Umstände unbillig hoch oder unbillig 
niedrig, so sieht der Entwurf einen Gebühren- 
satzrahmen von Vjo bis ^%o der vollen Ge- 
bühr vor, aus dem der im Einzelfall geschul- 
dete Gebührensatz nach den im § 12 bestimm- 
ten Grundsätzen zu ermitteln ist. Damit nä- 
hert sich der Entwurf dem badischen Landes- 
recht, nach dem von vornherein ein Gebüh- 
rensatzrahmen von bis ^%o der vollen Ge- 
bühr gilt. Der Entwurf sieht keine Angemes- 
senheitsklausel vor, die eine Erhöhung der 
gesetzlichen Gebühren über hinaus zu- 

lassen würde. Sollten in Ausnahmefällen Ge- 
bühren angemessen sein, die noch über 
der vollen Gebühr hinausgehen, so entspricht 
es der Billigkeit, daß der Rechtsanwalt den 
Auftraggeber über die zu erwartende Höhe 
der Gebühr aufklärt und das Honorar mit 
ihm vereinbart (vgl. § 3 des Entwurfs). 

3. In Absatz 1 sind in Anlehnung an § 30 des 
Entwurfs die herkömmlichen drei Gebühren 
bestimmt. Und zwar entspricht die Geschäfts- 
gebühr (Nr. 1) der Prozeßgebühr, die Bespre- 
diungsgebühr (Nr. 2) der Verhandlungs- 
gebühr, die Beweisaufnahmegebühr (Nr. 3) 
der Beweisgebühr. Die Vergleichsgebühr 
braucht hier nicht besonders bestimmt zu wer- 
den, weil sie unter die Allgemeinen Gebühren 
eingereiht ist (vgl. § 23 des Entwurfs) und 
daher auch in dem im 11. Abschnitt gere- 
gelten Angelegenheiten gilt. Im Verfahren 
vor Finanzverwaltungsbehörden ist jedodi 
durch Absatz 4 die Vergleichsgebühr aus den 
zu § 115 dargelegten Gründen ausgeschlossen. 

Die einzelnen Gebühren sind besonders um- 
schrieben und besonders benannt, um sie der 
Eigenart der im 11. Abschnitt geregelten An- 
gelegenheiten anzupassen. 

4. Absatz 2 enthält die oben 2. erörterte Auf- 
lockerung des festen Gebührensatzes durch 
einen hilfsweise vorgesehenen Gebührensatz- 
rahmen. Die Voraussetzungen für die Geltung 
dieses Gebührensatzrahmens sind mit § 12 
Abs. 1 des Entwurfs abgestimmt. 

5. Absatz 3 ist von besonderer Bedeutung, 
wenn ein Rechtsanwalt, der zunächst den Auf- 
trag hat, den Schuldner zur freiwilligen Lei- 
tung zu bewegen, nach dem Scheitern seiner 
Bemühungen den Auftrag erhält, ein gericht- 
liches Verfahren einzuleiten. Da ein Rechts- 
anwalt, der sich in dieser Richtung bemüht, 
nachdem er den Prozeßauftrag erhalten hat, 
auch für diese Bemühungen durch die Prozeß- 
gebühr abgegolten wird, ist es angemessen, die 


nach § 116 entstandenen Gebühren auf die 
Gebühren für die weitere Tätigkeit anzu- 
rechnen. 

Schließt sich an Verhandlungen mit dem Geg- 
ner ein Verwaltungsverfahren an, so wird im 
allgemeinen nur eine einzige Angelegenheit 
vorliegen, so daß die im § 116 Abs. 1 und 2 
bestimmten Gebühren nur einmal entstehen 
(vgl. § 13 Abs. 2 Satz 1). In diesem Fall 
kommt eine Anrechnung von Gebühren nicht 
in Betracht. Handelt es sich aber um verschie- 
dene Angelegenheiten, die Zusammenhängen,, 
so ist es angemessen, daß auf die Gebühren 
für das Verwaltungsverfahren die für die 
vorangegangene Tätigkeit erwachsenen Ge- 
bühren angerechnet werden. Ein besonderer 
Arbeitsaufwand des Rechtsanwalts kann in 
beiden Fällen innerhalb des Gebührensatz- 
rahmens (§116 Abs. 2) ausgeglichen werden. 

Dagegen ist es nicht gerechtfertigt, die Ge- 
bühren für ein Verwaltungs verfahren auf die 
Gebühren für ein anschließendes gerichtliches 
Verfahren anzurechnen. Beide Verfahren sind 
selbständige Verfahren und auch gebühren- 
rechtlich verschieden geregelt. Jedes der bei- 
den Verfahren erfordert für sich einen be- 
trächtlichen besonderen Arbeitsaufwand. Da- 
her ist es angemessen, daß der Rechtsanwalt 
die für jedes dieser Verfahren besonders be- 
stimmten Gebühren ungekürzt erhält. 

Zu § 117 

1. Im Absatz 1 ist nur zur Klarstellung be- 
stimmt, daß das Verwaltungsverfahren und 
das anschließende, dem Rechtsstreit voraus- 
gehende Verfahren zusammen eine einzige 
Angelegenheit sind. Dies würde sich ohne 
diese ausdrückliche Vorschrift aus § 13 Abs. 2 
Satz 1 des Entwurfs ergeben, nach dem der 
Rechtsanwalt die Gebühren in mehreren 
Verwaltungsinstanzen nicht mehrmals erhält 
(vgl. die Begründung zu § 13 unter 3). Da das 
anschließende gerichtliche Verfahren stets eine 
besondere Angelegenheit im Sinne des § 13 
ist, entstehen in dem gerichtlichen Verfahren 
neue Gebühren, Die Gebühren des vorausge- 
gangenen Verwaltungsverfahrens auf die Ge- 
bühren des gerichtlichen Verfahrens anzurech- 
nen, ist nicht angemessen und daher im Ent- 
wurf auch nicht vorgesehen (vgl. zu § 116 
unter 5). 

2. In Anlehnung an den für die Zwangsvoll- 
streckung allgemein bestimmten Gebührensatz 
(vgl. § 56) sieht Absatz 2 auch für die Ver- 
waltungsvollstreckung feste Vjo-Gebühren 
vor. 
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3. Absatz 3 stellt klar, daß für das Verwal- 
tungsverfahren auf Aussetzung der Vollzie- 
hung oder auf Beseitigung der hemmenden 
Wirkung des Verwalturigsakts neben den Ge- 
bühren, die in den Absätzen 1 und 2 be- 
stimmt sind, keine besonderen Gebühren ent- 
stehen. 

Zu§ 118 

In Anlehnung an die meisten Landesrechte 
sind für bestimmte Einzeltätigkeiten, die er- 
fahrungsgemäß nur wenig Arbeit verursachen, 
geringere Gebühren vorgesehen. 


Zwölfter Abschnitt 

Vergütung in Armensachen 

Bis zum Gesetz vom 18. Dezember 1919 
(Reichsgesetzbl. S. 2113) war der Rechtsan- 
walt, der einer armen Partei zur vorläufig 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte 
beigeordnet war, darauf angewiesen, seine 
Gebühren und Auslagen von dem in die Pro- 
zeßkosten verurteilten Gegner beizutreiben 
oder von der zahlungsfähig gewordenen 
armen Partei nachzufordern. NaA dem Ge- 
setz vom 18. Dezember 1919 erhielt der 
Rechtsanwalt unter bestimmten Vorausset- 
zungen die Auslagen aus der Staatskasse er- 
setzt. Die Erstattung der Gebühren aus der 
Staatskasse sah erstmals das Gesetz vom 
6. Februar 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 103) vor, 
dessen inflationsbedingte Großzügigkeit als- 
bald durch Gesetz vom 18. August 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 813) und Verordnung 
vom 13. Dezember 1923 (Reichsgesetzbl. I 

5. 1188), welche die heute noch geltende Be- 
grenzung des Streitwerts auf 2000 GM (DM) 
einführte, eingeschränkt wurde. Eine Herab- 
setzung der Gebühren unter die Sätze des 
§ 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
brachte erstmals das Gesetz vom 14. Juli 1925 
(Reichsgesetzbl. I S. 136). Die völlige Neure- 
gelung des Gebührenrechts der Armenan- 
wälte erfolgte durch Gesetz vom 20. Dezem- 
ber 1928 (Reichsgesetzbl. I S. 411). Modifi- 
ziert vor allem durch Notverordnungen, 
durch das Gesetz vom 13. Dezember 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1469) sowie die Verord- 
nungen vom 28. September 1938 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1323) und vom 6. Mai 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 246) ist dessen Regelung 
im wesentlichen heute noch geltendes Recht. 
Die Beträge der auf die Verordnung vom 

6. Mai 1941 zurückgehenden Gebührenstaffel 


wurden durch das Bundesgesetz über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Kostenrechts 
vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 401) 
um 20 V. H. erhöht. 

Das geltende Recht beruht auf folgenden 
Grundgedanken : 

Der einer armen Partei beigeordnete Rechts- 
anwalt hat einen Anspruch gegen den Staat 
auf Gebühren und auf Ersatz der erforder- 
lichen Auslagen. Die Gebühren des Armen- 
anwalts sind geringer als die Gebühren, die 
ein Rechtsanwalt sonst fordern kann. Die 
Armenanwaltsgebühren stellen einen billigen 
Ausgleich dar zwischen den Belangen des 
Rechtsanwalts, der in Erfüllung einer Berufs- 
pflicht dem Armen Beistand gewährt, und 
der Allgemeinheit, deren mit Notwendigkeit 
begrenzte steuerliche Leistungsfähigkeit an- 
gesichts der häufigen Inanspruchnahme des 
Armenrechts eine volle Entschädigung des 
Armenanwalts nicht gestattet. Dem Armen- 
anwalt bleibt aber das Recht, seine vollen Ge- 
bühren, soweit er sie nicht aus der Staats- 
kasse erhalten hat, von dem in die Prozeß- 
kosten verurteilten Gegner beizutreiben 
(§ 124 ZPO) oder von der armen Partei, 
wenn diese später zahlungsfähig wird, nach- 
zufordern (§ 125 ZPO). Unter denselben 
Voraussetzungen hat auch die Staatskasse 
wegen der Beträge, die sie an den Armen- 
anwalt gezahlt hat, das Beitreibungs- oder 
Nachforderungsrecht. Die Ansprüche des 
Armenanwalts gegen den Staat werden vom 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle festge- 
setzt; gegen die Festsetzung ist die Erinne- 
rung zum Richter und gegen dessen Entschei- 
dung, wenn der Beschwerdegegenstand 50 DM 
übersteigt, die Beschwerde zulässig. 

An dieser Regelung, die sich bewährt hat, 
hält der Entwurf grundsätzlich fest. Die Än- 
derungen, die er vorschlägt, bestehen haupt- 
sächlich in folgendem: 

1. Eingliederung des bisher selbständigen 
Gesetzes vom 20. Dezember 1928 ln die 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

2. Einarbeitung des durch Bundesgesetz vom 
7. August 1952 angeordneten Zuschlags 
in die Gebührenstaffel. 

3. Ausdehnung des Anwendungsbereichs des 
Gesetzes über das Gebiet der bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten hinaus. 

4. Klarstellung verschiedener, in der Praxis 
entstandener Zweifelsfragen. 
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Zu § 119 

Das Gesetz vom 20. Dezember 1928 gilt „in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten" und stellt 
damit eine Ergänzung zu den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über die Bewilligung 
des Armenrechts dar. Über die Anwendbar- 
keit des Gesetzes auf Verfahren, die in der 
Zivilprozeßordnuing nicht geregelt sind, geben 
die Ansichten auseinander. E>er Grundsatz, 
Gleiches gleich zu behandeln, erfordert es, 
die gesetzliche Regelung in allen Verfahrens- 
arten zur Anwendung zu bringen, wenn ein 
Gericht einer Partei, der das Armenrecht be- 
willigt ist, einen Rechtsanwalt beiordnet. Der 
Entwurf beschränkt daher den Geltungsbe- 
reich der Vorschriften über die Vergütung 
des Armenredits nicht mehr auf bürgellche 
Rechtsstreitigkeiten. Die Beiordnung nach 
§ 11 a des Arbeitsgerichtsgesetzes ist zur Be- 
hebung von Zweifeln der Beiordnung im Ar- 
menrecht ausdrücklich gleichgestellt. Ausge- 
nommen sind aber bestellte Verteidiger und 
Vertreter, die Privatklägern, Nebenklägern 
oder Antragstellern im Klageerzwingimgs- 
verfahren beigeordnet worden sind. Für diese 
sind im 6. Abschnitt besondere Vorschriften 
vorgesehen. 

Zu § 120 

Die Bestimmung behöbt Zweifel über die 
gebührenrechtliche Reichweite der Beiord- 
nung im Sinne der in Rechtsprechung und 
Schrifttum herrschenden Auffassung. 

Zu § 121 

Die Bestimmung regelt die Höhe der Gebüh- 
ren, die der Armenanwalt aus der Bundes- 
oder Landeskasse erhält. 

1. In die Gebührenstaffel des Absatzes 1 ist 
der Zuschlag nach dem Gesetz vom 
7. August 1952 eingearbeitet. 

2. Durch die Verordnung über die Erstattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armensachen 
vom 6. Mai 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 246) 
ist bestimmt worden, daß nicht nur, wie 
früher, in Ehesachen, sondern in allen nicht- 
vermögensrechtlichen Streitigkeiten anstelle 
der vollen Gebühr ein fester Betrag zu er- 
statten ist. Die Einführung eines festen Be- 
trages für die volle Gebühr in allen nichtver- 
mögensrechtlichen Streitigkeiten bezwedete 
eine Besserstellung des Armenanwalts, weil 
die Praxis damals dazu neigte, insbesondere 


bei Abstammungsklagen, den Streitwert (vgl. 
§ 11 des Gerichtskostengesetzes) so niedrig 
festzusetzen, daß die volle Gebühr in solchen 
Sachen geringer war, als der feste Betrag, 
den der Rechtsanwalt in Ehesachen anstelle 
der vollen Gebühr zu beanspruchen hatte. 
Inzwischen haben sich die Verhältnisse jedoch 
derart geändert, daß die Vorschrift, die im 
Jahre 1941 eine Besserstellung der Armenan- 
wälte bezweckt hat, sich zu deren Nachteil 
auswirkt. Der Kreis der nicht vermögens- 
rechtlichen Streitigkeiten Ist viel größer ge- 
worden, insbesondere außerhalb der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit. Dem Streitwert von 
2000 DM, der in solchen Sachen regelmäßig 
angenommen wird, würde eine volle Gebühr 
von 54 DM entsprechen. Der in nichtvermö- 
gensrechtlichen Streitigkeiten an die Stelle 
der vollen Gebühr tretende feste Betrag be- 
läuft sich jedoch nur auf 30 DM. Unter die- 
sen Umständen kann die Regelung des Jah- 
res 1941 nicht beibehalten werden. Absatz 2 
beschränkt daher die Festgebühr auf Ehe- 
sachen und stellt damit den Rechtszustand, 
wie er vor der Novelle vom 6. Mai 1941 be- 
standen hat, wieder her. In Hessen ist die 
Festgebühr für den Bereich der Verwaltungs- 
gerichtsbarkelt bereits durch § 23 Satz 2 der 
Hessischen V erwaltungsgerlchtskostenord- 
nung vom 7. November 1955 (Hessisches Ge- 
setz- und Verordnungsbl. S. 57) beseitigt wor- 
den. 

3. Absatz 3 bestimmt die dem § 11 

Abs. 1 Satz 2 entsprechende Erhöhung der 
Gebühren in der Berufungs- und Revisions- 
instanz. Absatz 4 bestimmt die Mindestgebühr 
entsprechend dem geringsten Satz der Ta- 
belle (Absatz 1) auf 2 DM. 


Zu § 122 

Die Bestimmung klärt die Berechnung der 
Gebühren bei der Bewilligung des Bruchteils- 
armenrechts (§ 115 Abs. 2 ZPO), Entspre- 
chend der herrschenden Rechtsprechung (vgl. 
Entscheidungen des* Reichsgerichts in Zivil- 
sachen Bd. 135 S. l79 und Gaedeke, Armen 
anwaltskostengesetz S. 93) soll der Armen- 
anwalt aus der Staatskasse den Bruchteil der 
Gebühren erhalten, der der Bewilligung des 
Armenrechts entspricht. 

Zu § 123 

Die Bestimmung soll verhindern, daß die 
Bundes- oder Landeskasse dieselben Gebüh- 
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ren an zwei verschiedene Rechtsanwälte, also 
doppelt bezahlen muß, wenn die Beiordnung 
des zweiten Rechtsanwalts wegen eines 
schuldhaften Verhaltens des zuerst Beigeord- 
neten Rechtsanwalts erforderlich geworden 
ist. 

Der Rechtsanwalt kann sich bereits anläß- 
lich der Beiordnung schuldhaft verhalten, 
z. B. wenn er nicht rechtzeitig auf Um- 
stände hinweist, die ihn voraussichtlich hin- 
dern werden, die Angelegenheit zu Ende zu 
führen. Er kann auch durch späteres schuld- 
haftes Verhalten die Beiordnung eines an- 
deren Rechtsanwalts veranlassen, z. B. wenn 
er das Vertrauensverhältnis zu der Partei 
stört. Welches Verhalten des Rechtsanwalts 
im einzelnen als schuldhaft anzusehen ist, 
kann das Gesetz nicht näher bestimmen. Dies 
muß vielmehr von Fall zu Fall entschieden 
werden. 


Zu § 124 

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1928 werden Reisekosten 
nicht vergütet, wenn die betreffende Reise 
nicht erforderlich war. Daß dieser Rechtssatz 
nicht nur für Reisekosten, sondern für alle 
Auslagen gilt, ist im Absatz 1 Satz 1 zum 
Ausdruck gebracht. 

Die Beiordnung eines besonderen Armenan- 
walts für die Wahrnehmung eines auswärti- 
gen Beweistermins vor dem ersuchten Richter 
wurde nach früherem Recht (Rechtsanwalts- 
ordnung vom 1. Juli 1878, Reichsgesetzbl. 
S. 177) anfänglich für unzulässig erachtet. Die 
Rechtsprechung eröffnete aber zwei Wege, 
die der armen Partei die anwaltliche Vertre- 
tung in dem Termin vor dem ersuchten Rich- 
ter ermöglichen sollten, indem sie — unter 
der Voraussetzung, daß die Wahrnehmung 
des Termins erforderlich war — entweder 
die Gebühren eines vom Armenanwalt be- 
auftragten auswärtigen Terminvertreters als 
Auslagen des Armenanwalts selbst aner- 
kannte oder die Reisekosten des Armenan- 
walts erstattete. Obwohl § 39 der Rechtsan- 
waltsordnung in der Neufassung der Be- 
kanntmachung vom 21. Februar 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 107) — vgl. nun § 267 
Nr. 3 des Entwurfs einer Bundesrechtsan- 
waltsordnung — vorschreibt, daß der armen 
Partei ein besonderer Rechtsanwalt zur 
Wahrnehmung eines Termins zur Beweis- 
aufnahme vor dem ersuchten Richter nur 


beigeordnet werden kann, wenn besondere 
Umstände dies erfordern, ließ die Rechtspre- 
chung die beiden vorher entwickelten Aus- 
weichmöglichkeiten weiterhin zu (vgl, Gae- 
deke, Armenanwaltskostengesetz S. 62 ff.). 

Nach Satz 2 werden dem beigeordneten 
Rechtsanwalt Auslagen nicht vergütet, die 
dadurch entstehen, daß er einen nicht Beige- 
ordneten Rechtsanwalt mit der Wahrneh- 
mung eines auswärtigen Termins beauftragt. 
Für diese Ausweichmöglichkeit besteht kein 
Bedürfnis mehr, weil der Beigeordnete 
Rechtsanwalt den auswärtigen Termin selbst 
warnehmen oder ein besonderer Rechtsan- 
walt für die Wahrnehmung des auswärtigen 
Termins beigeordnet werden kann. 

Satz 3 ist mit § 258 des Entwurfs einer Bun- 
desrechtsanwaltsordnung abgestimmt. 

2. Der Armenanwalt hat ein Interesse daran, 
vor Antritt der Reise zu erfahren, ob er für 
seine Auslagen aus der Staatskasse entschädigt 
wird. Auch die arme Partei hat ein berechtig- 
tes Interesse daran, rechtzeitig Klarheit dar- 
über zu erlangen, ob eine Reise ihres Rechts- 
anwalts auf Staatskosten erfolgen kann. Ab- 
satz 2 sieht daher vor, daß auf Antrag vor 
Antritt der Reise geriditlich festzustellen ist, 
ob die Reise erforderlich ist. Wird gerichtlich 
festgestellt, daß die Reise erforderlich ist, so 
ist diese Feststellung für das Festsetzungs- 
verfahren (vgl. § 126) bindend. Ist eine solche 
Feststellung nicht getroffen, so kann noch 
im Festsetzungsverfahren (§ 126) über die 
Verpflichtung der Staatskasse, die Reisekosten 
zu erstatten, entschieden werden. 


Zu § 125 

1. Absatz 1 bestimmt in Übereinstimmung 
mit dem bisherigen Recht, daß der Rechts- 
anwalt Gebühren Vorschüsse nicht fordern 
kann. 

2. Nach der Allgemeinen Verfügung des fr. 
Reichsministers der Justiz vom 8. November 
1939 (Deutsche Justiz S. 1720) konnten vom 
Vorstand des Gerichts Vorschüsse auf Ausla- 
gen, insbesondere auf die Reisekosten, be- 
willigt werden, wenn es dem Armenanwalt 
nicht zuzumuten war, die Beträge aus eige- 
nen Mitteln vorzuschießen. Absatz 2 über- 
nimmt die Grundgedanken dieser Regelung. 
Dem Rechtsanwalt ist jedoch unter den be- 
schriebenen Voraussetzungen ein Recht auf 
Vorschuß zuerkannt. 
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Zu § 126 

Der Entwurf sieht, dem bisherigen Recht 
entsprechend, vor, daß die au5 der Bundes- 
oder Landeskasse zu gewährenjde Vergütung 
auf Antrag des Rechtsanwalts von dem Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle des Ge- 
richts des Rechtszuges festgesetzt wird. Ge- 
gen die Festsetzung sind die im § 4 des Ge- 
richtskostengesetzes betimmten Rechtsbehelfe 
zulässig. Klargestellt ist, daß der Rechtsanwalt 
für diese Verfahren keine Vergütung fordern 
kann. 


Übersicht 

über das Landesgebührenrecht für 
Rechtsanwälte 

L Landesrechtliche Kodifikationen 

Baden 

1. Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
19. März 1925 (GVBl. S. 43); 

2. Verordnung über die Gebühren der Rechts- 
anwälte in Verwaltungsrechtsstreitigkeiten, Ver- 
waltungs- und Polizeisachen vom 30. Mai 1924 
(GVBl. S. 143). 

Bayern 

1. Verordnung betreffend die Gebühren der 
Rechtsanwälte in Angelegenheiten der Rechts- 
pflege (BayR-pflVO) vom 26. März 1902 
(GVBl. S. 133); 

2. Verordnung betreffend die Gebühren der 
Rechtsanwälte in Angelegenheiten der Verwal- 
tung und Verwaltungsrechtspflege (BayVerw- 
GebO) vom 26. März 1902 (GVBl. S. 144); 

3. Verordnung über die Gebühren der Rechts- 
anwälte vom 29. Dezember 1923 (GVBl. 
S. 415); 

4. Verordnung über die Gebühren der Rechts- 
anwälte für eine Tätigkeit in Steuersachen vom 
27. September 1951 (GVBl. S. 187 u. S. 214). 


Zu § 127 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift des 
§ 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 1928. 

Zu § 128 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift 
des § 5 des Gesetzes vom 20. Dezember 1928. 
Satz 3 klärt eine Streitfrage in Anlehnimg 
an § 268 Abs. 3 Satz 2, § 426 Abs. 2 Satz 2, 
§ 774 Abs. 1 Satz 2, § 1143 Abs. 1 Satz 2, 
§ 1164 Abs. 1 Satz 2 und § 1225 Satz 2 BGB. 


Anlage zur Begründung zu Artikel VII 


Braunschweig 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte und Ge- 
richtsvollzieher vom 28. Februar 1923 (GuVS 

S. 91), §§ 1 bis 16. 


Bremen 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte und Ge- 
richtsvollzieher vom 31. Januar 1929 (GBl. S. 15), 
§§ 1 bis 13. 

Hamburg 

Es gibt keine umfassende landesrechtliche Kodi- 
fikation. Vgl. aber das Ausführungsgesetz zum 
Gesetz über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangs Verwaltung vom 14. Juli 1899 (GS 
S. 115), §§ 19 bis 25. 

Hessen 

1. Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
24. Juli 1923 (RegBl. S. 229) — im Lande 
Hesssen selbst aufgehoben — . 

2, Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
19. Dezember 1952 (GVBl. S. 171). 

Lippe-Detmold 

Gesetz, betreffend die Gebühren der Rechts- 
anwälte in den von den Prozeßordnungen und 
der Konkursordnung nicht berührten Angelegen- 
heiten voni 20. Dezember 1924 (LV 28. Bd. 
S. 778) in der Fassung vom 23. März 1926 (GS 
S. 285). 
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Oldenburg 

Gesetz für das Herzogtum Oldenburg und das 
Fürstentum Birkenfeld, betreffend die landesge- 
setzlidien Vorschriften über die Gebühren der 
Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 
15* Februar 1900 (GBL S. 103), §§ 1 bis 9. 

Preußen 

Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher vom 28. Oktober 1922 (GS. 
S. 410), Artikel 1 bis 17. 

Schaumburg-Lippe 

Es gibt keine landesrechtliche Kodifikation. 

Württemberg 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 15. Fe- 
bruar 1927 (RegBl. S. 76) in der Fassung des 
Artikels 266 des Beamtengesetzes vom 21. Januar 
1929 (RegBl. S. 7) . 


R. Staffel nach der Kostenor dnung 

Lippe-Detmold, 

§13 

Preußen, Art. 1 1 ®/iq 

C. Rahmengebühr 

Bayern, 1 bis 20 DM. 

VerwGebO, Art. 2 

Besprechung 
(mit Partei oder Dritten) 

A. Staffel nach der Reidosgebührenor dnung 

Baden, § 15 wie Rat. 

Hessen, wie Rat (nur mit Partei). 

LGebO 52, Art. 12 

Oldenburg, § 10 wie Rat. 

Württemberg, wie Rat (nur mit Partei). 

Art. 11 


IL Einzelne Gebühren 

Raterteilung 
(schriftlich oder mündlich) 

A. Staffel nach der Reidosgebührenordnung^) 
Baden, § 15 Vio 

Bayern, RpflVO, Vio 

Art. 7 

Braunschweig, Vio (nur für schriftl. Rat). 

§10 

Hessen, Vio, in besonders einfachen 

LGebO 23, Art. 9 Fällen Ermäßigung bis auf ®/io, 
in schwierigen Fällen Erhöhung 
bis auf 

Hessen, Vio 

LGebO 52, Art. 12 

Oldenburg, § 10 Vio 

Württemberg, ^/lo bis Vio* 

Art. 11 

Als Gebührenstaffel legen zugrunde: 

a) die Staffel der RAGebO: 

Die LGebOen von Baden, Bayern, Braun- 
schweig, Hamburg, Hessen, Oldenburg und 
Württemberg. 

Oldenburg hat jedoch bei Werten ab 10 000 DIVI 
eine von der RAGebO abweichende Staffel mit 
, niedrigeren Gebühren. 

b) die Staffel der KostO; 

Die Preußische LGebO. Die LGebOen von 
Bremen und Lippe-Detmold enthalten eine 
eigene Staffel, die jedoch mit der Staffel der 
KostO übereinstimmt. 


B, Staffel nach der Kostenordnung 

Lippe-Detmold, wie Rat. 

§13 

Preußen, Art. 1 1 wie Rat. 


Anträge, Erklärungen, 
Beschwerden bei Behörden u. dgl. 


A, Staffel nach der Reichsgebührenordnung 


Baden, § 12 

Bayern, RpflVO, 
Art. 8 


Braunschweig, 

§10 

Hessen, 

LGebO 23, Art. 8 


Hessen, 

LGebO 52, Art. 8 


durch die Geschäftsgebühr 
— 3/^^ bis ^Vio — abgegolten. 

Vio, wenn besonders weitläufig 
oder schwierig bis Vio, 

für bloße Benachrichtigungen, 
Beschleunigungsgesuche, kurze 
Anzeigen, Gesuche um Ab- 
schriften oder Ausfertigungen 
und für ähnliche Schreiben nur 
Schreibgebühren. 

Vio (allgemein für schriftliche 
Einzelleistungen). 

Vio für einfache Eingaben, 
Gesuche und Anträge; 

Vio für kurze Anzeigen, Be- 
nachrichtigungen und ' Ausferti- 
gungsgesuche. 

Vio, 

2 bis 10 DM für kurze Anzei- 
gen und einfache Benachrichti- 
gungen, die keine rechtlichen 
Ausführungen oder sachlichen 
Auseinandersetzungen enthal- 
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ten, für Besdileunigungsgesudie, 
Gesuche um Erteilung von Aus- 
fertigungen oder Abschriften 
sowie für Schreiben, die nur 
den äußeren Betrieb einer Sache 
betreffen, wenn der Rechts- 
anwalt keine sonstige Gebühr 
erhält. 


Oldenburg, § 7 V- 


Wüttemberg, 
Art. 8 


io> 

auch für bloße Benachrichtigun- 
gen, Beschleunigungsgesuche, 
Kurze Anzeigen und Schreiben 
ähnlicher Art, wenn der Rechts- 
anwalt keine sonstige Gebühr 
erhält. 

2 bis 5 DM für kurze Anzeigen 
und einfache Benachrichtigun- 
gen, für Beschleunigungsgesuche, 
Gesuche um Erteilung von Aus- 
fertigungen oder Abschriften 
sowie für Schreiben, die nur 
den äußeren Betrieb einer Sache 
betreffen, wenn der Rechts- 
anwalt keine sonstige Gebühr 
erhält. 


B. Staffel nach der Kostenordnung 


Lippe-Detmold, 
§ 10 


auch für bloße Benachrichtigun- 
gen usw., wenn der Redits- 
anwalt keine sonstige Gebühr 
erhält. 


Preußen, Art. 8 


auch für bloße Benachrichtigun- 
gen usw., wenn der Redits- 
anwalt keine sonstige Gebühr 
erhält. 


C. Rahmengebühr 
Bayern, 3 bis 40 DM; 

VerwGebO, Art. 3 bloße Benachrichtigungen 
usw. nur Schreibgebühren. 


Schreiben an Privatpersonen 
(außer Auftraggeber) 

A. Staffel nach der Reichsgebührenordnung 

Baden, § 12 durch die Geschäftsgebühr 

— 3/^^ bis 10 /^^ — abgegolten. 

Bayern, RpflVO, 

für Schreiben ohne rechtliche 
Ausführungen u. dgl. nur 
Schreibgebühren. 


Vjo (allgemein für schriftliche 
Einzelleistungen). 

Vio, 

für Schreiben ohne rechtliche 
Ausführungen usw. nur, wenn 
der Rechtsanwalt keine sonstige 
Gebühr erhält. 

Vio; 

2 bis 5 DM für Schreiben ohne 
rechtliche Ausführungen u. dgl., 
wenn der Rechtsanwalt keine 
sonstige Gebühr erhält. 


B. Staffel nach der Kostenordnung 
Vio 


Braunschwelg, 

§ 10 

Hessen, 

LGebO 52, Art. 9 


Oldenburg, § 8 

Württemberg, 
Art. 9 


Lippe-Detmold, 

§11 

Preußen, Art. 9 


V. 


10 


C. Rahmengebühr 

Bayern, 2 bis 20 DM, 

VerwGebO, Art. 4 Schreiben ohne rechtliche 
Ausführungen u. dgl. nur 
Schreibgebühren. 


Schreiben an Au ftraggeber 
(außer Rat und Gutachten) 


Bayern, 

RpflVO, Art. 9 
VerwGebO, Art. 4 

Braunschweig, 

§10 


nur Schreibgebühren. 


2/io (allgemein für schriftliche 
Einzelleistungen). 


Hessen, wie Schreiben an Privatperso- 

JLGebO 52, Art. 9 nen, wenn der Rechtsanwalt 
keine sonstige Gebühr erhält, 
anderenfalls gebührenfrei. 


Lippe-Detmold, 

§11 


Oldenburg, § 8 


Preußen, Art. 9 


Württemberg, 
Art. 9 


wie Schreiben an Privatperso- 
nen, wenn der Rechtsanwalt 
keine sonstige Gebühr erhält, 
anderenfalls gebührenfrei. 

wie Schreiben an Privatperso- 
nen, wenn der Rechtsanwalt 
keine sonstige Gebühr erhält, 
anderenfalls gebührenfrei. 

wie Schreiben an Privatperso- 
nen, wenn der Rechtsanwalt 
keine sonstige Gebühr erhält, 
anderenfalls gebührenfrei. 

2 bis 5 DM. 


276 



Wahrnehmung eines Termins 

A. Staffel nach der Reichsgebührenordnung 

Baden, § 12 Verhandlungsgebühr 

Vio bis lo/io. 

Bayern, ®/io (mind. 3 DM) für ersten, 

RpflVO, Art. 10 2/io für jeden weiteren Termin, 
höchstens ^Vio- 

Hessen, Vio 

LGebO 23, Art. 5 

Hessen, Vio für ersten, 

LGeb052, Art. 11 Vio für jeden weiteren Termin, 
höchstens 

— gilt auch für Besprechungen 
mit anderen Personen als 
dem Auftraggeber — . 

Oldenburg, § 9 Vio für ersten, 

Vio für jeden weiteren Termin, 
höchstens 

Wüttemberg, ^/lo für ersten, 

Art. 10 Vio für jeden weiteren Termin, 

höchstens 

5. Zeitgebühr 

(Staffel nach der Reichsgebührenordnung) 

Braunschweig, Vio je angefangene Stunde; 

§ Ermäßigung auf die Hälfte, 

wenn vorzugsweise nur die 
Versäumnis zu entschädigen ist; 
höchstens das Vierfache des 
Einheitssatzes pro Tag. 


C. Staffel nach der Kostenordnung 

(Lippe-Detmold, für ersten, 

§12 Vio für jeden weiteren Termin, 

höchstens 

Preußen, Art. 10 für ersten, 

Vio für jeden weiteren Termin, 
höchstens ^Vio- 

D. Rahmengebühr 

Bayern, 5 bis 50 DM. 

VerwGebO, Art. 5 


Entwurf einer Urkunde 

A, Staffel nach der Reido s gebühr enordnung 

Baden, § 14 Vio bis ^Vio, wenn sich die 

Tätigkeit hierauf beschränkt. 

Bayern, ViobisVio; 

RpflVO, Art. 12 bis wenn besonders weit- 
läufig oder schwierig. 


B, Staffel nach der Kostenordnung 

Braunschweig, § 9 Vio der für die gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung 
bestimmten Gebühr. 

Bremen, § 8 Vergütung wie Notar, wenn 

Beurkundung oder öffentl. Be- 
glaubigung zur Rechtserheb- 
lichkeit notwendig ist. 

Hessen, Vergütung wie Notar. 

LGebO 52, Art. 14 

Lippe-Detmold, Vergütung ähnlich dem Notar. 
§§ 15-19 

Oldenburg, § 12 Vio der für die gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung 
bestimmten Gebühr. 

Preußen, Art 13 Vergütung wie Notar. 

Württemberg, Vergütung wie Notar; für be- 
Art. 13 sondere Fälle ist eine angemes- 

sene Erhöhung vorgesehen. 

C. Rahmengebühr 

Bayern, 5 bis 50 DM. 

VerwGebO, Art. 7 

Gutachten 

Baden, § 2 entspr. RAGebO § 88. 

Bayern, RpflVO RAGebO § 88. 

Art. 9 

Braunschweig, vom Anwalt selbst zu bemes- 
§ 11 sende Vergütung. 

Hessen, LGebO 23, entspr. RAGebO § 88. 

Art. 2 

Lippe-Detmold, RAGebO § 88. 

§ 30 

Oldenburg, § 17 RAGebO § 88. 

Preußen, Art. 16 RAGebO § 88. 

Württemberg, für besondere Fälle ange- 

Art. 11 messene Erhöhung. 

Vergleich 

(gerichtlich und außergerichtlich) 

A. Staffel nach der Reichsgebührenordnung 

Baden, §§ V,, bis 

131 

Bayern, RpflVO, ^Vio 
Art. 11 

Hessen, in vor Behörden zu ver- 

LGebO 23, Art. 8 tretenden Angelegenheiten, 

für eingehende Vergleichs- 
verhandlungen, wenn diese 
scheitern. 

Hessen, (nur für außergerichtl. 

LGebO 52, Art. 13 Vergleich). 
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B. Rahmengebühr 

Bayern, 5 bis 20 DM 

VerwGebO, 

Art. 6 


Vermittlung von 

Vermögensauseinandersetzungen 

Staffel nach der Kostenordnung 

Lippe-Detmold, 

§ 25 

Oldenburg, § 13 ^o/^q 

Preußen, Art. 13 wie Notar. 

Württemberg, wie Notar, ermäßigt um den 

Art. 13 Betrag des Staatsanteils. 


Hebegebühr 


Baden, Art. 12 

entspr. § 87 RAGebO. 

Bayern, 

RpflVO Art. 27 

§ 87 RAGebO. 

Braunschweig, 

§ 8 

§ 87 RAGebO. 

Hessen, 

LGebO 23, 

Art. 11 

entspr. § 87 RAGebO. 

Hessen, 

LGebO 52, 

Art. 15 

entspr. § 87 RAGebO. 

Lippe-Detmold, 

§ 26 

ähnlich dem § 87 RAGebO, 
jedoch im Falle der Erhebung 
von dritten Personen das Zwei- 
fache der Sätze. 


Oldenburg, § 14 besondere, niedrigere Staffel. 
Preußen, Art. 13 § 148 KostO. 

Württemberg, besondere, niedrigere Staffel. 
Art. 14 


Zwangsversteigerung 
(unbewegliches Vermögen) 

I. Verfahren bis zur Einleitung des 
Verteilungsverfahrens 

A. Staffel nach der Reichsgebührenordnung 

Baden, § 4 für die Vertretung bis zur 

Einleitung des Verteilungs Ver- 
fahrens (Betreibungsgebühr). 

für die Wahrnehmung von 
Terminen (Termingebühr). 

Bayern, RpflVO, Vio für die Vertretung bis zur 

Art. 17 Einleitung des Verteilungsver- 

fahrens. 


Braunschweig, 
§ 5 


Hamburg, 
§§ 20 , 21 


Hessen, ' 
LGebO 23, 
Art. 3 


Hessen, 
LGebO 52, 
Art. 4 


erhöht auf Vio, wenn der 
Rechtsanwalt Antrag auf 
Zwangsversteigerung gestellt 
oder Versteigerungstermine 
wahrgenommen hat; auf ®/io> 
wenn der Rechtsanwalt Antrag 
gestellt und Versteigerungster- 
mine wahrgenommen hat. 

2/^q für Antrag auf Zwangs- 
versteigerung oder Zulassung 
des Beitritts. 

für die Vertretung im Ver- 
steigerungsverfahren; ermäßigt 
auf ^/io> wenn Verfahren vor 
Versteigerungstermin aufge- 
hoben wird. 

s/jQ für Zwangsversteigerungs- 
antrag, ermäßigt auf die 
Hälfte, wenn sich Auftrag vor 
Einreichung erledigt. 

5/jo für die Vertretung im Ver- 
steigerungsverfahren, ermäßigt 
auf Vio, wenn sich die Vertre- 
tung vor Beginn des ersten 
Versteigerungstermins erledigt 
oder nach Abhaltung des letz- 
ten Versteigerungstermins be- 
ginnt. 

Vjo für die Vertretung bis zur 
Einleitung des Verteilungsver- 
fahrens. 

Vio für die Wahrnehmung der 
Versteigerungstermine bei Ver- 
tretung des Antragstellers. 

für die Vertretung bis zur 
Einleitung des Verteilungs Ver- 
fahrens. 


für die Wahrnehmung der 
V ersteigern ngstermine 

Oldenburg, § 4 füj. jjg Vertretung bis zur 

Einleitung des Verteilungs- 
verfahrens. 


3/^0 für die Wahrnehmung der 
Versteigerungstermine bei 
Vertretung des Antrag- 
stellers. 

Württemberg, Vio für die Vertretung bis zur 
Art. 4 Einleitung des Vertei- 

lungsverfahrens, 

erhöht auf Vio» wenn der 
Rechtsanwalt Versteigerungs- 
antrag gestellt oder einen Ver- 
steigerungstermin oder Vorter- 
min (ZVG § 62) wahrgenom- 
men hat; erhöht auf Vio» wenn 
der Rechtsanwalt Antrag ge- 
stellt und einen Termin wahr- 
genommen hat. 
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B, Staffel nach der Kostenordnung 

Bremen, § 5 für die Vertretung bis zur 

Einleitung des Verteilungs- 
verfahrens. 

lo/io für Antrag auf Zwangs- 
versteigerung oder Zulas- 
sung des Beitritts. 

Beschränkt sich die Tätig- 
keit auf die Anmeldung 
eines Rechts Vio> be- 
schränkt sie sich auf die 
Wahrnehmung eines Ter- 
mins 

Lippe-Detmold, für die Vertretung bis zur 

§ 7 Einleitung des Vertei- 

lungsverfahrens. 

Preußen, Art. 4 für die Vertretung bis zur 

Einleitung des Verteilungs- 
verfahrens. 

für die Wahrnehmung der 
Versteigerungstermine. 


B. Staffel nach der Kostenordnung 


Bremen, § 5 für die Vertretung im 

Verteilungsverfahren (auch 
bei außergerichtl. Vertei- 
lung). 

Lippe-Detmold, für die Vertretung im 

§ 7 Verteilungsverfahren(auch 

bei außergerichtl. Vertei- 
lung). 


Preußen, Art. 4 für die Vertretung im 

V erteilungsverfahren. 


C. Keine besondere Gebühr 

Hamburg, abgegolten durch die Verfah- 

§§ 20, 21 rensgebühr für die Zwangsver- 

steigerung. 


Zwangsverwaltungsverfahren 


11. Verteilungsverfahren 


A, Staffel nach der Reichsgebührenordnung 


Baden, § 4 Vio für die Vertretung im Ver- 

teilungsverfahren (auch 
bei außergerichtl. Vertei- 
lung). 


Bayern, Vio für die Vertretung im 

RpflVO Art. 17 Verteilungsverfahren (auch 

bei außergerichtl. Vertei- 
lung). 


Braunschweig, 
S 5 


Hessen, 
LGebO 23, 
Art. 3 


Hessen, 
LGebO 52, 
Art. 4 


Vio für die Vertretung in 

einem gerichtl. oder außer- 
gerichtl. Verteilungsver- 
fahren; ermäßigt auf Vio 
im Falle des § 144 I ZVG. 

lo/io für die Vertretung Im 
Verteilungsverfahren (auch 
bei außergerichtl. Vertei- 
lung). 

Vio für die Vertretung im Ver- 
teilungsverfahren (auch bei 
außergerichtl. Verteilung). 


Oldenburg, § 4 Vio für die Vertretung Im 

Verteilungsverfahren (auch 
bei außergerichtl. Vertei- 

lung). 

Württemberg, Vio für die Vertretung im 

Art. 4 Vertellungsver fahren (auch 

bei außergerichtl. Vertei- 

lung). 


A. Staffel nach der Reichs gebühr enordnung 


Baden, § 5 

jährlich ^®/io, 
daneben für Antrag ®/io 

Bayern, 

RpflVO, Art. 19 

jährlich ^1^^ (mindestens 

10 DM), 

daneben für Antrag Vio- 

Braunschweig, 

§ 6 

erstes Jahr Vio) folgende Jahre 
2 /^ 0 , daneben für Antrag 2/^^. 

Hamburg, § 22 

Vio (einmalig). 

Hessen, 

LGebO 23, 

Art. 4 

jährlich ^Vio, 

daneben für Antrag ^Vio. 

Hessen, 

LGebO 52, 

Art. 5 

jährlich ®/io (mindestens 

5 DM), 

daneben für Antrag Vio* 

Oldenburg, § 5 

jährlich 2/^^j, 
daneben für Antrag ^/lo. 

Württemberg, 

Art. 5 

jährlich 

daneben für Antrag Vio- 


B. Staffel nach der Kostenordnung 

Bremen, § 6 jährlich ^^/lo, 

daneben für Antrag ^®/io. 

Lippe-Detmold, jährlich ^/lo, 

§ 8 daneben für Antrag ^Vio* 

Preußen, Art. 5 jährlich ®/io, 

daneben für Antrag 
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Rechtsmittel in der Zwangsver- 

Steigerung 

und der Zwangsver- 
waltung 


A. 

entsprechend § 41 RAGebO. 

Bayern, 

RpflVO, 

Art. 2711 

Braunschweig, 

§ 7 


Hamburg, § 25 


Preußen, 

Art. 14, 16 

B. 

Bremen, 

§§ 5VII, 6V 

i%o Staffel der 

Kostenordnung. 

Württemberg, 
Art. 5v, 711 

3/10 nach der Staffel der 
Reichsgebührenordnung. 


Eintragung 

einer Sicherungs Hypothek 
Baden, § 8 

Die übrigen Landesgebührenordnungen enthalten 
keine besondere Vorschrift. Vergütung erfolgt wie 
wie für „Anträge und Erklärungen“. 


Wegen der Anrechnung auf weitere Gebühren 
gilt: 

Bayern, Die Gebühr wird auf die Ver- 

RpflVÖ, Art. 27 fahrensgebühr bis zur Einlei- 
tung des Verteilungsverfahrens 
oder auf die Antragsgebühr im 
Z wangs ver wal tungs ver f ahren 
angerechnet; nach bayer. Recht 
jedoch nur, wenn der Auftrag 
mit demjenigen zur Einleitung 
des Zwangsversteigerungs- oder 
Zwangsverwaltungsverfahrens 
Preußen, Art, 16 bezüglich desselben Anspruchs 
Württemberg, Grund desselben Schuld- 

^5 titels gleichzeitig erteilt wor- 

den ist. 


Hessen, 

LGebO 52, 

Art. 17 

Lippe-Detmold, 
§ 30 

Oldenburg, § 17 


Höchstgebühr in derselben 
Angelegenheit je Rechtszug 

A. Staffel nach der Reich sgebiihrenordnung 

Bayern, für Information, Rat, Anträge 

RpflVÖ, und sonstige Schreiben = 

Art. 14 jedoch nicht weniger als die 

Summe der Mindestgebühren 
für jedes in Betracht kom- 
mende Geschäft; 
für Terminswahrnehmung u. 
Vergleich = 


Hessen, für Anträge u. sonstige Schrei- 

LGebO 52, ben = Vio; wenn umfangreich 

Art. 10 u. schwierig = i%o- 

Oldenburg, § 11 für Anträge, sonstige Schreiben 
u. Rat = i% 0 ‘ 

Württemberg, für Anträge, sonstige Schreiben 
Art. 12 u. Rat = i%q. 

B. Staffel nach der Kostenordnung 

Lippe-Detmold, für Anträge, sonstige Schreiben 
§14 u. Rat = 30/^^, 

Preußen, Art. 12 für Anträge, sonstige Schreiben 
u. Rat = 


Sonstige bemerkenswerte 
G e b ü h r e n V o r s c h r i f t e n 

1, Bayern 

a) „Informations- Vio> evtl, bis Vio; in der 

gebühr“ Zwangsvollstreckung 

nach 

Bayer.RpflVO, 

Art. 6 
Bayer. 

VerwGebO, 

Art. 1 2 bis 40 DM 

b) „Angemessenheitsklausel“ 

nach Bayer. VerwGebO, Art. 11: 

„In Sachen von besonderer Wichtigkeit oder 
Schwierigkeit kann eine das hödiste Maß 
überschreitende Gebühr bewilligt werden.“ 
nach Bayer. VO v. 29. 12. 1923 (GVBl. S. 415), 
Art. 4: 

„Der Rechtsanwalt kann, wenn seine Tätigkeit 
von besonderer Wichtigkeit oder Schwierigkeit 
war, oder wenn sonst die Umstände des Fal- 
les eine solche Erhöhung angezeigt erscheinen 
lassen, eine den Höchstsatz der gesetzlichen 
Vergütung überschreitende Gebühr verlangen. 
Dies gilt nicht im Verhältnis zu einem erstat- 
tungspflichtigen Gegner oder dem Staate bei 
Pflichtaufträgen.“ 

2. Braunschweig 

a) Zusatzgebühr für Geschäfte außerhalb des 
Büros 

Braunschw. LGebO § 16: 

„Hat der Rechtsanwalt, ohne daß die bezüg- 
lichen Gebührenstimmungen die Vornahme des 
Geschäfts außerhalb der Wohnung voraus- 
setzen, zweckmäßigerweise oder zufolge beson- 
deren Auftrags Wege innerhalb seines Wohn- 
ortes oder außerhalb desselben bis zu einer 
Entfernung von 2 km gemacht, so erhält er 
für den Weg das Doppelte der Mindestge- 
bühr.“ 
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b) Vergütung „fortlaufender Geschäfte" 
Braunschweig, LGebO, § 14: 

„Wird die Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
für eine ihrer Art nach fortlaufende, eine 
Reihe von schriftlichen Arbeiten, von Ter- 
minen, von Konferenzen u. dgl. mit sich brin- 
gende Geschäftsbesorgung — wie für die 
Regelung von erbschaftlichen und ähnlichen 
Vermögensangelegenheiten, für die Ausfüh- 
rung von letztwilligen Verfügungen u. dgl. 
— in Anspruch genommen, und ist über die 
ihm zu gewährende Vergütung keine verbind- 
liche Festsetzung getroffen, so kann er an die 
Stelle einer Berechnung seiner Gebühren nach 

Maßgabe der einen Gebührensatz 

treten lassen, welcher von dem Wert des 
Gegenstandes 3 Vo beträgt." 

J. Bremen, § 9, Angemessene Vergütung; 

„Ist für das dem Rechtsanwalt übertragene Ge- 
schäft eine Gebühr nicht bestimmt, so kann er für 
seine Arbeitsleistung und Verantwortung nach 
Umfang und Schwierigkeit des Geschäfts sowie 
nach der größeren oder geringeren Erheblichkeit 
des Wertes eine angemessene Vergütung bean- 
spruchen.“ 


Artikel VIII 

Gebühren und Auslagen von Rechts- 
beiständen 

Zu § 1 

1. Nach § 91 Abs. 2 ZPO sind die gesetz- 
lichen Gebühren und Auslagen eines Rechts- 
anwalts der obsiegenden Partei in allen Pro- 
zessen zu erstatten. Eine Rechtsvorschrift, die 
den gleichen Grundsatz für die Gebühren 
und Auslagen eines Prozeßagenten oder son- 
stigen Rechtsbeistandes aufstellt, besteht 
nicht. Wohl aber ist in der Allgemeinen Ver- 
fügung des früheren Reichsministers der Ju- 
stiz vom 16. September 1938 (Deutsche Ju- 
stiz S. 1513) folgendes ausgesprochen: 

„Wenn die Vorschrift — des § 91 Abs. 2 
ZPO — sich auf die Zuziehung eines Rechts- 
anwalts beschränkt, so ist dies offenbar des- 
halb geschehen, weil früher der Rechtsanwalt 
der einzige Rechtswahrer war. Nachdem 
durch das Rechtsberatungsmißbraudisgesetz 
vom 13. Dezember 1935 (RGBl. I S. 1478) 
frühere Mißstände beseitigt und die Zulas- 
sung von Reditsbeiständen, einschließlich der 


4. Hessen 

Zusatzgebühr bei Umfang oder Schwierigkeit 
Hessische LGebO 52, Art. 10; 

„Dem Rechtsanwalt stehen für Anträge und son- 
stige Schreiben zusätzlich ®/io zu, falls die Durch- 
führung des Auftrags durch Beschaffung oder 
Sichtung von Unterlagen eine besonders umfang- 
reiche Vorbereitung oder eine besonders schwierige 
rechtliche Nachprüfung erfordert.“ 

5. Württemberg, Artikel 3 Abs. 2, Vorbereitungs- 
gebühr: 

„Ist der Rechtsanwalt außer zur Ausführung des 
Auftrags auch zu seiner Vorbereitung tätig gewe- 
sen, so erhält er hierfür eine Gebühr, die der Ge- 
bühr für die Ausführung des Auftrags gleich- 
kommt (Vorbereitungsgebühr). 

Beim Zusammentreffen mehrerer gebührenpflich- 
tiger Geschäfte (Artikel 12) darf auch die Vor- 
bereitungsgebühr die volle Gebühr nicht überstei- 
gen, Vertritt der Rechtsanwalt den Auftraggeber 
in mehreren Instanzen, so erhält er die Vorberei- 
tungsgebühr in der höheren Instanz nur dann, 
wenn er in dieser Instanz zu seiner Vorbereitung 
noch weiter tätig gewesen ist.“ 


Prozeßagenten geregelt ist, würde es nicht 
mehr dem Sinne der gesetzlichen Regelung 
entsprechen, wenn man in der Frage der Er- 
stattungsfähigkeit der Kosten eines Recdits- 
beistandes einen grundsätzlich ablehnenden 
Standpunkt einnehmen wollte. Danacdi wer- 
den in der Regel die Kosten, die der obsie- 
genden Partei durch die Zuziehung eines 
Rechtsbeistandes entstanden sind, in ange- 
messenen Grenzen als erstattungsfähig anzu- 
sehen sein.“ 

Diese Auffassung, die von der Rechtspre- 
chung allgemein geteilt wird, liegt auch dem 
Absatz 1 Satz 1 zugrunde. Damit wird 
nunmehr gesetzlich bestimmt, daß die Ge- 
bühren und Auslagen des Rechtsbeistandes 
der obsiegenden Partei in allen Prozessen 
zu erstatten sind. Dies gilt nicdit nur im 
eigentlichen Zivilprozeß, sondern in allen 
Verfahren, in denen § 91 Abs. 2 ZPO anzu- 
wenden ist, z. B. auch in der Zwangsvoll- 
streckung (vgl. § 788 Abs. 1 ZPO). 

2. Auch in der Frage, in welchen Grenzen 
die Vergütung des Rechtsbeistandes als er- 
stattungsfähig anzusehen ist, kann sich der 
Entwurf auf eine gefestige Rechtsprechung 
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stützen. Nadi der oben unter 1. erwähnten 
Allgemeinen Verfügung vom 16. September 
1938 und der Allgemeinen Verfügung des 
früheren Reichsministers der Justiz vom 
16. Januar 1941 (Deutsche Justiz S. 132) ist 
bei Gegenständen im Werte bis 300 DM eine 
Vergütung in Höhe der einem Rechtsanwalt 
bei gleicher Tätigkeit zustehenden Gebühren 
und bei Gegenständen mit höherem Wert 
eine Vergütung in Höhe der halben Anwalts^ 
gebühren, mindestens jedoch in Höhe der 
Anwaltsgebühren für einen Gegenstand im 
Werte von 300 DM, anzuerkennen. Die 
Rechtsprechung ist dem Grundgedanken die- 
ser Allgemeinen Verfügungen gefolgt. Sie 
weicht hiervon nur insofern ab, als sie be- 
strebt ist, auch bei Werten über 300 DM eine 
möglichst gleichmäßige Gebührenstaffel zu 
erreichen. 

Die im Absatz 1 Satz 2 und im Absatz 2 
vorgesehene Gebührenstaffel sieht bei Wer- 
ten bis zu 300 DM die gleichen Gebühren 
vor, die ein Rechtsanwalt nach der Tabelle 
zu § 11 des Entwurfs einer Bundesgebühren- 
ordnung für Reditsanwälte erhalten würde. 
Bei höheren Werten bis 1000 DM sieht die 
Staffel bis auf geringe Abrundungen die glei- 
chen Gebühren vor, die von der Rechtspre- 
chung bisher zugebilligt worden sind. Bei 
Werten über 1000 DM führt die Staffel all- 
mählich zu den halben Anwaltsgebühren, die 
sie beim Wert von 3000 DM erreicht, 

3. Nach § 27 des Entwurfs einer Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte erhält ein 
Rechtsanwalt bei Geschäftsreisen Reiseko- 
stenvergütung und Auslagenersatz nadi den 
für Bundesbeamte der Reisekostenstufe II 
geltenden Vorschriften und außerdem ein 
Abwesenheitsgeld von 15 DM je Werktag, 
bei Geschäftsreisen von nicht mehr als 4 
Stunden von 7,50 DM. Absatz 3 enthält die 
entsprechenden Vorschriften für die Erstat- 
tung der Reisekosten eines Rechtsbeistandes. 
Es erscheint angemessen, die Reisekostenver- 
gütung und den Auslagenersatz nadi Reise- 
kostenstufe III zu gewähren lind das Abwe- 
senheitsgeld auf 10 DM je Werktag, bei Rei- 
sen von nidit mehr als 4 Stunden auf 5 DM 
zu bemessen. 

Zu §2 

1. Für das sozialgerichtliche Verfahren ist die 
Erstattung der Gebühren der Rechtsanwälte 
und der Rechtsbeistände bisher in § 196 des 
Sozialgerichtsgesetzes geregelt. Danach wer- 


den die Gebühren aus einem Gebührenrah- 
men entnommen, und zwar erhält ein 
Rechtsbeistand die Hälfte der Gebühren, die 
ein Rechtsanwalt erhalten würde. Eine ent- 
sprechende Regelung ist für Reditsanwälte 
im § 114 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und für Rechtsbeistände in 
dem vorliegenden Absatz 1 vorgesehen. 

2. Absatz 2 entspricht dem § 196 Abs. 5 des 
Sozialgerichtsgesetzes. 


Artikel IX 

Änderungen sonstiger Gesetze 

Zu § 1 

§196 Abs. 1 Nr. 15 BGB ist, soweit er Ge- 
richtsvollzieher betrifft, gegenstandslos und 
daher entsprechend geändert (vgl. die Be- 
gründung zu § 12 des Gesetzes über Kosten 
der Gerichtsvollzieher). 

Zu § 2 

1. In den § 91 Abs. 2 ZPO werden durch 
Nr. 1 die Vorschriften eingefügt, die bisher 
in den §§ 7, 94 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte enthalten sind. Diese Vor- 
schriften gehören in die Zivilprozeßordnung, 
weil sie nicht das Verhältnis des Rechtsan- 
walts zum Auftraggeber, sondern die Kosten- 
erstattung zwischen den Parteien regeln. Im 
übrigen ist die Fassung zugrunde gelegt, die 
für diese Vorschrift im § 257 Nr. 2 des Ent- 
wurfs einer Bundesrechtsanwaltsordnung 
vorgesehen ist. 

2. Die Gerichtsvollzieherkosten werden wie 
Gerichtskosten zur Staatskasse erhoben (vgl. 
Einleitung II, 3 der Begründung zu dem Ge- 
setz über Kosten der Gerichtsvöllzieher), Die 
Vorschrift des § 123 Abs. 1 ZPO, die bisher 
nur für Gerichtskosten gilt, wird daher durch 
Nr. 2 auf Gerichtsvollzieherkosten ausge- 
dehnt. Durch Nr. 3 wird § 124 ZPO ent- 
sprechend geändert. 

3. Wegen der Änderung der §§ 401, 413 
ZPO durch Nr. 3 und 4 wird auf die Einlei- 
tung II, 2 der Begründung zu dem Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen verwiesen. 

Zu § 3 

1. Die Erstattung von Kosten, die den Be- 
teiligten in Angelegenheiten der freiwilligen 
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Gerichtsbarkeit erwachsen, ist bundesrechtUch 
nur in Sondergesetzen geregelt. So z. B. im 
§ 34 des Verschollenheitsgesetzes, im § 47 
des Wohnungseigentumsgesetzes, im § 20 der 
Sechsten Durchführungsverordnung zum 
Ehegesetz und im § 45 des Gesetzes über das 
gerichtliche Verfahren in Landwirtschafts- 
sachen. Vorschriften über die Kostenerstat- 
tung, die in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit allgemein gelten, enthalten 
die in Ergänzung des JR.eichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit erlassenen Landesgesetze. In manchen 
Ländern, z. B. Hamburg, fehlen allerdings 
solche Vorschriften. Diese landesrechtlichen 
Regelungen weichen erheblich voneinander 
ab, insbesondere, soweit es sich um die 
Grundlage und den Umfang der Erstattungs- 
pflicht und das Verfahren handelt, in dem 
die zu erstattenden Kosten festgestellt wer- 
den. 

2. Das Recht der Gerichtskosten ist für die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit bereits durch die Kostenordnung vom 
25. November 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1371) vereinheitlicht worden. Durch § 20 a 
EGG (in der Fassung des Artikels 5 Nr. 2 
des Rechtseinheitsgesetzes vom 12. Mai 1950, 
Bundesgesetzbl. S. 455, 501) ist die Anfech- 
tung von Entscheidungen über den Kosten- 
punkt bundeseinheitlich geregelt worden. Es 
besteht nun auch ein Bedürfnis dafür, die 
Rechtseinheit auf dem Gebiet der Kosten- 
erstattung herzustellen. Dem dient die als 
§ 13 a in das Reichsgesetz über die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
einzufügende Vorschrift, die der Entwurf 
vorsieht. 

3. Der Entwurf geht von folgenden Grund- 
gedanken aus: 

Eine Vorschrift, die, wie etwa § 91 ZPO, 
vorschreiben würde, daß der unterliegende 
Teil die dem Gegner erwachsenen Kosten zu 
erstatten hat, wäre der freiwilligen Gerichts- 
barkeit nicht angemessen. Auch wenn an 
einem Verfahren der freiwilligen Gerichts- 
barkeit mehrere Personen beteiligt sind, ste- 
hen sie sich nicht immer mit gegensätzlichem 
Interesse gegenüber. Vielfach erfolgt die Be- 
teiligung weniger im Interesse derjenigen, 
deren Angelegenheiten in dem Verfahren be- 
sorgt werden, als im Interesse der Beteiligten 
selbst. In manchen Fällen hat das Gesetz die 
Kostenverteilung materiell geregelt (vgl. z. B. 
§ 1035, § 1067 Abs. 1 Satz 2, § 1372 Abs. 2, 


§ 1528 Abs. 2, § 1672 Abs. 2, § 1835, § 1844 
Abs. 3 BGB). Dies bleibt von einer prozes- 
sualen Regelung der Kostenerstattung unbe- 
rührt (vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Zivilsachen Bd. 130 S. 127; Bd. 150 S. 39). 
Es gibt aber Fälle, in denen eine prozessuale 
Kostenerstattungspflicht angemessen ist, z. B. 
wenn ein Beteiligter ein unbegründetes 
Rechtsmittel einlegt oder schuldhaft beson- 
dere Kosten veranlaßt oder wenn sich die Be- 
teiligten in echter Streitstellung gegenüber- 
stehen. Bei der Verschiedenheit der in Be- 
tracht kommenden Fällen ist eine bis ins ein- 
zelne gehende Regelung nicht möglich. Es ist 
vielmehr notwendig, für das richterliche Er- 
messen einen so weiten Raum zu lassen, daß 
eine dem Einzelfall angemessene Kostenent- 
scheidung gefunden werden kann. 

4. Der Entwurf schreibt daher die Kostener- 
stattung nicht zwingend vor, sondern er- 
mächtigt das Gericht nur, in Angelegenhei- 
ten, an denen mehrere Personen beteiligt 
sind, anzuordnen, daß die Kosten, die zur 
zweckentsprechenden Erledigung der Ange- 
legenheit notwendig waren, von einem Betei- 
ligten ganz oder teilweise zu erstatten sind, 
wenn dies der Billigkeit entspricht. Nach 
dem Vorbild der meisten Landesrechte ist 
der Richter jedoch zu einer solchen Anord- 
nung verpflichtet, wenn der Beteiligte die 
Kosten durch ein unbegründetes Reditsmit- 
tel oder durch grobes Verschulden veranlaßt 
hat. 

Der Umfang der erstattungsfähigen Kosten 
wird durch die Verweisung auf § 91 Abs. 1 
Satz 2 ZPO näher bestimmt. Nach dem 
ebenfalls entsprechend anwendbaren § 102 
ZPO können Urkundsbeamte der Geschäfts- 
stelle, gesetzliche Vertreter, Rechtsanwälte 
und andere Bevollmächtigte sowie Gerichts- 
vollzieher zur Tragung der Kosten verurteilt 
werden, die sie durch grobes Verschulden 
veranlaßt haben. Das Kostenfestsetzungsver- 
fahren ist durch Verweisung auf die §§ 103 
bis 107 ZPO geregelt. 

5. Der Entwurf sieht vor, daß bundesrecht- 
liche Vorschriften, die die Kostenerstattung 
abweichend regeln, unberührt bleiben. Dies 
ist zweckmäßig, weil solche Vorschriften auf 
besondere Verfahren zugeschnitten zu sein 
pflegen. Unberührt bleiben danach auch die 
Vorschriften des Bundesrechts, die bestim- 
men, daß außergerichtliche Kosten nicht er- 
stattet werden (vgl. z. B. § 20 Satz 1 des 
Vertragshilfegesetzes), 
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6. Landesrechtliche Vorschriften über die 
Kostenerstattung treten außer Kraft, soweit 
sie auf § 200 FGG beruhen und der Ergän- 
zung des Reichsgesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit die- 
nen. Denn nach Einfügung des § 13 a enthält 
dieses Gesetz insoweit keine Lücke mehr, die 
durch Landesrecht ausgefüllt werden könnte. 
Dagegen bleiben landesrechtliche Vorschrif- 
ten über die Kostenerstattung unberührt, so- 
weit sie für landesrechtlich geregelte Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gelten (vgl. besonders § 189 FGG). 

Zu § 4 

Die Bestimmung gleicht die Vorschrift des 
§ 13 Abs. 4 des Mieterschutzgesetzes über 
den Streitwert für die Aufhebungsklage an 
§10 des Gerichtskostengesetzes an. 

In der Allgemeinen Verfügung des fr. Reichs- 
ministers der Justiz vom 12. Januar 1944 
(Deutsche Justiz S. 66), die im Artikel X § 4 
Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe c des Entwurfs zur 
Aufhebung vorgesehen ist, war vorgeschrie- 
ben, daß der Betrag dem Streitwert hinzuzu- 
redinen ist, der dem Mieter als Ersatz von 
Umzugskosten oder als Entschädigung zuge- 
sprochen wird. Diese Vorschrift ist nicht 
übernommen worden, weil im Aufhebungs- 
prozeß nur über den Grund und nicht auch 
über die Höhe solcher Ansprüche entschieden 
werden kann. 

Zu § 5 

Die Abgabe der Sache an ein anderes Gericht 
ist in § 14 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte geregelt. § 23 der Hausrats- 
verordnung wird daher so gefaßt, daß sich 
diese Vorschrift nicht mehr auf die Gebüh- 
ren des Rechtsanwalts bezieht. 

Zu § 6 

1. Nr. 1 gleicht die Vorschrift des § 48 
Abs. 2 des Wohnungseigentumsgesetzes an 
§ 10 des Gerichtskostengesetzes an. 

2. Die Abgabe einer Sache an ein anderes Ge- 
ridit ist im § 14 der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte geregelt. Durch 
Nr. 2 wird daher § 50 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes so gefaßt, daß sich diese Vor- 
schrift nicht mehr auf die Gebühren des 
Rechtsanwalts bezieht. 


Zu § 7 

Die Abgabe einer Sache an ein anderes Ge- 
richt ist in § 14 der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte geregelt. § 12 Abs. 3 des 
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen wird daher so gefaßt, 
daß sich diese Vorschrift nicht mehr auf die 
Gebühren des Rechtsanwalts bezieht. 

Zu § 8 ^ 

Wegen der Änderung der §§71 und 84 der 
Strafprozeßordnung wird auf die Einleitung 
II, 2 der Begründung zu dem Gesetz über 
die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen verwiesen. 

Zu § 9 

Die Gebühren und Auslagen in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten sind nun in dem Gerichts- 
kostengesetz geregelt. § 72 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten wird daher entspre- 
chend geändert. 

Zu § 10 

Im Verfahren nach dem Gesetz über die 
innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in 
Strafsachen vom 2. Mai 1953 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 161) gelten für die Gebühren des 
Rechtsanwalts die §§ 63 ff. der Gebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte entsprechend 
(vgl. § 19 Abs. 2 des Rechts- und Amtshilfe- 
gesetzes). Die Vorschrift des § 19 Abs. 2 be- 
darf einer Anpassung. Es erscheint zweck- 
mäßig, für eine Beistandsleistung in diesem 
Verfahren einen eigenen Gebührenrahmen 
zu schaffen. Für das Verfahren vor dem Ge-, 
neralstaatsanwalt (§§ 3, 4 und 15 des Rechts- 
und Amtshilfegesetzes) erscheint ein Rahmen 
von 25 bis 250 Deutsche Mark angemessen. 
Für das Verfahren vor dem Oberlandesge- 
richt (§§ 5 bis 8, § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 2 des 
Rechts- und Amtshilfegesetzes) ist im Hin- 
blick auf die Endgültigkeit der Entscheidung 
ein höherer Gebührenrahmen geboten. Hier- 
für bietet sich ein Rahmen von 50 bis 500 
Deutsche Mark an. 

Zu § 11 

In den § 193 Abs. 3 SGG wird die bisher im 
§ 94 der geltenden Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte enthaltene Vorschrift einge- 
fügt. Ferner wird der Hinweis auf Auslagen- 
vorschriften der geltenden Gebührenordnung 
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durch einen Hinweis auf die entsprechende 
Vorschriften der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte ersetzt. 

Zu § 12 

Nach Artikel I Abs. 7 des Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Kosten- 
redits vom 7. August 1952 (Bundesgesetzbl. 
I S. 401) werden in Verfahren vor den Ar- 
beitsgerichtsbehörden Zuschläge zu den Ge- 
bühren nicht erhoben. Diese besondere Re- 
gelung für Arbeitssachen ist durch § 12 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes vom 3, September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1267) aufrechter- 
halten worden. 

Nach § 12 Abs. 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
richten sich die Gebühren in den höheren 
Rechtszügen nach dem Gerichtskostengesetz. 
Da in die Tabelle zu § 8 des Gerichtskosten- 
gesetzes nunmehr der Zuschlag nach dem Ge- 
setz vom 7. August 1952 eingearbeitet wird, 
würden sich nach der Verweisung im § 12 
Abs. 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes die Gebüh- 
ren in Arbeitssachen erhöhen. Die als neuer 
Absatz 2 in den § 12 des Arbeitsgerichts- 
gesetzes eingestellte Vorschrift bewirkt, daß 
diese Erhöhung nicht eintritt. 


Artikel X 
Schlußvorschriften 

Zu § 1 

Gründe der Zweckmäßigkeit legen es nahe, 
das gerichtliche Verfahren für die Anfech- 
tung aller Verwaltungsakte auf dem Gebiet 
des Justizkostenrechts einheitlich zu regeln. 
Die für den Bereich der Justiz geltenden 
Kostengesetze sehen in allen Fällen, in denen 
Anträge auf gerichtliche Entscheidung gegen 
Verwaltungsakte für zulässig erklärt werden, 
ein Verfahren vor dem ordentlichen Gericht, 
und zwar meist vor dem Gericht der Haupt- 
sacheinstanz vor (vgl. z. B. § 4 GKG, § 13 
KostO, § 9 des Gerichtsvollzieherkostenge- 
setzes, § 16 des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen, § 126 der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte). Um etwaige Lücken, die 
bei der Anfechtung von Justizverwaltungs- 
akten in Kostenangelegenheiten auftreten kön- 
nen, zu schließen, erscheint es geboten, eine Ge- 
neralklausel aufzunehmen, durch die ein dem 


§13 der Kostenordnung entsprechendes Ver- 
fahren vor den ordentlichen Gerichten für 
zulässig erklärt wird. 

Zu § 2 

Durch diese Vorschrift wird es den Ländern 
ermöglicht, in Kostenangelegenhelten die 
Entscheidung über die weitere Beschwerde 
einem von mehreren Oberlandesgerichten 
oder an Stelle eines solchen Oberlandesge- 
richts einem Obersten Landesgericht zu über- 
tragen. 

Zu § 3 

1. In den Übergangsvorschriften zu früheren 
Kostengesetzen ist häufig bestimmt worden, 
daß das neue Recht auf die vor seinem In- 
krafttreten anhängig gewordenen bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten anzuwenden ist, 
soweit nicht die Instanz vor dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes beendigt war. Solche Über- 
gangsvorschriften wirken also zurück, da sich 
auch die Kosten, die in der laufenden Instanz 
schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
entstanden sind, nach neuem Recht bestim- 
men. Diese Kosten müssen daher nachberech- 
net werden. Eine solche Übergangsregelung 
ist zweckmäßig, wenn eine Erhöhung von 
Kosten sofort wirksam werden soll. Dieser 
Gesichtspunkt war auch für § 16 Abs. 1 des 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Kostenrechts vom 7. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 401) maßgebend. Der vor- 
liegende Entwurf sieht aber nicht eine all- 
gemeine Erhöhung der Kosten, sondern eine 
strukturelle Änderung des Kostenrechts vor. 
Es wäre ferner nicht zweckmäßig, wenn das 
neue Recht für alle Kosten gelten würde, die 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes entste- 
hen. Eine solche Regelung würde zwar nicht 
zurückwirken. Es würden aber Überschnei- 
dungen und Berechnungsschwierigkeiten ent- 
stehen, weil in der laufenden Instanz ver- 
schiedene Rechte anzuwenden sein würden. 

Absatz 1 sieht daher vor, in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, die vor dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes anhängig geworden sind, die 
Gebühren und Auslagen noch nach dem bis- 
herigen Recht zu erheben. Nach neuem 
Recht sollen die Gebühren und Auslagen je- 
doch erhoben werden, wenn eine Berufung, 
eine Revision oder . eine Beschwerde nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes eingelegt 
wird. Der Entwurf stellt nicht auf die Be- 
endigung der laufenden Instanz, sondern auf 
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die Einlegung bestimmt bezeichneter Rechts- 
mittel ab. Dadurdi werden die Streitfragen 
vermieden, die bei früheren Übergangsrege- 
lungen über den Begriff der Beendigung der 
Instanz entstanden sind. 

2. Absatz 2 lehnt sich an § 163 Nr. 2 der 
Kostenordnung an. Wenn die Gebühren für 
ein Verfahren zu erheben sind, ist es audi in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit zweckmäßig, die in derselben Instanz an- 
fallenden Kosten nadi demselben Recht zu 
erheben. Dies gilt auch für Zwangsversteige- 
rungs- und Zwangsverwaltungsverfahren, die 
das bisherige Recht der Kostenordnung zu- 
ordnet, während sie nach neuem Redit im 
Gerichtskostengesetz geregelt sind. 

3. In Straf sadien kommt es nadi Absatz 3 
auf den Zeitpunkt an, in dem die über die 
Kosten ergehende Entsdieidung rechtskräftig 
geworden ist. 

4. Die neue Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte soll nicht in laufende Ge- 
schäftsbesorgungsverträge eingreifen. Absatz 
4 sieht daher vor, daß für die Gebühren aus 
Aufträgen, die vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes erteilt worden sind, grundsätzlich 
noch das bisherige Recht gilt. Wenn nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes eine Beru- 
fung, eine Revision oder eine Beschwerde 
eingelegt wird, soll nach dem Entwurf jedoch 
neues Recht gelten, weil vor der Einlegung 
eines solchen Rechtsmittels regelmäßig neue 
Entschlüsse zu fassen sind. 

Der Erteilung des Auftrags an den Rechts- 
anwalt ist die Beiordnung als Armenanwalt 
und die Bestellung zum Verteidiger von 
Amts wegen gleichgestellt. Ist, wie beim 
Armenanwalt, neben der Beiordnung auch 
ein Auftrag notwendig, so kommt es für die 
Fortgeltung des alten Rechts auf den frühe- 
ren Zeitpunkt an, wenn die Beiordnung und 
die Erteilung des Auftrags zeitlich ausein- 
anderfallen. Der Ersatz von Auslagen des 
Rechtsanwalts richtet sich nach dem Recht, 
das in dem Zeitpunkt gilt, in dem die Aus- 
lagen entstanden sind. 

5. Soweit in den vorhergehenden Absätzen 
nichts anderes bestimmt ist, gilt nach Absatz 5 
das neue Recht für Gebühren und Auslagen, 
die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes fäl- 
lig werden. Dies entspricht dem § 16 Abs. 3 
des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Kostenrechts vom 7. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 401). 


Zu § 4 

1. Im Absatz 1 Nr. 1 bis 8 und Nr. 10 sind 
die Rechtsvorschriften aufgezählt, die in- 
folge der Neuordnung des gerichtlichen Ko- 
stenrechts (vgl. Art. I und II) und des Ent- 
schädigungsrechts für Zeugen und Sachver- 
ständige (Art. VI) außer Kraft treten. § 196 
und § 197 Abs, 1 Satz 3 des Sozialgerichts- 
gesetzes (Nr. 11) wird durch § 114 der Bun- 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte und 
durch Art. VIII § 2 des Entwurfs ersetzt. 
Auch das Gesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Kostenrechts (Nr. 9) ist in dem 
vorliegenden Entwurf berücksichtigt. Nur 
§ 4 Abs. 1 dieses Gesetzes muß für die Ge- 
bühren in Hinterlegungssachen und in Justiz- 
verwaltungssachen, die nicht in dem Gebüh- 
renverzeichnis der Justizverwaltungskosten- 
ordnung geregelt sind, aufrechterhalten 
werden. 

2. Die im Absatz 2 aufgezählten Bestimmun- 
gen enthalten teils Rechtsvorschriften, teils 
Verwaltungs Vorschriften. Bei einigen Be- 
stimmungen ist es zweifelhaft, ob es sich um 
Rechtsvorschriften handelt. Die Bestimmun- 
gen sind, soweit es erforderlich erscheint, sie 
als Rechtsvorschriften beizubehalten, in das 
Gerichtskostengesetz und in die Kostenord- 
nung eingearbeitet worden. Da die Vor- 
schriften, „soweit sie als Rechtsvorschriften 
angewendet werden‘‘, aufgehoben werden, 
kommt zum Ausdruck, daß es dem Ermessen 
der Justizverwaltungen überlassen bleibt, in- 
wieweit sie diese Vorschriften als Verwal- 
tungsanordnungen aufrechterhalten wollen. 

3. Es entspricht dem Zweck des Gesetzes (vgl. 
Einleitung II, 2 der Begründung zu Art. III), 
daß grundsätzlich alle bisherigen bundes- und 
landesrechtlichen Kostenvorschriften für Ge- 
richtsvollzieher außer Kraft treten (Absatz 3). 
Da die geltenden Kostenvorschriften für Ge- 
richtsvollzieher sehr unübersichtlich sind, 
kann neben der Einzelaufzählung eine Gene- 
ralklausel nicht entbehrt werden, 

4. Ferner entspricht es dem Zweck des Ge- 
setzes (vgl. Einleitung II, 1 und III, 1 der Be- 
gründung zu Art. VII), daß grundsätzlich 
alle bundes- und landesrechtlichen Vorschrif- 
ten, nach denen sich bisher die Gebühren und 
Auslagen der Rechtsanwälte bemessen, außer 
Kraft treten (Absätze 4 und 5). Da ciie gel- 
tenden Gebührenvorschriften für Rechts- 
anwälte sehr unübersichtlich sind, kann 
neben der Einzelaufzählung eine General- 
klausel nicht entbehrt werden. 
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5. Durch Absatz 6 werden die Gesetze der 
Länder über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Kostenrechts aufgehoben (vgl. oben Nr. 
1), soweit sie nicht für Gebühren und Aus- 
lagen gelten, die auch nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch auf Grund Landesrechts 
erhoben werden. 

Zu § 5 

1. Absatz 1 enthält Vorbehalte für das Lan- 
desrecht auf dem Gebiet des Kostenrechts für 
Gerichtsvollzieher. 

2. Absatz 2 zählt die Vorschriften, die neben 
der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte in Kraft bleiben, im einzelnen auf. 

Zu §6 

Die Bestimmung gleicht Verweisungen, die in 
aufrechterhaltenen Vorschriften enthalten 
sind, an das neue Recht an. 

Zu § 7 

Da das Gerichtskostengesetz und die Kosten- 
ordnung durch die zahlreichen Änderungen 
unübersichtlich werden, ist es erforderlich, 


die geltende Fassung dieser Gesetze neu be- 
kanntzumachen. Es ist zweckmäßig, daß der 
Gesetzgeber die neue Fassung beschließt, wie 
es hinsichtlich des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes, der Zivilprozeßordnung und der Straf- 
prozeßordnung nach Artikel 9 des Gesetzes 
zur Wiederherstellung der Rechtseinheit usw. 
vom 12. September 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 455) geschehen ist. Dabei werden auch die 
beiden Gesetze sprachlich aneinander anzu- 
gleichen, ferner die Vorschriften des Gerichts- 
kostengesetzes mit amtlichen Überschriften 
zu versehen sein. 

Zu § 8 

Die Vorschrift soll es ermöglichen, das Gesetz 
auch in Berlin in Kraft zu setzen. 

Zu § 9 

Das neue Recht erfordert zu seiner Einfüh- 
rung keine größeren organisatorischen Vor- 
bereitungen. In schwebende Angelegenheiten 
greift das neue Recht grundsätzlich nicht ein 
(vgl. Art. X § 3). Es wird daher genügen, 
wenn zwischen der Verkündung des Ge- 
setzes und seinem Inkrafttreten ein Zeitraum 
von etwa drei Monaten liegt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


!• Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bun- 
desrates, da in ihm mehrfach Gesetze, die mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangen sind, 
geändert werden (z. B. Gesetz über das ge- 
richtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen 
vom 21. Juli 1953 — BGBl. I S. 667 — , So- 
zialgerichtsgesetz vom 3. September 1953 — 
BGBl. I S. 1239 — , Arbeitsgerichtsgesetz vom 

3. September 1953 — BGBl. I S. 1267). 
Auch das Gesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Kostenrechts vom 7. August 1952 
(BGBl. I S. 401) ist mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen. Änderungen solcher 
Gesetze bedürfen wiederum der Zustimmung 
des Bundesrates. Zur Justizbeitreibungsord- 
nung ist die Zustimmung des Bundesrates 
schon nach Artikel 84 Abs. 1 GG erforderlich. 

Artikel I 

Änderungen des Gerichtskostengesetzes 

2. Zu Artikel I Nr. 3 (§ 2 Abs. 1) 

§ 2 Abs. 1 ist durch folgenden Satz 2 zu er- 
gänzen: 

„Bundesbahn und Bundespost sind von der 
Zahlung der Auslagen nicht befreit.“ 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, Bundesbahn und Bun- 
despost als werbende Betriebe mit haushalts- 
rechtlicher Sonderstellung an der Vergünsti- 
gung der Auslagenbefreiung teilnehmen zu 
lassen. 

3. Zu Artikel I Nr. 4 (§ 4) 

In § 4 Abs. 2 sind die Sätze 2 bis 4 zu strei- 
chen. 


Begründung 

Die der Vereinfachung dienende Kosten- 
reform sollte keinesfalls zu einer Vermehrung 
der Instanzen führen. Außerdem sollte die 
Anfechtung des Kostenansatzes in Zivil- 
sachen und in Strafsachen nicht verschieden 
gehandhabt werden und beim Amtsgericht 
nicht weitergehen als die Anfechtung des 
amtsgerichtlichen Kostenfestsetzungsbeschlus- 
ses. In Zivilsachen und in Strafsachen werden 
— anders als in der freiwilligen Gerichts- 
barkeit — die Oberlandesgerichte ohnehin 
als Beschwerdegerichte mit der Anfechtung 
von Kostenansätzen befaßt. 

4. Zu Artikel I Nr. 9 (§ 7) 

In § 7 Abs. 1 ist das Wort „drei“ zu ersetzen 
durch das Wort „vier“. 

5. Zu Artikel I Nr. 10 (Anlage zu § 8 Abs. 2) 

a) In der dem § 8 Abs. 2 beigefügten 
Tabelle sind die Gebühren in den Wert- 
stufen von 50 Deutsche Mark bis ein- 
schließlich 19 600 Deutsche Mark jeweils 
um 1 Deutsche Mark und in den Wert- 
stufen von 20 400 Deutsche Mark bis 

, einschließlich 50 000 Deutsche Mark je- 
weils um 3 Deutsche Mark zu erhöhen. 

b) Am Ende der dem § 8 Abs. 2 beige- 
fügten Tabelle ist in den Worten „von 
dem Mehrbetrag für je 1000 Deut- 
sche Mark 6 Deutsche Mark“ die Zahl 
„6“ zu ersetzen durch die Zahl „6,50“. 

Begründung zu Nr. 4 und 5 
Die nach dem Entwurf vorgesehene Einpau- 
schalierung der nach Artikel I Nr. 42 nicht 
mehr zu erhebenden Postgebühren erweist 
sich in sämtlichen Wertstufen als zu niedrig. 
Zur Vermeidung von Einnahmeausfällen für 
die Länder ist daher die oben vorgeschlagene 
Erhöhung notwendig. Sie führt insgesamt zu 
keiner Mehreinnahme an Kosten. 
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6. Zu Artikel I Nr. 13 (§ 10 a Abs. 5) 

In § 10 a Abs. 5 sind die Worte „aus den 
letzten 6 Monaten vor der Rechtshängigkeit '' 
zu streichen. 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, statt sämtlicher Rück- 
stände nur die Rückstände aus den letzten 
6 Monaten bei der Streitwertberechnung zu 
berücksichtigen. 

7. Zu Artikel I Nr. 39 (§ 69) 

In § 69 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „eine 
Gebühr von fünf Deutsche Mark“ zu ersetzen 
durch die Worte „eine Gebühr von zehn 
Deutsche Mark“. 

Begründung 

Die in dem Entwurf vorgesehene Beschwerde- 
gebühr erscheint zu gering. 

8. Zu Artikel I Nr. 40 (§ 70 b) 

In § 70 b Abs. 1 sind die Worte „wird die 
in § 69 Abs. 1 beiStimmte Gebühr erhoben“ zu 
ersetzen durch die Worte „wird eine Gebühr 
von zehn Deutsche Mark erhoben“. 

Begründung 

Der Wegfall der Bezugnahme auf die in § 69 
Abs. 1 bestimmte Gebühr dient der redak- 
tionellen Vereinfachung. 

9. Zu Artikel I Nr. 41 (§ 71) 

a) In § 71 Abs. 3 sind die Worte „wenn 
die Herstellung auf mechanischem Wege 
(Druck, Lichtbild usw.)“ zu ersetzen 
durch die Worte „wenn die Herstellung 
auf mechanischem Wege (ausgenom- 
men durch Ablichtung)“. 

b) In § 71 Abs. 6 sind die Worte „von 
Schriftstücken der in den Absätzen 4 
und 5 genannten Art“ zu streichen. 

Begründung 

Der Antrag soll die weitgehende Verwendung 
des Ablichtungsverfahrens zur Herstellung 
von Abschriften ermöglichen, ohne daß inso- 
weit aus der in Absatz 3 vorgeschriebenen 
Notwendigkeit der Zeilenzählung Schwierig- 
keiten hergeleitet werden könnten. 

10. Zu Artikel I Nr. 44 (§ 89 d) 

In § 89 d Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „der 
Antragsteller“ zu ersetzen durch die Worte 
„derjenige, der die Handlung beantragt hat“. 


Begründung 

Der Antrag dient der sprachlichen Klarstel- 
lung. 

Artikel II 

Änderungen der Kostenordnung 

11. Zu Artikeln Nr. 7 (§ 10) 

§ 10 Abs. 1 ist durch folgenden Satz 2 zu er- 
gänzen: 

„Bundesbahn und Bundespost sind von der 
Zahlung der Auslagen nicht befreit.“ 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, Bundesbahn und Bun- 
despost als werbende Betriebe mit haushalts- 
rechtlicher Sonderstellung an der Vergünsti- 
gung der Auslagenbefreiung teilnehmen zu 
lassen. 

12. Zu Artikeln Nr. 8 (§ 13 Abs. 2 und 3) 
In § 13 Abs. 3 ist der letzte Satz zu streichen. 
Begründung 

Es besteht kein Anlaß, für die weitere Be- 
schwerde auf die Beschwerdesumme zu ver- 
zichten. 

13. Zu Artikeln Nr. 69 (§ 138) 

a) In § 138 Abs. 3 sind die Worte „wenn 
die Herstellung auf mechanischem Wege 
(Druck, Lichtbild usw.)“ zu ersetzen 
durch die Worte „wenn die Herstellung 
auf mechanischem Wege (ausgenommen 
durch Ablichtung)“. 

b) In § 138 Abs. 6 sind die Worte „von 
Schriftstücken der in den Absätzen 4 
und 5 genannten Art“ zu streichen. 

Begründung 

Der Antrag soll die weitgehende Verwendung 
des Ablichtungsverfahrens zur Herstellung 
von Abschriften ermöglichen, ohne daß inso- 
weit aus der in Absatz 3 vorgeschriebenen 
Notwendigkeit der Zeilenzählung Schwierig- 
keiten hergeleitet werden könnten. 

14. Zu Artikeln Nr. 87 (§ 156) 

Nr. 87 Buchstabe a (§ 156 Abs. 2 Satz 5) ist 
zu streichen. 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, für die weitere Be- 
schwerde auf die Beschwerdesumme zu ver- 
zichten. 
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Artikel III 

Kosten der Gerichtsvollzieher 

15. Zu Artikel III (§ 8 Abs. 1) 

§ 8 Abs. 1 ist durch folgenden Satz 2 zu er- 
gänzen: 

„Bundesbahn und Bundespost sind von der 
Zahlung der Auslagen nicht befreit. ‘‘ 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, Bundesbahn und Bun- 
despost als werbende Betriebe mit haushalts- 
rechtlicher Sonderstellung an der Vergünsti- 
gung der Auslagenbefreiung teilnehmen zu 
lassen. 

16. Zu Artikel III (§ 38) 

I 38 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b ist wie folgt zu 
fassen: 

„b) nach Orten außerhalb dieses Gebietes, 
sofern die Voraussetzungen für die Er- 
hebung eines Reisekostenpauschbetrages 
(§ 37 Abs. 1) nicht gegeben sind.“ 

Begründung 

Der Antrag dient der Klarstellung. 

Artikel IV 
Änderungen 

der Justizverwaltungskostenordnung 

17. In den einleitenden Worten des Artikels 
IV sind die Worte „ ,soweit sie als Bundes- 
recht anzuwenden ist,“ zu streichen. 

18. Zu Artikel IV Nr. 1 (§ 1) 

Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

1 

(1 ) In Justizverwaltungsangelegenhei- 
ten werden, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, von den Justizbehörden des 
Bundes Kosten (Gebühren und Auslagen) 
nach den Vorschriften dieser Justizver- 
waltungskostenordnung erhoben. 

(2) § 10 und § 13 dieser Justizver- 
waltungskostenorcfnung sind auch dann 
anzuwenden, wenn Kosten in Justizver- 
waltungsangelegenheiten von Justizbehör- 
den der Länder erhoben werden.' “ 


19. Zu Artikel IV Nr. 6 (§13) 

§13 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung zu Nr. 17 bis 19 
Die Fassung des Entwurfs „ , soweit sie als 
Bundesrecht anzuwenden isl:,“ ist nicht ein- 
deutig. Die vorgeschlagene Fassung will eine 
klare Scheidung von Bundes- und Landesrecht 
herbeiführen, zumal zweifelhaft ist, bezüglich 
Vi^elcher Verwaltungskosten des dem Entwurf 
beigefügten Gebührenverzeichnisses dem 
Bund die Gesetzgebungszuständigkeit zusteht. 

20. Zu Artikel IV Nr. 6 (§ 13) 

§13 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 13 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 
und 5 der Kostenordnung gilt entsprechend.“ 

Begründung 

Es besteht kein Bedürfnis, die weitere Be- 
schwerde zuzulassen. 

21. Zu Artikel IV (Anlage zu § 2 Abs. 1) 

In der Anlage zu § 2 Abs. 1 (Gebührenver- 
zeichnis) sind die Nr. 3 d, 4, 5 und 8 zu strei- 
chen. 

Begründung 

Für die hier vorgesehenen Geschäfte ist eine 
Zuständigkeit von Bundesbehörden nicht ge- 
geben. Dem Bund fehlt daher die gesetzge- 
berische Zuständigkeit, insoweit Gebühren 
vorzusehen. 

Artikel V 

Änderungen der Justizbeitreibungsordnung 

22. In den einleitenden Worten des Artikels 
V sind die Worte „ ,soweit sie als Bundes- 
recht anzuwenden ist,“ zu streichen. 

23. Zu Artikel V Nr. 1 (§ 1) 

Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 bis 3 werden wie folgt ge- 
faßt: 

’(l) Nach dieser Justizbeitreibungs- 
ordnung werden folgende Ansprüche 
beigetrieben, soweit sie von Justizbe- 
hörden des Bundes einzuziehen sind: 

1. Gerichtskosten; 

2. Zulassungs- und Prüfungsgebühren; 
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3. alle sonstigen Justizverwaltungsab- 
gaben; 

4. Kosten der Gerichtsvollzieher und 
Vollziehungsbeamten, soweit sie 
selbständig oder gleichzeitig mit 
einem Anspruch, der nach den Vor- 
schriften dieser Justizbeitreibungs- 
ordnung vollstreckt wird, bei dem 
Auftraggeber oder Ersatzpflichti- 
gen beigetrieben werden; 

5. Ansprüche gegen Beamte, nicht- 
beamtete Beisitzer und Vertrauens- 
personen, gegen Rechtsanwälte, ge- 
gen Zeugen und Sachverständige 
sowie gegen mittellose Personen 
auf Erstattung von Beträgen, die 
ihnen in einem gerichtlichen Ver- 
fahren zuviel gezahlt sind; 

6. Ansprüche gegen Beschuldigte auf 
Erstattung von Beträgen, die ihnen 
in den Fällen der §§ 467, 473 der 
Strafprozeßordnung zuviel gezahlt 
sind; 

7. alle sonstigen Ansprüche, die nach 
Bundes- oder Landesrecht im Ver- 
waltungszwangsverfahrenbeigetrie- 
ben werden können. 

(2) Die Justizbeitreibungsordnung 
findet auch auf die Einziehung von 
Ansprüchen im Sinne des Absatzes 1 
durdi Justizbehörden der Länder An- 
wendung, soweit die Ansprüche auf 
bundesrechtlicher Regelung beruhen. 

(3) Die Vorschriften der Justizbei- 
treibungsordnung über das gerichtli- 
che Verfahren finden auch dann An- 
wendung, wenn sonstige Ansprüche 
durch die Justizbehörden der Länder 
im Verwaltungszwangsverfahren ein- 
gezogen werden.' 

b) Absatz 2 wird Absatz 4. 

c) Absatz 3 wird Absatz 5 und erhalt 
folgende Fassung: 

,(5) . . " (wie Artikel V Nr. 1 

Buchstabe e des Entwurfs). 

Begründung zu Nr. 22 und 23 
Die Fassung des Entwurfs „ , soweit sie als 
Bundesrecht anzuwenden Ist," ist nicht ein- 
deutig. Die vorgeschlagene Fassung will eine 
klare Scheidung von Bundes- und Landes- 
recht herbeiführen. 

Von der Regelung durch den Bund Ist die 
Beitreibung derjenigen bisher in § 1 aufge- 
führten Ansprüche auszunehmen, die landes- 
rechtlich geregelt sind. 


Artikel VI 
Entschädigung 

von Zeugen und Sachverständigen 

24. Zu Artikel VI (§1) 

In § 1 Abs. 2 sind nach den Worten „für die 
Sachverständigentätigkeit" die Worte «Im 
Sinne des Absatzes 1" einzufügen. 

Begründung 

Die Fassung des Entwurfs könnte zu der 
nicht gewollten Auslegung verleiten, sämt- 
liche Beamte und Angestellte, die im Dienst 
des Bundes oder eines Landes mit irgendeiner 
Sachverständigentätigkeit betraut sind, hät- 
ten bei Heranziehung durch Gericht oder 
Staatsanwaltschaft keinen Entschädigungsan- 
spruch nach diesem Gesetz. 

In Wirklichkeit sollen nur solche Sachver- 
ständige, die für die gerichtliche und staats- 
anwaltsdhaftliche Heranziehung bereits durch 
ihre Bezüge entschädigt sind, keinen Anspruch 
nach diesem Gesetz haben. Durch die Worte 
„im Sinne des Absatzes 1" soll klargestellt 
werden, daß das Gesetz nur dann nicht gilt, 
wenn der Sachverständige für diejenige ge- 
richtliche oder staatsanwaltschaftliche Sach- 
verständigentätigkeit, In deren Rahmen er 
herangezogen wird, eine laufende Vergütung 
erhält. Ob dies der Fäll ist, wird Im Einzel- 
fall nach dem Dienstrecht des Sachverständi- 
gen zu beurteilen sein. 

25. Zu Artikel VI (§ 2) 

§ 2 Abs. 4 letzter Satz ist zu streichen. 
Begründung 

Die Beschränkung des Gesamtbetrages auf 
höchstens 24 DM steht im Widerspruch zu 
Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1, wo- 
nach die Zeugenentschädigung von höchstens 
3 DM je Stunde für höchstens 10 Stunden 
je Tag gewährt werden soll. Eine Ermäßigung 
des danach sich ergebenden Höchstbetrages 
von 30 DM erscheint auch im Hinblick auf 
das Lohnniveau nicht gerechtfertigt. 

26. Zu Artikel VI (§ 3) 

In § 3 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „die 
besondere fachliche Kenntnisse erfordern“ zu 
ersetzen durch die Worte „die überdurch- 
schnittliche fachliche Kenntnisse erfordern". 

Begründung 

„Besondere“ fachliche Kenntnisse könnte je- 
der Sachverständige für sich in Ansprudh 
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nehmen. Der Antrag stellt klar, daß nur 
überdurchschnittliche fachliche Kenntnisse zu 
einer Gebührenerhöhung berechtigen. 

27. Zu Artikel VI (Anlage zu § 5) 

In der Anlage zu § 5 sind in den lfd. Nr. 5 
und 6 die Worte „für jeden Untersuchungs- 
gang“ zu streichen. 

Begründung 

Die Entschädigung des Sachverständigen für 
jeden Untersuchungsgang könnte bei den in 
Frage kommenden Verrichtungen zu einer 
nicht zu verantwortenden Gebührenerhöhung 
führen. 

28. Zu Artikel VI (§16) 

In § 16 Abs. 2 sind die Sätze 3 und 4 zu 
streichen; Satz 5 wird Satz 3. 

Begründung 

Bei der Festsetzung der Entschädigung für 
Zeugen oder Sachverständige erscheint die 
Zulassung der weiteren Beschwerde nicht an- 
gezeigt. 


Artikel VII 
Vergütung der Rechtsanwälte 

29. Zu Artikel VII (§ 10) 

In § 10 Abs. 3 sind die Sätze 3 und 4 zu 
streichen; Satz 5 wird Satz 3. 

Begründung 

Für Wertfestsetzungen gemäß § 10 des Ent- 
wurfs sollte kein weiteres Rechtsmittel ge- 
geben sein als für Wertfestsetzungen gemäß 
§18 des GKG-Entwurfs. Im letzteren Fall 
aber ist bei Wertfestsetzungen durch das 
Rechtsmittelgericht sogar die erste Beschwerde 
ausgeschlossen und die weitere Beschwerde 
überhaupt nicht zulässig. 

30. Zu Artikel VII (§ 121) 

In § 121 Abs. 2 sind die Worte „InEhesadien“ 
zu ersetzen durch die Worte „In Ehesachen, 
in landgerichtlichen Verfahren, welche die 
Feststellung des Rechtsverhältnisses zwischen 
Eltern uncf Kindern zum Gegenstand haben, 
und in landgerichtlichen Entmündigungs- 
sachen“. 


Begründung 

Es erscheint angebracht, die landgerichtlichen 
Kindschafts- und Entmündigungssachen den 
Ehesachen gleichzustellen. 

Artikel IX 

Änderungen sonstiger Gesetze 

31. Zu Artikel IX (§ 2 Änderungen der 
Zivilprozeßordnung) 

Es wird empfohlen, anläßlich der Kostenre- 
form durch eine Änderung der Armenrechts- 
vorschriften der Zivilprozeßordnung sicher- 
zustellen, daß bei der Bewilligung des Armen- 
rechts der armen Partei die Leistung eines 
Beitrages zu den Prozeßkosten (durch ein- 
malige Zahlung oder durch Ratenzahlungen) 
aufgegeben werden kann. Die Erfahrung 
zeigt, daß das Armenrecht der armen Partei 
häufig in vollem Umfang bewilligt wird, ob- 
wohl sie nach ihren Einkommens- und Ver- 
mögensverhältnissen und nach ihrer Lebens- 
haltung zur Leistung eines Kostenbeitrags 
(durch einmalige Zahlung oder durch Raten) 
durchaus in der Lage wäre. Von der Mög- 
lichkeit, das Bruchteilsarmenrecht zu bewil- 
ligen, macht die Praxis erfahrungsgemäß 
keinen Gebrauch. Eine gesetzliche Regelung 
ist daher dringend erwünscht. Die beabsich- 
tigte Regelung würde nicht nur dazu bei- 
tragen, den Aufwand der Justizhaushalte er- 
heblich zu vermindern, sondern sie würde 
auch einer übertriebenen Inanspruchnahme 
der Gerichte Vorbeugen. 

A r t i k e 1 X 
Schluß Vorschriften 

32. Zu Artikel X (§ 2) 

a) In § 2 Satz 1 sind die Worte^ „§ 4 des 
Gerichtskostengesetzes,“ zu streichen. 

b) § 2 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Folgerung aus dem Vorschlag zu Artikel I 
Nr. 4 (§ 4 GKG), zu § 16 des Gesetzes über 
die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen und zu § 10 der Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte (oben 
zu Nr. 3, 28 und 29). 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1 . 

Den Vorschlägen Nr. 2, 3, 7 bis 11, 13, 15 
bis 20, 22 bis 30, 32 wird zugestimmt. 

2 . 

Auch den Vorschlägen zu Nr. 1 und Nr. 21 
wird zugestimmt. Gegen die Begründung des 
Bundesrates bestehen jedoch Bedenken. 

a) Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung hält eine Zustimmung 
des Bundesrates nur insoweit für erforderlich, 
als das Verwaltungsverfahren von den Behör- 
den der Länder geregelt wird. 

b) Zu Nr. 21 

Dem Bund fehlt nicht die gesetzgeberische 
Zuständigkeit. Auf eine bundesrechtliche Re- 
gelung kann aber verzichtet werden. 

3. 

Gegen die Vorschläge Nr. 4, 5, 6, 12 und 14 
bestehen Bedenken. 

a) Zu Nr. 4 und 5 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Erhöhung 
der Gebühren, die insbesondere bei kleinen 
Streitwerten zu einer unangemessenen Ge- 
bührenlast führt, wird nicht dadurch gerecht- 
fertigt, daß nach Artikel I Nr. 42 des Ent- 
wurfs auch in den wenigen Fällen, in denen 
nach geltendem Recht Postgebühren in Rech- 
nung gestellt werden dürfen (vgl. § 72 Nr. 1, 
2 des Gerichtskostengesetzes), aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung keine Postge- 
bühren mehr angesetzt werden sollen. Der 
geringe Einnahmeausfall, der dadurch ent- 


steht, wird nach der Regierungsvorlage durch 
Aufrundungen, die in der neuen Staffel ent- 
halten sind, und durch Erhöhung der Ge- 
bühren für Werte bis 500 DM ausgeglichen. 
Nach dem Vorschlag des Bundesrates würde 
dagegen eine echte Gebührenerhöhung ein- 
treten. 

b) Zu Nr. 6 

Die Hinzurechnung aller Rückstände zu dem 
nach § 10 a Abs. 1, 3, 4 berechneten Streit- 
wert führt zu Härten. 

c) Zu Nr. 12 und 14 

Wenn das Landgericht die weitere Beschwerde 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zur 
Entscheidung stehenden Frage zugelassen hat, 
ist es nicht zweckmäßig, die Zulässigkeit der 
Beschwerde davon abhängig zu machen, daß 
der Beschwerdegegenstand 50 DM über- 
steigt. Denn mit der Zulassung der weiteren 
Beschwerde gibt das Gericht dem Bedürfnis 
der Praxis Ausdruck, im Interesse der Rechts- 
einheit möglichst bald eine Entscheidung des 
Oberlandesgerichts herbeizuführen. 

4. 

Zur Empfehlung Nr. 31 

Der Bundesminister der Justiz prüft z. Z., 
inwieweit die Regelung der vom Bundesrat 
erörterten Fragen eine grundsätzliche Ände- 
rung der Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über das Armenrecht erfordert. Von 
dem Ausfall dieser Prüfung hängt es ab, ob 
eine Ergänzung des vorliegenden Entwurfs 
vorgeschlagen werden kann. Denn es wäre 
nicht zweckmäßig, mit den im wesentlichen 
nur technischen Änderungen des Gebühren- 
rechts, die der Entwurf vorsieht, eine grund- 
sätzlidie Änderung des Zivilprozeßredits zu 
verbinden. 
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